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Eberhard Jäckel 

Lokalstudien zum Nationalsozialismus 
Editorial 

Aus guten Gründen ist die Zeit des Nationalsozialismus seit langem, und 
zwar keineswegs nur in Deutschland, ein stark bevorzugter Gegenstand 
der historischen Forschung. Während anfänglich übergreifende Studien, 
etwa Biographien Hitlers und der anderen führenden Personen, Gesamt­
geschichten der Machtergreifung, des Herrschaftssystems, der Ideologie 
und des Krieges, im Vordergrund standen, hat sich der Schwerpunkt in 
den letzten Jahren von den zentralen Ereignisebenen auf die regionalen, 
lokalen und sektoralen Bereiche verlagert. Dabei hat insonderheit die 
Ortsgeschichte einen bemerkenswerten Aufschwung genommen. 

Das vorliegende Heft gilt ausschließlich dem Forschungsfeld derartiger 
Lokalstudien zum Nationalsozialismus. Es ist in der Konzeption und in 
den meisten Beiträgen eine am Historischen Institut der Universität Stutt­
gart entstandene Gemeinschaftsarbeit, die ihrerseits eine verwickelte Vor­
geschichte hat. Die Stadt Stuttgart hatte seit 1898 für jedes Jahr, wenn 
auch mit größeren Unterbrechungen, eine stadtgeschichtliche »Chronik« 
herausgegeben. Als der Band für die Jahre 1933 bis 1945 im nachhinein 
in einen Meinungsstreit geriet, schlug Oberbürgermeister Manfred Rom­
mel dem Historischen Institut vor, das heikle Thema zum Gegenstand 
einer Doktorarbeit zu machen. 

Das entsprach nicht nur einem neuerwachten Interesse an wissenschaft­
lich fundierter Ortsgeschichte. Es kam auch der Tendenz der Forschung 
nach vertiefter Spezialisierung entgegen. In der Tat kann Stadtgeschichte, 
wenn sie hohen Ansprüchen gerecht werden soll, nicht von der Stadtver­
waltung unter der Aufsicht des Gemeinderates, sondern nur von ausgebil­
deten und unabhängigen Historikern geschrieben werden. Freilich 
konnte schon wegen des Grundrechts der Freiheit von Forschung und 
Lehre und der entsprechenden Grundpflicht der Universitäten eine Auf­
tragsarbeit nicht in Betracht kommen. Es wurde daher vereinbart, daß die 
Stadt ein Stipendium (nach den Richtlinien der Landesgraduiertenförde­
rung) und einen Druckkostenzuschuß gewährte, ohne irgendeinen Ein­
fluß auf den Inhalt der Arbeit zu erhalten. 
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290 Eberhard Jäckel 

Indem so die Interessen der Stadt und der Wissenschaft zur Deckung ge­
bracht worden waren, entstand eine neuartige Form der Forschurigsförde­
rung. Das Modell machte rasch Schule. In der Folge wandten sich meh­
rere Gemeinderäte und Oberbürgermeister mit der Bitte an das Stuttgar­
ter Historische Institut, gleichfalls eine Geschichte ihrer Stadt in der Zeit 
des Nationalsozialismus zu bekommen. Nicht alle vermochten die Not­
wendigkeit unabhängiger Forschung und die damit verbundenen Vorteile 
auch für die Gemeinden von vornherein einzusehen. Das Historische Insti­
tut beharrt jedoch darauf, nur Stipendien ohne irgendwelche Auflagen an­
nehmen zu können. Historische Forschung kann nicht an die Zustim­
mung von Geldgebern gebunden werden. 

Schon während der Vorbereitung der ersten Arbeit, über die Ge­
schichte Stuttgarts (von Roland Müller), die 1988 unter dem Titel »Stutt­
gart zur Zeit des Nationalsozialismus« als Buch erschien, hatte es sich als 
notwendig erwiesen, die besonderen methodischen Anforderungen in 
einem Seminar zu erörtern. Als kurz danach eine entsprechende Arbeit 
über Tübingen (von Benigna Schönhagen) hinzukam, die 1991 mit dem 
Titel »Tübingen unterm Hakenkreuz« als Buch veröffentlicht wurde, und 
darauf weitere Vorhaben über Sindelfingen (von Horst Zecha), Schorn­
dorf (von Barbara Hammerschmitt) sowie Reichenbach an der Fils (von 
Joachim Scherrieble) folgten, die noch nicht abgeschlossen sind, wurde 
aus dem Seminar eine nunmehr seit vielen Semestern bestehende ständige 
Einrichtung. 

Alle Abhandlungen des vorliegenden Heftes (außer derjenigen von 
Dirk Schubert) und auch die beiden Kleinen Beiträge über Groß-Rosen 
und Grafeneck sind aus diesem Seminar hervorgegangen. Obwohl fast 
alle Autoren Doktorarbeiten vorbereiten, erscheinen hier jedoch nicht 
etwa auszugsweise Vorausveröffentlichungen. In den Vorbesprechungen 
wurde vielmehr festgelegt, daß verschiedene Aspekte der Ortsgeschichte 
jeweils an einem Fall beispielhaft behandelt werden sollten: Machtüber­
nahme und Machtausbau in Sindelfingen, Kirchenkampf in Reichenbach, 
rassische Verfolgung in Schorndorf, Kriegszeit in Stuttgart und Tübingen, 
Kriegsende in Brettheim, Reaktionen der Bevölkerung in Groß-Rosen auf 
das dortige Konzentrationslager sowie die Tötungen von Behinderten in 
Grafeneck. Buchbesprechungen registrieren und kritisieren den inzwi­
schen erreichten Forschungsstand. 

Auf diese Weise soll zum einen die große V ielfalt der Themen vorge-
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stellt werden, die in ortsgeschichtlichen Untersuchungen zum Nationalso­
zialismus zu behandeln sind. Zum anderen sollen die methodischen Pro­
bleme verdeutlicht werden. Ortsgeschichte stellt nämlich sehr spezifische 
und keineswegs einfache methodische Ansprüche. Wenn sie sich, wie in 
den früher weitverbreiteten Darstellungen üblich, auf die örtlichen Ereig­
nisse beschränkt, wird sie ihr Ziel fast immer verfehlen. Denn die Orte le­
ben nicht für sich allein, sondern in größeren Zusammenhängen. Nur 
wenn berücksichtigt wird, was von außen in sie einwirkt, kann eine zuver­
lässige Darstellung entstehen. Das gilt für alle Zeiten, insonderheit aber 
für die Zeit des Nationalsozialismus. 

Machtübernahme, Kirchenkampf, Rassenverfolgung und Krieg entstan­
den ja nicht in den Städten und Dörfern, sondern in der Regierungszen­
trale. Freilich wirkten sie sich in den Orten aus, aber nicht überall in glei­
cher Weise. Wissenschaftliche Ortsgeschichte hat die überaus schwierige 
Aufgabe, das für das ganze Land Typische vom Besonderen zu unterschei­
den. Das ist etwa bei den Wahlergebnissen sehr einfach. Ob und inwie­
weit die vor der Machtübernahme für die NSDAP abgegebenen Stimmen 
über oder unter dem Landes- oder Reichsdurchschnitt lagen, läßt sich 
leicht ermitteln. Aber die Frage stellt sich auch für alle anderen Bereiche, 
und da wird es sehr schwierig. 

Wurde eine bestimmte, von oben angeordnete Maßnahme etwa der Ju­
denverfolgung am Orte verschärft oder gemildert? Entsprach die Ausfüh­
rung dem landesweit Üblichen, oder wich sie davon ab? Nur wer solche 
Fragen zuverlässig beantworten kann, wird der Geschichte eines Ortes 
wirklich gerecht. In diesem Bereich entstehen gerne Legenden derart, daß 
in der eigenen Gemeinde die Akzeptanz des Regimes geringer oder der Wi­
derstand größer gewesen sei als anderswo. 

Die Wahrheit kann man nur dann ermitteln, wenn man weiß, wie sich 
der entsprechende Vorgang an den anderen Orten zugetragen hat. Das ist 
die schwierige Dialektik der Ortsgeschichte. Sie will und muß das Beson­
dere darstellen und kann es nur, wenn sie das Allgemeine kennt. Sie setzt 
daher zunächst einmal eine gründliche Kenntnis der allgemeinen Ge­
schichte voraus. Wer die Grundzüge der nationalsozialistischen Politik 
nicht kennt, kann ihre Auswirkungen in einem einzelnen Ort nicht richtig 
beurteilen. Damit nicht genug, setzt aber Ortsgeschichte eigentlich auch 
noch Kenntnisse voraus, die sie erst erarbeiten soll. Denn nur aus einem 

. 
Vergleich kann sich ergeben, ob ein Vorgang an einem Ort von den ent-
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sprechenden Vorgängen an anderen Orten abwich. Mit anderen Worten: 
Wer nicht weiß, wie die Entwicklung in den anderen Orten verlief, kann 
auch die des zu untersuchenden Ortes nicht vollständig beurteilen. Es 
liegt auf der Hand, daß dies erst dann geleistet werden kann, wenn eine 
Vielzahl von derartigen Untersuchungen vorliegt. 

Daraus aber erwächst dann auch ihr übergeordneter Nutzen. Sie haben 
eine doppelte Funktion. Einerseits sollen sie den Bürgerinnen und Bür­
gern zeigen, wie die Entwicklung in ihren Orten verlief. Daran besteht ein 
zunehmendes Interesse, und das soll befriedigt werden. Andererseits sol­
len sie auch der allgemeinen Geschichte einen Nutzen erweisen. Erst 
wenn wir zuverlässig wissen, wie die nationalsozialistische Herrschaft 
sich auf der lokalen Ebene auswirkte, von dort getragen oder behindert 
wurde, wird sich ein umfassendes Gesamtbild ergeben. Dann werden wir 
manche Züge jener Zeit besser verstehen, als wir sie verstanden haben, so­
lange nur die zentralen Ereignisse und die Führungsebenen untersucht 
worden waren. 

Ortsgeschichte ist mithin ein Forschungsprozeß, der sich einerseits fort­
gesetzt selbst bedingt und befruchtet, und der andererseits, wenn er eine 
Zeitlang betrieben worden ist, auch die allgemeine Geschichte bereichert. 
Er verdient daher nicht nur aus lokalem, sondern auch aus übergeordne­
tem Interesse nachhaltige Förderung. Mit dem vorliegenden Heft soll eine 
Zwischenbilanz gezogen und zugleich auf die in der Zukunft liegenden 
Aufgaben der Ortsgeschichte hingewiesen werden. 

November 1993 Eberhard Jäckel 
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Horst Zecha 

Machtübernahme und Machtausbau in Sindelfingen 

» In dem ehemals so roten und ach so demokratischen Sindelfingen weht die Haken­
kreuzfahne vom Rathaus . . .  «, formulierte ein nationalsozialistischer Verfasser in ei­
nem Artikel der Sindelfinger Zeitung vom 10. März 1933 mit unverhohlener Genug­
tuung. Auch wenn diese vielerorts durchgeführten symbolischen Flaggenhissungen 
noch keineswegs die endgültige Machtübernahme vor Ort bedeuteten, werfen sie 
doch die Frage auf, wie es den Nationalsozialisten gut fünf Wochen nach dem Amts­
antritt Hitlers in Berlin gelungen war, auf kommunaler Ebene offensichtlich schon 
entscheidenden .Einfluß zu gewinnen. Für Sindelfingen stellt sich die Frage um so 
drängender, da ein Blick auf die Verhältnisse zu Beginn der dreißiger Jahre zeigt, daß 
die Einschätzung als »rot« und »demokratisch« durchaus den Tatsachen entsprach. 

Die 1263 gegründete Stadt hatte jahrhundertelang ein bescheidenes Dasein als Bau­
ern- und Weberort geführt, bevor 1915 die Ansiedlung eines Werkes der Daimler-Mo­
toren-Gesellschaft (ab 1926 Daimler-Benz AG) zu einer raschen Industrialisierung 
und schnellem Wachstum führte. 1 Neben diesem größten Arbeitgeber ( 1927 ca. 2000 
Beschäftigte) gab es noch vier weitere größere Fabriken (je 100-300 Beschäftigte) so­
wie zahlreiche kleine Handwerksbetriebe. Wie überall in Württemberg war auch un­
ter den knapp 7000 Einwohnern Sindelfingens der landwirtschaftliche Nebenerwerb 
weit verbreitet, was sicherlich dazu beigetragen hat, die Folgen der Weltwirtschafts­
krise Anfang der dreißig er Jahre abzumildern.2 

Politisch konnte die Stadt auf eine gefestigte demokratische Tradition zurückblik­
ken.3 Bereits Ende des 19 .  Jahrhunderts hatte sich ein örtlicher Demokratischer Ver-

1 Zur Geschichte Sindelfingens allgern. H. Weisert, Sindelfingen im Wandel der Zeit, Sindelfingen 
1988.  Zur wirtschaftl. Entwicklung im 19.  und 20. Jh. E. Steim, Die Industrialisierung der Städte 
Böblingen und Sindelfingen, Diss., Tübingen 1950; H. Zecha, Aus der Geschichte des Daimler­
Benz-Werkes Sindelfingen, in: Stadtarchiv Sindel{ingen (Hrsg.), Sindelfinger Fundstücke. Von der 
Steinzeit bis zur Gegenwart, Sindelfingen 1991, S. 101  ff. 

2 Die Arbeitslosenquote (berechnet auf die Zahl der Erwerbstätigen) lag in Sindelfingen Anfang 
1932 bei ca. 14% und damit höher als im württembergischen Durchschnitt ( 10,7% ),  aber niedri­
ger als im Deutschen Reich (20,4%) .  Quelle für Sindelfingen: Eigene Berechnungen aufgrund des 
Verwaltungsberichts 1932 (Sindelfinger Zeitung [SZ] 14. 1. 1933),  für Württemberg und das Dt. 
Reich Berechnungen auf der Grundlage von Th. Schnabel (Hrsg.), Die Machtergreifung in Südwest­
deutschland, Stuttgart 1982, S. 3 1 8  u. 324 f. 

3 F. Heimberger, Geschichte der politischen Parteien in Sindelfingen, in: Stadt Sindel{ingen (Hrsg.), 
Jahrbuch UB) 1974, S.  293 ff.; H. Zecha, 100 Jahre SPD Sindelfingen. Teil 1:  Von den Anfängen bis 
1945, Sindelfingen 1991 .  
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ein gegründet, und bis weit in die Weimarer Republik hinein blieb die Deutsche De­
mokratische Partei (DDP) die stärkste Fraktion im Gemeinderat. Daneben lassen sich 
erstaunlich früh sozialdemokratische Aktivitäten nachweisen. Schon 1 878 hat kurz­
zeitig ein SPD-Ortsverein bestanden, und Ende der zwanziger Jahre war es den Sozial­
demokraten gelungen, die führende Stellung in der Sindelfinger Kommunalpolitik ein­
zunehmen. Im letzten frei gewählten Gemeinderat vom Dezember 193 1  waren von 
den 1 8  Mitgliedern sechs Sozialdemokraten, fünf Demokraten, vier Vertreter der 
Freien Wählervereinigung, zwei Kommunisten und einer Nationalsozialist. 

Ein ähnliches Bild ergeben die Landtags- und Reichstagswahlergebnisse. Wäh­
rend die NSDAP bei den Wahlen im Juli 1932 reichsweit auf 3 7,3 % kam, erhielt 
sie in Sindelfingen nur 24% und blieb damit weit hinter der SPD (33 ,2%)  zurück. 4 

Die Schwäche der Nationalsozialisten vor 1933 verdeutlichen auch die geringen 
Mitgliederzahlen der örtlichen NSDAP. Erst im Herbst 193 1 wurde eine eigene 
Ortsgruppe gegründet, die zunächst etwa zehn Personen umfaßte und auch bis zu 
Hitlers Machtübernahme im Januar 1933 nur auf höchstens 40 Mitglieder ange­
wachsen war.5 

Die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar 1933,  die häufig mit ei­

ner sofortigen und vollständigen » Machtergreifung« der Nationalsozialisten in allen 
Bereichen gleichgesetzt wird, fand auf kommunaler Ebene zunächst keinen spürbaren 
Niederschlag, die Gemeinderatsarbeit nahm ihren gewohnten Gang.6 Die Parteien al­
lerdings bereiteten sich auf die für den 5. März angesetzten Reichstagswahlen vor, wo­
bei besonders die örtliche SPD und die ihr nahestehenden Organisationen nochmals 
einen engagierten Wahlkampf gegen die Nationalsozialisten führten, der seinen Höhe­
punkt am 26. Februar in einer Kundgebung auf dem Rathausplatz fand, an der sich 
laut Zeitungsbericht insgesamt über 1000 Menschen beteiligten. Auch die National­
sozialisten machten erstmals in großem Stil mobil und luden für den 4. März zu ei­

nem »Deutschen Abend« in den Städtischen Saalbau sowie zu einem Fackelzug von 
SA-, SS- und Stahlhelmverbänden ein. Eine für den 3. März vorgesehene Versamm­
lung der KPD wurde hingegen vom Bürgermeister mit Hinweis auf die bestehenden 

4 Reichstagswahlergebnisse: A. Milatz, Das Ende der Parteien im Spiegel der Wahlen 1930- 1933, 
in: E. Matthias / R. Morsey (Hrsg. ) ,  Das Ende der Parteien 1933, Königstein 1979, 1 S .  743 ff. für 
Sindelfingen: H. Zecha (s . A 3 ) ,  S. 58 .  

5 Staatsarchiv Ludwigsburg (StALu) EL 902/4, 6/35/7489/7441 u .  PL 501,  Bü. 94 f. ;  Stadtarchiv Sin­
delfingen (StAS) FA 9804. Präzise Mitgliederzahlen sind nicht mehr zu ermitteln, da die Unterlagen 
der Sindelfinger NSDAP bei Luftangriffen im Herbst 1944 vernichtet wurden. Die im StAS vorlie­
genden Mitgliederlisten (FA 9804) wurden 1945 nach mündlichen Angaben rekonstruiert, die Bei­
trittsregister im StALu (PL 501 )  sind nur lückenhaft erhalten. 

6 H. Matzerath, Nationalsozialismus und kommunale Selbstverwaltung, Stuttgart 1970, S. 61 f. 
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Vorschriften verboten, »alle kommunistischen Druckschriften einschließlich Plakaten 
und Flugblättern« wurden beschlagnahmt? 

Trotz Terror und Propaganda verfehlten die Nationalsozialisten bei der Reichstags­
wahl vom 5. März mit 43,9% die absolute Mehrheit. In Sindelfingen blieb die 
NSDAP mit 33 ,6% wiederum weit hinter dem Reichsergebnis zurück. Die SPD stellte 
mit 28,5% ihren immer noch starken Rückhalt bei der Wählerschaft unter Beweis 
und konnte die Nationalsozialisten in zwei der vier Stimmbezirke sogar hinter sich 

lassen.8 

Ungeachtet des enttäuschenden Wahlausgangs begannen die Nationalsozialisten 
ihre Macht auf allen Ebenen auszubauen. Am 8. März wurde die württembergische 
Regierung durch die Einsetzung des mit weitgehenden Vollmachten ausgestatteten 
Reichskommissars von Jagow faktisch entmachtet, mit der Bestellung von Gauleiter 
Murr zum Reichsstatthalter fand die Machtübernahme in Württemberg Anfang Mai 
1933 ihren Abschluß.9 Zu den ersten Maßnahmen der neuen Machthaber gehörte die 
Beflaggung der Dienstgebäude mit Hakenkreuzfahnen. Dieses Vorgehen fand offen­
sichtlich ohne ausdrücklichen Befehl von oben in den Kommunen spontane Nachah­
mung. Wie bei der bereits erwähnten Flaggenhissung auf dem Sindelfinger Rathaus er­
griffen dabei zumeist ortsansässige SA-Verbände die Initiative.lo Widerstand seitens 
des Bürgermeisters oder des nach wie vor amtierenden demokratisch gewählten Ge­
meinderats gegen diesen Willkür akt, wie er andernorts vereinzelt festzustellen war, 
scheint es in Sindelfingen nicht gegeben zu haben. Sowohl Kommunisten als auch So­
zialdemokraten diskutierten unter dem Hakenkreuz weiterhin über Dolenbeiträge 
und Holzverkäufe, als wäre nichts geschehen. 

Unmittelbar nach der Einsetzung von Jagows zum Reichskommissar begann auch 
in Württemberg eine groß angelegte Verhaftungs- und Verbotswelle gegen Kommuni­
sten und Sozialdemokraten. Am 17. März erfolgten in Sindelfingen die ersten Kom­
munistenverhaftungen. In dieser Nacht wurden acht KPD-Mitglieder festgenommen 
und am 20. März in das neu eingerichtete Konzentrationslager auf dem Heuberg bei 
Stetten gebracht. li Die Umstände der Verhaftungen, die sich in allen Fällen ähnlich 

7 StAS FA 6201 .  Grundlage für das Verbot war die Notverordnung, die die Regierung nach dem 
Reichstagsbrand am 28.  2. von Reichspräsident Hindenburg erwirkt hatte. Diese sog. »Reichstags­
brandverordnung« (RGBl. I, 1 933, S. 83)  setzte zahlreiche Grundrechte außer Kraft und war für 
die Nationalsozialisten somit das entscheidende Instrument zur Ausschaltung ihrer Gegner. 

8 StAS FA 1025. In einem der vier Stimmbezirke wurde die NSDAP sogar noch von der KPD über­
troffen. 

9 W. Besson, Württemberg und die deutsche Staatskrise 1928 - 1933, Stuttgart 1959, S. 324ff. ;  P. 
Sauer, Württemberg in der Zeit des Nationalsozialismus, Ulm 1975,  S. 26ft.; Th. Schnabel, Würt­
temberg zwischen Weimar und Bonn 1928 - 1945/46, Stuttgart 1986, S. 1 8 1  ff. 

10 H. Matzerath (s. A 6), S. 66 f. 
11 StALu EL 902/6, 1 1/44/1585: Schreiben des Wilhelm Frank vom 2. 1 1 .  1949 u. StAS FA 9880, Na­

mensliste mit Schicksalen politisch Verfolgter während des Nationalsozialismus in Sindelfingen. 
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abgespielt haben dürften, schildert ein Betroffener: » In der Nacht vom 17. zum 1 8 .  
März 1933 wurde ich durch den Polizeiwachtmeister [ .. . ] aufgefordert, das Haus zu 
öffnen, [ ... ] erklärte mir, ich sei verhaftet. Einen Haftbefehl konnte er nicht vorwei­
sen. Einige Minuten später erschien der mir bekannte Morgenthaler und forderte 
mich auf, mich schnell fertig zu machen. [ . .. ] Als ich von meiner Wohnung auf die 
Straße gebracht wurde, sah ich, daß eine Abteilung der SA den Wohnblock umstellt 
hatte. Morgenthaler gab den Befehl zur Sammlung, und wir wurden unter Begleitung 
dieser SA-Abteilung in den Polizei-Arrest auf dem Rathaus gebracht. Kurze Zeit spä­
ter wurde Wilhelm Frank und [ .. . ] Josef Armbruster ebenfalls eingeliefert, auch diese 
Verhaftungen leitete Morgenthaler. Am Vormittag des 18 .  März erschien Morgentha­
ler auf der Polizeiwache und ordnete unsere Einlieferung ins Amtsgerichtsgefängnis 
in Böblingen an. Am 20. 3. 1933 wurden wir mit weiteren Verhafteten aus dem Kreis 
Böblingen nach dem Heuberg abtransportiert.« 12 

Daß ausgerechnet der Sindelfinger SA-Sturmbannführer Morgenthaler die zentrale 
Rolle bei den Verhaftungen vom Frühjahr 1933 spielte, war kein Zufall. Er war als 
Sonderkommissar für das Oberamt Böblingen eingesetzt worden und hatte damit die 

Weisungs befugnis gegenüber der örtlichen Polizei.13 Insgesamt wurden im Frühjahr 
1933 mindestens 12 Personen aus Sindelfingen - darunter auch eine Frau - festge­
nommen und zum Teil bis zum Herbst in Haft gehalten. 

Parallel zur Verhaftung zahlreicher Kommunisten erfolgte die Ausschaltung der 
KPD-Gemeinderäte. Die Gemeinderatssitzung vom 30. März 1933 fand erstmals 
ohne die kommunistischen Vertreter statt. Im Protokoll wurde dazu nur lapidar ver­
merkt: »Den kommunistischen Mitgliedern Geiselhart und Mayer ist durch Erlaß des 
Innenministeriums vom 28 . März 1933,  Staatsanzeiger No. 75, die Ausübung ihres 

Ehrenamtes untersagt. « 14 Daß Karl Geiselhart sein »Ehrenamt« ohnehin nicht mehr 
hätte wahrnehmen können, weil er sich zu dieser Zeit bereits auf dem Heuberg in 
Haft befand, verschweigt das Protokoll. 

Der Ausschluß der Kommunisten war aber nur der erste Schritt zur völligen Zer­
schlagung des Gemeinderats. Mit dem »Vorläufigen Gesetz zur Gleichschaltung der 
Länder mit dem Reich« vom 3 1 .  März 1933 wurden die bestehenden Gemeinderäte 
ebenso wie die Länderparlamente aufgelöst. Eine Neubildung sollte nach dem bei der 

Reichstagswahl am 5 .  März in der jeweiligen Gemeinde erzielten Wahlergebnis erfol-

12 StALu (s. A l l ) ,  Aussage des Karl Mager vom 2. 1 1 . 1949. 
13 StALu EL 902/4, 6/35/6416/7396. Am Beispiel Morgenthalers wird deutlich, welch entscheidende 

Rolle die Sonderkommissare, mit denen die Nationalsozialisten ihre Machtansprüche an noch be­
stehenden staatlichen und kommunalen Instanzen vorbei bis auf die lokale Ebene durchsetzen 
konnten, in der Frühphase der Machtübernahme gespielt haben. Vgl. P. Sauer (s. A 9) ,  S. 5 8 f. ,  u. 
R. Müller, Stuttgart zur Zeit des Nationalsozialismus, Stuttgart 1988,  S. 148.  

14 StAS Gemeinderatsprotokoll (GRP) 30. 3 .  1933, S. 127. 
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gen, wobei die für die Kommunisten abgegebenen Stimmen keine Berücksichtigung 
mehr finden durften. 15 Für die Übergangszeit bis zum Zusammentritt des neuen Ge­
meinderats Anfang Mai wurde der Bürgermeister zum alleinigen Vertreter der Ge­
meinde bestimmt. Damit war der demokratisch gewählte Gemeinderat als zentrales 
kommunales Entscheidungsorgan beseitigt, und die Nationalsozialisten wußten die 
Zeit bis zum Zusammentritt des neuen Gremiums zu nutzen, um die demokratischen 
Parteien und die ihnen nahestehenden Gruppen auf kommunaler Ebene endügltig aus­
zuschalten, soweit dies nicht durch Selbstauflösung geschah. 

Nachdem bereits im März die kommunistischen Verbände und Vereine verboten 
worden waren, wurden am 20. April die Freie Turnerschaft, der Gesangverein Vor­

wärts, der Arbeiterfahrradverein und die Ortsgruppe der »Naturfreunde« vom Bür­
germeister für aufgelöst erklärt.16 Mit der Auflösung dieser sozialdemokratischen 
Arbeitervereine, die in der Weimarer Zeit einen beträchtlichen Beitrag zum kulturel­
len Leben der Stadt geleistet hatten, war auch das Ende der örtlichen SPD vorge­
zeichnet. Als die Sozialdemokraten am 21 .  April ordnungsgemäß eine Mitgliederver­
sammlung anmelden wollten, auf der über Wahlvorschläge für den neuzubildenden 
Gemeinderat diskutiert werden sollte, teilte der Bürgermeister mit, daß nach Mittei­
lung des Oberamts Böblingen keinerlei SPD-Versammlungen mehr stattfinden dürf­
ten: »Es ist daher Beschluß, die geplante Versammlung zu verbieten.« 1? Dieses Ver­
bot bedeutete faktisch den Ausschluß der Sozialdemokraten von der bevorstehen­
den Neubildung des Gemeinderats, so daß der Ortsverein offensichtlich keinerlei 
Perspektive mehr sah, und Bürgermeister Pfitzer am 25 . April zu Protokoll nahm: 
»Es erscheint Karl Körner, Eisendreher hier, und bringt vor: Als bisheriger Vorsit­
zender der Sozialdemokratischen Partei, Ortsgruppe Sindelfingen, zeige ich hiermit 
an, daß sich die Ortsgruppe Sindelfingen der S.P. D. seit 24. April 1933 aufgelöst 
hat. Vermögen war bei der Auflösung nicht vorhanden.« 18 Damit kapitulierte der 
traditionsreiche Sindelfinger Ortsverein bereits zwei Monate vor dem reichsweiten 
Verbot der Partei am 22. Juni. Die Vermutung liegt nahe, daß die örtliche SPD 

15 Auf dieser Grundlage hätte sich der auf 12 Sitze verkleinerte neue Sindelfinger Gemeinderat aus 
fünf Nationalsozialisten, vier Sozialdemokraten sowie je einem Vertreter der DDp, der Deutschna­
tionalen und des Christlich-Sozialen Volksdienstes zusammengesetzt. 

16 StAS GRP 1933, S. 159.  
17 StAS FA 6201 .  Die Vorgänge um die Auflösung der Arbeitervereine und des SPD-Ortsvereins zei­

gen besonders deutlich, wie sich die Rolle des Bürgermeisters im Frühjahr 1933 wandelte. Nach 
der Auflösung des Gemeinderats hatte er zwar innerhalb der Gemeinde das Machtmonopol, 
wurde aber gleichzeitig in immer stärkerem Maße Ausführungsorgan übergeordneter Staats- und 
Parteistellen. 

18 StAS FA 1029. 
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durch ihre Selbstauflösung ihre Mitglieder von direkter Verfolgung, wie sie mittler­
weile im ganzen Reich stattfand, zu bewahren versuchte. « 19 

Auch die Demokraten reichten für die Neubildung des Gemeinderats im April kei­
nen Wahlvorschlag mehr ein und waren seit den März-Wahlen auch nicht mehr öffent­
lich in Erscheinung getreten. Am 27. April 1933 waren die beiden bisher bestimmen­
den Parteien der Sindelfinger Kommunalpolitik gerade noch eine Vier-Zeilen-Mel­
dung in der Sindelfinger Zeitung wert: »Wie uns mitgeteilt wird, hat sich die hiesige 
Sozialdemokratische Partei aufgelöst. Bei der Demokratischen Partei darf angenom­
men werden, daß diese hier von selbst der Auflösung verfallen ist. « Auch von der 
Freien Wählervereinigung, im letzten Gemeinderat immerhin mit vier Sitzen vertre­
ten, waren im Frühjahr 1933 keine Spuren mehr zu entdecken.20 

Letztlich wurden für die Neubildung des Gemeinderats nur noch zwei Wahlvor­
schläge abgegeben: Der gemeinsame Wahlvorschlag der NSDAP mit dem Christlich­
Sozialen Volksdienst und der Deutschen Volkspartei, sowie der Wahlvorschlag der 
Deutschnationalen, die sich mittlerweile zum Zeichen der Abkehr vom Parteienstaat 

in » Kampffront Schwarz-Weiß-Rot« umbenannt hatten und in Listenverbindung mit 
dem Bauern- und Weingärtnerbund kandidierten. Entsprechend dem Wahlergebnis 

vom 5. März bekam der Wahlvorschlag der NSDAP im verkleinerten Sindelfinger Ge­
meinderat 1 1  Sitze zugeteilt, die Kampffront Schwarz-Weiß-Rot den verbleibenden 
zwölften.21 Damit war die kommunalpolitische Macht nur drei Monate nach der Re­

gierungsübernahme Hitlers auch im »roten und ach so demokratischen Sindelfingen« 
ohne nennenswerten Widerstand an die Nationalsozialisten übergegangen. 

Da nach der württembergischen Gemeindeordnung der Bürgermeister direkt ge­
wählt wurde und eine starke Stellung einnahm, mußte es das Bestreben der National­
sozialisten sein, neben dem Gemeinderat auch die Verwaltungs spitze mit Personen ih­
res Vertrauens zu besetzen. So kam es namentlich in den größeren Städten zur Abset­

zung der Stadtoberhäupter und zur Neubesetzung der Stelle durch einen Parteigenos­
sen, wobei häufig massiver Terror und konstruierte Korruptionsvorwürfe als Instru­
ment zur Vertreibung der bisherigen Amtsinhaber dienten.22 Insgesamt war die Zahl 

19 �atsächlich s�nd fü� Sindelfingen keine Verhaftungen von SPD-Mitgliedern nachweisbar. Eine wich­
tIge Rolle spIelte SICher auch die passive Haltung der Landes- und Reichspartei, die Widerstands­
h�ndlungen auf örtlicher Ebene von vornherein als aussichtslos erscheinen lassen mußte. Vgl. 
hIerzu Th. Schnabel (s. A 9),  S. 207ff. u. E. Matthias, Die Sozialdemokratische Partei Deutsch-

20 
lands, in: E. Matthias / R : . Morsey. (s. A. 4), S. 158 ff. u. 1 68 ff. 
Im Gegensatz zu den Vorgangen bel der SPD dürfte die Auflösung von DDPIDStP und Freier Wäh­
le�vereinigung in erheblichem Maße mit der seit Anfang der dreißiger Jahre zu beobachtenden Mit­
gheder�bwanderung :on den bürgerlichen Parteien zur NSDAP zusammenhängen. Vgl. K. D. Bra­
eher, DIe deutsche DIktatur, Frankfurt 61979, S. 242 f. u. J. w. Falter, Hitlers Wähler, München 
1991, S. 369 f. 

21 StAS FA 1206, GRP 4. 5. 1933, S. 162 .  
2 2  H. Matzerath (s. A 6),  S. 61  ff. ; Th. Schnabel (s. A 9),  S. 187ff. 
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der entlassenen Bürgermeister in Württemberg aber vergleichsweise gering, und be­
sonders in kleineren Städten und Dörfern blieben die Orts vorsteher meistens im 

Amt.23 Auch in Sindelfingen stand die Ablösung des seit Mitte 1932 amtierenden Bür­
germeisters Pfitzer, der dem bürgerlichen Lager zuzurechnen war, nicht zur Debatte. 
Zum einen war Pfitzer im Frühjahr 1933 der NSDAP beigetreten und hatte auch bei 
der konstituierenden Sitzung des neuen Gemeinderats Anfang Mai seine Bereitschaft 

zur loyalen Zusammenarbeit mit den neuen Machthabern bekundet, zum anderen 
waren die kommunalpolitisch unerfahrenen nationalsozialistischen Gemeinderäte 

auf seine allseits anerkannte fachliche Kompetenz angewiesen. Gestärkt wurde die Po­
sition des Bürgermeisters durch das » Gesetz des württembergischen Staatsministeri­

ums über die Orstvorsteher« vom 30. Juni,24 das die Wahl der Ortsvorsteher durch 
die Bevölkerung abschaffte und die am 20. Juli im Amt befindlichen Bürgermeister 
als lebenslänglich ernannt bestimmte. Nachdem zu diesem Zeitpunkt die mißliebigen 

Ortsvorsteher weitestgehend eliminiert waren, stellte das Gesetz einen konsequenten 
Schritt zur Verwirklichung des Führerprinzips dar, indem es die kommunalen Spitzen­

beamten der Notwendigkeit demokratischer Legitimation entzog. 
Zum entscheidenden Instrument zur Gleichschaltung des Verwaltungsapparates 

auf allen Ebenen wurde das » Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtenturns« 
vom 7. April 1933,25 das die Entlassung von Beamten aus rassischen, politischen oder 

allgemeinen dienstlichen Gründen ermöglichte und den Nationalsozialisten in ihrer 
Personalpolitik somit weitgehend freie Hand gab. Wie massiv sich dieses Gesetz auch 
auf kommunalem Gebiet auswirkte und in die Selbstverwaltung der Gemeinden ein­
griff, machen zwei Beispiele aus Sindelfingen deutlich. Im Frühjahr 1934 war der seit­
herige Stadtpfleger wegen Unterschlagung entlassen worden, wobei tatsächlich kein 
politischer Hintergrund vorlag. Der Bürgermeister hatte die Stelle daraufhin ausge­
schrieben und zusammen mit dem Gemeinderat unter den 57 eingegangenen Bewer­
bungen bereits eine Vorauswahl getroffen, als das württembergische Innenministe­
rium mit Erlaß vom 8. März 1934 die Stadt » dringend« ersuchte, die Stelle einem der 
beiden von ihnen vorgeschlagenen Bewerber zu übertragen.26 Die Vorgeschlagenen, 

beide ehemalige Bürgermeister, waren zuvor selbst dem Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtenturns zum Opfer gefallen: der eine war aus Gründen des allgemei­
nen Dienstes entlassen worden, dem anderen wurde die Ernennung zum Bürgermei-

23 Th. Schnabel (s. A 9), S. 1 8 8 f. nennt als Gründe, daß es in Württemberg fast keine sogenannten 
"Parteibuchbürgermeister« gegeben habe, daß auf die Fachkompetenz der Amtsinhaber nicht ver­
zichtet werden konnte und daß die in Württemberg schwache NSDAP auch keine personellen Mög­
lichkeiten gehabt hätte, die Stellen adäquat zu besetzen. 

24 Regierungsblatt für Württemberg 1933, S. 273 ff. 
25 RGBl. I, 1933, S. 175 ff. Zur Auswirkung des Gesetzes auf lokaler Ebene: H. Matzerath (s. A 6), 

S. 74ff. 
26 StAS GRP 1 6. 3. 1934, S. 101  f. 
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ster auf Lebenszeit in seiner Heimatgemeinde verweigert, da er sich mit Teilen der Ein­
wohnerschaft überworfen hatte. Nun suchte das Innenministerium für ihre Versor­
gung weniger exponierte Stellen, um die sonst anfallenden Ruhebezüge zu sparen?? 

Das Innenministerium war aber nicht die einzige Institution, die auf die Stellenbeset­
zung Einfluß nahm. Im Gemeinderatsprotokoll vom 22. März wurde vermerkt: »Der 
in der heutigen Sitzung anwesende Ortsgruppenleiter Kempf teilt mit, die Gauleitung 

der N. S. D . A. P.  habe ihn beauftragt, dem Gemeinderat davon Kenntnis zu geben, 
daß sie wünsche, daß dem z. Zt. in Walddorf Oberamt Tübingen als kommissarischer 
Bürgermeister beschäftigten Verwaltungspraktikanten [ . . . ] die Stelle des Stadtpfle­
gers bei der hiesigen Gemeinde übertragen werde. «28 Am 3. April erneuerte das Innen­

ministerium seinen Personalwunsch, und schließlich mischte sich am 26. April auch 
noch die Nationalsozialistische Kriegsopferversorgung (NSKOV) mit einem Wunsch­
kandidaten in die Stellenbesetzung ein. Dieser Vorschlag hatte allerdings keine Chan­
cen mehr, denn mittlerweile hatten sich Innenministerium und NSDAP-Gauleitung 
auf einen gemeinsamen Kompromißkandidaten geeinigt, der nun auch von Gemeinde­
rat und Bürgermeister akzeptiert wurde, wobei dahingestellt bleiben muß, inwieweit 
dies freiwillig geschah.29 

Noch gravierender war die Einflußnahme der Nationalsozialisten im Fall des Sin­
delfinger Stadtgeometers Paul Mack, der aufgrund des Gesetzes zur Wiederherstel­

lung des Berufsbeamtenturns im Januar 1934 als politisch unzuverlässig aus dem 
Dienst entlassen wurde.30 Grund dafür war sein früheres Engagement bei der Demo­
kratischen Partei. 1 9 1 8  war Mack Mitbegründer des württembergischen Landesver­
bandes der demokratischen Jugend und führte ihn bis 1920. Später trat er als Redner 
vor Land- und Reichstagswahlen in Erscheinung und engagierte sich auch in der Sin­
delfinger Ortsgruppe des » Reichsbanners Schwarz-Weiß-Rot« , eines Verbandes repu­
bliktreuer Parteien und Organisationen. Obwohl Bürgermeister Pfitzer in seiner Stel­
lungnahme seine politische Tätigkeit so weit wie möglich herunterzuspielen ver­
suchte, scheiterten verschiedene Versuche Macks, seine Wiedereinstellung zu errei­
chen. Letztendlich ließ er sich als freiberuflicher Vermesser nieder, und die Stelle des 
Stadtgeometers wurde nicht mehr besetzt. 

Parallel zu ihrem Vorgehen auf politischer Ebene betrieben die neuen Machthaber 
seit Frühjahr 1933 auch auf gesellschaftlichem Gebiet eine konsequente Gleichschal­
tungspolitik, die hier nur an einigen Beispielen skizziert werden soll. Wichtige Instru­
mente für die Formierung der Gesellschaft waren dabei die verschiedenen nationalso­
zialistischen Gliederungen und Verbände, die in Sindelfingen aufgrund der relativen 

27 Vgl. Th. Schnabel (s. A 9),  S. 200 f. 
28 StAS GRP 22. 3. 1934, S. 1 09 f. 
29 StAS GRP 3. 4. u. 26. 4. 1 933. 
30 StAS FA 1298, Personalakte Paul Mack. Dort auch das Folgende. 
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Schwäche der örtlichen NSDAP erst a b  Frühjahr 1933 nennenswert i n  Erscheinung 

traten.3 1  Besonders rührig zeigten sich die Hitlerjugend (HJ), die Ortsgruppe der Na­
tionalsozialistischen Frauenschaft (NSF) , die zahlreiche Vortragsabende abhielt, und 
die Nationalsozialistische Volkswohlfahrt (NSV), die immer mehr Kompetenzen im 

Bereich der Wohlfahrtspflege an sich zog und später besonders durch die jährlichen 
Sammlungen zum Winterhilfswerk in Erscheinung trat. Für die Stadtverwaltung war­
fen die zunehmenden räumlichen Ansprüche der verschiedenen NS-Organisationen 
schon bald große Probleme auf, die im November 1933 auch im Gemeinderat zur 
Sprache kamen: »Es mehren sich die Gesuche um unentgeltliche Überlassung von 
städtischen Räumen (Saalbau, Turnhalle, Altes Rathaus, Realschule) in einem Maße, 

das zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde in keinem Verhältnis steht. «32 Versuche des 
Bürgermeisters, diesen Zustand zu ändern, scheiterten in der Folgezeit wohl nicht zu­
letzt daran, daß die Stadtverwaltung vor einer Machtprobe mit den nationalsozialisti­

schen Gruppierungen zurückschreckte. 
Auch außerhalb der NS-Organisationen wurde die Gleichschaltung weiterverfolgt. 

Nachdem die Arbeitervereine aufgelöst worden waren, organisierten sich die noch 
verbliebenen bürgerlichen Vereine neu nach den Vorgaben der nationalsozialistischen 
Machthaber. Wie weit dabei der Einfluß der Partei ging, verdeutlicht das Protokoll 
der Mitgliederversammlung des Turnerbundes Sindelfingen vom 5. November 1933 : 
»4. Wahl des Vereinsführers. Vorstand [ . . .  ] wies darauf hin, daß der künftige Vereins­
führer das unbedingte Vertrauen der Mitglieder besitzen müsse. Die ganze Verantwor­
tung für den Verein habe in Zukunft der Vereinsführer allein zu tragen und zwar 
nicht nur nach außen, sondern auch nach innen. [ . . .  ] Hierauf wurde durch Zuruf der 
seitherige Vorstand [ . . . ] einstimmig zum Vereinsführer wiedergewählt. [ . . .  ] Ortsgrup­
penleiter Harr weist auf die Verantwortung eines Vereinsführers hin und gibt be­
kannt, daß der Gewählte die Zustimmung der Ortsgruppenleitung finde . . .  « 33 

Im schulischen Leben fand die NS-Ideologie besonders schnell und intensiv Ein­
gang.34 Zahlreiche Erlasse des württembergischen Kultministeriums aus dem Jahr 
1933 verfügten beispielsweise die Abhaltung spezieller Unterrichtseinheiten zur ))na­
tionalen Erhebung« ,  die Einführung rassekundlicher Themen in den Biologieunter­

richt, die Benutzung einer einheitlichen Befehlssprache für den Sport sowie die Einfüh­
rung des Hitlergrußes. Die Tagebücher der Sindelfinger Volksschule geben beredtes 

31 Zu Entstehung und Aufgaben der einzelnen Gliederungen und Verbände: M. Broszat, Der Staat 
Hitlers, München 121989, S. 58 ff. u. H. Kammer / E. Bartsch, Jugendlexikon Nationalsozialismus, 
Hamburg 1982, unter dem jeweiligen Stichwort. 

32 StAS GRP 28.  1 1 .  1933, S. 532. 
33 StALu F 257, Bü. 968. 
34 Zu Schule und Erziehung im Nationalsozialismus: K. D. Bracher (s. A. 20), S.  284ff. u. Gearg L. 

Masse, Der nationalsozialistische Alltag, Königstein 1979, S. 14f. u. S. 285 ff. Zu den Vorgängen 
in WürttembergP. Sauer (s. A 9), S. 209 ff. 
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Zeugnis von der grundlegenden Umgestaltung des Lehrbetriebes schon 1933 .  Äußer­
lich sichtbare Zeichen der Gleichschaltung waren die Umbenennung der Höheren Be­
zirksschule in Adolf-Hitler-Schule bereits im April 1933 und die Umbenennung der 
Volksschule in Horst-Wessel-Schule 1938 .35 

Auch die örtliche Kirchengemeinde konnte und wollte sich dem nationalsozialisti­
schen Einfluß zunächst nicht entziehen. Ebenso wie der württembergische Landesbi­

schof Wurm stand auch der Sindelfinger Stadtpfarrer der nationalsozialistischen 
Machtübernahme am Anfang positiv gegenüber und brachte dies auch in mehreren 
Ansprachen, beispielsweise vor der Nationalsozialistischen Frauenschaft oder anläß­

lieh der Maifeiern deutlich zum Ausdruck.36 Für die Kirchengemeinderatswahlen 
vom 23.  Juli 1933 kam es in Sindelfingen wie vielerorts gemäß den Vorgaben der 
NSDAP, aber auch der kirchlichen Landesbehörden, zu einer gemeinschaftlich von 
Kirchengemeinde und NSDAP erstellten Wahlliste. Das Protokoll der Kirchengemein­
deratssitzung vom 20. Juli 1933 macht deutlich, wer in dieser Verbindung die domi­
nierende Rolle spielte: » Der Vorsitzende berichtet über seine Verhandlungen mit dem 
Ortsgruppenleiter der NSDAp, H. Harr betr. gemeinsamer Wahlvorschlag zur Kir­
chengemeinderatswahl und verliest hierzu das Schreiben des H. Harr in dieser Sache, 
wonach er gemäß Anweisung seiner vorgesetzten Dienststelle, der Gauleitung der 
NSDAP, beauftragt ist, dafür zu sorgen, daß im künftigen Kirchengemeinderat 70%, 

jedoch mindestens 51 % Nationalsozialisten vertreten sind. Er stellte eine Liste von 
neun Namen auf, in der überwiegend Nationalsozialisten und nur zwei bisherige Kir­
chengemeinderäte vertreten sind. Dem Vorsitzenden gelang es in persönlichen Ver­
handlungen mit H. Harr einen Wahlvorschlag mit elf Namen durchzusetzen, der ne­
ben sieben Nationalsozialisten auch vier bisherige Mitglieder des Kirchengemeinde­
rats enthält. «3?  Bei neun zu wählenden Vertretern war eine nationalsozialistische 
Mehrheit immer noch sicher. Erst mit der Zwangseingliederung der evangelischen Ju­
gend in die Hitlerjugend Anfang 1 934 und der zunehmend offenen Einmischung der 
Machthaber in die Selbstbestimmung der württembergischen Landeskirche bis hin 

zur zeitweiligen Absetzung von Landesbischof Wurm verschlechterte sich auch das 
Verhältnis der Sindelfinger Kirchengemeinde zur örtlichen NSDAP deutlich. Letztend­
lich ist es der Sindelfinger Kirchengemeinde als einziger gesellschaftlicher Institution 
gelungen, wenigstens eine gewisse Unabhängkeit zu bewahren bzw. wiederzugewin-

35 Kreisarchiv Böblingen F 5 140 u. StAS FA 5002/1 . 
36 SZ 2. 5. 1933. Zur evangelischen Kirche in Württemberg: G. Schäfer, Dokumentation zum Kir­

chenkampf. Die evangelische Landeskirche in Württemberg und der Nationalsozialismus, 6 Bde., 
Stuttgart 1971 ff. ; J. Thierfelder / E. Röhm, Die evangelische Landeskirche von Baden und Würt­
temberg in der Spätphase der Weimarer Republik und zu Beginn des Dritten Reiches, in: Th. Schna­
bel (s. A 2) ,  S. 219 ff. 

37 Archiv der evangelischen Kirchengemeinde Sindelfingen, Kirchengemeinderatsprotokolle Bd.l, 
S. 175.  
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nen. Bei allen anderen politisch und gesellschaftlich relevanten Institutionen der Stadt 
war die Gleichschaltung im Frühjahr 1934 vollzogen. Wie die geschilderten Vorgänge 
zeigen, waren dazu keineswegs immer staatliche Zwangs- oder Terrormaßnahmen 
oder deren Androhung nötig. Oft vollzog sich die Gleichschaltung in einem Zusam­

menspiel obrigkeitlicher Anordnungen und bereitwilliger Mitarbeit vor Ort. 
Der politische Machtausbau der Nationalsozialisten auf kommunaler Ebene fand 

mit der neuen Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 seinen vorläufigen Höhe­
punkt.38 In Durchsetzung des Führerprinzips wurde der Bürgermeister zum alleinigen 
Vertreter und Entscheidungsorgan der Gemeinde. Die Gemeinderäte hatten nur noch 
beratende Funktion, Abstimmungen fanden nicht mehr statt. Als Bürgermeister Pfit­
zer am 10. April 1935  im Gemeinderat die wichtigsten Bestimmungen der neuen Ge­
meindeordnung erläuterte, beschrieb er auch die neue Rolle der Gemeinderäte, die 
praktisch zum Sprachrohr des Bürgermeisters degradiert worden waren: )) . . .  daß der 
Gemeinderat kein Beschlußorgan mehr ist, vielmehr, daß die einzelnen Gemeinderäte 

die Aufgabe haben, die dauernde Fühlung der Gemeindeverwaltung mit allen Schich­
ten der Bürgerschaft zu sichern, den Bürgermeister eigenverantwortlich zu beraten 

und seinen Maßnahmen in der Bevölkerung Verständnis zu verschaffen. «  
Nahezu unbegrenzt waren die Einflußmöglichkeiten der Partei: Der Bürgermeister 

und die neu eingeführten Beigeordneten als seine Stellvertreter wurden auf Vorschlag 
des NSDAP-Beauftragten - im Falle Sindelfingens war dies der Kreisleiter - nach Zu­
stimmung staatlicher Instanzen ernannt (§ 41 ) ,  die Gemeinderäte ebenfalls vom 
NSDAP-Beauftragten ))im Benehmen mit dem Bürgermeister« berufen (§ 5 1 ) .  

Die mit der neuen Gemeindeordnung einhergehende Neubildung der Gemeindegre­
mien führte vielfach zu einer Ablösung der 1933 eingesetzten Gemeinderäte. Als Bür­
germeister Pfitzer die zwei Beigeordneten und zehn Ratsherren - so die offizielle Be­

zeichnung - am 21 .  August 1935 zur konstituierenden Sitzung des neugebildeten Ge­
meinderats begrüßte, befanden sich unter ihnen noch sieben der zwölf bisherigen Ver­
treter. Die Auswechslung von fünf Personen könnte darauf hindeuten, daß die Sindel­
finger Nationalsozialisten die Neubildung des Gemeinderats auch zu einer gewissen 
Säuberung in den eigenen Reihen genutzt haben, nachdem es 1933/34 immer wieder 
zu personellen Querelen in der Gemeinderatsfraktion und der Ortsgruppe gekommen 
war.39 Auffällig ist zudem, daß nur drei der zehn Ratsherren aus alten Sindelfinger Fa­
milien stammten, während sechs erst im Verlauf der vergangenen sieben Jahre zugezo-

38 RGBl. I, 1935, S. 49 ff. Zur Entstehung: H. Matzerath (s. A 6), S. 132ff. u. Th. Schnabel (s. A 9),  
S. 293 ff. 

39 1933 und 1934 war es zweimal zu einem Wechsel in der Ortsgruppenleitung gekommen, wobei be­
sonders dem Ortsgruppenleiter Karl Harr, der bis 1935 Fraktionsvorsitzender im Gemeinderat 
war, von verschiedenen Sindelfinger NSDAP-Mitgliedern personelle Fehlentscheidungen und zu 
enge Kontakte mit ehemaligen Demokraten und Sozialdemokraten vorgeworfen wurden. 
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gen waren.40 Anscheinend war die Neigung der alteingesessenen Sindelfinger, sich of­

fen in der NSDAP zu engagieren, immer noch nicht sehr groß - eine Vermutung, die 
durch die relativ geringen Mitgliederzahlen der örtlichen NSDAP gestützt wird.41 

Vielleicht ist hier noch ein Rest der demokratischen Tradition Sindelfingens sichtbar. 
Die Umsetzung der Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 stellt in Sindelfingen 

einen gewissen Abschluß des nationalsozialistischen Machtausbaus dar. Alle wichti­
gen politischen und gesellschaftlichen Bereiche befanden sich unter Kontrolle der Par­
tei, und auch personell waren alle bedeutenden Posten nun offensichtlich wunschge­
mäß besetzt, denn bis 1945 kam es in Stadtverwaltung, Gemeinderat und NSDAP­
Ortsgruppe zu keinen nennenswerten personellen Veränderungen mehr. 

40 Geschichtswerkstatt am Goldberg-Gymnasium, Vorbei und vergessen?, Sindelfingen 1992, S. 14. 
4 1  Ende 1934 hatte die Ortsgruppe etwa 170 Mitglieder (zu Quelle und Problemen der Mitgliedersta­

tistik vgl. A 5 ) .  Im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung waren damit ca. 2,1 % der Sindelfinger Par� 
teimitglieder, während die Quote im Reich zur gleichen Zeit bei ca. 3,9% lag. (M. Kater, The Nazi 
Party, Cambridge/Mass., 1983,  S. 263 ) .  
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In Reichenbach/Fils, einer durch den Industrieraum des Neckar- und Filstales gepräg­
ten Industrielandgemeinde, dessen Bevölkerung noch bis zum Ende der 20er Jahre zu 
über 95 Prozent evangelisch war, fand der Nationalsozialismus wie auch in weiten 
Teilen des evangelischen Württemberg wohlwollende, teilweise begeisterte Auf­
nahme. Im Landtagswahlkampf 1932 propagierten die Nationalsozialisten als »Vor­
kämpfer für christliche Glaubens- und Kulturgüter« einen christlich autoritären 
Volksstaat, der sich zu einem »positiven Christentum« bekannte. Innerhalb der evan­
gelischen Landeskirche entstand die Gruppe der Glaubensbewegung »Deutsche Chri­
sten« ,  deren Programm eine Verbindung von Nationalsozialismus und christlichem 
Glauben anstrebte. 1 Ein Telegramm der Deutschen Christen aus dem Gau Württem­
berg an Hitler bezeichnete die Machtergreifung im nachhinein gar als » Gottes Fü­

gung« .2 

Das Nazi-Regime, das sich in seiner anfänglichen Haltung in den Augen der mei­
sten Kirchenglieder und Kirchenbeamten scheinbar so positiv von der des vorherge­
henden Staates abhob, machte viele kirchliche Kreise lange Zeit blind für den Un­
rechtscharakter des neuen Staates. So schwiegen Landeskirche und Landesbischof 
Wurm zum Boykott jüdischer Geschäfte trotz etlicher Aufforderungen aus dem Kir­
chenvolk. Auch für die politisch, rassisch oder sozial Verfolgten hatten sie kein offe­

nes Ohr.3 

1 .  Pfarrer Erhardt - Kirchenkampf in Reichenbach 1 933 - 1 938  

Unter dem an  der Reichenbacher Mauritiusgemeinde seit 1930  wirkenden Pfarrer 
Kar! Christian Erhardt hatte sich in kurzer Zeit ein reges Gemeindeleben entwickelt. 
Die festgefügten kirchlichen Strukturen in der Erwachsenen-, Jugend- sowie Kulturar-

1 Vgl. als Überblick ]. Thierfelder, Die Kirchen, in: O. Borst (Hrsg. ) ,  Das Dritte Reich in Baden und 
Württemberg, Stuttgart 1988,  S. 74ff. 

2 Stuttgarter NS-Kurier, 6. 2. 1933 .  
3 Zur Haltung der Kirchen gegenüber dem NS-Staat vgl. K.  Scholder, Die Kirche und das Dritte 

Reich, 2 Bde., Frankfurt 1977- 1985; für Württemberg G. Schäfer, Die Evangelische Landeskirche 
in Württemberg und der Nationalsozialismus, 6 Bde., Stuttgart 1971 - 1986; zum kirchlichen 
Schweigen vgl. E. Klee, »Die SA Jesu Christi« .  Die Kirche im Banne Hitlers, Frankfurt/M. 1989, 
S. 3 8 -87 u. S. 1 05 ff. 
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beit waren der jungen Reichenbacher NSDAP-Ortsgruppe schon bald ein Dorn im 

Auge. Im Juni 1933 schrieb der Ortsgruppenleiter Mangold an das württembergische 
Kultministerium: »Der Stand der hiesigen nat. soz. Ortsgruppe ist ( . . .  ) noch lange 
kein leichter, wenn man bedenkt, daß man den Pfarrer als Gegner hat« .4 

Bei der Bevölkerung war Pfarrer Erhardt geachtet als ehemaliger Divisionsprediger 
und beliebt als Musikliebhaber und begeisterter Querflötenspieler, der in seiner Ge­
meindearbeit viel Wert auf das Singen legte. Vielen heute befragten Zeitzeugen sind 
vor allem sein leutseliger Charakter und sein selbstgemachter Stachelbeerwein in Erin­
nerung geblieben. Den Kreisen einer nationalen Erhebung war auch er anfangs nicht 
abgeneigt. In einern vertraulichen Schreiben teilte er dem Oberkirchenrat (OKR) 

Mitte Oktober 1933 mit, er habe bei den beiden Reichspräsidentenwahlen »Adolf 
Hitler gegen den von mir hochverehrten Herrn Reichspräsidenten gewählt, um letzte­
rem die Möglichkeit zu geben, daß er auf legalem Wege das Reichskanzleramt an 
Adolf Hitler übertragen könne« .  5 

Die beginnenden Maßnahmen des NS-Staates jedoch ließen Erhardt immer mehr 
zum Regimegegner werden. Besonders schwer dürfte ihn die Verschleppung des Arbei­
terführers Otto Munz getroffen haben, für dessen Freilassung er sich sehr einsetzte. 
Weitere Gewaltmaßnahmen gegen in seinen Augen rechtschaffene Reichenbacher Bür­
ger, Einschüchterungsversuche gegen ihn selbst und schließlich der Absolutheitsan­

spruch der NS-Ideologie veranlaßten ihn schon Ende 1933 als drittes Mitglied dem 
Pfarrernotbund beizutreten, der Ende September 1933 von dem evangelischen Theo­
logen Martin Niemöller gegen die Deutschen Christen organisierten Vereinigung von 
Pfarrern.6 Treffend charakterisierte das Evangelische Dekanatsamt Göppingen: » In 
Pfarrer Erhardt liegen der Vaterlandsfreund und der Theologe miteinander im Streit: 
Als Patriot gehört er mit ganzem Herzen auf die Seite der nationalen Bewegung, als 

Theologe lehnt er sich auf gegen ihren Absolutheitsanspruch. Und nun leidet er 
schwer darunter, daß ihn lokale Parteigrößen um der Zurückhaltung willen, zu der er 
sich gewissensmäßig verpflichtet fühlt, anfeinden und seine nationale Gesinnung in 

Zweifel ziehen« ? Sein Dekan war »ernstlich besorgt, daß seine Gesundheit den Aufre­
gungen des lokalen Kleinkrieges, die bei ihm nach seiner ganzen Art sehr tief gehen, 
auf die Dauer nicht gewachsen ist « . 8 

Zu der ersten massiven Einschüchterung karn es am Sonntag nach Pfingsten 1933.  

SS-Sturmbannführer Weglehner aus Esslingen und NSDAP-Ortsgruppenleiter Man­
gold aus Reichenbach erschienen in Uniform im Pfarrhaus. Sie warfen Erhardt vor, er 

4 Landeskirchliches Archiv Stuttgart (LKA) Altregistratur/E 98 .  
5 Ebda., Schreiben vom 13 .  10 .  1 933.  
6 Vgl. LKA D 3 1, Bü. Mitgliederlisten ; zum Pfarrernotbund K. Scharf, Der Pfarrernotbund, in:  Be­

kennende Kirche. Martin Niemöller zum 60. Geburtstag, München 1952, S.  136ft. 
7 LKA Altregistratur E/98, Schreiben vom 14. 10 .  1933. 
8 Ebda. 

Die alte Stadt 4/93 

ReichenbachlFils im Kirchenkampf 307 

hätte in Gegenwart dreier junger Frauen das Horst-Wessel-Lied ein schamloses und 
gemeines Lied genannt. Wenn er nicht eine befriedigende Erklärung abgeben könnte, 
müßte der Fall der Staatsanwaltschaft vorgelegt werden. Erhardt hatte am 28.  Mai 
mit dem Kirchenchor einen Ausflug unternommen, wo er - so schrieb er zu den Vor­
würfen dem OKR - » allerdings mit diesen dreien, die ( . . .  ) zu den treuesten Mitarbei­
terinnen in der Kinderkirche, Jungfrauenverein und Kirchenchor gehören, ( . . .  ) zusam­
mengesessen und mich mit ihnen über Sing- und Literatur und andere Gesprächs­
stoffe unterhalten hatte. «9 Am Abend des Ausflugs hatte eines der Mädchen einer 
Freundin von der Unterhaltung mit dem Pfarrer erzählt; sie ahnte nicht, zu welchen 
Konsequenzen ein solch harmloses Gespräch führen könnte. Erhardt wurde in Rei­
chenbach und auch in den Nachbarorten ob dieser vermeintlichen Entgleisung heftig 
angegriffen, und nachdem das Mädchen sah, was entstanden war, konnte sie nur mit 
Mühe von einern Selbstmordversuch abgehalten werden. Trotz scheinbarer Klärung 
führte der Ortsgruppenleiter diesen Vorfall in einern Schriftsatz an den Oberschulrat 
im Herbst 1933 erneut an. Erhardt überlegte daraufhin, ob er Mangold wegen Ver­
leumdung und Ehrverletzung verklagen solle. Der OKR selbst jedoch riet davon ab, 
da ))durch solch einen Strafantrag die Beziehung zwischen dem Geistlichen und dem 
Ortsgruppenleiter der NSDAP in einer Weise verschärft« werde, ))die für den örtli­
chen Frieden nicht förderlich sein würde« . l0 Zwar sah Erhardt von einer Anklage ab, 
doch die Beschwichtigungspolitik des OKR traf zu diesem Zeitpunkt für Reichen­
bach schon ins Leere. Das bereits erwähnte Eintreten Erhardts für den in ein Konzen­
trationslager verschleppten Arbeiterführer Otto Munz hatte ))den ganzen Zorn der 
leitenden Männer der NSDAP entfacht« . l 1  Als besondere Provokation muß Mangold 
dabei empfunden haben, daß Erhardt ein Bittgesuch für den Kommunisten mit )) Pfar­
rer Erhardt, Leutnant« unterzeichnet hatte. Außerdem wurde der lokale Kleinkrieg 
durch die überregionalen Ereignisse weiter verstärkt. 

Die nationalsozialistische Kirchenpolitik verlief im Jahre 1933 auf zwei Ebenen. 
Die Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche vorn Juli 1933 stellte den Ver­
such dar, die 28 evangelischen Landeskirchen ohne direktes Eingreifen in die Landes­
kirchlichen Verfassungen gleichzuschalten; die Deutschen Christen sollten innerhalb 
der Kirchen das NS-Gedankengut zur Richtschnur für Kirche und Theologie erheben. 
Die zunächst erfolgreichen Versuche, diese Gleichschaltung mit Hilfe der Deutschen 
Christen zu vollziehen, scheiterten jedoch am erbitterten Widerstand der Bayerischen 
und Württembergischen Landeskirchen. Als der Reichsbischof zur Vorbereitung der 
württembergischen Eingliederung am 12.  April 1934 einen Rechtswalter ernannte, 
protestierte Landesbischof Wurm heftig. Nachdem er sich auch den Anweisungen des 

9 Ebda., Schreiben vom 13 .  1 0. 1933. 
10 Ebda., Schreiben vom 1 8 .  1 0. 1933 
11  Ebda., Schreiben Erhardt an OKR vom 13 .  10. 1933. 
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Rechtswalters nicht fügte, wurde er zusammen mit weiteren OKR-Mitgliedern am 

14. September beurlaubt und tags darauf unter Hausarrest gestellt. 12 

Pfarrer Erhardt, der von Anfang an auf Seiten Wurms gestanden hatte, leitete dar­
aufhin eine neue Phase des lokalen Kirchenkampfes sein. Am 9. September sollte in 
Reichenbach die Vereidigung des örtlichen Reitersturms stattfinden. Die Bitte des 
Sturmführers, hierzu einen Feldgottesdienst abzuhalten, lehnte er bereits unter Hin­
weis auf den Kirchenstreit ab. Auf die Vorgänge um den Landesbischof vom 14. Sep­

tember machte er zwei Tage später im Rahmen eines Fürbittegottesdienstes aufmerk­
sam. Beides rief den Ortsgruppenleiter auf den Plan, der einen Tag später seinem 

Kreisleiter berichtete. Erhardts Verhalten bei der Reitersturmvereidigung nannte er 
»Sabotage« ,  die Predigt aus dem Gottesdienst legte er mitstenographiert gleich bei. 
Erhardt hatte demnach ausgeführt: »Es trifft nicht zu, daß Landesbischof Wurm bis 
auf weiteres beurlaubt ist, er ist vielmehr gefangen in seiner Wohnung ( . . .  ) ! «  Im Pro­
tokoll des Ortsgruppenleiters heißt es weiter, Erhardt habe als Text für seine Predigt 
Hebr. 10 Vers 9 gewählt: »Wir aber sind nicht von denen, die da weichen! «, und: 
»auch die Liedverse, die gesungen wurden, paßten natürlich dazu, als ob Glaube und 
Kirche in Gefahr und ihr Unrecht getan würde. « Den Brief versah er mit einem per­

sönlichen Kommentar: »Einem derartigen Geistlichen gehört das Maul gestopft, in­
dem man ihn mindestens zu seinem Wurm & Genossen schickt! «  13 

Über Mittelsmänner im Kirchengemeinderat versuchte Mangold sodann, Druck 
auf den Pfarrer auszuüben. Doch ließ sich Erhardt nicht beirren, so daß der Ortsgrup­
penleiter nur über dessen weitere Aktionen berichten konnte: »Als Pfarrer Erhardt 

( . . .  ) zu Unterschriften für den Landesbischof Wurm aufforderte, war ich zufällig 
auch in der Kirche. Die Predigt, die derselbe ( . . .  ) gehalten hat, war ein Treuebekennt­
nis für den Landesbischof unter gleichzeitiger wiederholter Betonung der Treue zum 

heutigen Staat und Führer ( . . .  ). Am Schluß der Predigt forderte Pfarrer Erhardt die 
Gemeindemitglieder auf, sich in der Sakristei in eine Liste einzutragen, die ein Be­

kenntnis des Vertrauens zum Landesbischof bezeugt. Ich habe mir die Wallfahrt in die 
Sakristei etwas angesehen« . 14 Im Gottesdienst sowie durch eine Haussammlung trug 

Erhardt insgesamt 350 Unterschriften zusammen. In seinem Bericht an die Kreislei­
tung kommt Mangold zu der persönlichen Erkenntnis, » daß derartige Pfarrer über­
wacht werden müssen, ( . . .  ) d. h.,  ich muß eben künftig öfter in die Kirche gehen« . 15 

Außerdem informierte er einen Reichenbacher Parteigenossen, der in Stuttgart bei 

12 Vgl. hierzu G. Schäfer (s. A 3) ,  Bd. 3, Der Einbruch des Reichsbischofs in die Württembergische 
Landeskirche, bes. S. 7 ff. und 262; vgl. auch die Meldung im NS-Kurier vom 15.  9. 1934. 

13 Staatsarchiv Ludwigsburg (StALu) EL 903/3, Bü. J 75/647, Bi. 37, Schreiben NSDAP-Ortsgruppe 
Reichenbach vom 1 7. 9. 1934. 

14 Ebda., Bi. 36, Bericht Ortsgruppenleitung an Kreisleitung vom 6. 5 .  1935. 
15 Ebda. 
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der politischen Polizei angestellt war. Erhardt wurde in das Reichenbacher Partei­
büro bestellt, die Liste sichergestellt. 

Die neu gebildete württembergische Landessynode versetzte auf Antrag der Frak­
tion der Deutschen Christen Landesbischof Wurm am 9. Oktober 1934 in den Ruhe­
stand.16 Da Erhardt sich am darauffolgenden Sonntag in Urlaub befand, konnte er 

den Hirtenbrief Wurms seiner Gemeinde nicht verlesen. Einem weiteren Bericht des 
Ortsgruppenleiters an die Kreisleitung sowie Reichsstatthalter Murr ist zu entneh­
men: »Nach Schluß des heutigen Gottesdienstes betrat der sich z. Zt. im Urlaub be­
findliche Ortsgeistliche Pfarrer Erhardt (die Predigt hielt ein Missionar) während des 
Orgelspiels den Altar und forderte die Gemeindemitglieder durch Handheben zum 

Sitzen und Verbleiben auf. « 1? Der Organist, gleichzeitig Propagandaleiter der NSDAP 
in Reichenbach, unterbrach sein Nachspiel, und Erharq.t verlas folgende Erklärung: 
» Ich erkenne das jetzt mit Gewalt und Unrecht auch in unserer württembergischen 
Landeskirche zur Herrschaft gekommene Kirchenregiment nicht an. Denn es hat sich 

vielfach der Irrlehre geöffnet, es hat die Gebote Gottes übertreten, es hat die Gläubi­
gen verfolgt, es hat die Gemeinschaft der Kirche zerrissen. Ich stelle mich wie bisher 

hinter unseren rechtmäßigen Landesbischof Dr. Wurm und weiß mich in einer Reihe 
mit bibeltreuen Gemeinden der Deutschen Evangelischen Kirche ( . . .  ) .  Darum rufe ich 
euch auf: Schließt euch zusammen mit all denen, die sich in dieser Stunde zum Evange­

lium bekennen. Betet für uns. Bekennet mit uns. Und wenn es sein muß, leidet mit 
uns . «  18 In seinem Bericht an Reichsstatthalter Murr empfahl der Ortsgruppenleiter 
ein härteres Vorgehen: »Es ist daraus zu ersehen, daß Pfarrer Erhardt in ganz frevel­
hafter Weise weiter das Volk verwirrt und man darf ruhig sagen verhetzt! Er nimmt 
jede Gelegenheit wahr, für Landesbischof i. R. Wurm und für das bedrohte evg. Be­

kenntnis zu sprechen, nicht bloß durch Hausbesuche oder im Kirchenchor, den er sel­
ber dirigiert, sondern jetzt auch während seines Urlaubs in der Kirche nach dem Got­
tesdienst. Es sollte dieser Saboteur und Hetzer einmal doch etwas genauer ins Auge 
gefaßt werden, als die übrige Geistlichkeit, denn er ist schon mehr als eine Ausnahme. 
Die Nörgler und Kritikaster sowie sonstige Dunkel-Männer und -Frauen haben natür­
lich ihre helle Freude daran. « 19 

Aufgrund vielfältiger in- und ausländischer Proteste und des Eingreifens des Reichs­
außenministers wurden der württembergische Landesbischof und sein bayerischer 
Kollege überraschend in ihr Amt eingesetzt und am 30. 10. 1934 zu einer Audienz bei 

16 Protokoll der Sitzung abgedruckt bei G. Schäfer (s. A 3 ) ,  Bd. 3, S. 597-602. 
17 Vgi. LKA Altregistratur E/98, Mitteilung des Ortsgruppenleiters an Kreisleitung und Reichsstatt­

halter Murr vom 14. 10 .  1934, zitiert nach Schreiben von Murr an OKR vom 17. 10.  1934. 
1 8  Vgl. die von Th. Dipper entworfene Erklärung in der Kanzelverkündigung: LKA D 3 1 ,  Bü. »Infor­

mationen« 1934. 
19 LKA (s. A 17), Schreiben vom 17. 10.  1934. 
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Hitler geladen.2o Murr begnügte sich vorerst damit, den gesamten Schriftsatz Erhardt 
an den OKR »zur Kenntnis und geeigneten weiteren Verfügung« zu übersenden.21 

2 .  Pfarrer Erhardt gibt auf 

Fünf Jahre nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten, am 22. Mai 1938 ,  
teilte Pfarrer Erhardt im sonntäglichen Hauptgottesdienst mit, er  sei durch Erlaß vom 

12. April 1938 in den Ruhestand versetzt. Die erwähnten Befürchtungen des Göppin­
ger Dekans hatten sich bewahrheitet. Der lokale Kleinkrieg hatte die Gesundheit des 
Pfarrers zermürbt. Zudem waren es nur kleinere Erfolge, die er erringen konnte. Das 
Vereinsheim des Christlichen Vereins Junger Männer (CVJM) etwa war nicht in den 

Besitz der Hitlerjugend (HJ) übergegangen, und es war ihm gelungen, notwendige 
bauliche Maßnahmen durchzuführen. Ansonsten aber hatte sich die Bewegung auf al­
len Gebieten durchgesetzt. Aus allen sozialen Gremien wurde er verdrängt, auch aus 
dem Ortswohlfahrtsausschuß und dem Ortsschulrat, zwei ehemals traditionellen Tä­

tigkeitsfeldern des Dorfpfarrers. Die gesamte Jugendarbeit, die er bis 1933 mit dem 
Ortsverein des CVJM abgedeckt hatte, war verboten worden. Ehemalige Mitglieder 
konnten sich nur noch unter dem Namen der juristischen Person »Kirche« zur Bibel­
arbeit treffen, waren dabei aber ständiger Überwachung ausgesetzt.22 Den Jugendli­
chen erschienen die sportlichen Veranstaltungen der HJ zunehmend attraktiver, zu­
mal diese nur noch der HJ erlaubt waren. Einzelne CVJM-Mitglieder hatten den Na­
tionalsozialisten so gut und so lange es ging die Stirn geboten, doch wie Zeitzeugen 
heute berichten, dünnten Eingliederung, Überwachungen, Drohungen und Verfolgun­
gen die » Reihen der Getreuen« im Laufe der Jahre erheblich aus. 

Auch finanziell hatte sich der Kirchenkampf auf die Kirchengemeinde ausgewirkt. 
Noch im Sommer 1934 konnten dieser »gute finanzielle Verhältnisse ( . . .  ), nicht uner­
hebliche Grundstückmittel und ein Verwaltungsvermögen von ca. 4000 RM« beschei­

nigt werden.23 Schon ein Jahr später reichte nicht einmal mehr das Gottesdienstopfer 
für die Aufgaben des Kirchengemeinderates aus, und die Kirchensteuern gingen zu­
rück. Kirchliche Haussammlungen wurden staatlich verboten, so daß über das örtli­
che Kirchengemeindeblatt vermehrt » um Spenden in die Opferkasse oder an den Pfar-

20 Zu den Vorgängen vgL G. Schäfer (s. A 3) ,  Bd. 3, S. 630 ff.; zu dem Eingreifen des Reichsaußenmi­
nisters E. C. Helmreich, The Arrest and Freeing of the Protestant Bishops of Württemberg and Ba­
varia, Atlanta 1 969. 

21 LKA (s. A 17), Schreiben vom 17. 1 0. 1934. 
22 VgL StALu PL 504/9, Bü. 42, Antwortschreiben des Ortsgruppenleiters vom 25 . 9. 1938 auf An­

frage der Kreisleitung Esslingen vom 2 1 .  9. 1938 .  
23 LKA Generalia/Altregistratur, Kirchengemeinde Reichenbach, BI. 55 ,  Schreiben Ev. Pfarramt an 

OKR vom 25. 7. 1934. 
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rer« gebeten werden mußte?4 Auf den örtlichen kirchlichen Haushalt schlugen 
zudem die erheblich gekürzten Staatsleistungen zum Budget der Landeskirche 
durch.25 

Die massive Kirchenaustrittspropaganda seitens der Partei dürfte den Seelsorger Er­
hardt zusätzlich schwer bedrückt haben. Um fast die Hälfte ging die Anzahl von Tau­
fen und Konfirmationen im Verhältnis zu den Geburtenzahlen zurück. Selbst alte 
Freunde und ehemalige Kampfgefährten, die Kirchengemeinderäte Weinland und Bür­
germeister Schmid, hatten ihn im Stich gelassen. Sie sahen sich veranlaßt, » aus partei­
politischen bzw. auch berufsdienlichen Bindungen« ihr Amt im Kirchengemeinderat 
im Dezember 1937 niederzulegen.26 Erhardt beendete seinen Dienst in Reichenbach 
auf eigenen Wunsch. In seinem letzten Gottesdienst nahm er am 26. Juni 1938 Ab­
schied und mahnte darin nochmals » in eindringlichen Worten, ( . . .  ) wach zu sein ge­
genüber allen Mächten der Verführung« .27 

3. Pfarrer Dipper - Kirchenkampf von Reichenbach aus 

Es ist nicht allein dem Wunsch der Reichenbacher Kirchengemeinderäte zuzuschrei­
ben, daß die Pfarrei am 16 .  August 193 8 an Theodor Dipper übertragen wurde. Vor­
aus ging diesem Wunsch auch eine Absprache zwischen Landeskirche und Geheimer 

Staatspolizei (Gestapo) .  
Mit der Person Dippers kam eine der wichtigsten Persönlichkeiten der evangeli­

schen Kirche Württembergs als Dorfpfarrer nach Reichenbach. Dipper hatte den 
1927 gegründeten » Freudenstädter Kreis « geleitet, ein Zusammenschluß jüngerer 

Theologen der Schule Karl Barths zur inneren Erneuerung der Kirche. Daraus entstan­
den ab Oktober 1930 die » Kirchlich-Theologischen Arbeitsgemeinschaften« ,  die sich 
zur »Württembergischen Bekenntnisgemeinschaft« entwickelten, deren Leiter eben­
falls Dipper wurde. Der außerdem noch im Dezember 1934 zum Leiter des Landes­
bruderrats der Bekennenden Kirche Württembergs gewählte Dipper übernahm im Ja­
nuar 1935  die Funktion des Zweiten Geschäftsführers des Gemeindedienstes mit dem 
Schwerpunkt Männerschulungsarbeit. Der Gemeindedienst war die einzige Organisa­
tion in Württemberg, die in jeder Gemeinde legal Informationen über das System sam-

24 VgL Ev. Gemeindeblatt Reichenbach 8/1935, S. 4. 
25 Einzelheiten vgL Ev. Gemeindeblatt Reichenbach 8/1938. 
26 Ev. Dekanatsamt Esslingen (EDE) Altregistratur Ortsakten, Fach 28, Reichenbach A III, Bü. 3, 

Schreiben vom 7. 12. 1937. 
27 Vgl. Ev. Gemeindeblatt Reichenbach 8/193 8. 
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meln, diese in Dippers damaligem Büro in Cannstatt bei Stuttgart bündeln und von 
dort aus gezielt verbreiten konnte?8 

Wie aber kam nun ein solcher Mann als Dorfpfarrer nach Reichenbach? Nach ei­
nem Führererlaß vom 15.  Februar 1937 sollten » in voller Freiheit« Wahlen zur Gene­
ralsynode »nach eigener Bestimmung des Kirchenvolkes« abgehalten werden. Im 
Rahmen der Vorbereitung dieser Kirchenwahlen hatte Dipper als Leiter des kirchli­
chen Wahldienstes mehrfach gegen das NS-Regime agitiert. Nach zahlreichen Anzei­
gen, Verhören und Verwarnungen durch die Gestapo im Sommer 1937 sowie heftigen 

Angriffen gegen ihn in dem NS-Kampfblatt Flammenzeichen - er hatte sich kritisch 
mit Alfred Rosenbergs Propagandabuch » Protestantische Rompilger« auseinanderge­
setzt -, folgte am 16. Dezember schließlich ein Redeverbot. Dipper erhob » schärfsten 
Protest« und legte am 23.  Dezember 1937 Verwahrung hiergegen ein. Obwohl die 
Kirchenleitung das Redeverbot eigentlich nicht widerstandslos hinnehmen konnte, 
wollte sie »den Weg des Widerstandes nicht gehen« .  Auf Weisung des Oberkirchenra­
tes wurde das Büro der Bekenntnisgemeinschaft am 2. Mai 193 8  in Dippers Privat­
wohnung verlegt. Da Dipper trotz Redeverbot weiter agitierte, wurde er erneut ver­
haftet und schließlich in Absprache mit der Gestapo ins Pfarramt versetzt.29 Dipper 
selbst wollte nicht in den Pfarrdienst, sondern dem Handeln der Gestapo deutliche 
Grenzen setzen. In seiner offiziellen Bewerbung um die Pfarrei Reichenbach begrün­
det er: »Durch einen solchen Widerstand wäre die Geheime Staatspolizei im Namen 
Gottes gewarnt worden, die Macht, die ihr von Gott anvertraut ist, zu mißbrauchen. 
So aber nun wird die Geheime Staatspolizei mein Ausscheiden aus dem Gemeinde­
dienst als einen von ihr errungenen Erfolg werten, und dadurch ermuntert werden, in 
künftigen Fällen ähnlich zu verfahren. ( . . .  ) Aus diesen Gründen habe ich mich von 
Anfang an bereit erklärt, und bin heute noch bereit, auch die etwaigen Folgen eines 
Widerstandes gegen dieses Verbot mit Gottes Hilfe auf mich zu nehmen. ( . . .  ) Wenn 

ich aus dem Gemeindedienst scheide, so geschieht es vielmehr auf den ausdrückli­
chen, mir mündlich mitgeteilten Wunsch des Herrn Landesbischofs.3o 

Bereits zwei Tage nach seiner Einsegnung in Reichenbach teilte Dipper in einem 
Rundschreiben an die Mitglieder der Evangelischen Bekenntnisgemeinschaft mit: 

28 VgL LKA Personalakte Th. Dipper sowie Th. Dipper, Die evangelische Bekenntnisgemeinschaft in 
Württemberg 1933 - 1945 . Ein Beitrag zur Geschichte des Kirchenkampfes im Dritten Reich, Göt­
tingen 1966 ; zur Bekennenden Kirche als Opposition zu den Deutschen Christen sowie zum Ne­
beneinander von gleichgeschalteter Kirchenleitung und der Kirchenleitung der Bekennenden Kir­
che durch den Reichsbruderrat vgL auch G. Schäfer (s. A 3) ,  Bd. 4 :  Die intakte Landeskirche 
1935- 1936 sowie Bd. 5 . :  Babylonische Gefangenschaft 1937- 1938 ; außerdem: E. Röhm / J. 
Thierfelder, Anpassung, Zweifel, Protest. Das evangelische Stuttgart zwischen 1933 und 1939, in: 
B. Burkhardt u. a., Ausstellungsreihe Stuttgart im Dritten Reich, Bd. 4, Stuttgart 1984, S. 342 f. 

29 VgL zu diesen Vorgängen Th. Dipper (s. A 28),  darin u. a. auch Verwahrungsschreiben vom 23. 
12. 1937 an die Gestapo, S. 198.  

30 LKA Personalakte Th. Dipper, Bestand der Registratur, BI .  53 .  
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»Wir bitten alle Zuschriften für die Württembg. Bekenntnisgemeinschaft an Pfarrer 
Dipper, ReichenbachlFils zu richten, (Tel. Plochingen 5 04). Reichenbach/Fils liegt 
in der Nähe von Stuttgart an der Linie Stuttgart - München. Ich bin also dort ( . . .  ) 
für Besuche leicht zu erreichen. «3 1  Reichenbach wurde so, ohne daß die Bevölke­
rung davon etwas ahnte, zum Verwaltungssitz der Bekenntnisgemeinschaft. Für die 
örtliche Kirchengemeinde stellte der neue Pfarrer eine Umstellung dar. Im Gegen­
satz zu dem trotz allen Kämpfens lebenslustigen und eine gemütliche Ruhe aus­
strahlenden Erhardt, erschien der sehr fromme und zugleich intellektuelle Dipper 
geschäftig. Im September 193 8  trafen sich bereits mehrere Pfarrer der Bekenntnisge­
meinschaft im Ort, um kirchliche Anliegen zu beraten. Auch in den folgenden Jah­
ren fanden im Pfarrhaus Tagungen, Bruderschaftszusammenkünfte sowie »Männer­

rüstzeiten« und Treffen von Bruderschaftsfrauen statt, was viele Fremde ins Dorf 
führte. 

Dipper kam inmitten einer dramatischen Phase des Kirchenkampfes nach Reichen­
bach. Nach der parteilichen Forderung, einen Treueid auf Hitler abzulegen, gingen im­

mer wieder Pfarrerschreiben in Reichenbach ein mit der Bitte, Richtlinien, Verhaltens­
weisen oder Hintergrundinformationen » allen Brüdern bekanntzugeben« .32 Wie Dip­
pers Nachlaß zu entnehmen ist, verfügte er auch in Reichenbach über ausgezeichnete 

Informationen aus den Bereichen der kirchlichen und weltlichen Politik. Briefe mit 
brisantem Inhalt wurden dabei meist auf Umwegen an das Pfarramt gesandt. Da der 
Briefabgang auf der Post durch zuverlässige Mitarbeiterinnen der Partei genauestens 
überwacht wurde, organisierte Dipper eine Lösung mit Reichenbacher Frauen, die 
fast tägliche Kurierdienste leisteten. Rückblickend wird beispielsweise erzählt: » Ich 
mußte die Post oft nach Göppingen, Esslingen oder manchmal auch nach Gestetten 
bringen und dort einwerfen, oder Freunden in der Schule mitbringen, daß sie diese 
dann andernorts einwerfen. «  Die Helferinnen berichteten von einer »Motorrad- und 
Autostaffette, die Mitteilungen, die nicht mit der Post befördert werden konnten, di­
rekt überbrachte« .  

Die Doppelbelastung durch Pfarrei und Landesbruderrat strengte mit ihren »gele­
gentlich sehr ernsten, die Existenz bedrohenden Situationen« den gesundheitlich ge­
schwächten Dipper sehr an.33 Um sowohl auf lokaler Ebene als Gemeindepfarrer wie 
auf regionaler und nationaler Ebene als Landes- und Reichsbruderratsmitglied den zu­
nehmenden Anforderungen des Kirchenkampfes gerecht zu werden, mußte er sich in 
Reichenbach Strukturen schaffen, die ihn entlasteten. Es galt, den persönlichen Rück­
halt in seiner Gemeinde zu stärken, sich ein Netz von Menschen aufzubauen, auf die 
er sich verlassen konnte. Weiter war es wichtig, obschon die kirchlichen Mittel immer 

31 LKA D 3 1 ,  Bü. »Akten BK 1937/38, Mitteilung vom 6. 9. 1938. 
32 VgL LKA D 3 1, Bü. 1 .12, Schreiben des Pfarrernotbundes. 
33 VgL LKA D 3 1 ,  Bü. »Akten BK 1937«, Schreiben Dipper an Pfarrer Buder vom 3 1 .  1 0. 1938.  
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knapper wurden, eine Mitarbeiterin zu finden, die ihn als Schreibkraft für die Be­

kenntnisgemeinschaft und als Gemeindehelferin unterstützen konnte. Weder der in 
der Öffentlichkeit stehende Kirchengemeinderat, der streng überwachte und perso­

nell dezimierte CVJM sowie der Frauen- und Missionsverein, noch der Gemeinde­
dienst und der Kirchenchor waren geeignet, zusätzliche Arbeiten zu übernehmen 
oder Dipper inhaltlich zur Seite stehen zu können. Seine Hauptstütze sollte der Kin­
derkirchhelferkreis werden, der jeden Freitag mit ihm die Kindergottesdienste vorbe­
reitete. Über intensive theologische Gespräche stellte Dipper eine gegenseitige Nähe 

her, die noch heute in Unterhaltungen mit damaligen Reichenbachern nachhallt: »Ob 
Tyrannenmord erlaubt sei nach der Bibel« ,  oder ob » Krieg führen im Sinne der Bibel 
sei« ,  habe er sich mit ihnen unterhalten. Dieser Kreis, erweitert durch etwa 12 bis 15 
Frauen aus dem Gemeindedienst, wurde zu Dippers Vertrautenkreis, mit dem er sich 
auch in politischen Dingen austauschen und den er für seine »Erledigungen« heranzie­
hen konnte. Die Mehrzahl dieser Vertrauten waren Frauen, die offensichtlich - wie 
sich Dippers Gemeindehelferin erinnert - »durchweg mutiger waren« .  

4 .  Pfarrer Dipper und der lokale Kirchenkampf 

Als eine der ersten Maßnahmen gründete Dipper im August 1938 den Gemeindever­
ein ein, eine Maßnahme, die sich andernorts schon bewährt hatte. In ihm führte er 
die aktiven Mitarbeiter kirchlicher Einrichtungen zu einem engeren Kreis zusammen. 

Mit dem Gemeindeverein entstand ein Freiraum, in dem Vorträge zur Familien- und 
Erwachsenenbildung angeboten und gemeinsam über aktuelle Themen geredet wer­
den konnte. Auch wurden Eltern bei erzieherischen Glaubensfragen unterstützt. Fer­
ner trug er zur Geldbeschaffung für den Kirchenhaushalt bei. Bis zur Auflösung des 
Vereins im Sommer 1939 durch die Gestapo34 konnten neben allgemeinen Spenden 
unter anderem 45 Schulbibeln für den Konfirmandenunterricht angeschafft sowie die 
Aufgaben des Gemeindedienstes übernommen werden. 

Als erstem Reichenbacher Pfarrer gelang es Dipper, neben diesen ehrenamtlichen 
Hilfen und einem Vervielfältigungsapparat eine hauptamtliche Schreibkraft für sein 
Büro zu organisieren, die als seine Vertraute - zu Beginn freilich verdeckt - mehr für 
die Bekennende Kirche als für die Kirchengemeinde arbeitete.35 Die während der 

Jahre unterschiedlichen Finanzierungsmodelle orientierten sich alle am Grundmo­
delI, wonach ein Drittel vom Oberkirchenrat bezahlt wurde, ein knappes Drittel von 
Kirchengemeinde oder Gemeindeverein und der restliche Teil durch Ariernachweise 

34 Am 15 . 6. 1939 verbot die Gestapo, Stapoleitstelle Stuttgart, sämtliche konfessionellen Gemeinde­
vereine, da diese als Konkurrenzunternehmen zu den parteilichen NSV-Einrichtungen betrachtet 
wurden. 

35 VgI. Th. Dipper (s. A 28),  S. 227. 
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erbracht wurden. Gesetzlich geforderte Abstammungsnachweise über Eltern und 
Großeltern waren zu einer wichtigen Einnahmequelle für die Kirchengemeinden ge­
worden. 

Zum lokalen Hauptkampfplatz geriet die Schule. Nachdem die Versuche, die Lan­
deskirche gleichzuschalten, gescheitert waren, sollte unter der Parole der » Entkonfes­
sionalisierung des öffentlichen Lebens« durch Propaganda, Zwang und Terror eine 
»Entchristlichung des deutschen Volkes« vor Ort herbeigeführt werden. Nach der Be­
seitigung der konfessionellen Schulaufsicht und Lehrerbildung, der Abschaffung der 
Konfessionsschulen - die Reichenbacher Konfessionsschule wurde mit Erlaß vom 
17. Juni 1936 in eine Deutsche Gemeinschaftsschule umgewandelt - strebte die Par­
tei für Württemberg, als einzigem Gau im Deutschen Reich, die Einführung eines 
Weltanschauungsunterrichts anstelle des Religionsunterrichts an.36 Der Erlaß vom 
5. April 1939 eröffnete eine neue Phase des lokalen Kirchenkampfes mit dem Versuch 
der Partei, kirchliche Aufgaben oder Einrichtungen an sich zu ziehen. Bis zur Einfüh­
rung des weltanschaulichen Unterrichts hatte in der Reichenbacher Volksschule der 
Pfarrer Religionsunterricht erteilt. Mitten in der Heuernte wurden die Eltern nun per 
Flugblatt aufgefordert, daß sie » ihre Kinder vom Religionsunterricht abmelden und 
zum weltanschaulichen Unterricht anmelden« sollten. Am selben Abend hielt Dipper 
einen leidenschaftlichen Gottesdienst und warnte die Eltern vor einer Abmeldung ih­
rer Kinder.37  Der Erfolg seiner intensiven Bemühungen blieb nicht aus: Nur sieben El­
tern kamen der Aufforderung nach.38 

Nach Beginn des Krieges schien sich zunächst eine gewisse Entspannung im Verhält­
nis zwischen Partei und Kirche anzubahnen, nachdem Reichsstatthalter Murr am 
16.  September 1939 ein vorsichtigeres Vorgehen in Sachen Weltanschauungsunter­
richt angeordnet hatte.39 Dennoch betrachtete die Kirchenleitung die Entwicklung 
knapp zwei Monate später bereits skeptisch: Einschränkung der kirchlichen Zeit­
schriften, Schließung theologischer Fakultäten, Beschlagnahme zahlreicher kirchli­
cher Räume, Einberufung vieler Pfarrer zum Heeresdienst, Erhebung eines ansehnli­
chen Kriegsbeitrags von den Kirchen sind nur einige Stichworte aus dem Bericht zur 
Lage der Kirche vom November 1939.  Für die Reichenbacher Kirchengemeinde 
scheint sich die Situation indes bereits vor Kriegsbeginn verschlechtert zu haben. Eine 
Krisensitzung im Kirchengemeinderat Ende August 1939 offenbarte die Erfolge des 
Ortsgruppenleiters : Trotz eindringlicher Bitten lehnten auch engagierte Gemeindemit­
glieder eine Wahl in den Gemeinderat ab. Der Läutedienst für die Buben wurde er­
schwert, weshalb eine Regelung mit dem Jungvolk in der HJ notwendig wurde. Au-

36 VgI. hierzu u. a. Th. Dipper (s. A 28),  S. 1 3 1 ;  E. Röhm / J. Thierfelder (s. A 28) ,  S. 357. 
37 VgI. StALu EL 902/6, Bü. 1 1/22/1337, BI. 28, Erinnerung Dekan Ströhle, Protokoll vom 10.  1. 

1947. 
38 VgI. ebda., Bü. 1 1/22/242, BI. 1 02. 
39 Mehr hierzu vgI. G. Schäfer (s. A 3), Bd. 6, S. 3 12. 
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ßerdem mußte der Pfarrer nach mehreren Abmahnungen etliche Reichenbacher 
schließlich Anfang 1940 aus der Liste der Kirchenmitglieder streichen, da ihre Kinder 
nicht mehr zur Christenlehre kamen.4o 

Da Ortsgruppenleiter Mangold den Begriff der » Heimatfront« sehr ernst nahm, be­
kam die örtliche Auseinandersetzung bald erneut die Züge eines persönlichen Duells 
zwischen Ortsgruppenleiter und Ortspfarrer. Zunehmend versuchte Mangold Veran­
staltungen der Partei auch ohne Pfarrer eine sakrale Weihe zu verleihen. Aus den bis­
lang in der Kirche stattfindenden Gedenkgottesdiensten für Gefallene wurden Ge­
dächtnisfeiern für die » toten Helden« in der Turnhalle. Selbst Parteitrauungen, Ju­
gendweihen und Parteibeerdigungen veranstaltete der Ortsgruppenleiter ohne kirchli­
che Mitwirkung, wenngleich diese, wie Dipper schreibt, unter »seiner Führung mehr 
und mehr zu einer peinlichen Angelegenheit« wurden.41 

Nach dem ersten Fehlschlag bei der Einführung des Weltanschauungsunterrichts 
setzte Mangold alles daran, um in unnachgiebigem Kleinkampf die Ziele der Partei 
durchzusetzen. Offensichtlich ließ er das Verhältnis der einzelnen Gemeindeglieder 
zur Kirche überwachen. Auch Vorhaltungen über Gottesdienstbesuche oder Beteili­
gungen an kirchlichen Einrichtungen schienen an der Tagesordnung. Im Weltanschau­
ungsunterricht sah die örtliche Parteileitung das Kampffeld für die Durchsetzung der 
Bewegung. Immer wieder wurde über Flugblätter zum Austritt aus dem Religionsun­
terricht aufgefordert. Obwohl eine Abmeldung laut Gesetz nur auf Schluß eines Schul­
jahres möglich war, wurden die Kinder in Reichenbach sofort nach der Entscheidung 
der Eltern aus dem Religionsunterricht genommen. Zu Schuljahresbeginn lud die Par­
tei die Erziehungsberechtigten auf das Büro der Ortsgruppe. Dort wurden sie von 
einer Dreierkommission, bestehend aus Ortsgruppenleiter, Rektor und einer weiteren 
örtlichen Persönlichkeit unter Druck gesetzt.42 Dipper ließ daraufhin ein - offiziell 
von Dekan Ströhle herausgegebenes - Flugblatt verteilen, in dem die Eltern zur Ent­

scheidung aufgerufen wurden, ob sie die Kinder weiterhin im evangelischen Glauben 
haben wollten, oder ob sie ))durch den neuen Weltanschauungsunterricht einer neuen 
Gläubigkeit zugeführt werden sollten« .  Er appellierte darin: ))Meldet eure Kinder un­
ter keinen Umständen zum Weltanschauungsunterricht an. «43 Außerdem veranlaßte 
die Kirchenleitung die Einrichtung eines zusätzlichen Religionsunterrichts, der in Rei­
chenbach ab Februar 1940 für alle schulpflichtigen Jahrgänge in je einer Wochen­
stunde erteilt wurde. Eine Aussprache zwischen Pfarrer, Ortsgruppenleitung und 

40 VgI. Evangelisches Kirchenarchiv Reichenbach (EKAR), Kirchengemeinderatsprotokolle vom 22. 8 .  1 939 bzw. 26. 2. 1 940. 
41 StALu EL 903/3, Bü. J 75/647, BI. 61, Erinnerung Dipper vom 20. 9 .  1947. 
42 VgI. zu diesen Vorgängen die Erinnerungen Dippers, ebda. sowie Erinnerung Dekan Ströhle (s. A 37).  
4 3  EDE Altregistratur Ortsakten, Fach 28, Reichenbach, B III, Bü. 19,  Bund »Religionsunterricht -Allgemeines« ,  Flugblatt » An  alle Evangelischen Eltern« .  
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Schulleitung im Juni 1940 brachte keine Entspannung. Insgesamt meldeten sich in 
Reichenbach kaum mehr als 10 Prozent zum weltanschaulichen Unterricht an, zum 
Kindergottesdienst aber fanden sich ))ziemlich regelmäßig eine Schar von 220 Kin-

dern« ein.44 

Die Zahl der Kirchenaustritte in der Zeit von 1939 bis 1944 beträgt für Reichen-
bach 1 14. Davon entfallen allein 35 Prozent auf die sechs Monate von Oktober 1940 
bis März 1941 .  Dies liegt erheblich über dem Kreisdurchschnitt, der für diesen Zeit­
raum nur 1 1  Prozent aller Austritte verzeichnet.45 Trotz dieses scheinbar positiven Er­
gebnisses für die NSDAP-Ortsgruppe innerhalb weniger Monate, ist der Gesamter­
folg relativ gering. Von allen evangelischen Gläubigen im Ort (2596) sind zwischen 
1939 und 1945 insgesamt nur 4,2 Prozent, von den katholischen (insg. 277) 1 ,4 Pro-

zent aus den Kirchen ausgetreten.46 

Auch auf personeller Ebene verstärkten sich die örtlichen Auseinandersetzungen 
mit Kriegsbeginn. Organisatoren und Teilnehmer kirchlicher Veranstaltungen wur­
den behindert, benachteiligt, überwacht oder bedroht. Eine beliebte Methode war, 
HJ-Veranstaltungen und HJ-Fahrten auf Termine kirchlicher Zusammenkünfte zu le­
gen. Die Überwachung der kirchlichen Jugendarbeit nahm im Krieg noch penetran­
tere Ausmaße an. Persönliche Benachteiligungen bei der Berufswahl für CVJM-Mitar­
beiter, die nicht bei der HJ waren, nahmen zu.47 Weitere Angriffe zielten auch auf die 
Gemeindehelferin. Offensichtlich um die Gemeindearbeit zu sabotieren, versuchte die 
Ortsgruppe ab Herbst 1941 vermehrt, die Helferin zu Arbeitsdiensten zu verpflich­
ten. Doch dem Kirchengemeinderat mit seinem Vorsitzenden Dipper gelang es, diese 

Versuche abzuwehren.48 

Eine wirksame Möglichkeit, die örtliche Kirchenarbeit zu lähmen, bestand darin, 
den Ortsgeistlichen zum Kriegsdienst einzuberufen. Bei Kriegsende waren von den 
1225 württembergischen Pfarrern 759 eingezogen, davon 194 gefallen und 55 ver­
mißt.49 Immer wieder versuchte die Partei, gerade auch Pfarrer Dipper einzuziehen. 
Doch nachdem ihr dies im Dezember 1939 gelang, konnte Dipper aus gesundheitli­
chen Gründen wieder nach Reichenbach zurückkehren, mußte aber bei der großen 
Zahl einberufener Pfarrer einen Teil der Stellvertretung in Plochingen versehen.50 Ob­
wohl er bereits seit längerer Zeit an Knochentuberkulose litt, wurde er immer wieder 
mit Gestellungsbefehl einberufen. Aus medizinischen Gründen, zumeist nach telefoni-

44 Vgl. Ev. Gemeindeblatt Reichenbach 2/1940. 
45 Kreisarchiv Esslingen E1I1097, Vierteljährliche Statistiken beim Landrat. 
46 Nach Statistische Monatshefte Württemberg-Baden, Hefte 7-9/1947. 
47 U. a. wird berichtet, daß die DAK nur HJ-Mitglieder als kaufmännische Lehrlinge eingestellt habe; 

Interview mit O. Fischer, 4. 9 .  1990. 
48 Vgl. z. B. EKAR, Kirchengemeinderatsprotokolle vom 1 1 .  9 . 1941 und 28. 6. 1 945 . 
49 Die Zahlen schwanken in den Dokumenten, vgI. G. Schäfer (s. A 3) ,  Bd. 6, S. 696. 
50 Vgl. Ev. Gemeindeblatt Reichenbach 12/1939 und 1/1940. 
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scher Intervention des Oberkirchenrats, wurde er wieder »unabkömmlich« gestellt, 
bis er schließlich endgültig vom Heeresdienst ausgemustert wurde.51  Trotz mehrerer 

Eingaben seitens des OKR wurde das Redeverbot für Dipper nicht gelockert und 

seine Überwachung hielt unvermindert an - sicher mehr zur Schikane als zu sicher­
heitspolitischem Nutzen. Immer wieder durchsuchte die Gestapo das Pfarrhaus, so 
daß die Gemeindehelferin und Dippers Ehefrau mehrfach »die gefährlichen Akten in 

einem Koffer neben der Miste in einem Haufen Laub und im Holzstall unter Reisigbü­
scheln « verstecken mußten. 52 

Wo immer es ging, versuchten die Machthaber kirchliche Einrichtungen unter ihre 
Kontrolle zu bekommen oder aufzulösen. Im wesentlichen sind für Reichenbach die 
Überführung des Evangelischen Kindergartens in die Nationalsozialistische Volks­
wohlfahrt (N5V), die Einstellung des Gemeindeblattes, die Glockenabnahme sowie 

die versuchte Beschlagnahme des CVJM-Vereinshauses zu nennen. 

Auf die kirchlichen Kindergärten übte die NSV im Zuge der erwähnten » Entkonfes­
sionalisierung des öffentlichen Lebens « besonders starken Druck aus, vor allem, 
wenn sie finanziell von der bürgerlichen Gemeinde abhingen wie in Reichenbach. Der 

Hergang der Übernahme des 1 898 von der Kirchengemeinde eröffneten Kindergar­
tens läßt sich aus den Protokollen des Kirchengemeinderats, den Unterlagen der Ge­
meinde sowie des Landrats rekonstruieren: Die langjährige Leiterin des Kindergar­

tens wollte die Kinder mehr in nationalsozialistischem Sinn als in evangelischem 
Geist erziehen, was zu Spannungen mit dem Pfarrer führte. Im August 1939 setzte sie 
sich deshalb für die Übernahme durch die bürgerliche Gemeinde ein, worauf ihr der 
Kirchengemeinderat ihm Frühsommer 1940 eine andere Stelle anbot. Die Leiterin je­
doch wandte sich nun an die NSV mit der Bitte um Übernahme des Kindergartens. 
Nachdem sich die Partei der Angelegenheit angenommen hatte, wurde der Kindergar­
ten am 1. Juni 1940 zunächst von der Gemeinde und am 17 . November 1941 von der 

NSV im Zuge der allgemeinen Überführungen von Kindergärten übernommen. 

5. Die Unterstützung Verfolgter - Gemeindearbeit im Verborgenen 

Das Ehepaar Dipper lud in seiner Reichenbacher Zeit immer wieder durch das NS-Sy­
stern Bedrängte und politisch Verfolgte ins Pfarrhaus ein, häufig genug, um sie auch 
moralisch wieder aufzurichten. Eine ehemalige Gemeindehelferin erinnert sich: »Das 

Haus Dipper war ein sehr offenes Haus, in dem täglich viele Menschen ein und aus 
gingen und beherbergt wurden. Nicht nur politisch Verfolgte ( . . .  ), sondern auch viele 
Pfarrfrauen mit Kindern, deren Männer verfolgt oder krank waren. « Doch nicht nur 

51 VgI. LKA Personalakte Th. Dipper, BI. 63 -65 .  
52 Vgl. Privatsammlung Faul, CalwlHeumaden, Schreiben Frau Dipper a n  Emma Schwille vom 3. 12. 

1975 sowie Interview mit R. Faul, 3 .  3 .  199 1 .  
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Glaubensgenossen wurden unterstützt. Ab dem Jahre 1943 organisierte Dipper von 
Reichenbach aus mit einigen zuverlässigen Freunden und früheren Studienkollegen 

das organisierte Verstecken von untergetauchten Juden bei württembergischen Pfar­
rern und deren Freunden, den »Bruderring« .  Hierbei war ein besonders hoher Grad 
an Geheimhaltung gefordert. Zwar sprach Dipper, der viele Nächte mit der Suche 
nach Verstecken für die hauptsächlich aus Berlin stammenden Juden verbrachte, mit 
einigen Mitgliedern des Kinderkirchhelferkreises über die Verfolgung und Ermor­
dung der Juden durch die Nationalsozialisten, doch auch ihnen stellte er die unterge­

brachten Personen meist als Bombenflüchtlinge vor. 
Seine mutig praktizierte Nächstenliebe führte jedoch unter einem Großteil der Rei­

chenbacher Bevölkerung zu einer völligen Fehleinschätzung seiner Person. In vielen 
Gesprächen erzählten sich die Menschen von dem »unchristlichen Verhalten« ihres 
Dorfpfarrers. »Das Dorf sah den Pfarrer immer mit vollen Taschen den Berg hinauf­
schnaufen. Er galt als der größte Fresser im Dorf. Bei Fliegerangriffen ließ er die dem 
Pfarrhaus zugeteilten Nachbarn nicht herein. Sie hätten hier nichts zu suchen, sagte 
er kalt. 50 häufte er Schande über Schande auf sein Haupt. «53 »Der Pfarrer Dipper 
war der verfressendste Pfarrer Reichenbachs, den es je gegeben hat. ( . . .  ) Er hat im­
mer, wenn er auf Besuch kam und man ihm was angeboten hat, gesagt: >Danke nein, 
aber ich nehme gern was mit. <  Da hat man ihm jedesmal ein Brot und ein paar Eier in 
seine Tasche getan. « - »Nachts haben die Frauen vom Schurwald ihm Säckchen mit 
Essen ( . . .  ) und Milchkännchen gebracht. Erst nach dem Krieg haben wir erfahren, 
daß Juden dort versteckt waren und daß das der Grund für all die Merkwürdigkeiten 

war« .54 

6. Zusammenfassung und Bewertung 

Wie in allen Orten versuchte der Reichenbacher Ortsgruppenleiter in der Anfangs­
phase nach der Machtübernahme der Weltanschauung seiner Bewegung am Ort zum 
Sieg zu verhelfen. Dabei galt es, neben den Institutionen Rathaus und Schule vor al­
lem die Kirche und den Pfarrer zu schwächen. Pfarrer Erhardt stand mit seiner Einstel­
lung als Patriot einerseits und als Theologe andererseits stellvertretend für die mei­
sten württembergischen evangelischen Pfarrer. Erst allmählich wurde ihm klar, daß 

Mangold nicht sein persönlicher Feind, sondern ein funktionaler Gegner war. Er er­

kannte, daß der totalitäre Charakter des Systems nicht nur seinem Glauben wider­
sprach, sondern ihn auch in seiner Funktion als Geistlichen auf die andere Seite 
stellte. Schließlich sah er - wie die überwiegende Mehrheit der württembergischen 
Pfarrer -, daß er sich demzufolge auch überregional und sichtbar mit seinem Landes-

53 eh. Tröbst, Gebete aus der Provinz, München 1976, S. 66. 
54 Nach Interviews mit G. und I. Goller, 14. 3. 1991 u. Ch. Tröbst, 6. 8. 1990. 
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bischof solidarisieren mußte.55 Der lokale Kampf nahm eine überregionale Dimen­

sion an. Der Ortsgruppenleiter schaltete übergeordnete Instanzen wie Oberschulrat, 
Kreisleitung und Gestapo ein, der Ortspfarrer wandte sich an den Oberkirchenrat. 
Doch sowohl der Oberkirchenrat wie auch Reichsstatthalter Murr bremsten die loka­

len Konkurrenten. Der kirchlichen Seite schien es wichtiger, den » örtlichen Frieden« 
zu wahren, als den neuen Machthabern Grenzen aufzuzeigen. Den Nationalsoziali­
sten schien ein solcher Friede ihrem Machtausbau zunächst noch dienlich zu sein. 

Doch es konnte kein dauerhafter Friede entstehen. Die zähen Auseinandersetzungen 
hatten Pfarrer Erhardt schließlich zermürbt. 

Auch für Pfarrer Dipper war die Gemeinde » Kampfplatz zwischen Kirche und na­
tionalsozialistischem Weltanschauungsstaat« .  Hier, so glaubte er, »galt es den Kampf 

im einzelnen und im besonderen zu führen« ,  vor allem mit Hilfe der Predigt, ))die treu­
lich ausgerichtet, ein Bollwerk des Widerstands war, an der die Macht der Lüge und 
der Drohung zerbrachen, und von der Tröstung und Stärkung, Mahnung und War­

nung ausgingen. «56 Sowie Dipper als auch Mangold handelten bei Kriegsbeginn be­
wußt als Gegner in einem Weltanschauungskrieg. Trotz einer auf Führerbefehl erlasse­
nen Anweisung des Propagandaministeriums, ))während des Krieges alle Polemik« zu­
rückzustellen, ))die die innere Einheit des Volkes störe« ,57 fühlte sich der Ortsgruppen­
leiter durch Äußerungen Hitlers und anderer schon vor Kriegsbeginn ermuntert, den 
Krieg weltanschaulich auch vor Ort zu intensivieren und bewußt den Kampf gegen 
Kirche und Christentum zu verstärken. 

Dipper kam bereits als Funktionsträger nach Reichenbach. Er nutzte die Gemeinde 
als Basis für sein überregionales Wirken als Landes- und Reichsbruderrat. Dipper 
selbst sah seine Gemeinde als Modell dafür, wie Kirchengemeinden im Kampf gegen 
den nationalsozialistischen Staat eingesetzt werden konnten. In Reichenbach entwik­
kelte er seine Theorien, die er in Gesprächen, Briefen und auf Tagungen, in Aufsätzen 
und in seinen Bruderschaftsbriefen den Pfarrerkollegen der Bekennenden Kirche wei­

tergab. Seine in Reichenbach aufgebauten Strukturen bewährten sich auch, als er 
Mitte Dezember 1938  bis Mitte Januar 1939 in ein Konzentrationslager kam. Zwar 
konnte die Partei im täglichen Kleinkrieg verschiedene Siege erringen, etwa bei den 

Auseinandersetzungen um die Überführung des kirchlichen Kindergartens in die 
(NSV) . Doch den erheblichen Teil der Konfrontationen auf dem lokalen Kampfplatz 
Reichenbach konnte die kirchliche Seite für sich entscheiden. 

55 82 Prozent der Pfarrer hatten sich bis zum September 1934 hinter ihren Landesbischof gestellt. 
Vgl. dazu G. Schäfer (s. A 3) ,  Bd. 3, S. 526-532. 

56 Th. Dipper (s. A 28),  S. 1 3 1 .  
57 Zit. nach G. Schäfer ( s .  A 3) ,  Bd. 6, S. 1 147 f. 
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Rassische Verfolgung in Schorndorf 

Rassismus war ein zentraler Aspekt nationalsozialistischer Herrschaft. 1 Juden, Zigeu­
ner, geistig und körperlich Behinderte, Homosexuelle, Prostituierte oder auch soge­
nannte Asoziale wurden als Untermenschen stigmatisiert und durch zahlreiche rassen­
politische Maßnahmen ausgegrenzt, terrorisiert und ermordet. Eine lokalgeschichtli­
che Untersuchung zur Realisierung nationalsozialistischer Rassenpolitik, wie hier für 
die Stadt Schorndorf, sollte versuchen, am Beispiel der Opfer die kommunalen Funk­

tionsweisen eines Herrschaftssystems und einer Gesellschaft zu verdeutlichen, die den 
Mord an zahlreichen Bevölkerungsgruppen ermöglichten. 

Die Oberamtsstadt Schorndorf, im Remstal nahe Stuttgart gelegen, war zu Beginn 
der dreißiger Jahre eine 8000 Einwohner zählende Kleinstadt. Sie war geprägt von 
kleinen und mittelständischen Handwerksbetrieben, von einer zu 93 % protestanti­
schen Bevölkerung und von einem mehr nationalkonservativen als liberal-demokrati­
schen politischen Bewußtsein.2 Der NSDAP, die auch in Schorndorf über eine große 
Anhängerschaft verfügte,3 gelang es, Anfang 1933 innerhalb weniger Wochen ihre po­
litischen Gegner auszuschalten und die wichtigsten staatlichen und kommunalen Posi­
tionen, Institutionen und Gremien in ihre Gewalt zu bringen. Schorndorf ordnete 
sich wie viele Kommunen widerstandslos in das neue nationalsozialistische Herr­
schaftsgefüge ein. 

1 .  Die jüdische Familie Anspach 

In Deutschland lebten 1933 insgesamt etwas mehr als eine halbe Million Juden, das 
waren umgerechnet auf eine Gesamtbevölkerung von ca. 66 Millionen, 0,76 Pro-

1 K. Hildebrand, Das Dritte Reich, München 3 1987, S.  86 u. 193 f. ;  zu Hitlers Rassentheorie vgl. E. 
Jäckel, Hitlers Weltanschauung, Stuttgart 2198 1 ,  S.  97- 1 19.  

2 Eine Analyse der Reichs-, Landtags- und Kommunalwahlen von 1920 bis März 1933 zeigte eine 
insgesamt leicht bevorzugte Tendenz der Schorndorfer Wählerschaft zu rechtskonservativen Par­
teien, v. a. zur DNVP, später zur NSDAP. 

3 Die Auswertung der im Staatsarchiv Ludwigsburg (StALu), PL 501,  Bü. 93, 94, 95 überlieferten Li­
sten über Neuaufnahmen in die NSDAP-ürtsgruppe Schorndorf von 1928 bis Dezember 1932 er­
gab, daß in dieser Zeit, aber vor allem in den Jahren 1930 bis 1932, ca. 200 bis maximal 350 meist 
junge Männer aus Schorndorf und Umgebung in die Partei eintraten. 
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zent.4 In Schorndorf lebte seit etwa 1 908 eine einzige jüdische Familie, die Familie An­
spach. Julius Anspach hatte am Marktplatz ein Kaufhaus eröffnet. Er starb 1924 und 
wurde auf dem Ludwigsburger jüdischen Friedhof begraben. Nach seinem Tod führte 
seine Witwe Selma das Geschäft weiter. Ihre drei Kinder Helmut ( "< 1910) ,  Kurt 
( '� 1912) und Lore ( '� 1919 )  wurden in Schorndorf geboren und gingen dort zur 
Schule. Helmut erlernte den Beruf des Kaufmanns, um den elterlichen Betrieb weiter­
zuführen, sein Bruder Kurt wurde nach einer Lehre Angestellter bei der Gewerbe­
bank in Schorndorf. Über ihr Leben, ihre Beziehungen, ihre Kontakte vor 1933 ist 
fast nichts aktenkundig. Sie führten in der protestantischen Gemeinde vermutlich ein 
zurückgezogenes Leben. Der Apotheker Philipp Palm, ein Nachbar der Anspachs, er­
zählt: »Die Lore Anspach ist mit mir in die Klasse gegangen. Am Religionsunterricht 
hat sie nicht teilgenommen. Für uns war das alles ganz normal. Der Großvater hat 
manchmal vor dem Haus gesessen. Der wirkte etwas fremd. ( . . .  ) Wir hatten gute per­
sönliche Kontakte. Als Kinder haben wir drüben auf dem Gehsteig zusammen ,Fan­
gerles' gespielt. Die Söhne habe ich weniger gekannt. Meines Wissens waren die nicht 
ins öffentliche Vereinsleben integriert. «5 

Am 3 1 .  März 1933,  die Nationalsozialisten hatten inzwischen auch in Schorndorf 
die Macht an sich gezogen, wies Bürgermeister Raible, der seit 1904 amtierte, die 
städtischen Ämter an, den » Einkauf im Warenhaus Anspach und im Konsumverein 

künftig unter allen Umständen zu unterlassen.« 6 Einen Tag später, am 1 .  April, po­
stierten sich zwei bewaffnete SA-Männer vor der Eingangstür des Kaufhauses. Sie no­
tierten sich die Namen derjenigen, die dort einkauften, und drohten mit der Einliefe­
rung ins Konzentrationslager (KZ).7 Kreispropagandaleiter Viktor Eisebraun hatte 
bereits in den Zeitungen die Leserschaft zum Boykott aufgerufen. Überall im Reich 
fanden an diesem Tag Aktionen gegen die jüdischen Bürger statt. Dies ging auf einen 
Beschluß Hitlers zurück, einen planmäßigen, befristeten Boykott jüdischer Geschäfte 
herbeizuführen. Die wilden Ausschreitungen gegen die Juden, zu denen es nach sei­
nem Machtantritt an vielen Orten in Deutschland gekommen war, lehnte er ab. Viel­
mehr forderte und verfolgte er als Ziel die planmäßige gesetzliche Bekämpfung der Ju­
den und ihre Entfernung. 8 

4 W. Benz, Die Juden im Dritten Reich, in: Deutschland 1933 -1945 . Neue Studien zur nationalso­
zialistischen Herrschaft, hrsg. v. K.-D. Bracher / M. Funke / H.-A. Jacobsen, Bonn 1992, 
S. 273 -290. 

5 Interview mit Ph. Palm, 27. 4. 1993. 
6 Raible nahm Bezug auf einen Beschluß des Staatsministeriums (Staatskommissar Strölin) ,  daß die 

städtischen Ämter keinerlei Einkäufe in Warenhäusern, Konsumvereinen, Einheitspreisgeschäften 
und Großfilialbetrieben tätigen dürften; vgl. Stadtarchiv Schorndorf (StASch), 1405 : Anordnung 
vom 3 1 .  3. 1933. 

7 StALu EL 902/25, AZ 50/49/724: August Schwandt. 
8 Brief Hitler an Adolf Gemlich vom 16.  9. 1919, zitiert nach: E. Jäckel / A. Kuhn (Hrsg. ) ,  Hitler. 

Sämtliche Aufzeichnungen 1905 - 1924, Stuttgart 1980, S. 89 f. 
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Die weitere Entwicklung in Deutschland zeigte den Anspachs, daß Juden in diesem 
Staat keine Zukunft mehr haben sollten. Das » Gesetz zur Wiederherstellung des Be­
rufsbeamtenturns« vom 7. April 1933 und die nachfolgenden Verordnungen vom 4. 
und 6. Mai 1933 schufen die rechtlichen Grundlagen für die Verdrängung der Juden 
aus ihren Berufen. Auch Kurt Anspach verlor seine Arbeitsstelle bei der Gewerbe­
bank. Im September 1933 verließ er seine Heimat und emigrierte nach Barcelona, 
dann nach Wien und schließlich in die Vereinigten Staaten. 

In den nächsten Jahren stand die Familie Anspach unter ständiger behördlicher Be­
obachtung und Kontrolle. So wurde in einem geheimen Schreiben der Württembergi­
schen Polizei vom 4. September 1933 an die Oberämter und Polizeidienststellen im 
Auftrag des Reichsinnenministeriums ersucht, » bis zum 1. Oktober 1933 ausführlich 
über die dortigen Beobachtungen bezüglich der Tätigkeit jüdischer Vereinigungen 
oder führender Einzelpersonen zu berichten. «  Der für das Oberamt zuständige Land­
jäger-Stationskommandant Wiesenfarth meldete daraufhin, daß »Beobachtungen in 
der genannten Richtung nicht gemacht worden sind. Die einzige im Bezirk wohnende 
jüdische Familie Ansbach [siel ]  (Witwe) hier, mit 2 noch ledigen Söhnen und einer 
( . . .  ) Tochter, kann als durchaus einwandfrei bezeichnet werden. «9 

Die vielfältigen Formen der Diskriminierung, denen die Anspachs von nun an tag­
täglich ausgesetzt waren, sind für uns nachträglich kaum mehr faßbar. Nur wenig ist 
aktenkundig. Jedenfalls sah sich die Familie, die durch ihr Kaufhaus in der Öffentlich­
keit eine exponierte Stellung einnahm, plötzlich als Angehörige einer Gruppe, die von 
den Machthabern in allen Medien als Feindbild des Staates, ja der Menschheit 
schlechthin, diffamiert, von staatlichen Behörden überwacht, schikaniert und von 
Ausschreitungen terrorisiert wurde. 

Inwieweit die wirtschaftliche Existenz der Anspachs durch die massive, auf allen 
Ebenen erfolgende Diskriminierung der Juden in Deutschland auch in Schorndorf ge­
fährdet wurde, ist im nachhinein schwer zu belegen. Aber es ist durchaus möglich, 
daß die unaufhörliche antisemitische Hetze der Nationalsozialisten langsam ihre Wir­
kung zeigte und frühere Kunden aus Angst, es erwüchsen ihnen irgendwelche Nach­
teile, wegblieben und bei der » arischen« Konkurrenz einkauften. »Das ist auch wie­
der einer, welcher die Juden unterstützt« , 10 soll beispielsweise der NSDAP-Gemeinde­
rat Klingenstein geäußert haben, als er beobachtete, wie jemand ins Kaufhaus der An­
spachs ging. 

Der Versuch der Stadtverwaltung, dem Kaufhaus Anspach eine offensichtlich unbe­

gründete Warenhaussteuerpflicht aufzuerlegen, scheiterte. Die Anspachs erhoben Ein­
spruch. Der Warenhaussteuerbescheid für das Rechnungsjahr 1933 mußte am 16.  Ok­
tober 1933 von der Verwaltungs abteilung wieder zurückgenommen werden, da das 

9 StALu F 199 II, Bü. 968 : 1 1 .  9. 1933. 
1 0  StALu EL 902/25, AZ 50/49/4453 :  Friedrich Klingenstein. 
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Kaufhaus der Anspachs kein Warenhaus im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen 
war. Die in der Nazi-Presse vorgenommene Identifikation von Judentum mit Waren­

häusernll  hatte im Schorndorfer Rathaus etwas vorschnell zu dem Versuch geführt, 
der unliebsamen Konkurrenz auch noch durch zusätzliche Steuerbelastungen zu scha­
den. 

Seit Mitte 1934 kam es in Deutschland erneut zu zahllosen Aktionen gegen jüdi­
sche Geschäfte. In Schorndorf, so der Bericht des Oberamtes, » sind Verstöße in dieser 
Richtung nicht bekannt geworden. « 12 Von staatlicher Seite wurde versucht, die po­

gromartigen Ausschreitungen der Rassenfanatiker zu stoppen und Maßnahmen ge­
gen die Juden auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. Das Resultat waren die 

»Nürnberger Gesetze« ,  die am 15 .  September 1935 auf dem Parteitag der NSDAP 
verkündet wurden: Das Reichsbürgergesetz entzog den Juden die politischen Rechte 

und degradierte sie zu Bürgern zweiter Klasse. Das Blutschutzgesetz sollte die » Rein­
heit des deutschen Blutes« sichern und verbot u. a. Eheschließungen sowie Ge­
schlechtsverkehr zwischen Juden und »Staatsangehörigen deutschen oder artver­

wandten Blutes « und die Beschäftigung »arischer« weiblicher Angestellter unter 45 
Jahren in jüdischen Haushalten. Schon am 12. Dezember 1935 erreichte Bürgermei­
ster Beeg ein Schreiben des Oberamtes mit der Anfrage, »welche weibliche Personen 

auf Grund eines Arbeitsverhältnisses in die Hausgemeinschaft der hier ansässigen jü­
dischen Familie aufgenommen sind oder mit Arbeiten im Haushalt beschäftigt wer­
den. « 13 Die Hausgehilfin der Anspachs, die 40jährige Helene Müller, durfte jedoch 
bleiben, da sie nach den Bestimmungen der Ersten Ausführungsverordnung zum Blut­
schutzgesetz vom 14. November 1935  bei Erlaß des Gesetzes bereits im Dienst der Fa­

milie stand und das 35 .  Lebensjahr vollendet hatte. Am 29. Januar 1936 wurde 
Selma und Helmut Anspach das Wahlrecht entzogen. Wenige Monate später verlie­
ßen sie zunächst Schorndorf, dann Deutschland. Durch die »Nürnberger Gesetze« 
war innerhalb Deutschlands eine verstärkte Binnenwanderung der Juden von Kleinge­
meinden in die Großstädte zu beobachten. Ein Grund war sicher der Wunsch nach 

Anonymität, die vor antisemitischer Hetze schützte, und die Nähe zu den jüdischen 
Hilfsorganisationen in den Städten, die die Flucht organisierten. 14 Die 17jährige Lore 
Anspach meldete sich am 1 8 .  April 1936 nach Berlin, Reinekestraße 22, ab1s und rei-

1 1  Vgl. H. Uhlig, Die Warenhäuser im Dritten Reich, Köln / Opladen 1956, S. 64 f. Die NSDAP be­
kämpfte Einheitspreisgeschäfte, Konsumvereine und Warenhäuser und machte ihre Besitzer »als 
politische, rassische und wirtschaftliche Gegner aus, die nichts anderes im Sinn hätten, als den Mit­
telstand zu vernichten« . 

12 StALu F 199 11, Bü. 968, 22. 1 .  1935:  Bericht des Oberamtes an das Württ. Politische Landespoli­
zeiamt. 

13 StALu F 199 11, Bü. 968, 12. 12. 1935 . 
14 Vgl. W Benz (Hrsg. ) ,  Die Juden in Deutschland 1933 - 1945 . Leben unter nationalsozialistischer 

Herrschaft, München 1988, S. 417f. 
15 StASch 5422, 25. 4. 1936: Betr. Wegzug von Juden. 
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ste später in die USA. Selma und ihr Sohn Helmut gaben ihr Kaufhaus schließlich auf. 

Sie verkauften es, unter welchen Bedingungen ist nicht bekannt, an die Hausbesitzer, 
die das Geschäft weiterführen wollten. 16 Am 30. September 193 6  verließen sie 

Schorndorf und zogen nach Stuttgart. Helmut, der Schorndorf als Zweitwohnsitz bei­
behalten hatte, meldete sich am 23.  Februar 1937 nach Detroit (USA) ab. 1? Gemein­
sam mit seiner 52 Jahre alten Mutter flüchtete er dorthin, wo bereits sein Bruder Kurt 

lebte. 
Durch die Verdrängung der Juden aus dem öffentlichen, gesellschaftlichen und wirt­

schaftlichen Leben erreichten die Nationalsozialisten ein Ziel, das sie bis in die Kriegs­
zeit verfolgten: Bis Ende 1937 hatte etwa ein Drittel (ca. 150 000) aller Juden 
Deutschland verlassen. Von den am 30. Januar 1933 in Baden-Württemberg leben­
den 3 1 091 Juden verließen bis 1941 62,5 % (19 43 1 )  ihre Heimat.1B Nahezu die 

Hälfte fand Aufnahme in den USA, was trotz der massiven Bedrohung der Juden 
nicht einfach war. Länderquoten und zusätzliche Restriktionen erschWerten die Ein­
wanderung. Die Emigration war bis 1939 für Juden nur unter großen Vermögensver­
lusten zu finanzieren. Eine hohe Reichsfluchtsteuer, Restriktionen beim Kapitaltrans­
fer und bei Überweisungen von Geldbeträgen ins Ausland, Beschränkungen bei der 
Mitnahme von Umzugsgut etc. ließen den Auswanderern keine Möglichkeiten, ihre 
Vermögenswerte ins Ausland zu retten. Auch den Anspachs wird nur ein geringer Teil 

ihres Besitzes für den Neuanfang in den USA zur Verfügung gestanden haben. 
Mehr als die Hälfte der deutschen Juden, etwa 300 000, teilten das Emigranten­

schicksal der Familie Anspach. Nach dem Entschluß der nationalsozialistischen Füh­
rung im Sommer 1941,  die europäischen Juden zu ermorden, und dem Auswande­
rungsverbot im Oktober 1941 ,  gelang nur noch wenigen die Flucht in ein sicheres 
Land. Die meisten der über fünf Millionen getöteten Juden kamen aus den von den 
Deutschen besetzten west- und vor allem osteuropäischen Ländern.19 

Außer der Familie Anspach lebte noch ein Jude in Schorndorf. Der Amerikaner Sid­
ney Osborne, Schriftsteller und Autor zahlreicher historisch-politischer Monogra­
phien,2o hatte sich um 1933 in der Remstalgemeinde niedergelassen. Er lebte bei 
Anna E, der Besitzerin eines Handarbeitsgeschäfts, das nach ihren Angaben 1936 
» auf Veranlassung der Parteileitung offiziell boykottiert [wurde], weil ein Amerika­
ner, Herr Sidney Osborne, ein Halbjude, bei mir wohnte und angeblich mein Ge-

16 Schorndorfer Volksblatt vom 3. 10. 1936. 
17 StASch 5422, 1 1 .  3 .  1937: Betr. Überwachung von Juden. 
18 P. Sauer, Die Schicksale der jüdischen Bürger Baden-Württembergs während der nationalsozialisti­

schen Verfolgungszeit 1933- 1945, Stuttgart 1969, S. 124. 
19  R. Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden. Die Gesamtgeschichte des Holocaust, Berlin 

1982, S. 8 1 1 f. 
20 Vgl. British Museum General Catalogue of printed books, Vol. 1 76, London 1963, S. 603 ; Gesamt­

verzeichnis des deutschsprachigen Schrifttums (GV) 191 1 - 1965, hrsg. von R. Oberschelp, Mün­
chen 1 976, Bd. 97, S. 229. 
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schäft finanzierte. Letzteres entsprach jedoch nicht den Tatsachen. «21 Der Gemeinde­

rat Heinrich Gottwik, Ortsamtsleiter für Handel und Handwerk, setzte sich darauf­
hin bei der Kreisleitung für Anna F. ein und erreichte die Annullierung dieses Boy­

kotts. Im Oktober 193 8 verließ Osborne Schorndorf und reiste nach London. Darauf­
hin teilte das Bürgermeisteramt dem Landratsamt mit: » Schorndorf ist von Juden 
frei. «22 

2 . »Weg mit diesen Volksverrätern! « - Der Fall Bacher 

Eugen Bacher, Klaviermacher und Inhaber eines Musikhauses, vor 1933 aktives 
DDP-Mitglied und Gemeinderat, verweigerte der SA, an seinem Haus in der Schul­
straße 15,  einen » Stürmer«-Aushängekasten anzubringen. Der »Stürmer« war ein pri­
mitives antisemitisches Hetzblatt, das bei der Bevölkerung und bis weit in die Partei­
kreise hinein Anstoß erregte. Die Weigerung Bachers mit der Begründung, » so eine or­
dinäre Zeitung ( . . .  ), komme nicht an sein Haus « ,23 wurde SA-Sturmführer Roos 
schriftlich gemeldet. Einige Wochen später, am 4. Mai 1935, wurde der Aushängeka­
sten am Nebenhaus Bachers angebracht. Erschienen waren die uniformierte Hitlerju­
gend (HJ) mit Spielmannszug und ein Teil der SA-Reserve in Zivil. Roos hielt eine An­

sprache und erklärte, daß Bacher den Stürmer als das »gemeinste Blatt« bezeichnet 
habe. »Dies brachte natürlich die Hitlerjugend und die in Zivil dahinter stehenden 
SA-Leute in kolossale Erregung und es erfolgten Pfui-Rufe und ähnliche Aus­
drücke. «24 Als Bacher sich nicht zeigte, stürmte ein SA-Mann ins Haus und erfuhr 

von Bachers Sekretärin, der Gesuchte sei auf dem Tennisplatz. Daraufhin lief die auf­
gebrachte Menge zu den Tennisplätzen und zwang Bacher » im Zuge nach der Stadt 
zu marschieren. « Polizei wachtmeister Rube begegnete diesem Zug auf seinem Dienst­
gang: »Als dieselbe [die HJ; Anm. Vfin.] an mir vorbeimarschierte, fiel mir auf, daß 

in ganz ungewohnter Weise etwa 200 Personen jeglichen Alters seitlich des Zuges mit­
gingen. - Eben wollte ich mich erkundigen, was dieser Marsch zu bedeuten habe, als 
der Sturmführer S .A. 3 /R 123 Paul Roos von hier auf mich zukam und mir mitteilte 

( . . .  ) im Zuge marschiere der led. Musikalienhändler Eugen Bacher von hier mit und 
er habe Bedenken, daß Übergriffe passieren könnten, zumal er sich gegenüber der 
Menge nicht mehr durchsetzen könne. «25 Vor dem Haus Bachers angelangt wurden 
die Sprechchöre fortgesetzt: 

21 StALu EI 902/25, AZ 50/49/9532: Heinrich Gottwik. 
22 Ei�e Mitteil�ng des Bürgermeisteramtes an das Landratsamt von 1938,  zit. nach J. Josenhans, 

Knegschromk der Evangelischen Kirchengemeinde Schorndorf, in: Heimatblätter. Jahrbuch für 

2
3 Schorndorf und Umgebung, Bd. 5 ,  1987, S. 1 15 f., Anm. 28 .  

StAS�� 6140, 6. 5 .  19?5 :  schriftl. Aussage Bachers; StALu F 199 II, Bü.  550, 6. 5 .  1935: Württ. 
LandJager-Korps, StatlOn Schorndorf: Anzeige gegen Bacher. 24 
Ebda. 

25 Ebda. 
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» 1 .  Sprechchor: Judenfreund, Du bist ein Verräter an dem Führer, an Deinem 
Volk, an Deinem Blut, an Deinem Glauben. Judenknecht, Du neigst Dich vor 
den Mördern Deiner Brüder, Fluch über Dir. 
2. Sprechchor: Die Juden sind unser Unglück, wer sie unterstützt ist unser Feind! 
Fort mit den Judenknechten! Wer die Juden unterstützt, ist ein Verräter an unse­
rem Volke! Wer die Juden fördert, der fördert den Krieg! Genau so, wie die Ju­
den verschwinden, müssen ihre Freunde und Gönner mit untergehen! Weg mit 
diesen Volksverrätern! Juda bedeutet Krieg! «26 

Inzwischen war auch Landjäger-Stationskommandant Wiesenfarth am Ort des Ge­
schehens eingetroffen: »Bacher, Roos und der dazu gekommene stellvertretende Orts­
gruppenleiter Ganzenhuber ( . . .  ) stritten sich herum. Ganzenhuber hatte mit dem 
Sturmführer Roos, der in Zivil sich befand, eine Auseinandersetzung darüber, weil 
die Demonstration ohne sein Wissen und sein Einverständnis erfolgte. Während Gan­

zenhuber dem Roos die Weisung gab, die erregte Hitlerjugend wegtreten zu lassen, 
ver anlaß te ich den Bacher zum Schutze seiner Person, mit auf das Stationskommando 
zu kommen. ( . . .  ) Nachdem die Hitlerjugend und auch die SA-Leute sich aufgelöst 
und entfernt hatten, begab ich mich im Beisein des stellvertretenden Ortsgruppenlei­
ters Ganzenhuber auf das Oberamt zu Herrn Landrat Dr. Schenk ( . . .  ) und erstattete 
ihm mündlich Bericht. Auf Weisung von Herrn Landrat Schenk wurde Bacher nach 
Einbruch der Dunkelheit wieder auf freien Fuß gesetzt. «27 

Dieser für die Nachwelt sehr gut dokumentierte plötzliche Ausbruch unkontrollier­
ten Volkszorns wirft ein grelles Licht auf einen weiteren Aspekt des nationalsozialisti­
schen Gewaltregimes. Immer wieder kam es vor, daß radikale lokale Gruppen inner­
halb der Partei ihren abgrundtiefen Haß gegen »Staatsfeinde« ,  meist waren es Juden, 
auf brutale Art und Weise abreagierten.28 Über Bacher, als )) Judenknecht« diffamiert, 
entlud sich die ganze Wut der aufgebrachten Menge. Solche Aktionen waren, wie in 
Schorndorf, meist nicht ))von oben« angeordnet, wie der Boykott vom 1 .  April 1933 
und das Pogrom vom 9.110. November 1938 .  Lokale Führer entschieden spontan. Im 

Alleingang, ohne vorherige Absprache mit dem stellvertretenden Ortsgruppenleiter 
Ganzenhuber (Ortsgruppenleiter Schaufler befand sich im Urlaub) ,  initiierte der 
SA-Mann Roos gemeinsam mit der HJ diese Aktion. Viele der dann schließlich nicht 

26 Ebda., Hervorhebungen i. O. 
27 Verfügung der Staatsanwaltschaft vom 3 1 . 8 .  1935, zitiert nach: U. Theurer / E. Bacher, Ein Demo­

krat in undemokratischer Zeit, in: Heimatblätter. Jahrbuch für Schorndorf und Umgebung, Bd. 5 ,  
1987, S. 90-97. 

28 1. Kershaw, Antisemitismus und Volksmeinung. Reaktion auf die Judenverfolgung, in: Bayern in 
der NS-Zeit, Bd. II: Herrschaft und Gesellschaft im Konflikt, hrsg. von M. Broszat / E. Fröhlich, 
München 1979, S. 28 1 -349, zeigt für Bayern, daß »das Nebeneinander der zunehmenden gesetzli­
chen Beschränkungen jüdischer Rechte und ungesetzlicher, meist von Parteiaktivisten veranlaßter 
>Einzelaktionen< die Wirklichkeit der NS-Politik bestimmte« .  
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einmal mehr von Roos zu kontrollierenden Schreier waren Angehörige der HJ, also 
Jugendliche und Kinder. Von Widerstand oder Empörung über die Behandlung eines 
angesehenen Schorndorfer Bürgers wurde nichts berichtet was nicht heißen soll daß , , 
die Schorndorfer Bevölkerung diese Aktion guthieß. Selbst der stellvertretende 
NSDAP-Ortsgruppenleiter Ganzenhuber, der von der geplanten Aktion keine Ah­
nung hatte, versuchte die Wogen der Erregung zu glätten und die Situation zu ent­
schärfen. Ob es in Anwesenheit von Ortsgruppenleiter Schaufler zu einem derartigen 
Auftritt der SA überhaupt gekommen wäre, ist zu bezweifeln. Als er von dem Vorfall 
erfuhr, soll er Anzeige wegen Landfriedensbruch bei der Staatsanwaltschaft Stuttgart 
erstattet haben.29 Aber auch dies war symptomatisch für diese Gesellschaft. Die 
Mehrheit der Bevölkerung und selbst der NSDAP verurteilten die pogromartigen Ex­
zesse als Ausschreitungen einer radikalen Minderheit, sie akzeptierten aber, ja viele 
begrüßten sogar die diskriminierenden antijüdischen Gesetze und wirtschaftspoliti­
schen Maßnahmen der Regierung.3o 

Zu einer Verurteilung der Anstifter kam es natürlich nicht. Der Staat solidarisierte 
sich letztendlich mit ihnen, auch wenn er der Form ihrer Aktionen nicht zustimmte 

nicht aus moralischen Beweggründen, sondern weil sie Unruhe und Unmut bei der Be­
völkerung erzeugten. 

3. Zwangssterilisation, Rassenhygiene und die Aktion T 4 

Am 14. Juli 1933 wurde das » Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses « 
(GVeN) verabschiedet, das am 1 .  Januar 1934 in Kraft treten sollte: » §  1 , 1 :  Wer erb­

krank ist, kann ( . . .  ) unfruchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den Erfah­
rungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, 
daß seine Nachkommen an schweren körperlichen oder geistigen Erbschäden leiden 
werden. «3 1  Erbkrank waren nach Definition des Gesetzes Personen, die an folgenden 
Krankheiten litten: angeborenem Schwachsinn, Schizophrenie, manisch-depressivem 
Irresein, erblicher Fallsucht, erblichem Veitstanz, erblicher Blind- und Taubheit, 
schwerer körperlicher Mißbildung und schwerem Alkoholismus. Im offiziellen juristi­

schen Kommentar zum GVeN wurden diese doch sehr vagen Krankheitsbilder näher 
erläutert. Beispielsweise wurden jene Menschen als schwachsinnig charakterisiert, 

die nicht fähig sind, in einem geordneten Berufsleben ihren eigenen Unterhalt zu ver­
dienen, frühkriminell sind, Konflikte mit Schule und Polizei haben etc. Als besonders 
verdächtig galten Hilfsschüler. Die Erblichkeit der im Gesetz aufgeführten Krankhei-

29 StALu EI 902/25, AZ 50/49/9612: Friedrich Schaufler. 
30 1. Kershaw (s. A 28) ,  S. 342 ff. 
31 E. Klee, » Euthanasie« im NS-Staat. Die >>Vernichtung lebensunwerten Lebens« ,  Frankfurt 1983, 

S. 36 ; G. Bock, Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frauen­
politik, Opladen 1986, S. 80-94. 
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ten konnte zudem nicht mit Sicherheit nachgewiesen werden. Leicht durchschaubar 
also, nach welchen Kriterien in Wahrheit selektiert wurde: nach Nützlichkeit und Ver­

wertbarkeit für die Gesellschaft.32 

Antragsberechtigt waren diejenigen, die sterilisiert werden sollten, bzw. der Vor­
mund, ein beamteter Arzt oder der Leiter einer Kranken-, Heil- oder Pflegeanstalt. 
Die Entscheidung über eine vorzunehmende Sterilisation fällte ein Erbgesundheitsge­
richt, das den Amtsgerichten angegliedert wurde. Gegen den Beschluß des Erbgesund­
heitsgerichts konnte Beschwerde eingelegt werden. Endgültig entschied dann das den 
Oberlandesgerichten zugeordnete Erbgesundheitsobergericht. Dieser Beschluß war 
auch gegen den Willen des Betroffenen, wenn nötig mit Zwang, durchzuführen. Die 
Sterilisationen nahmen von der obersten Landesbehörde ausgewählte Krankenhäuser 
und Ärzte vor. Auf Grundlage dieses Gesetzes wurden in Deutschland ca. 400 000 
Menschen sterilisiert, viele, die genaue Zahl ist nicht bekannt, » ohne ihr Wissen und 
gegen ihren Willen. «33 Etwa 5000 starben aufgrund der Folgen der Unfruchtbarma­
chung, 90% der Todesopfer waren Frauen.34 

Dieses GVeN war, wie noch zu sehen ist, der frühe Auftakt zu einer langen Reihe 
von Maßnahmen und Gesetzen, die - bei Verschärfung der Gesetze und gleichzeitiger 
Ausweitung des Personenkreises - jene Menschen aus der Volksgemeinschaft entfer­

nen sollten, die nach Meinung der Nationalsozialisten nicht dazugehörten. Am Ende 
dieses Weges stand die Tötung >>1ebensunwerten Lebens« und der Mord an den euro­

päischen Juden. 
Im GVeN manifestierte sich die Vorstellung der Rassenhygieniker, die Fortpflan­

zung » schwer erblich belasteter Personen zu verhindern« .35 Der Geburtenrückgang ei­
nerseits und die Fortpflanzung unerwünschter Volksgruppen andererseits - im 
Sprachduktus der Machthaber hieß dies » schwachsinniger und minderwertiger Perso­
nen« - gefährde den gesunden Volkskörper. Am Ende sei in wenigen Generationen 
die » begabtere, wertvolle Schicht« ausgestorben. Aber auch der wirtschaftliche 
Aspekt wurde betont: Der gesunden Bevölkerung sei nicht mehr zuzumuten, die der-

32 E. Klee (s. A 3 1 ), S. 37f. 
33 G. Bock (s. A 3 1 ) ,  S. 230-24 1 .  
3 4  G. Bock (s. A 31 ) ,  S.  378 ff. schreibt: » Die Todesfälle von Frauen waren einem >normalen< Opera­

tionsrisiko vor allem aber auch deshalb nicht zu vergleichen, weil sie großenteils das Ergebnis des 
Zwangscharakters der Sterilisation waren: ärztlicher Gewalt, die auch und gerade gegen den Wi­
derstand von Frauen eingesetzt wurde. [ . . .  ] Die Zwangsnarkose und die zusätzliche, zwangsweise 
Vorsatznarkose erhöhten das Komplikations- und Todesrisiko beträchtlich und ein großer Teil der 
Todesfälle wurde dadurch verursacht. « 

35 Rede des Reichsinnenministers Dr. Frick auf der ersten Sitzung des Sachverständigenbeirats für Be­
völkerungs- und Rassenpolitik am 28. 6. 1933, in Dokumente der deutschen Politik, Bd. I, Berlin 
21937, S. 1 69-177, zit. nach: H.-W. SchmuhL, Rassenhygiene, Nationalsozialismus, Euthanasie. 
Göttingen 1987, S. 154. Diese Gedankenwelt war nicht spezifisch nationalsozialistisch. Bereits im 
19.  Jahrhundert diskutierten Mediziner und Politiker vor dem Hintergrund rassenhygienischer 
und sozialdarwinistischer Vorstellungen Fragen zur Sterilisation und Euthanasie. 
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art hohen Kosten, die durch Geisteskranke, Hilfsschüler und Asoziale entstünden, zu 
tragen. 

Bis Ende 1941 wurden mindestens 20 Personen aus Schorndorf sterilisiert. Im ge­
samten Oberamt Schorndorf wurden bis Anfang 1938 mindestens 24 Sterilisationen 

durchgeführt.36 1938 wurde das Oberamt Schorndorf aufgelöst und bildete gemein­
sam mit dem früheren Oberamt Waiblingen und Teilen des Oberamts Welzheim den 
neuen Kreis Waiblingen. Für diesen Kreis sind bis zum 30. September 1941 wenig­
stens 8 1  Unfruchtbarmachungen nachweisbar, darunter waren auch fünf Schorndor­

fer. Die meisten sterilisierten Personen waren im Alter zwischen 20 und 30. Die jüng­
ste war 17, die älteste 40 Jahre. Was die Zwangssterilisation und ihre Folgen für die 
betroffenen Männer und Frauen bedeutete und wie sie in jedem einzelnen Fall zu­
stande kam, läßt sich aus der Aktenüberlieferung nur in ganz wenigen Fällen bruch­
stückhaft rekonstruieren. Maria E, gebürtige Schorndorferin, war im Oktober 1935  

wegen einer angeblichen Geisteskrankheit sterilisiert worden. Etwa ein Jahr später 
wollte sie heiraten. Nach der Verabschiedung des Gesetzes zum ))Schutze der Erbge­
sundheit des deutschen Volkes (Ehegesundheitsgesetz) «  am 1 8 .  Oktober 1935  be­
durfte es jedoch eines ))Ehetauglichkeitszeugnisses« des Gesundheitsamtes. Ein sol­
ches wurde verweigert, wenn einer der Partner u. a. )) ( . . .  ) an einer Erbkrankheit im 
Sinne des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses leidet. « Ein Gesuch des 

Bräutigams und der Mutter der Maria E im Innenministerium wurde von Bürgermei­
ster Beeg nicht unterstützt: ))Gegen die Maria E ist nichts Nachteiliges bekannt, der 
Leumund ist gut. An sich kann ich jedoch das Gesuch um Dispensation nicht be­

fürworten, weil durch die Eheschließung ein gesunder Ehepartner verloren geht. «37 

Maria E, die in der Heilanstalt Winnental in Behandlung war, wurde schließlich am 
30. Mai 1940, 14 Tage vor ihrem 32.  Geburtstag, in Grafeneck getötet.38 

Andere Personengruppen, die - neben den Juden und den ))Erbkranken« - nach 
1933 zunehmend der Verfolgung und Terrorisierung ausgesetzt waren, waren die 
Landstreicher, die Asozialen und Kriminellen.39 Sie galten ebenfalls als ))Parasiten« ,  
gegen die eingeschritten werden mußte. So  verwundert es  nicht, daß bereits im Sep­
tember 1933 durch die Polizeibehörden Bettler-Razzien vorgenommen wurden. Das 

Schorndorfer Volksblatt meldete Ende September, daß die ))Bettlerstreife« in der Ge­
gend von Tettnang 42 Personen ins Oberamtsgefängnis gebracht und im Oberamt 
Schorndorf 59 Personen bestraft oder dem Gericht übergeben hatte. Viele dieser Men­
schen wurden in Arbeitshäuser, Zwangsarbeitsanstalten oder in Konzentrationslager 
eingeliefert.4o Ende März 1934 befürwortete Landrat Schenk die Zusammenlegung 

36 StASch 8 150; Hauptstaatsarchiv Stuttgart (HSTA) E 151 ,  K II, Bü. 453 u. 462. 
37 StASch 8 150: 10 .  10.  1936, Bürgermeister Beeg an Bürgermeister in Weiler/Rems. 
38 Vgl. Psychiatrisches Landeskrankenhaus Winnenden: Transportliste vom 30. 5 .  1940. 
39 H.-W. Schmuhl (s. A 35), S. 159, S.  1 68 - 172; E. Klee (s. A 31 ) ,  S. 3 8 -43, S.  54ff. 
40 E. Klee (s. A 3 1 ) ,  S. 42. 
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von Amtsgerichts- und Oberamtsgefängnis, denn seit ))der durchgreifenden Bekämp­
fung des Bettelunwesens im vergangenen Herbst werden nur noch ganz selten Bettler 
eingeliefert, ( . . .  ) . «41 Den Vorwurf der ))Asozialität« konnte man sich in dieser Gesell­
schaft im übrigen sehr schnell zuziehen. Eugen Kogon, Häftling in Buchenwald, 
schreibt: ))unter den als asozial Verhafteten [gab es] auch genug Leute, denen nichts 
anderes vorzuwerfen war, als daß sie zweimal zur Arbeit zu spät gekommen waren 
oder unberechtigt Urlaub genommen, ohne Genehmigung des Arbeitsamtes den Ar­
beitsplatz gewechselt ( . . .  ) hatten. « 42 

Anfang 1940 begann die massenhafte Ermordung Geisteskranker unter dem Tarn­
namen Aktion T 4, bezeichnet nach dem Sitz der zuständigen Dienststelle in der Berli­
ner Tiergartenstraße 4, der insgesamt etwa 70 000 Erwachsene und Kinder in eigens 
dafür eingerichteten Tötungsanstalten43 zum Opfer fielen. Sie wurden in Gaskam­
mern mit Kohlenmonoxyd umgebracht, die Leichen sofort verbrannt. Es gelang den 
Tätern nicht, diese Aktion vor der Öffentlichkeit geheim zu halten. Nach zahlreichen 

Protesten, vor allem aus kirchlichen Kreisen und von Angehörigen der Opfer, ließ Hit­
ler die Aktion in der bis dahin durchgeführten Form im August 1941 einstellen. Bis 
1945 fanden dennoch weiterhin Tausende als lebensunwert eingestufte Menschen in 
den Kranken- und Heilanstalten und in Konzentrationslagern den Tod.44 

In einer Chronik, die der Schorndorfer Dekan Johannes Josenhans 1948 auf eine 

Umfrage des Statistischen Landesamtes über die Kriegsereignisse verfaßte, berichtete 

er, daß auch » einzelne Fälle von Vernichtung lebensunwerten Lebens von Gemeinde­

mitgliedern ( . . .  ) bekannt und von Mund zu Mund weitergetragen [wurden] . «45 Min­

destens sechs Schorndorfer, drei waren in der Heil- und Pflegeanstalt Stetten,46 drei in 

der Heil- und Pflege anstalt Winnental (Winnenden) untergebracht,47 wurden, wie es 

intern hieß, nach )) Grafeneck verlegt« ,  der württembergischen Tötungsanstalt nahe 

Münsingen, die seit Mitte Januar 1940 ihren Betrieb aufgenommen hatte. 

Die drei Patientinnen in Winnental, Lydia D. (40 ]. ) ,  Marie E. (44 J.) und die be­
reits erwähnte Marie E (3 1 J . ) ,  wurden am 30.  Mai 1940 nach Grafeneck verbracht. 

Die ärztliche Diagnose lautete bei allen: schizophren. Das genaue Datum des Abtrans­
ports der drei Patienten von Stetten ist nicht bekannt, jedoch erfolgten alle sechs 
Transporte von dort nach Grafeneck im September und November 1940. In diesen 

41 HStA E 15 1103, Bü. 1 1 1 :  27. 3. 1934. 
4 2  E. Kogon, Der SS-Staat. Das System der deutschen Konzentrationslager, München o. J., S.  67, zit. 

nach H.-w. Schmuhl (s. A 34), S. 172 f. 
43 Grafeneck (Württemberg) ,  Hadamar, Brandenburg a. d. Havel, Bernburg (Sachsen-Anhalt), Hart-

heim (bei Linz/Österreich), Sonnenstein (bei Pirna) . 
44 E. Klee (s. A. 3 1 ), S. 345 -456. 
45 J. Josenhans (s. A 22) ,  S. 109. 
46 1940 verlegt, bearb. von Th. Dierlamm, Sterten 1990. 
47 (s. A 38 ) .  
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Transporten waren auch der 15jährige Albert K., der 3 6jährige Karl H. und die 41jäh­
rige EIsa H. aus Schorndorf. 

Die Erfassung und Auswahl der Opfer erfolgte aufgrund von Meldebogen, die das 
zuständige Amt des Reichsinnenministeriums an alle Anstalten verschickte. Neben 
den geisteskranken Patienten sollten auch die jüdischen Patienten gemeldet werden. 
Ausgewählte ärztliche Gutachter bestimmten nach Durchsicht der Meldebogen, wer 
getötet werden sollte. Danach wurden Transportlisten erstellt und an die jeweiligen 
Anstalten geschickt, die die Verlegung der Opfer ohne Angabe von Ziel und Zweck 
vorbereiten sollten. Dr. Gutekunst, der Leiter der Anstalt Winnental, vermutete noch 
am 8. Februar 1940, »daß die Kranken in großen Asylen irgendwo aufgesammelt 
und unter möglichst einfachen primitiven Verhältnissen verpflegt werden. ( . . .  ) An­

dere Gedanken verdränge ich immer noch in mir. « 48 Doch den Anstaltsleitern wurde 
sehr bald, den Patienten und der Öffentlichkeit nach und nach klar, was mit den Pa­
tienten, die von grauen Omnibussen abgeholt wurden, in Grafeneck geschehen 
würde: Die 70 Patienten eines Transports wurden noch einmal von Ärzten unter­
sucht, mit Morphium ruhiggestellt und anschließend nackt in den angeblichen 
»Duschraum« geführt. Die Tötung nach Einströmen des Kohlenmonoxyd dauerte 
etwa 20 Minuten. Die Menschen starben nach Beurteilung eines anwesenden Arztes 
»einen qualvollen Tod. Die Dauer meiner Beobachtung erstreckte sich nur auf ca. 
drei Minuten, da ich den Anblick längere Zeit nicht ertragen konnte. « 49 Die Leichen 
wurden danach in den Verbrennungsöfen verbrannt. Die Angehörigen der Opfer er­
hielten eine Mitteilung, daß der Kranke unerwartet an einer Krankheit gestorben und 
bereits eingeäschert sei und daß die Urne übersandt werde. Mitte Dezember 1940 
wurde der Tötungsbetrieb zumindest in Grafeneck eingestellt.50 

4. Die Zigeunerfamilie Guttenberger 

Seit 1935 lebte die Händler- und Musikerfamilie Guttenberger51  in Schorndorf: das 
Ehepaar Anton ( * 1 892) und Johanna ( * 1893 ) und ihre zehn Kinder Johanna 
( * 1914),  Albert ( * 1917) ,  Ludwig ( >'c 1920) , Rudolf ( * 1921 ) ,  Gustav ( * 1923 ) ,  Karo­
line ( ,:- 1925), Berta ( * 1926), Marie ( >:- 1928),  Johannes ( '� 1929) und Elisabeth 

( '� 193 1 ) .  Sie fühlten sich dort wohl, engagierten sich in der protestantischen Kirche 

48 Zit. nach E. Klee (s. A 31 ) ,  S. 1 16. 
49 Ebda., S.  148.  
50 Ebda_, S. 289 ff. 
51 M. Krausnick, »Kain, wo ist dein Bruder Abel? « Eine Schorndorfer Sinti-Familie in den Rädern der 

NS-Mordmaschinerie, in: Heimatblätter. Jahrbuch für Schorndorf und Umgebung, Bd. 8 ,  1990. 
S.  146 - 151 ,  S. 147ff. 
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und in  einer pietistischen Versammlung.52 Nur Johanna, Albert, Gustav und Karoline 
Guttenberger sollten das Naziregime überleben. 

Am 2. April 193 8 ,  vormittags, erschien Dr. Adolf Würth bei der Schorndorfer Poli­
zei. Würth war Mitarbeiter der rassenhygienischen und bevölkerungsbiologischen 
Forschungsstelle des Reichssicherheitshauptamts (RSHA) . Sein Auftrag lautete, die 
Zigeunerfamilie Guttenberger zu untersuchen. Anton Guttenberger verweigerte em­
pört die Untersuchung: »Er und seine Familie seien keine Zigeuner, auch wenn sie Zi­
geuner wären, ließen sie sich nicht rassekundlich untersuchen, da es hierfür kein Ge­
setz gebe. «53 Bereits 1936 hatte die Stadtverwaltung versucht, den Eheleuten Gutten­
berger das Wahlrecht zu entziehen, da »nach dem neuen Reichstagswahlgesetz vom 

7. 3 .  1936 nur die deutschen oder artverwandten Bluts stimmberechtigt« sind. »Laut 
Erlaß v. 3. 1. 1936 zählen zu den artfremden Rassen außer den Juden regelmäßig nur 
die Zigeuner. Diese unterliegen den selben Vorschriften wie die Juden. «54 Doch diese 
Entscheidung wurde wieder rückgängig gemacht: »Nach einer Auskunft des Innenmi­
nisteriums bestehen gegen die Aufnahme der Familie Guttenberger in die Wählerli­

sten keine Bedenken. «55 

Die Zigeuner, von den Nationalsozialisten als Bedrohung für die » Reinerhaltung 
des Volkskörpers « betrachtet, als kriminell und asozial verunglimpft, gerieten seit 
Mitte der dreißiger Jahre über die gewohnte gesellschaftliche Diskriminierung hinaus 
in den Sog rassenpolitischer Maßnahmen bis hin zur Massentötung in den nationalso­
zialistischen Vernichtungslagern. 56 In einem Gesetzeskommentar zur ersten Durchfüh­
rungsverordnung des »Blutschutzgesetzes« wurde die Eheschließung zwischen 
»deutschblütigen Personen mit Negern, Zigeunern und ihren Bastarden« verboten.57 

Nach einem Runderlaß Himmlers vom 8 .  Dezember 1938 sollten alle Zigeuner im 
Reichsgebiet von der seit dem 16.  Mai 193 8  ins Reichskriminalamt eingegliederten 
»Zigeunerpolizeistelle « systematisch erfaßt und erkennungsdienstlich behandelt wer­
den. Sie wurden in unterschiedliche Kategorien eingeteilt, besonderen Lohnregelun­
gen, Besteuerungen und Bewegungsbeschränkungen unterworfen.58 Nach einem Er­
laß des RSHA vom 17. Oktober 1939 durften Zigeuner unter Androhung von 
KZ-Haft ihren Wohnsitz bzw. jeweiligen Aufenthaltsort ohne polizeiliche Genehmi­
gung nicht verlassen. Auch alle über 14jährigen Guttenbergers mußten diesen Erlaß 
im August 1942 unterschreiben.59 Anfang 1942 wurden Zigeuner, die bis dahin in 

52 u. J. Wandel, Die Schorndorfer Familie Guttenberger. Eine Dokumentation, in: Heimatblätter_ 
Jahrbuch f. Schorndorf und Umgebung, Bd. 7, 1989, S. 102. 

53 StALu F 199 I, Bü. 173 :  2. 4. 1938.  
54  StASch 1014: 13 .  3 .  1936, 18.  3 .  1936. 
55 Ebda., 25.  3 .  1936. 
56 J. S. Hohmann, Geschichte der Zigeunerverfolgung in Deutschland, Frankfurt 198 1 ,  S. 1 02 ff. 
57 Ebda., S. 104.  
58 R. Hilberg (s. A 19) ,  S .  677 f. 
59 U. J. Wandel (s_ A 52), S. 104. 
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der Wehrmacht gedient hatten, entlassen. Dies betraf auch die Brüder Albert, Lud­
wig, Rudolf und Gustav Guttenberger. 

Ende Januar 1943 ordnete das RSHA schließlich an, alle im Reichsgebiet und in 
den besetzten Gebieten lebenden Zigeuner festzunehmen und in Konzentrationslager 
einzuweisen.60 In Auschwitz-Birkenau wurde das sogenannte Zigeunerlager eingerich­

tet und am 26. Februar 1943 erreichte der erste vom RSHA organisierte Zigeuner-
A h ·  61 transport usc WItZ. 

Die Guttenbergers wurden Mitte März verhaftet. Dienststellenleiter Leutnant Spei­
deI ging kurz zuvor einige Tage in Urlaub und bemerkte gegenüber seinem Stellvertre­
ter Polizeimeister Haug noch, » daß Geschäft komme, man müsse die Zigeuner fort­
tun, sie kommen in ein Lager. «62 Am 12.  März kam aus Stuttgart der Befehl der Kri­
minalpolizei, das Ehepaar Guttenberger und ihre Kinder zu verhaften und am 15.  
März um 13  Uhr zum Hauptbahnhof nach Stuttgart zu bringen. Die beiden Töchter 
Johanna und Karoline und ein Sohn, wahrscheinlich Gustav, sollten in Schorndorf 

bleiben. Sie arbeiteten für die Rüstung und wurden noch gebraucht. Ludwig Gutten­
berger konnte nicht verhaftet werden. Er war von einer Fahrt nach Stuttgart eine Wo­

che zuvor nicht mehr zurückgekehrt.63 Ende Oktober wurde er schließlich festgenom­
men und der Kripoleitstelle Stuttgart überstellt. 64 Er starb auf einem der Gefangenen­
schiffe, die am 2. Mai 1945 von britischen Jagdbombern im Hafen von Neustadt (Lü­
becker Bucht) zerstört wurden.65 Bei dieser Katastrophe kamen etwa 7000 Häftlinge 
des KZ Neuengamme ums Leben, das die SS Ende April vor den heranrückenden briti­
schen Truppen geräumt hatte. 

Albert Guttenberger wurde seit dem 20. Januar 1943 von der Polizei gesucht. Er be­
absichtigte mit falschen Papieren, die ihm ein Freund besorgt hatte, in die Schweiz zu 

flüchten und wurde am 19 .  März 1943 in Singen von der Gestapo verhaftet. Anschlie­
ßend verbüßte er eine achtmonatige Haftstrafe in Ulm und Stuttgart, ehe er wieder 
nach Schorndorf entlassen wurde, wo er die Nazidiktatur überlebte.66 

Johanna Guttenberger erlebte die Verhaftung der in Schorndorf verbliebenen Fami­
lie: » Am 13 .  3. 1943 morgens 8 Uhr kamen die Polizisten Haug und Ulmer in unsere 

60 D. Czech, Kalendarium der Ereignisse im Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau 1939- 1945, 
Reinbek 1989, S.  398.  

61 Ebda., S.  423. 
62 StALu EL 902/25, AZ 50/49/815 :  Wendelin Haug. 
63 StALu AZ B 9136/48,  Albrecht Speidel: 13 ./14. 3. 1943 . 
64 Ebda., 25./26. 1 0. 1943 u. 26./27. 10.  1 943. 
65 J. losenhans (s. A 22), S .  1 09.  Josenhans schreibt ohne nähere Angaben, daß Ludwig Guttenberger 

im Frühjahr 1945 bei einem Schiffsunglück vor Hamburg umkam. Es kann sich bei diesem Un­
glück jedoch nur um die Katastrophe in Neustadt handeln. Vgl. dazu W lohe, Das Konzentrations­
lager Neuengamme, in: Studien zur Geschichte der Konzentrationslager, Stuttgart 1970, S. 29-50, 
S. 38  ff. 

66 (s. A 63), Aussage J. Guttenberger, 24. 1 1 .  47; Aussage A. Guttenberger, 8. 1 .  1948. 
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Wohnung. Unser Vater fragte, was sie wollen. Es  wurde geantwortet: Auf los, jetzt 
wird gepackt! Das kam so plötzlich, wir hatten keine Ahnung, daß die Eltern weg soll­
ten. Außer meinen Eltern mußten sich 4 meiner Geschwister fertigmachen. Einer mei­
ner Brüder, Rudolf, war schon im Betrieb während der Nachtschicht verhaftet wor­
den, wie ich später erfuhr. Haug wollte nicht erlauben, daß noch gefrühstückt wurde. 

Als der Vater meine Schwester Karoline zum Bäcker schicken wollte rief Haug: » Ihr 
habt lange Zeit genug gehabt zum Frühstücken, wir haben nicht soviel Zeit! « Schließ­

lich durfte meine Schwester in Begleitung des Polizisten Ulmer zum Bäcker gehen.67 

Polizeimeister Haug beeindruckten besonders »die Äußerungen des Anton Guttenber­
ger in der Wohnung nach seiner Festnahme ( . . .  ). Er sagte, daß er schon lange wisse, 
daß sie fortkommen würden. Sie kämen nicht mehr zurück und würden ausgerottet. 
( . . .  ) Es fiel mir damals durch diese Äußerungen auf, in welcher Angst und seelischer 
Not sich die Familie schon längere Zeit befunden hatte. ( . . .  ) Abschließend kann ich 
nur sagen, daß ich in der Sache Guttenberger meine äußerste Pflicht als Polizeibeam­
ter getan habe. « 68 Das Ehepaar Guttenberger und deren Kinder Rudolf, Berta, Marie, 
Johannes, Elisabeth und das bei den Guttenbergers lebende Pflegekind Karl Eckstein 
wurden über das Wochenende im Ortsgefängnis und im Amtsgerichtsgefängnis unter­
gebracht, ehe sie am Montag von Schutzpolizist Ulmer zum Stuttgarter Hauptbahn­
hof gebracht wurden. Stadtpfarrer Stroh berichtete am 5. April dem Evangelischen 
Dekanat, daß Anton Guttenberger » die letzte Nachricht aus Halle [gab] . Die eine zu­
rückgebliebene Tochter spricht davon, daß ein Sammellager in Schlesien das nächste 
Ziel sei. Zunächst eilten tolle Gerüchte durch die Stadt, Entdeckung eines Geheimsen­
ders u. a., die jedes Grundes entbehrten. ( . . .  ) Polizeileutnant Speidel erklärte mir, daß 
die Gerüchte unwahr seien, ( . . .  ) und daß es sich um eine allgemeine Aktion gegen die 
Zigeuner handle.«  69 

Johannes Guttenberger wurde von seiner Familie getrennt, er starb 1944 im Alter 
von 13 Jahren im Konzentrationslager Buchenwald an Hunger und Lungentuberku­

lose.70 Die übrigen Familienmitglieder wurden in das Zigeunerlager nach Auschwitz­
Birkenau gebracht: »Es handelt sich um ein sog. Familienlager mit hölzernen Stallba­
racken. Von einem zum anderen Ende der Baracke, zwischen den zwei Schornsteinen, 
verläuft ein Rauchabzug, der die Baracke teilt und gleichzeitig eine Art sehr langen 
Tisch bildet. Auf beiden Seiten des Rauchabzugs stehen dreistöckige Holzpritschen. 
Auf jeder Pritsche soll eine Familie untergebracht werden. Die Zigeuner behängen die 
Pritschen mit Decken, die sie mitführen und so entsteht aus jeder Pritsche eine Unter-

67 Ebda., Aussage J. Guttenberger, 22. 1 1 . 1946. 
68 (s. A 61 ) ,  schriftl. Äußerung W. Haug, 7. 12. 1946. 
69 Landeskirchliches Archiv Stuttgart (LKA) Altregistratur, 285 b III: 5 .  4. 1943. 
70 J. losenhans (s. A 22), S. 104. 
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kunft für die Familie. « 71 Die Guttenbergers starben alle noch 1943 an Hungerty­

phus. 72 Die meisten der ca. 20 000 in Auschwitz internierten Zigeuner verhungerten 
oder starben an Seuchen, viele kamen in den Gaskammern um, nur ganz wenige über­

lebten. Die spätere Frau von Albert Guttenberger, Elisabeth, war als 17jähriges Mäd­
chen mit ihren Eltern und vier Geschwistern nach Auschwitz deportiert worden. Sie 
mußte im Zigeunerlager das Totenbuch führen: »Der erste Eindruck, den wir von Au­

schwitz bekamen, war erschreckend. Man hat uns tätowiert und die Haare abge­
schnitten. Bekleidung und Schuhwerk und die wenigen Dinge, die wir mitnehmen 
durften, wurden uns weggenommen. ( . . .  ) In einer Baracke, die vielleicht für 200 Men­
schen Platz gehabt hätte, waren mehr als tausend Menschen untergebracht. ( . . .  ) Am 

schlimmsten war der Hunger. Die hygienischen Verhältnisse sind nicht zu beschrei­
ben. ( . . .  ) Als Typhus ausbrach, konnten die Kranken nicht behandelt werden, weil es 
keine Medikamente gab. Zuerst starben die Kinder. Tag und Nacht weinten sie nach 
Brot; bald waren sie alle verhungert. ( . . .  ) Man kann Auschwitz mit nichts verglei­
chen. Wenn man sagt: Die Hölle von Auschwitz - dann ist das keine Übertreibung. «  73 

Damit die nationalsozialistische Rassenpolitik derart reibungslos und effektiv 
durchgeführt werden konnte, mußten, wie Eberhard Kolb es formulierte, »viele Räd­
chen und eben auch kleine Rädchen präzise funktionieren. « 74 Man konnte beobach­
ten, daß sich Anfang 1933 die Schorndorfer Stadtverwaltung erstaunlich schnell auf 
die »von oben« angeordneten rassenpolitischen Maßnahmen einstellte. Befehle und 
Anordnungen aus dem Innenministerium wurden über den Landrat an den Bürger­
meister weitergegeben und dieser sorgte meist pflichteifrig für die Durchführung der 
verlangten Maßnahmen, die sich gegen jene Menschen richteten, mit denen man jah­
relang ohne Probleme zusammenlebte. Auf die Frage der Johanna Guttenberger: 
»Wissen Sie, was Sie meinen Angehörigen antun« ,  antwortete Polizeimeister Haug, 
»es sei nicht seine Schuld, er müsse eben seine Pflicht tun« .75 Kolb wies darauf hin, 
daß die »Fragmentierung der Aufgaben bei der bürokratischen Vorbereitung und 
beim Vollzug von Maßnahmen der Unterdrückung, Verfolgung und Vernichtung von 
Menschen« 76 ein Gefühl der Mitverantwortung bei den Mitwirkenden verhinderte. 
Der Schutzpolizist als letztes Glied des bürokratischen Verfolgungs- und Unterdrük­
kungsapparates führte die Anordungen übergeordneter staatlicher Stellen aus, deren 
Konsequenzen er nicht erfaßte, verdrängte oder einfach akzeptierte. 

71 D. Czech (s. A 61 ) ,  S. 426. 
72 J. Josenhans (s. A. 2 1) ,  S. 1 04.  
7 3  E. Guttenberger, Das Zigeunerlager, in:  Auschwitz. Zeugnisse und Berichte, hrsg. von H. G. Adler 

u. a., Stuttgart 21979, S. 129 f. 
74 E. Kolb, Die Maschinerie des Terrors. Zum Funktionieren des Unterdrückungs- und Verfolgungs­

apparates im NS-System, in: K. D. Bracher / M. Funke / H. A. Jacobsen (Hrsg.) ,  Nationalsozialisti­
sche Diktatur 1 933 - 1945 . Eine Bilanz, Bonn 1 983, S. 83 . 

75 (s. A 62). 
76 E. Kolb (s. A 74), S. 282ff. 
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In  einigen Fällen ging die Initiative auch direkt von der Stadtverwaltung aus. Man 
hatte, auch auf der untersten Verwaltungsebene, Rassenpolitik sehr schnell als recht­
mäßiges Handlungsprinzip deutscher Innenpolitik begriffen. Natürlich spielte auch 
opportunistisches Verhalten eine Rolle, seine berufliche Karriere wollte man nicht 

aufs Spiel setzen. 
Die Öffentlichkeit, d. h. die Mitbürger, verhielt sich, abgesehen von einer radikali­

sierten Minderheit, die die rassistische Politik offen begrüßte und unterstützte, weitge­
hend indifferent. Die verbreitete Angst, selbst in die undurchsichtige Maschinerie des 
Terrors zu geraten, ließ jede Kritik verstummen. 
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Kriegszeit in Stuttgart und Tübingen 
Der Zweite Weltkrieg an der »Inneren Front« 

1. Vorbemerkungen - 2. Bei Kriegsbeginn - 3. Wie im tiefsten Frieden - 4. Totaler Krieg in Stuttgart 
- 5. Vom Luftkrieg unversehrt in Tübingen - 6. Stuttgart - Kampf ums Überleben oder ungebrochene 
Widerstandskraft? - 7. Stimmung in der Bevölkerung 

1 .  Vorbemerkungen 

Als Adolf Hider den Zweiten Weltkrieg begann, versprach er den Deutschen: »Ein 
Wort habe ich nie kennengelernt, es heißt: Kapitulation. « 1 Sechs Jahre später ließ er 
sie bis zum bitteren Ende der » bedingungslosen Kapitulation« kämpfen. Erst der völ­
lige militärische Zusammenbruch beendete das Blutvergießen und auch die NS- Herr­
schaft. 

Über die Bedeutung der alliierten Luftangriffe für den Zusammenbruch des natio­
nalsozialistischen Systems herrschte in der Forschung lange Zeit Konsens. Einhellig 
war man der Meinung, daß es den Alliierten nicht gelungen sei, wie beabsichtigt 
durch Flächenbombardements die Widerstandskraft der Bevölkerung zu brechen und 
die Produktion der deutschen Rüstungsindustrie kriegsentscheidend zu schwächen.2 

Häufig war sogar zu lesen, daß die Angriffe genau das Gegenteil, nämlich eine Verstär­
kung des Durchhaltewillens erreicht hätten. In letzter Zeit aber wird, vor allem auf­
grund einzelner Lokalstudien, eine differenziertere Betrachtung der Auswirkungen 
des Bombenkriegs angemahnt. So weist Ursula Büttner am Beispiel Hamburgs einen 
sich allenthalben nach dem )) Unternehmen Gomorrha« zeigenden Autoritätsverlust 
des NS-Staates sowie sinkende Produktionszahlen nach.3 

Bei der folgenden Skizze über die Kriegszeit in zwei württembergischen Städten soll 
deshalb die Frage nach den Auswirkungen des Luftkriegs auf die Haltung der Bevöl­
kerung im Vordergrund stehen. Dafür wurden zwei Orte ausgewählt, die völlig unter­
schiedlich von den Luftangriffen betroffen waren. Stuttgart, das )) Coventry der deut-

1 Zit. n. E. Klöss (Hrsg. ) ,  Reden des Führers. Politik und Propaganda Adolf Hitlers 1922-1945, 
München 1967, S. 215 .  

2 eh. Webster / N.  Frankland, The Strategie Air Offensive against Germany, Bd.  2, London 1961,  
S. 12. 

3 U. Büttner, Hamburg im Luftkrieg. Die politischen und wirtschaftlichen Folgen des » Unterneh­
mens Gomorrha« ,  in: M. P. Hiller / E. Jäckel / J. Rohwer (Hrsg.) ,  Städte im Zweiten Weltkrieg: ein 
internationaler Vergleich, Essen 1991,  S. 272-298. 
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schen Rüstung« 4 sank 1944 während zweier Angriffswellen in  Schutt und Asche, die 
Universitätsstadt Tübingen jedoch wurde vom Luftkrieg weitgehend verschont. Zu 
fragen ist also, ob das Flächenbombardement der Alliierten charakteristische Unter­
schiede im Verhalten der Bevölkerung, insbesondere in ihrer Einstellung zum Regime 
zur Folge hatte. Das gänzlich unterschiedliche industrielle Potential der bei den Städte 
entzieht sich einem sinnvollen Vergleich.5 

Die Wahl der Städte wurde darüber hinaus von der Tatsache bestimmt, daß für 
beide die NS-Zeit erarbeitet wurde und städtische Ausstellungsprojekte Zeitzeugenin­
terviews erstellten, die zur Frage nach dem Verhalten und der Stimmung aussagekräf­
tiges Material enthalten.6 

2 .  Bei Kriegsbeginn 

Die Entwicklung zwischen 1930 und 1939 verlief in beiden Städten, bei allen Unter­
schieden ihrer Sozial- und Wirtschafts struktur/ weitgehend gleich. Sowohl das wohl­
habende, mittelständisch geprägte Industriezentrum mit seinen 1930 rund 364500 

Einwohnern als auch die kleine Universitätsstadt mit ihren 23 500 Einwohnern wur­
den von der Wirtschaftskrise am Ende der Weimarer Republik vergleichsweise wenig 
getroffen. Dennoch erfolgte der kommunale Machtwechsel hier wie dort reibungslos, 
wenngleich vor allem in der Landeshauptstadt auch Widerstand insbesondere aus 
Kreisen der organisierten Arbeiterschaft laut wurde, den die Nazis aber wie überall 
mit Terror und Gewalt ausschalteten. 

Dank der Kooperationsbereitschaft der traditionellen Eliten konnte sich der 
NS-Staat in beiden Orten schnell konsolidieren. Die Zustimmung zum ))nationalen 
Aufschwung« schloß die weitgehende Bejahung der rigorosen nationalsozialistischen 

4 H. Bardua, Stuttgart im Luftkrieg 1939-1945, Stuttgart 21985, S. 29. 
5 Zudem fehlen für Tübingen weitgehend Zahlen über die lokale Wirtschaft im Krieg. Vgl. L. Diehl, 

Das NS-Wirtschaftswunder, in: B. Schönhagen (Hrsg. ) ,  »vorbei und vergessen« .  Nationalsozialis­
mus in Tübingen, Ausstellungskatalog Tübingen 1992, S. 67-78. 

6 Für Stuttgart wurden neben der grundlegenden Lokalstudie von R. Müller, Stuttgart zur Zeit des 
Nationalsozialismus, Stuttgart 1988,  herangezogen: K. Leipner (Hrsg.) ,  Chronik der Stadt Stutt­
gart, Stuttgart 1982; M. Zelzer, Stuttgart unterm Hakenkreuz. Chronik aus Stuttgart 1933 -1945, 
Stuttgart 21984; H. Bardua (s. A 4) ;  M. P. Hiller (Hrsg. ) ,  Stuttgart im Zweiten Weltkrieg, Ausstel­
lungskatalog, Gedingen 1989. Für Tübingen: B. Schönhagen, Tübingen unterm Hakenkreuz. Eine 
Universitätsstadt in der Zeit des Nationalsozialismus, Tübingen 1991;  Wiedergeburt des Geistes. 
Die Universität Tübingen im Jahre 1945 . Eine Dokumentation, Tübingen 1985 ; M. Schmid (Be­
arb. ) ,  Tübingen 1945. Eine Chronik von H. Werner, Stuttgart 1986 sowie B. Schönhagen (s. A 5 ) .  
Die in  diesem Beitrag verwendeten transkribierten Interviews sind in  den Stadtarchiven Stuttgart 
bzw. Tübingen einsehbar. 

7 Je Berufsgruppe der Erwerbspersonen betrug die Bevölkerung 1933 in Stuttgart (Tübingen) in der 
Gruppe Land- und Forstwirtschaft 2,3 % (5,8%) ,  in Industrie und Handwerk 46,2% (30,4%),  in 
Handel und Verkehr 30,9% (27,4% ),  bei den Öffentlichen Diensten 12,8 % und bei den Häusli­
chen Diensten 7,5% (zusammen 37,1 % ) ;  vgl. Statistik des Deutschen Reiches Bd. 456/7. 
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Sozialpolitik ein. Partieller Unmut entzündete sich eher an dem Verlust überkomme­
ner Privilegien, stellte das Regime aber nicht ernsthaft in Frage, zumal die Bevölke­
rung in beiden Städten von der Arbeitsbeschaffungs- wie Rüstungspolitik des 
NS-Staats spürbar profitierte. 

Die forcierte Ausrichtung der deutschen Industrie auf die Kriegsproduktion ver­
schaffte den Stuttgarter Großbetrieben der Elektro- und Metallindustrie sowie dem 
Fahrzeugbau - allen voran der Daimler-Benz AG, den Bosch-Werken, aber auch den 
Strahltriebwerken Hirth oder den Vereinigten Kugellagerfabriken - spätestens seit 
1936 volle Auftragsbücher. Auch die vielen kleineren und mittleren Zulieferbetriebe 
waren mit lukrativen Aufträgen eingedeckt, während die Textilbetriebe wie die ge­
samte Konsumgüterindustrie zu kämpfen hatte. Die württembergische » Gauhaupt­
stadt« entwickelte sich darüber zu einem Zentrum der Rüstungsindustrie. 

Die im Windschatten der Universität stehende Tübinger Wirtschaft war von völlig 
anderem Zuschnitt. Hier fehlten Groß- wie ausgesprochene Rüstungsbetriebe. Den­
noch zeichnet sich - wenn auch im wesentlich kleineren Maßstab - eine ähnliche Ten­
denz ab. Während Handel und Gewerbe bei der Zwangsauflösung der Studentenver­
bindungen einen enormen Umsatzrückgang befürchteten und Zeter und Mordio 
schrien, profitierte die ansässige Industrie, soweit sie rüstungsrelevant produzierte, 
von der Umstellung auf die Kriegswirtschaft. Die Elektromotorenfabrik Himmel er­
höhte die Zahl ihrer Beschäftigten zwischen 1933 und 1938 von 130 auf 750 und 
konnte ihren Umsatz in dieser Zeit um nahezu das Zehnfache steigern. Das Bauge­
werbe meldete dank Kasernen- und Lazarettbau ebenfalls Vollbeschäftigung. Die Be­
triebe der Konsumgüterindustrie dagegen, z. B. die Württembergische Frottierwebe­
rei in dem 1934 eingemeindeten Vorort Lustnau, bekamen schon bald die Nachteile 
der staatlichen Investitionslenkung zugunsten der Rüstungsproduktion zu spüren.8 

Für beide Städte aber gilt bei allen strukturellen Unterschieden, daß sich 1938/39  
die Anfangseuphorie bei den Anhängern des NS-Staats gelegt hatte. Die vielfältigen 
nicht eingelösten hohen Erwartungen an den »nationalen Aufschwung« hatten Un­
mut geweckt, die unbefriedigende Ernährungslage sowie Preissteigerungen bei gleich­
bleibendem Lohnniveau sogar öffentlichen Ärger produziert. Der Landesbauernfüh­
rer warnte 193 5 :  »Jede weitere Preissteigerung würde bei der heutigen Lage der Arbei­
terschaft eine ernste soziale und staatspolitische Gefahr bedeuten. «9 Hinzu kam die 
allgemeine Sorge vor einem erneuten Krieg, die die Stimmung spürbar dämpfte. Den­
noch schlug die partielle Unzufriedenheit nirgendwo in eine prinzipielle Opposition 
um. 

8 B. Schönhagen (s. A 6), S. 208 ff. 
9 Zit. n. R. Müller (s. A 6),  S.  3 13 .  
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3 .  Wie im tiefsten Frieden 

Die ersten Kriegsjahre brachten beiden Städten keine einschneidenden Veränderun­
gen. Der Kriegsbeginn wurde, wie im gesamten Reichsgebiet, mit großer Skepsis auf­
genommen.lO Das Stimmungsbarometer kletterte jedoch mit jedem siegreich beende­
ten Blitzfeldzug hinauf. Nach dem Sieg der deutschen Wehrmacht über Frankreich 
herrschte schließlich offene Begeisterung. Vergessen schienen » Kriegslasten « wie die 
Reglementierung lebenswichtiger Güter, Kohlemangel, Einberufungen und die ersten 
Gefallenen. Jubelnde Menschenmassen drängten sich im Juni 1940 in den Tübinger 
wie Stuttgarter Straßen, um die siegreich heimkehrenden Truppen zu begrüßen. Der 
Präsident des Oberlandesgerichts Stuttgart beobachtete Anfang Juli im gesamten Be­
zirk eine verstärkte Bindung an das Regime: » Auch Kreise, die bisher dem Nationalso­
zialismus innerlich vielleicht noch nicht so nahe gekommen waren, erkennen rück­
haltlos die Größe des Führers und der durch den Nationalsozialismus erzielten Er­
folge an. «  1 1  

Fliegeralarm hatte e s  bis z u  diesem Zeitpunkt in keiner der beiden Städte gege­
ben,12 da die britische Regierung erst nach dem deutschen Flächenangriff von Rotter­
dam im Mai 1940 das Bombardierungsverbot für deutsche Städte aufhob.13 Wieder­
holte Klagen der zuständigen Luftschutzleiter über sorgloses Verhalten bei Alarm las­
sen erkennen, daß man sich lange vor Angriffen aus der Luft sicher fühlte. Sei es, daß 
man der Propaganda vertraute, sei es, daß man sich wegen der Stuttgarter Kessellage 
oder den aufwendigen Flugabwehr- und Scheinanlagen geschützt glaubte.l4 Und in 
Tübingen wog die Tatsache, daß es in der Stadt nur wenig Industrie gab, die Bewoh­
ner zusätzlich in Sicherheit. 

In Stuttgart fielen die ersten Bomben in der Nacht vom 24. auf den 25. August 
1940. Der erste von insgesamt 53 gezielten Angriffen auf das Stadtgebiet galt dem 
Daimler-Benz-Werk in Untertürkheim und forderte die ersten vier Luftkriegstoten des 
Zweiten Weltkriegs.15 In Tübingen hielt der friedensmäßige Zustand sehr viel länger 
an. Als dort über zwei Jahre später am 22. November 1942 die ersten Bomben fielen 
- sie verursachten lediglich geringe Gebäudeschäden am westlichen Stadtrand -, er­
lebten die Bewohner der Landeshauptstadt bereits ihren siebten Angriff. Noch war 

10 Der Tübinger Polizeiamtsvorstand beschrieb die Stimmung bei Kriegsbeginn als » ernst aber auch 
zuversichtlich« ;  vgl. B. Schönhagen (5. A 6), S. 304;  vgl. auch R. Müller (s. A 6),  S. 325 ff. 

11 Staatsarchiv Ludwigsburg (StaLu), K 601 ,  Bü. 1-2, Lagebericht vom 10.  Juli 1940. 
12 H. Bardua (5. A 4), S. 17;  H. Werner, Tübingen im Luftkrieg 1942-1945, in: Tübinger Blätter 39 

(1952), S. 41-44. 
13 M. P. Hiller, Der deutsch-alliierte Luftkrieg, in : dies. (s. A 6). S. 345 -386. 
14 U. a. war eine Attrappe des Stuttgarter Hauptbahnhofs bei Lauffen a. N. installiert, was die Lauffe­

ner mit einer beträchtlichen Zahl von Angriffen zu spüren bekamen. 
15 Zählung und Schadens angaben zu allen Stuttgarter Angriffen folgen H. Bardua (5. A 4), hier S. 25. 
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die Schadensbilanz mit insgesamt 1 7  Toten und 40 schwer getroffenen bzw. total zer­
störten Gebäuden ausgesprochen niedrig. Doch NS-Oberbürgermeister Strölin - er 
hatte sich bei Kriegsbeginn beim Internationalen Komitee des Roten Kreuzes um be­
sonderen Schutz der Zivilbevölkerung bemüht, was den »Alten Kämpfer« in den Au­
gen des Regimes zum Defätisten machte16 - warnte im Gemeinderat vor jedem Opti­
mismus: »Wir werden mit weiteren Angriffen rechnen müssen. « 17 

Sorge und Angst verursachte die Zunahme des Luftkriegs offensichtlich hier wie 
dort. Schon im Dezember 1940 fühlte sich der Tübinger Kreisleiter bemüßigt, auf 
eine » gewisse Beunruhigung« wegen der vermehrten Einflüge feindlicher Flugzeuge 
zu reagieren. Forsch erklärte er den besorgten Tübingern, » daß im Krieg gespalten 
wird und Späne fliegen müssen. « 18 Doch in den großen Pausen zwischen den einzel­
nen Angriffen - zwischen dem dritten und vierten Angriff auf Stuttgart lag nahezu ein 
Jahr - stabilisierte sich die Stimmung immer wieder. 

Wesentlich mehr als der Luftkrieg beschäftigte die Bewohner beider Städte in den 
ersten zwei Kriegsjahren die Veränderung ihres Alltags. Der Tübinger Kreisleiter be­
obachtete Anfang 1940 » wechselnde persönliche unbedeutende Mißstimmungen« le­
diglich bei » einzelnen mit wenig Einsicht begabten Volksgenossen« ,  bezeichnete die 
»politische Gesamtstimmung« aber als » zuversichtlich und gut« : » Das restlose Ver­
trauen in die politische Führung, in unsere Wehrmacht und die Kampfmittel, vor al­
lem aber das Bewußtsein der moralischen Richtigkeit und Notwendigkeit unseres Ab­
wehrkampfes in erster Linie gegen England, ist überall zu beobachten. « 19 Doch die 
mit Andauer des Krieges immer lästigeren Einschränkungen des Alltags dämpften die 
Stimmung. Insbesondere die wegen der vermehrten Einberufungen von Soldaten er­
höhte Arbeitsbelastung führte zu Unzufriedenheit. So berichtete der Stuttgarter Gene­
ralstaatsanwalt im Dezember 1941 von »Erscheinungen der Resignation und der 
Kriegsmüdigkeit und der Verbitterung über die Lebensverhältnisse in der Heimat. «20 

Der Tübinger Kreisleiter registrierte »viel Unzufriedenheit und böses Blut« ,  ausgelöst 
durch Verteilungsungerechtigkeiten.21 Allerdings funktionierte das öffentliche Leben 
noch uneingeschränkt. Obwohl die Heimat zur » inneren Front« erklärt worden war 
spielten Theater und Kinos, in der Landeshauptstadt auch Revuen und Varietes noch 

16 Ebda., S. 1 8 .  
17 Stadtarchiv Stuttgart (StAS), Luftschutz-Akten 200, nicht-öffentliche Beratung mit den Ratsherren 

vom 3. 12. 1942, Bericht über den Luftangriff vom 22. 1 1 .  1942. 
18 Stadtarchiv Tübingen (StAT), F 8390, Politischer Lagebericht vom 30. 12. 1940 an die Gaupropa­

gandaleitung. �� Staatsarchiv Sigmaringen (StASig), Wü 65/36, Nr. 174. 
StALu (s. A l l) ,  Lagebericht vom 1. 12. 194 1 .  

2 1  B. Schönhagen (s. A 6),  S. 3 15 .  
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lange weiter und lenkten vom Kriegsalltag ab. Bis 1943 lebte man nach Aussage vie­
ler Stuttgarter »wie im tiefsten Frieden. « 22 

4. Totaler Krieg in Stuttgart 

In der Landeshauptstadt bekam man ab Frühjahr 1943 zu spüren, daß der Luftkrieg 
eine neue Qualität erreicht hatte; zur »luftgefährdeten Stadt« wurde sie allerdings 
erst im Oktober 1943 erklärt. Mit dem ersten Tausend-Bomber-Angriff, den britische 
Piloten Ende Mai 1942 auf Köln flogen, hatte das Bomberkommando der Royal Air 
Force die Konsequenz aus dem Dilemma gezogen, daß es technisch noch kaum mög­
lich war, präzise Angriffe auf Einzelobjekte zu fliegen, und den Übergang zum takti­
schen Flächenbombardement vollzogen. Wie deutsche Angriffe zuvor Warschau, Rot­
terdam und Coventry » ausradiert« hatten, so sollte die ab Juni 1943 gemeinsame 
Bomberoffensive von britischer und amerikanischer Luftwaffe, auf die sich die Alliier­
ten in Casablanca zu Anfang des Jahres geeinigt hatten, massive Zerstörungen in deut­
schen Städten anrichten. Damit wollten die Alliierten die » fortschreitende Zerstö­
rung und Zerstreuung des deutschen Militär-, Industrie- und Wirtschafts systems und 
die Unterminierung der Moral des deutschen Volkes bis zu einem Punkt« vorantrei­
ben, »wo ihre Fähigkeit zum bewaffneten Widerstand in tödlicher Weise geschwächt 
ist. «23 

Bis zum Beginn dieser Phase des Luftkriegs hatten 21 Angriffe 1500 Tote in Stutt­
gart gefordert und mehr als 7000 Wohnhäuser unbewohnbar gemacht, doch die Infra­
struktur der Stadt funktionierte noch. Bosch und Daimler, die herausragenden Stutt­
garter Rüstungsbetriebe, waren zwar wiederholt getroffen, ihre Fertigung dadurch 
aber immer nur kurzfristig reduziert oder gar lahmgelegt worden. Auch in der ersten 
Phase der kombinierten britisch-amerikanischen Luftoffensive beschränkten sich die 
Erfahrungen der Stuttgarter mit dem »totalen Krieg« - zumindest an der » Heimat­
front« - auf die Kriegswirtschaft. Das größte Problem dabei stellte der Personalman­
gel dar. Nach jedem Angriff banden Aufräumungs- und Instandsetzungsarbeiten die 
durch Einberufungen ohnehin dezimierten Arbeitskräfte für einige Tage und bewirk-

22 Ein Zeitzeuge, der 1943 von Berlin nach Stuttgart kam, erzählte: »Damals war ( . . .  ) hier in Stutt­
gart die Situation recht f�iedensmäßig, idyllisch ( . . .  ) .  Es haben ab und zu mal nachts die Sirenen ge­
heult ( . . .  ) und wenn meme Mutter und wir Kinder - von Berlin eher gewöhnt in den Keller zu ge­
hen - unsere Sachen packten und in den Keller gehen wollten, haben uns die Großeltern immer 
s�hroff zurechtgewiesen 

.
und h�ben gesagt: Hier fallen keine Bomben, so was gibt es in Stuttgart 

mcht« ; vgl. StAS, InterVIew mIt Herrn B. (Ausstellungsprojekt Stuttgart). 
23 H. Bardua (s. A 4), S.  45; vgl. auch M. P. Hilfer, Der deutsch-alliierte Luftkrieg, in: dies. (s. A 6), 

S.  375-386 sowie N. Krüger, pie Bombenangriffe auf das Ruhrgebiet im Frühjahr 1943, in: U. 
Borsdorf / M. Jamin (Hrsg. ) ,  Uber Leben im Krieg. Kriegserfahrungen in einer Industrieregion 
Reinbek 1989, S. 8 8 -100. 

' 
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ten, neben den eigentlichen Gebäude- und Maschinenschäden, einen spürbaren Pro­
duktionsrückgang. 

Dennoch gelang es dem Minister » für Rüstung- und Kriegsproduktion« ,  Albert 
Speer, durch organisatorische Verbesserungen und Sonderprogramme die Produktion 
der deutschen Kriegswirtschaft ab 1943 weiter zu erhöhen. Auch in den Stuttgarter 
Betrieben konnten die Produktionszahlen im Rahmen des sogenannten Jägerpro­
gramms - dabei handelte es sich um ein Notprogramm zur forcierten Herstellung 
von Jagdflugzeugen für die deutsche Luftabwehr - bis 1944 noch einmal gesteigert 
werden.24 Allerdings auf Kosten der ausländischen wie deutschen Rüstungsarbeiter 
und -arbeiterinnen. Die 72-Stunden-Woche war für die am }} Jäger-Programm« Be­
schäftigten die Regel. Zum Schutz vor Luftangriffen wurden die beteiligten Firmen 
seit 1943 ausgelagert, vor allem ins Neckar- und Filstal, aber auch in die stillgelegten 
Textilbetriebe auf der Schwäbischen Alb. In Tübingen produzierten während der rest­
lichen Kriegsmonate ebenfalls noch Stuttgarter Betriebe. Die Zerstörung der Stadt 
traf die Stuttgarter Rüstungsindustrie deshalb nur relativ gering. 

Als 614 Bomber der Royal Air Force am Abend des 24. Juli 1944 in England starte­
ten, begann eine fünftägige Angriffsserie, in deren Bombenhagel die Stuttgarter Alt­
stadt unterging. Es gab an die 1000 Tote und Verrnißte, nahezu 2000 Verwundete, 
100 000 Obdachlose und 2300 unbewohnbare Häuser. Ganze Stadtteile waren ver­
nichtet; das Rathaus, die beiden Schlösser und mehrere Kirchen sowie andere reprä­
sentative Gebäude lagen in Schutt und Asche. Die Wasserversorgung fiel vielfach aus, 
die Strom- und Gaszufuhr war unterbrochen, die Stadt für einige Tage vom Verkehr 
abgeschnitten.25 Stuttgart war zur }} Frontstadt« geworden.26 

Den Stuttgartern blieben nach den Juli-Angriffen gerade sechs Wochen Zeit, um 
sich in der Schuttwüste wieder notdürftig einzurichten, da zerstörte eine erneute 
Folge von kombinierten amerikanischen Tages- und britischen Nachtangriffen zwi­
schen dem 5. und 12. September den Rest der Stadt. Noch einmal gab es mehr als 
1000 Tote, rund 5000 zerstörte Gebäude sowie weitere 50 000 Obdachlose. Die noch 
nicht ausgelagerten Abteilungen Daimler-Benz-Werke waren teilweise zu 100 Prozent 
zerstört.27 

Besonders hart traf es die Einwohner am westlichen Rand der Altstadt. Hier tobte 
auf einer Fläche von knapp 5 qkm ein Feuersturm, der die Menschen in dem dichtbe­
bauten Gebiet einkreiste. Nur wenigen gelang es, eingehüllt in nasse Tücher, auf bren­
nendem Asphalt dem Inferno zu entgehen. Die meisten verbrannten oder erstickten, 

24 Vgl. K. Winkler, »Mehr arbeiten, weniger verbrauchen. «  Die Stuttgarter Wirtschaft im Krieg, in: 
M. P. Riller (s. A 6), S. 335 -346. 

25 H. Bardua (s. A 4),  S. 1 15 -140. 
26 Oberbürgermeister Strölin in der Ratsherrensitzung vom 10. August 1944, nach R. Bardua 

(s. A 4), S. 244-269. 
27 Ebda., S.  140-156. 
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weil die Feuersbrunst den Sauerstoff verzehrte. Viele wurden in den Kellern verschüt­
tet und von herabstürzenden Trümmerteilen erschlagen. Noch 50 Jahre später, bei 
den Interviews für das Ausstellungsprojekt }}Stuttgart im Zweiten Weltkrieg« ,  berei­
tete es einigen, die }) die Schlacht über Stuttgart« überlebt hatten, Mühe, ihre Erfah­
rungen in Worte zu fassen. Der Bericht eines damals Zehnjährigen, der sich durch das 
brennende Stuttgart kämpfte, soll stellvertretend stehen für das Grauen, das die Über­
lebenden durchmachten: }) Die gesamte Silberburgstraße hinauf bis zur Hölderlin­
straße, da war alles kaputt, bis zur Tübinger Straße. Die Steine waren heiß. Ich kam 
bis zu dem Klaviergeschäft Ecke Silberburgstraße. Da stand quer die Feuerwehr auf 
der Kreuzung drin. Die Schläuche waren teilweise durchgebrannt, und das Feuerwehr­
auto war total zusammengedrückt, weil die Häuser darüber reingebrochen waren. 
Teilweise sind die Mauern gestanden, oder es hat im ersten Stock gebrannt. ( . . .  ) Da 
bin ich zwischendurch gehuscht - da lagen die Leichen. Für mich galt nur eins, durch­
zukommen zu meiner Mutter. Ich karn dann bis zum Furtbachkrankenhaus. Da lagen 
die Verletzten auf den Trottoirs, vor dem Eingang, im Treppenhaus, alle stöhnend 
und röchelnd durcheinander. «28 

Verglichen mit dem )}Unternehmen Gomorrha« ,  das genau ein Jahr zuvor Ham­
burg zerstört und mehr als 40 000 Tote hinterlassen hatte, war die Zahl der Stuttgar­
ter Luftkriegstoten auffallend niedrig. Neben der weitflächigen Streuung der Wohn­
viertel war das vor allem den vielen Luftschutzstollen zu verdanken, die die Bevölke­
rung seit Sommer 1943 mit Hilfe von Zwangsarbeitern in die Hänge des Stuttgarter 
Kessels getrieben hatten.29 Auch bei den 25 bis Kriegsende noch folgenden wesentlich 
schwächeren Angriffen übten sie ihre Funktion aus und trugen dazu bei, daß die Zahl 
der 4477 Luftkriegstoten (darunter 700 Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene) insge­
samt - das sind knapp ein Prozent der Vorkriegsbevölkerung - in Stuttgart auffallend 
niedrig blieb.30 Groß war dagegen der Schaden an Gebäuden. 60 Prozent des Bestan­
des wurde vernichtet. » Die materiellen Grundlagen unseres Lebens sind im wesentli­
chen zerstört« ,  resümierte der Oberbürgermeister schon nach den Juli-Angriffen.31 

Die großflächig zerstörten, »toten Zonen« der Innenstadt, in denen zum Teil nur 
noch zwei Prozent der ehemaligen Einwohner zwischen den Trümmern hausten, wur­
den zu }}Sperrzonen« erklärt. Dort durften außer an Krankenhäusern, Bunkern und 
Rüstungsbetrieben bis Kriegsende keine Sofortmaßnahmen durchgeführt werden. 

28 StAS, Interview mit Herrn L. (Ausstellungsprojekt Stuttgart) .  
2 9  Nach einem Bericht Strölins über den Stand der Luftschutz- und Sofortmaßnahmen gab e s  i m  Mai 

1944 neben unterirdischen Fluchtwegen in einer Gesamtlänge von 26,7 km 19 300 Plätze in trüm­
mer- und splittersicheren öffentlichen Luftschutzräumen, 68 160 Plätze in bombensicheren Bun­
kern und 38 1 00 Plätze in Pionierstollen. Zusammen mit 4500 Schutzplätzen in behelfsmäßigen 
Deckungsgräben waren das rund 477000 Schutzraumplätze bei einem Stand der Einwohnerzahl 
von 352 000, vgl. K. Leipner (s. A 6), S. 965 . 

30 H. Bardua (s. A 4), S. 198 -200. 
3 1  Zit. n. R. Müller (s .  A 6), S. 479. 
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5. Vom Luftkrieg unversehrt in Tübingen 

Den Einwohnern der Universitätsstadt blieb die Katastrophe erspart. Standortarzt 
Dr. Dobler und der Rektor der Universität, Otto Stick!, hatten sich seit Sommer 1944 
darum bemüht, die Stadt unter den Schutz der Genfer Konvention zu stellen.32 Immer­
hin lagen in den Kliniken und Lazaretten zu dem Zeitpunkt mehr als 6000 Verwun­
dete. Doch die gegen den Willen des Stadtvorstands nach Tübingen verlagerte Stutt­
garter Rüstungsindustrie - der Gauleiter hatte Ende 1944 die Aufnahme einer Abtei­
lung von Daimler-Benz in der stillgelegten Württembergischen Frottierweberei in 
Lustnau erzwungen - hatte die Voraussetzungen für die offizielle Anerkennung als 
» Lazarettstadt« zunichte gemacht.33 

Auch wenn die Bemühungen nicht zur offiziellen Erklärung führten, sondern das 
auf die Dächer gemalte rote Kreuz nur einzelne Lazarettsperrbezirke, nicht aber die 

gesamte Stadt beiderseits des Neckars schützte, wurde Tübingen, insbesondere die 
Altstadt links des Neckars dennoch weitgehend verschont. Hinzu kam, daß nie eine 
Flak aufgestellt wurde, die oftmals in kleineren Orten Angriffe erst auslöste. So über­
stand Tübingen den Zweiten Weltkrieg so gut wie unversehrt. Erst als die Alliierten 

zu Ende des Krieges immer näher rückten und sich auf die Zerstörung der Verkehrs­
wege konzentrieren konnten, um den Nachschub der Rüstungsindustrie für die Front 
zu unterbinden, kam es zu größeren Schäden. Ein Sprengbombenangriff auf den Gü­
terbahnhof zerstörte am 15 .  Januar 1945 das Elektrizitätswerk und große Teile der 
Bahnanlagen. Erstmals gab es Luftkriegstote ( 15 ) ,  deren Zahl sich bei den folgenden 
neun Angriffen auf 44 erhöhte. Der Gebäudeschaden, überwiegend im südlich des 
Neckars gelegenen Industrie-und Kasernengebiet, war mit weniger als zwei Prozent 
schwer beschädigter Gebäude außerordentlich gering. Als einziges historisch bedeut­

sames Gebäude sprengte im März 1944 eine Mine das Uhlandhaus an der Neckar­
brücke. Die Erfahrungen der Stuttgarter kannte die Tübinger Bevölkerung also nur 
vom Hörensagen. 

6. Stuttgart - Kampf ums Überleben oder ungebrochene Widerstandskraft? 

Die Presse war über die Einsatzbereitschaft der Stuttgarter, die sich nach jedem An­
griff von neuem ans Aufräumen begaben, des Lobes voll. Die Propaganda interpre­
tierte das Funktionieren des sogenannten Selbstschutzes als ungebrochenen Wider-

32 Th. Dobler, Wie Tübingen vor der Zerstörung bewahrt wurde, in: Wiedergeburt des Geistes. Die 
Universität Tübingen im Jahre 1945, Tübingen 1985, S. 15 -19. 

33 B. Schönhagen (s. A 6), S. 371. Außerdem waren im Sommer 1944 neben einigen Berliner Betrie­
ben, den Kaiser-Wilhelm-Instituten und einigen Stuttgarter Ministerialabteilungen die Stuttgarter 
Firma Hahn & Kolb nach Tübingen verlagert (ebda., S. 460, Anm. 561 ) .  Zur Situation in den Laza­
retten siehe: E. Timm, Der Krieg in den Kliniken: Verwundete Soldaten und die » Geburtssiege« der 
Mütter, in: B. Schönhagen (s. A 5) ,  S. 1 89-195.  
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standswillen gegen die »Terrorangriffe der Alliierten« .  Doch spricht wenig dafür, daß 
damit auch eine verstärkte Bindung ans Regime verbunden gewesen wäre. Das uner­
müdliche Aufräumen entsprang ebenso wie das bemerkenswerte Engagement beim 
Bau der 177 Pionierstollen dem schieren Überlebenswillen. 34 Und der war sozusagen 
regime-neutral. Vielmehr berichten Erinnerungen, daß unmittelbar nach den Angrif­
fen offen auf das Regime geschimpft wurde. Ein Stuttgarter erzählte, wie Verzweif­
lung und Wut aus einer Frau herausbrachen, als sie im Stollen erfuhr, daß ihr Haus ei­
nen Volltreffer erhalten hatte. » Die ist fast wahnsinnig geworden und hat dermaßen 
auf den Hitler geschimpft, obwohl da einer in brauner Uniform daneben saß. «35 

Henry Bernhard, während der Kriegszeit als Angestellter der Daimler-Benz-AG in 
Stuttgart tätig und nach dem Krieg Lizenzträger der Stuttgarter Zeitung, notierte 
nach den Juli-Angriffen in sein Tagebuch: » Das Volk merkt, worum es geht. Irgend­
welcher Optimismus ist kaum mehr festzustellen. ( . . .  ) Der konsequente Bombenkrieg 
der Gegenseite ist ein kriegsentscheidender Faktor. « Und nach dem » Doppelschlag« 
im Oktober 1944 resümierte er: » Alles in allem muß man sagen, daß die Nerven der 
Bevölkerung durch diese nächtlichen Angriffe, ja sogar schon durch den Fliegeralarm 
allmählich mächtig strapaziert werden und viel dazu beitragen, die seelische Kraft des 
Volkes zu beeinträchtigen. « 36 Natürlich gab es auch Stimmen, die die Alliierten als 
» Mordbrenner« beschimpften. Nach der Schlacht über Stuttgart wies der Stuttgarter 
Generalstaatsanwalt ausdrücklich darauf hin, » daß man in der Bevölkerung mit bitte­

rem Ingrimm von den Stellen spricht, die man dafür verantwortlich hält, daß die 
feindliche Luftwaffe ohne merkbare Gegenwirkung unsere Front und unsere Heimat 
in größte Bedrängnis bringen kann, wo und wie es ihr gerade paßt« .37 Auch der Ober­
bürgermeister registrierte einen » Zustand nervöser Gereiztheit« und hielt seine Mitar­
beiter einmal mehr zu verständnisvollem Verhalten gegenüber den Ausgebombten 
und Obdachlosen an, damit die Verzweiflung nicht in offene Auflehnung umschlug.38 

Die vielgelobte Einsatzbereitschaft betraf in der Regel nur die eigene Familie, höch­
stens noch die temporäre Notgemein chaft im Luftschutzkeller. » Stollenegoismus« 
wurde zum Begriff, und erstmals kam es nach Angriffen zu Plünderungen.39 Niemand 
aber hielt es für nötig, das »Haus der Partei« zu retten oder sich für die verhaßten 
» Goldfasane« zu engagieren.4o 

34 Schließlich fehlten noch im Früjahr 1943 für 245 000 Einwohner Luftschutzräume; vgl. R. Müller 
(s. A 6), S. 441 .  

3 5  StAS, Gespräch mit Frau M .  (Ausstellungsprojekt Stuttgart) ; auch die Stuttgarter Regimegegnerin 
Anna Haag berichtet in ihrem » Kriegstagebuch « von offenen Schimpfereien in der Straßenbahn; 
vgl. StAS, Nachlaß Anna Haag. 

36 H. Bernhard, Finis Germaniae. Aufzeichnungen und Betrachtungen, Stuttgart 1947, S. 37 und 1 12. 
37 StaLu (s. A l l ) ,  Lagebericht vom 3 .  Oktober 1944. 
38 StAS, Luftschutzakten 208. 
39 K. Leipner (s. A 6), S.  957 f. Viele Hinweise darauf auch im Nachlaß A. Haag (s. A 35). 
40 R. Müller (s. A 6),  S. 466. 
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Das alles zeigt, daß das Ansehen und die Autorität der Partei im Schwinden war. 
Probleme bei den Soforthilfemaßnahmen wurden ihr angekreidet, die organisatori­
schen Leistungen nach den Angriffen und bei der Versorgung der Fliegergeschädigten 
ihr aber nur selten zugute gehalten.41 Ein weiteres, deutliches Indiz für das nachlas­
sende Vertrauen in Partei und NS-Staat bildete die Reaktion der Stuttgarter Eltern auf 
die Kinderlandverschickung. Statt ihre Kinder der Partei zur Evakuierung in vermeint­
lich bombensichere Gebiete anzuvertrauen, behielten die meisten ihre Kinder lieber 
bei sich. Drei Monate nachdem Stuttgart im April 1 943 in die erweiterte Kinderland­
verschickung einbezogen worden war, waren erst 600 Kinder von 46 000 vorgesehe­

nen evakuiert. Selbst nachdem der Reichsverteidigungskommissar die geschlossene 
Verlagerung der Schulklassen angeordnet hatte, holten viele Eltern ihre Kinder kurzer­
hand zurück. Resigniert stellte der Bezirksschulrat fest, daß es keinen Unterschied ma­
che, » ob er die zahlreichen Gesuche der Eltern annehme oder ablehne, die Kinder blie­
ben auf jeden Fall in der Stadt. « 42 Auch auf anderem Gebiet konnten sich die Vertre­
ter des NS-Staats nicht mehr durchsetzen. So folgten die Stuttgarterinnen der freiwilli­
gen Meldepflicht nur widerwillig, und die Arbeiter konnten oft nur durch Repressio­

nen dazu gebracht werden, ihren ausgelagerten Betrieben zu folgen. Auf den Aufruf 
zum Volkssturm bekamen die Parteifunktionäre ungeschminkte Kritik zu hören.43 

Die Stadtverwaltung lobte den Mut und die Einsatzbereitschaft des Selbstschutzes 
immer wieder. Aber es ist auch davon die Rede, daß Menschen durch unerlaubte Ab­
wanderung den Selbstschutz schwächten bzw. daß sie lieber im schützenden Stollen 
blieben, statt bei Löscharbeiten ihr Leben zu riskieren.44 Andererseits verließen viele 
Frauen und alte Menschen nicht wie aufgefordert die Stadt, um Wohnraum für die 
Ausgebombten zu schaffen.45 Über hundert deswegen auf die Ortsgruppe bestellte 
Frauen drohten mit Protest. »Will sich etwa eine >Revolution< bei uns tun? «  fragte die 
Regimegegnerein Anna Haag in ihrem Kriegstagebuch.46 Doch weder Unmut und Är­
ger, noch der immer stärker werdende Wunsch nach einem schnellen Kriegsende 
schlugen in Aufruhr um. Zwar verstärkten mit ständiger Rücknahme der Front einige 
Regimegegner aus den Reihen der Kommunisten ihre illegale Tätigkeit auch wieder in 
Stuttgart, wo eine Gruppe des Nationalkomitees Neues Deutschland entstand.47 Im 
Frühjahr 1944 nahm Strölin, Nationalsozialist seit 1923, Kontakt mit Generalfeld-

41 Ebda., S. 433 f. 
42 S. Kley, » Man wundert sich, daß wir überhaupt noch etwas gelernt haben« .  Schule im Krieg, in: 

M. P. Hiller (s. A 6), S. 295 u. 297. 
43 R. Müller (s. A 6), S.  459, 462 u. 5 19.  
4 4  StAS, Luftschutzakten 209, Erfahrungsbericht des Feuerlöschdienstes bei der Brandbekämpfung 

während der Juli-Angriffe; NS-Kurier vom 3 1 .  3. 1944, zit. n. K. Leipner (s. A 6), S. 957. 
45 Ausführlich dazu das Kapitel » Ich bleibe lieber bei meinem Sach'« bei R. Müller (s. A 6), 

S. 449-457. 
46 Nachlaß A. Haag (s. A 35), S.  440. 
47 R. Müller (s. A 6), S. 507. 
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marschall Rommel auf, um diesen im Auftrag Goerdelers für einen »Systemwechsel« 
zu gewinnen.48 Doch die Angst vor dem sich noch verschärfenden Terror der Gestapo 
und den allgegenwärtigen Denunzianten verhinderte eine zielgerichtete Formierung 
aller Kriegsmüden und Verdrossenen. Ganz abgesehen davon, daß die Bedingungen 
für aktiven Widerstand in den zerbombten Städten, bei auseinandergerissenen Sozial­
kontakten und zerstörten Kommunikationswegen kaum gegeben waren. 

Ein anderer Grund, der einem Zusammenschluß der Verdrossenen zu einer Aktion 
der Kriegsbeendigung entgegenstand, war die Angst vor der Revanche der Gegner.49 

So deuteten nicht wenige die Juliangriffe als Vergeltung für den deutschen Beschuß 

von London mit V1-Raketen kurz zuvor.50 Bei der Angst vor der Rache des Gegners 
wird deutlich, wieviel doch von den Verbrechen der NS-Rassenpolitik wahrgenom­
men worden war. Denn die Verfolgung und Deportation der Stuttgarter Juden hatte 
ja nicht zwischen Bombenangriffen stattgefunden, sondern überwiegend in der an­
griffsfreien, »friedensmäßigen « Zeit. Damals hatte Anna Haag notiert: »Das Leben 
ist für die Sehenden voller Grausen. Für die Sehenden, sag ich. Leider gibt es noch 
viele, viele Blinde! So lange sie nicht verhungern, ihr Haus nicht zerbombt ist, der 

Krieg weit genug weg von ihnen tobt: was geht sie alles andere an? «51  

Die Entwicklungen nach den 1944er Angriffen scheinen ihr recht zu geben. Erst 
das eigene Unglück, die Folgen der nationalsozialistischen Hybris, die man nun am ei­
genen Leib verspürte, führte zu politischer Nachdenklichkeit und zur Wiederentdek­
kung der Unterscheidungsfähigkeit von Recht und Unrecht. Die Konfrontation des ei­
genen Erlebens mit der verlogenen NS-Propaganda setzte - wenn auch nicht bei allen 
- eigenständige Überlegungen in Gang. »Überhaupt wird der Radikalismus, mit dem 
wir uns durch unsere Rassenpolitik ins Unrecht gesetzt haben, « beobachtete Henry 
Bernhard, »heute überall, wo einigermaßen die Vernunft sich regt, verurteilt. Das gilt 
für die Judenfrage in erster Linie« .52 Und ein Beobachter des Stuttgarter SD-Leitab­
schnitt berichtete im November 1944, daß die Bevölkerung auf die Presseberichte 
über das Massaker russischer Soldaten im ostpreußischen Nemmersdorf mit Scham 

reagiert hätten: »Haben wir nicht die Juden zu Tausenden hingeschlachtet? Erzählen 
nicht immer wieder deutsche Soldaten, Juden hätten in Polen ihre eigenen Gräber 
schaufeln müssen ? «53 

48 Ebda., S. 51 6 f. 
49 H. Bernhard (s. A 36) ,  S. 146. 
50 R. Müller (s. A 6), S. 465. 
51 Siehe dazu B. Schönhagen, »Wir waren von Feinden und Gleichgültigen umgeben«,  in: M. P. Hiller 

(s. A 6), S. 171-184. 
52 H. Bernhard (s. A 36), S.  37 u. 76. Der SD-Bericht vom 3 1 .  1 .  1945 meldete, daß »weniger in ausge­

sprochenen Landgemeinden, als vielmehr in Groß-Stuttgart davon gesprochen werde, daß Deutsch­
land seine augenblickliche Lage selbst verschuldet habe und daß die Kriegsschuld auf unserer Seite 
liege« ;  vgl. K. Leipner (s. A 6), S. 1016.  

53 Aus deutschen Urkunden 1933 -1945 (Ms. im Imperial War Museum, London), S. 257f. 
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Entscheidend für das ohnmächtige Ausharren der Menschen aber war das deutli­
che Fehlen eines Auswegs, einer positiven Alternative.54 Dem widerspricht auch nicht 
die Tatsache, daß einige Stuttgarter zum weiteren Kreis des 20. Juli gehörten. Einge­

weiht in die Umsturzpläne war auch der Oberbürgermeister, der Anfang 1943 in sei­
nen » Gedanken über einige staatspolitische Notwendigkeiten« bereits prinzipielle 
Kritik am NS-Staat geübt und im Frühjahr 1944 Kontakt zu Erwin Rommel aufge­

nommen hatte, um den Generalfeldmarschall für einen Separatfrieden im Westen zu 
gewinnen. 55 Die meisten Menschen jedoch hatten seit 1933 hinter der Volksgemein­
schaftsfassade verlernt, sich für das Gemeinwesen verantwortlich zu fühlen. Der 
Rückzug ins Privatleben und ein zunehmender Egoismus waren die Folgen, welche 
die persönliche Gefährdung durch die Bomben noch verstärkte. »Das Schicksal des 
Nächsten wird bei den zunehmenden Hiobsbotschaften den anderen zunehmend ei­
nerlei « beobachtete ein Zeitgenosse.56 Ein anderer erinnerte sich rückblickend: »Man 
hat eigentlich nur bis zum nächsten oder übernächsten Tag gedacht oder nur für sich 
selber und über den nächsten Angriff weg. «57 Ein Leben nach dem Krieg konnten sich 
die meisten kaum mehr vorstellen. So blieb bei fast allen nur Lethargie und ein mü­
des, apathisches Ausharren bis zum Ende. 

7. Stimmung in der Bevölkerung 

Obwohl die Tübinger von den Katastrophenerfahrungen verschont blieben, eme 
Bombardierung der Stadt ohne Rüstungsbetriebe auch gar nicht der Strategie der alli­
ierten Luftangriffe entsprach, unterschied sich die Stimmung der Bevölkerung von 
1944 an nicht wesentlich von der in der »Frontstadt« Stuttgart. Nachdem es unüber­
sehbar geworden war, daß die deutsche Luftherrschaft verloren war, herrschten auch 
hier Angst und Kriegsmüdigkeit vor.58 

Zudem war Stuttgart sehr nahe. Man war sich nicht sicher, ob es nicht auch die in­
dustriearme Universitätsstadt treffen würde, in der man den Feuerschein der Juli- und 

Septemberangriffe auf Stuttgart sehr genau wahrgenommen hatte. Der völlig überra­
schende Angriff auf Lübeck hatte das württembergische Innenministerium schon 
1942 alarmiert. »Angesichts der Möglichkeiten schwerer Luftangriffe« bestellte es 
für die Zeit der Einberufung des Stadtvorstands, den die SS von seiner Tätigkeit als 
»Umsiedlungskommissar« in Serbien nicht freistellen wollte, einen kommissarischen 

54 Vgl. dazu H. D. Schäfer, Berlin im Zweiten Weltkrieg. Der Untergang der Reichshauptstadt in Au-
genzeugenberichten, München 1985. 

55 R. Müller (s. A 6), S. 5 10-5 17. 
56 Zit. n. H. Bardua (s. A 4), S. 77. 
57 StAS, Gespräch mit Herrn L. (Ausstellungsprojekt Stuttgart) ; über den zunehmenden Egoismus 

auch viele Beobachtungen in Anna Haags Kriegstagebuch (s. A 35). 
58 Zahlreiche Belege dafür im Interviewbestand des Tübinger Ausstellungsprojekts. 
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Bürgermeister. Die Ministerialabteilung für Körperschaftsverwaltung hielt das aller­
dings »wegen verhältnismäßig geringer Luftgefährdung« für unnötig.59 Um » weitere 
Beunruhigung« zu vermeiden, lehnten die Ratsherren Ende 1943 die vorgesehene 
Kennzeichnung der Kleinkinder für den Katastrophenfall ab.60 Die Nachricht von 
den luftkriegszerstörten Städten im Rheinland und Ruhrgebiet führten auch hier 
dazu, daß man die völlige Unterversorgung mit Luftschutzplätzen in Eigeninitiative 
aufbesserte und bis zum Spätherbst 1944 acht Stollen in die Hänge trieb. Die Tübin­
ger, die nach der Stuttgarter Katastrophe zum » Fliegerschädeneinsatz« in die Landes­
hauptstadt abkommandiert waren, erzählten Schreckliches. Die Folge war eine regel­
rechte »Stollenpsychose« .  Der kommissarische Bürgermeister berichtete im Gemein­
derat, daß niemand mehr bei Alarm im eigenen Keller bleiben wolle.61 

Bei einigen war jedoch die Identifizierung mit dem Regime so eng, daß sie ohne 
eigene Katastrophenerfahrung nicht aufbrach. » Ich konnte mir zeitweise überhaupt 
nicht vorstellen, daß wir, wenn wir den Krieg verlieren, noch eine Möglichkeit haben, 
weiterzuleben« ,  erzählte eine Frau. Eine andere meinte rückblickend: » Für uns ist bei 
Kriegsende eine Welt zusammengebrochen. «62 Bei anderen fanatisierte die Erfahrung, 
immer wieder davongekommen zu sein, den Glauben an den »Führer« und seine 
»Wunderwaffe« .  Dieses »Verarbeitungsmuster« taucht in den Tübinger Interviews 
sehr viel häufiger auf als in den Stuttgarter, während das offene Schimpfen auf das Re­
gime unmittelbar nach den Angriffen weitgehend fehlt. Die schockartige Ernüchte­
rung angesichts der zerbombten Stadt, von der manche Stuttgarter berichteten, blieb 
im unzerstörten Tübingen aus. »Die Menschen leben in einer merkwürdigen Atmo­
sphäre und haben eine Einstellung zum Kriegsgeschehen, namentlich zum Luftkrieg, 
die sich sehr von der der sogenannten Frontstädte, zu denen Stuttgart zählt, unter­
scheidet, « beobachtete Henry Bernhard, kritischer Stuttgarter Chronist, als er im Ja­
nuar 1945 das ebenfalls (noch) unzerstörte Dresden besuchte.63 

An den Endsieg glaubten aber auch in Tübingen immer weniger Menschen. Als 
Zeitpunkt der Ernüchterung wurde bei den rückblickenden Gesprächen in der Regel 
der Kriegseintritt der USA, der Beginn des Rußlandfeldzugs oder die Niederlage von 
Stalingrad genannt, nicht aber die Bombenangriffe und die zerstörten Städte. Daran 
wird deutlich, daß auch ohne die unmittelbare Erfahrung des »moral bombing« die 
latente Antikriegshaltung zunahm. Es war eben nicht nur das Flächenbombarde­
ment, das die Zivilbevölkerung ins Kriegsgeschehen einbezog. Das Regime selber 

59 B. Schönhagen (s. A 6), S. 322; zu der Tätigkeit des Tübinger Kriegsoberbürgermeisters in Jugosla­
wien vgl. H.-J. Lang, Ernst Weinmann: Tübinger Oberbürgermeister und Belgrader Deportations­
minister, in: B. Schönhagen (s. A 5) ,  S. 208 u. 220. 

60 StAT, Gemeinderatsprotokoll vom 16. 12. 1943. 
61 B. Schönhagen (s. A 6), S. 459. 
62 StAT, Gespräch mit Frau K. (Ausstellungsprojekt Tübingen) ; B. Schönhagen (s. A 6), S. 9 .  
6 3  H. Bernhard (s. A 36), S. 203. 
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hatte die Heimat zur Front erklärt und trotz aller Angst vor einern Stimmungsverfall 
zunehmend belastet. Arbeitsüberlastung, Versorgungsprobleme und eine drückende 
Wohnraumnot führten auch im unzerstörten Tübingen zu - teils offen geäußertem ­
Ärger und Verdruß. Die für Stuttgart aufgezeigten Symptome des Autoritätsverfalls 
von Partei und NS-Staat zeigten sich ebenfalls, ohne daß sie hier im einzelnen nachge­
wiesen werden sollen. Der Zorn auf die kleinen wie großen »Machthaber« fand 
manchmal ein Ventil, so z. B. als dem in einern Waldgasthaus üppig im Kreise von Par­
teifunktionären tafelnden Kreisleiter die Räder seines Autos abmontiert wurden und 
dieser den Hinweis fand: » Räder müssen rollen für den Sieg! « 64 Doch fehlte hier wie 
dort die fehlende Perspektive für ein Leben nach dem Krieg und verhinderte bei der 
überwiegenden Mehrheit ein Aufbegehren, erst recht einen aktiven Einsatz zur Been­
digung des Regimes. 

Überlebenswille wiederum war es, der die Mehrheit in Stuttgart wie in Tübingen 
bestimmte, als sie den letzten fanatischen Befehlen des Regimes nicht mehr folgte. Die 
Parole des Reichsverteidigungskommissars »Haß ist unser Gebet und Rache unser 
Feldgeschrei«65 stieß weitgehend auf taube Ohren. Die Herrschaft war zerfallen, der 
Hitler-Mythos faszinierte nicht mehr, die Realität forderte Nüchternheit.66 

Ernüchterte Parteigenossen lehnten dann auch die militärisch sinnlose Verteidi­
gung in beiden Städten ab. Doch während Strölin, unterstützt von Kreisen der alten 
Elite, Stuttgart am 22. April kampflos den Franzosen übergab, überließ sein Tübinger 
Kollege Dr. Ernst Weinmann, der sich als »Umsiedlungskommissar beim Militärbe­
fehlshaber Serbien« tief in die Verbrechen der NS-Politik verstrickt hatte, die Stadt 

ihrem Schicksal. Der Tübinger Standortarzt, Dr. Theodor Dobler, war es, der den 
Kreisleiter und den Kampfkommandanten von der befohlenen Verteidigung abzuhal­
ten versuchte und eigenmächtig den heranrückenden Franzosen Parlamentäre entge­
genschickte. Darauf besetzten am 19.  April französische Truppen kampflos die Stadt, 
der Stab des Kreisleiters hatte sich in Richtung Alb abgesetzt. 

64 H. Werner, in: M. Schmid (s. A 6), S. 22. Die Anekdote wurde auch von vielen Interviewpartnern 
erzählt. 

65 Zit. n. R. Müller (s. A 6), S. 5 3 1 .  
66 Vgl. 1. Kershaw, Der Hitler-Mythos. Volksmeinung und Propaganda im Dritten Reich, Stuttgart 

1980, S. 141-194. 
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Kriegsende an der Heimatfront 

Am 25. April 1945 sind in der kleinen württembergischen Industriestadt Tailfingen 
die zur Verteidigung vorbereiteten Panzersperren geöffnet. Unbehelligt fährt ein ame­

rikanischer Panzerspähwagen vor das Rathaus. Die Besatzung erkundigt sich nach 
dem ausgelagerten Kaiser-Wilhelm-Institut für Chemie, fährt dorthin weiter und holt 
dessen Leiter Otto Hahn ab. Zwei Tage später rücken die zur Besatzung vorgesehe­
nen Franzosen ein. Wiederum fällt kein einziger Schuß. 1 Warum dieser Ort ohne Ver­
luste von Menschenleben und ohne Zerstörungen über das Kriegsende karn, schildert 
der Wissenschaftler Hahn später. Einige Tage zuvor sei noch eine deutsche Kompanie 
zur Verteidigung in den Ort gekommen. Es wäre jedoch gelungen, diese zu einern vor­
zeitigen Rückzug zu veranlassen. Da aber die Sperren geschlossen bleiben sollten, 
hätte sich vor dem Rathaus eine größere Anzahl von Menschen, meist Frauen, ver­
sammelt, um laut dagegen zu protestieren. » Ich erfuhr in meinem Institut davon, und 
da ich den Bürgermeister von Tailfingen ( . . .  ) etwas näher kennen gelernt hatte, be­
schloß ich, zu ihm zu gehen. Er war ein Verehrer von Hitler, aber ein guter Mensch. 

Ich sagte ihm, er möge doch die Sperren öffnen lassen und nicht versuchen, Wider­
stand zu organisieren. Er antwortete mir: >Aber der Führer hat doch den Widerstand 
bis zum Letzten befohlen.< Ich sagte ihm: >Der Führer kann Ihnen jetzt gar nichts 
mehr sagen. ( . . .  ) Retten Sie Ihre Stadt, dann wird man Sie preisen, oder leisten Sie Wi­
derstand, der doch sinnlos ist, dann wird man Sie verfluchen.«<2 

Dieses Tailfinger Beispiel spiegelt für den ländlichen Raum Süddeutschlands den 
im Grunde typischen Besetzungsvorgang einzelner Ortschaften wider. Verglichen mit 
den Schutthalden größerer Städte, waren die Dörfer und kleineren Gemeinden bis auf 
Ausnahmen in strategisch umkämpften Gebieten weitgehend unversehrt geblieben. 
Befragt man die vorn Württembergischen Statistischen Landesamt 1948 begonnene 
Sammlung der »Berichte von Gemeinden über die Kriegsereignisse 1945 « ,3 so er-

1 Vgl. Hauptstaatsarchiv Stuttgart (HSTA) J 170, Bü. 21 ,  Tailfingen. 
2 Otta Hahn, in: Das Interview, in: Physikalische Blätter 17 ( 1/1961 ) ,  S. 53.  
3 Vgl. HSTA J 170.  Der Bestand enthält die Erhebung von 1948 für den damaligen Regierungsbezirk 

Nordwürttemberg, die Erhebung von 1955 durch das Landratsamt Balingen für die Gemeinden 
dieses Landkrieses sowie die Erhebung von 1 960 durch das Statistische Landesamt Baden-Würt­
temberg für alle bisher nicht erfaßten Gemeinden des Landes. Die letzte Erhebung allerdings blieb 
weit hinter den vorigen Ergebnissen zurück: » Zahlreiche Gemeinden meldeten Fehlanzeige« ; vgl. 
Findbuch, ebda. 
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hoffte sich die Masse der Bevölkerung angesichts der vor dem eigenen Ort stehenden 
Amerikaner oder Franzosen eine kampflose Übergabe. Sie verband damit jedoch we­
niger eine Befreiung vom Nationalsozialismus als eine Befreiung vom Krieg, den man 
endlich schadlos überstehen wollte. 

Im Bezirk Böblingen steigerten sich wie andernorts ab Januar die Luft- und Tiefflie­
gerangriffe. Nach den ersten Opfern wagten sich die Bauern kaum mehr zur Früh­
jahrsbestellung auf das Feld. Von Holzgerlingen aus wurde der Luftangriff auf Pforz­
heim beobachtet: »Es war ein schauerlicher Anblick, als es buchstäblich Feuer und 
Schwefel regnete ( . . .  ), und man spürte von Tag zu Tag mehr, daß das Furchtbare 

kam. « Einer Anordnung zur vollständigen Evakuierung widersetzten sich die Einwoh­
ner: » Gehe es zum Leben oder Sterben, wir bleiben in der Heimat. «4 Als dann » der 
Feind« näherkam, Panzersperren errichtet und Deckungslöcher gegraben werden soll­
ten, gab es unter den Bewohnern Holzgerlingens einen Sturm der Entrüstung, der sich 
allerdings wieder legte, nachdem dies unterblieb. »Die Dorfbewohner suchten unbe­
dingt zu vermeiden« ,  so der Holzgerlinger Bericht, »daß unser Ort Kampfgebiet 
werde. ( . . .  ) Man duldete keinen deutschen Soldaten, kein deutsches Heeresgefährt im 
Ort. Es war deprimierend für uns, daß man seine eigenen deutschen Soldaten des Or­
tes verweisen mußte. «5 

Spätestens jetzt war die Aussichtslosigkeit der militärischen Lage augenscheinlich 
geworden. Wo bislang noch auf die angekündigten Wunderwaffen gehofft wurde, 
wurde nun spöttisch gefragt, wo diese denn blieben. Man sah die Ohnmacht des 
Volkssturms, vielfach auch sich zurückziehende und versprengte Wehrmachtsteile, 

die in vielen Berichten ein »Bild des Jammers« bieten. Die eigentliche Bedrohung für 
den Ort sah man daher in der Anwesenheit von Wehrmacht und SS-Verbänden oder 

in einer fanatischen örtlichen Parteileitung, die trotz allem Verteidigungsbereitschaft 
erzwingen wollte. »Wird unser Ort verteidigt oder nicht? « ,  wurde zur zentralen Über­
lebensfrage, in der es nicht zuletzt auf das Geschick der Bewohner ankam. Aus Mag­
stadt heißt es beispielsweise: »Jedermann wußte, was das Entfernen der Panzersper­
ren zu bedeuten hatte, ( . . .  ) weil zuviele Aufpasser lauerten. Im Geheimen wurde aus­
gemacht, daß in der Sonntagnacht bzw. früh um 5 Uhr die Arbeit aufgenommen 
werde. ( . . .  ) Man darf wohl sagen, es war eine Heldentat und ein Glück, daß der 
Feind schneller kam als erwartet ( . . .  ), zumal sie alle bereits gemeldet waren. </ 

In der weitaus großen Mehrzahl der Fälle vollzog sich die Besetzung der Orte ohne 
Kampfhandlungen. Der Volkssturm trat nicht mehr in Aktion. Mancher Ortsgruppen­

leiter, der den Volkssturm führen sollte und für die Sperren verantwortlich war, war 
zum einen kriegsunerfahren und hatte zum andern, je näher es dem Ende zuging, das-

4 HSTA J 170, Bü. 3, Holzgerlingen 
5 Ebda. 
6 HSTA J 170, Bü. 3, Magstadt. 
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selbe Interesse wie seine Mitbewohner: Schonung der eigenen Ortschaft. Solche Volks­
sturmführer verhielten sich dann zumeist passiv, während die anderen sich - nach 
Durchhalteparolen bis zuletzt - rechtzeitig absetzten. Wie in Tailfingen waren es oft 
Frauen, die dann die Initiative zur Sperrenbeseitigung ergriffen; mitunter aber auch 
Parteileute. So hat es sich im Sinne Hitlers nie ausgezahlt, daß er die Bildung und Füh­
rung der Volkssturmeinheiten nicht in die Hände der Wehrmacht, sondern den Gaulei­
tern und vor Ort den Ortsgruppenleitern übertragen hat, da sie ihm parteipolitisch zu­

verlässiger erschienen.7 

Der nationalsozialistischen Führung war solcher »Defätismus« der letzten Stunden 
nicht verborgen geblieben. Der Sicherheitsdienst (SD) der SS lieferte ihr schon seit 
Kriegsbeginn regelmäßige »Meldungen aus dem Reich« ,  geheime Stimmungsbilder 
zur Haltung der Bevölkerung.8 Bereits nach der Niederlage in Stalingrad wurde in der 
Bevölkerung breit darüber diskutiert, ob diese ungeheueren Opfer notwendig gewe­
sen seien und warum in aussichtsloser Lage der Befehl zur Kapitulation nicht erteilt 
worden sei.9 Zwei Jahre später war die Gesamtlage längst hoffnungslos geworden. 
Kriegsschauplatz war nicht mehr der entfernte Osten, die Alliierten bereiteten ihre 
Angriffe auf das Reichsgebiet vor. Im Unterschied zum Ersten Weltkrieg wurde der 
Zweite Weltkrieg in dieser Situation nun nicht politisch beendet - durch ein von deut­
scher Seite ersuchtes Waffenstillstands abkommen -, sondern militärisch. Jeder ein­

zelne Ort des Deutschen Reiches hatte seine eigene bedingungslose Kapitulation zu er­
leiden. Drei Ursachen, die alle mit der Person Hitlers zusammenhängen, dürften dazu 
geführt haben: Aus dem gescheiterten Attentat des 20. Juli 1944 ging Hitler gestärkt 
hervor und blieb innerhalb der nationalsozialistischen Führung sowie der Wehrmacht 
die Autorität bis zuletzt. Auch beim größten Teil der Bevölkerung ist das Attentat auf 
Ablehnung gestoßen und hat sogar eine Vertiefung der »Bindung an den Führer« be­
wirkt. lo Inwieweit Hitlers langgeschürter Haß auf die Unterzeichner des Waffenstill­
stands von 1918 ,  die sogenannten »Novemberverbrecher« ,  innerer Überzeugung ent­
sprach oder mehr Gründen der Propaganda zuzurechnen ist, ist schwer zu sagen. Im 

7 Vgl. hierzu auch J. Brückner, Kriegsende in Bayern 1945. ?er ��hrkreis y!I und die Kämpfe zwi­
schen Donau und Alpen, Freiburg 1987, S. 22 ff. ; ebenso dIe »MIlItary StudIes« (von deutschen Of­
fizieren im Auftrag der US-Armee in den ersten Nachkriegsjahren angefertigt) beim Militärge­
schichtliches Forschungsamt Freiburg (MGFA) B-626, H. Kissel, Der deutsche Volkssturm 
1944-1945 ; T 123, Teil III, A. Kesselring, Geschichte des Oberbefehlshabers West, S. 230 ff. 

8 Vgl. H. Boberach (Hrsg. ) ,  Meldungen aus dem Reich. Die geheimen Lageberichte des Sicherheits-
dienstes der SS 1938 -1945, 1 8  Bde., Herrsching 1984. .. 

9 Vgl. H. Boberach, Stimmungsumschwung in der deutschen Bevölkerung, in: W. Wette / G. Uber­
schär (Hrsg. ) ,  Stalingrad. Mythos und Wirklichkeit einer Schlacht, Frankfurt/M. 1992, S. 60-�? 

10 Vgl. M. G. Steinert, Hitlers Krieg und die Deutschen. Stimmung und H�
.
ltung d�r deutsche� Bevol­

kerung im Zweiten Weltkrieg, Düsseldorf 1970, S. 469; vgl. auch E. Jackel, Hltler und dIe Deut­
schen, in: K. D. Bracher u. a. (Hrsg.), Nationalsozialistische Diktatur 1933 -1945, Bonn 1983, 
S. 706 ff. 
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Juni 1941 ,  während der Angriffsplanungen auf die Sowjetunion, sagte er zu Goeb­
bels : »Wir haben sowieso soviel auf dem Kerbholz, daß wir siegen müssen, weil sonst 
unser ganzes Volk, wir an der Spitze mit allem was uns lieb ist, ausradiert werden. 
Also ans Werk! «  1 1  Berücksichtigt man, daß zu diesem Zeitpunkt die millionenfache 

Dimension des Holocaust auf dem Schuldkonto noch fehlte, dürfte es für Hitler zu­
letzt nur noch die Alternative Sieg oder Untergang gegeben haben, in welche er das 
ganze Volk miteinbezog: »Wenn der Krieg verlorengeht, wird auch das deutsche Volk 
verloren sein. Dieses Schicksal ist unabwendbar. « 12 Ein Verfahren wie 1 9 1 8  war 
nicht mehr möglich. Auch nicht von seiten Amerikas und Englands, die sich auf der 
Casablanca-Konferenz Anfang 1943 auf die Politik der »bedingungslosen Kapitula­
tion« einigten, die einen Waffenstillstand nicht vorsah. Es wurde also weiterge­
kämpft, obschon der Ausgang feststand. 

» Keiner glaubt mehr, daß wir siegen« ,  heißt es im letzten SD-Bericht, Ende März 
1945. » Der bisher bewahrte Hoffnungsfunke ist am Auslöschen. ( . . .  ) Der Führer ist 
für Millionen der letzte Halt und die letzte Hoffnung, aber auch der Führer wird täg­

lich stärker in die Vertrauensfrage und die Kritik einbezogen. Der Zweifel am Sinn 
des weiteren Kampfes zerfrißt die Einsatzbereitschaft. « 13 

In dieser Situation verschärfte die Führung den Terror gegen die eigene Bevölke­
rung. Zeitungen, die oft bis in die letzten Kriegstage hinein erscheinen konnten, droh­
ten: » Es hat da und dort bei Annäherung des Feindes gesinnungslose und verräteri­

sche Elemente gegeben, die weiße Fahnen hißten und die damit zu erkennen gaben, 
daß sie bereit sind, den Führer und das deutsche Volk zu verraten ( . . .  ). Ich bestimme 
daher: Jeder Verräter oder jede Verräterin, die weiße Fahnen hissen, verfallen unwei­

gerlich dem Tode und werden aufgehängt. Jedes Haus, an dem weiße Fahnen hängen, 
wird gesprengt oder niedergebrannt. Dörfer, die gemeinsam weiße Fahnen hissen, 
werden niedergebrannt. «  14 

Verständlich, daß es aufgrund solcher Androhungen in den letzten Kriegswochen 
keine allgemeinen Erhebungen gegen diese Kriegsverlängerung gab. 15 Das Ende des Re­
gimes vor Augen, wollte man sein Leben nicht mehr aufs Spiel setzen, sondern setzte auf 
lokale Einzelaktionen für einen reibungslosen Übergang. Dieser allerdings konnte nicht 
immer gelingen. Als sich amerikanische Truppen am 16.  März 1945 Ingelheim am 

11 Zit. n. E. Fröhlich (Hrsg.) ,  Die Tagebücher von ]oseph Goebbels, Teil I, Aufzeichnungen, Bd. 4, 
München 1987, S. 696. 

12 Zit. n. dem Schreiben Speers an Hitler vom 29. 3 .  1945, abgedruckt in: P. E. Schramm (Hrsg.) ,  Die 
Niederlage 1945. Aus dem Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht, München 
2 1985, S. 410.  

13 M. G. Steinert (s .  A 1 0),  S. 572. 
14 Als Anordnung des Reichsverteidigungskommissars und Gauleiters Holz, in: Fränkische Landeszei­

tung, Ausgabe A, Nürnberg, vom 14. 4. 1945, S. 2. 
15 Vgl. auch für Bayern: H. Troll, Aktionen zur Kriegs beendigung, in: M. Broszat I E. FröhLich 

(Hrsg. ) ,  Bayern in der NS-Zeit, Bd. Iv, München 198 1,  S. 647. 
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Rhein näherten, traf sich der örtliche Volkssturm, um über den Nutzen einer militäri­
schen Gegenwehr zu beraten. Am anderen Morgen war an den Anschlagflächen der 
Stadt ein vom Leiter des Volkssturms unterzeichneter Aufruf zu lesen: » Schicksals­
schwere Stunden stehen uns bevor, die wir nur dann einigermaßen gut überstehen kön­
nen, wenn jeder Ruhe und Besonnenheit wahrt. So muß vor allen Dingen jeder mithel­

fen, unverantwortliche Elemente und insbesondere Jugendliche daran zu hindern, sich 
zu Handlungen hinreißen zu lassen, deren Folgen für das Weiterbestehen unseres Hei­
matortes von unübersehbarer Bedeutung wären. Wer Personen kennt oder erfährt, daß 
sich solche in den Besitz von Waffen gesetzt haben, hat sich unverzüglich zu melden und 

sofern möglich die Waffen selbst abzunehmen ( . . .  ) . « 16 Kurz darauf .wurde die Stadt 
durch die Wehrmacht aber doch noch in Verteidigungsbereitschaft gesetzt. Ein Major 
ließ den Aufruf außer Kraft setzen. Der Volkssturmführer wurde verhaftet, durch ein 
Standgericht zum Tode verurteilt und in der Nacht zum 18 .  März auf dem Rathaus­
platz, dem damaligen Adolf-Hitler-Platz, erhängt. Unter dem Verurteilten wurde ein 
Schild mit der Inschrift aufgestellt: » So sterben alle, die ihr Vaterland verraten« . 1?  

Im folgenden soll auf einen Vorfall näher eingegangen werden, der mit dem Ingelhei­
mer manche Gemeinsamkeiten aufweist. Ist das Verhalten der Zivilbevölkerung im 
Grunde nachvollziehbar und verständlich, so · soll nun versucht werden, den Vorfall 
aus dem hohenlohischen Dorf Brettheim aus der Sicht der beteiligten Wehrmacht 

bzw. Waffen-55 darzustellen. 
Anfang April 1945 verlegt der SS-Gruppenführer und Generalleutnant der Waffen-

55, Max Simon, Kommandierender General des XIII. 55-Armeekorps, seinen Füh­
rungstab in den neuen Einsatzraum um RothenburgiT. Trotz des gültigen Befehls des 
Oberkommandos der Wehrmacht, um j eden Meter zu kämpfen, ordnet er eine Zu­
rücknahme der Front um wenige Kilometer an und läßt bei Bad Mergentheim eine 

neue Hauptkampflinie ziehen. Überlegenen Angriffen der amerikanischen Armee ist 
er jedoch nicht gewachsen. Die ihm unterstellten Divisionen sind schwer angeschla­
gen und nur unzureichend ausgestattet. 18 Seine Strategie ist die der » hinhaltenden Ge­
genwehr« . 19 Eine Strategie, in die er auch die Zivilbevölkerung und den Volkssturm 
einbeziehen will, deren Kriegsmüdigkeit ihn allerdings schon seit dem Rückzug aus 
der Pfalz begleitet haben muß. 20 

16 Vgl. Justiz und NS-Verbrechen. Sammlung deutscher Strafurteile wegen nationalsozialistischer Tö­
tungsverbrechen 1945 -1966, Bd. I, Amsterdam 1968, S. 421 ff.; die 22bändige Amsterdamer 
Sammlung ( 1968 -1981 )  nennt unter der Rubrik ,>Verbrechen der Endphase« zahlreiche weitere 
Beispiele. 

17 Vgl. ebda. 
18 MGFA B 737, Studie A. Ekkehard, Einsatz des XIII. SS-A.K. zwischen Rhein und Alpen, S. 27. 
19 Ebda. 
20 Vgl. J. Nosbüsch, Damit es nicht vergessen wird . . .  Pfälzer Land im Zweiten Weltkrieg: Schauplatz 

Südpfalz, Landau 1993, u. a. S. 332. 
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Am 5 .  April 1945 trifft sich General Simon in Rothenburg daher mit dem Gauleiter 
und Reichsverteidigungskommissar Holz aus Nürnberg sowie dem Rothenburger 

Kreisleiter Höllfritsch. Bei Holz und Höllfritsch, beide für den Volkssturm zuständig, 
erkundigt er sich nach dem Verhalten der Bevölkerung. Holz betont, daß die Volks­
sturmleute in seinem Gau ihrer Pflicht nachkämen, es bisher nur einen Ausnahmefall 

gegeben hätte, eine Meldung über eine Fahnenflucht. Simon läßt sich den Sachverhalt 
schildern. Nachdem er erfährt, daß ein 50jähriger Rothenburger Volkssturmmann na­
mens Rößler während eines auswärtigen Einsatzes bei Frankfurt/Oder seine Stellung 
verlassen habe und nach Rothenburg zurückgefahren sei, ordnet er ein Standgerichts­
verfahren an.21 Noch am gleichen Tag wird Rößler verhaftet und zum Tode verurteilt. 

In der Verhandlung verwies der Angeklagte mehrfach auf seine kranken Füße und dar­
auf, daß er ausrücken mußte, obwohl er zuvor von Sanitätern als einsatzunfähig ange­
sehen wurde. Der SS-Sturmbannführer Gottschalk jedoch, von Simon beauftragt, das 
Standgericht zu leiten, hielt entgegen: »Wenn Sie in der Lage waren, zurückzugehen, 
hätten Sie ebensogut auch in der Stellung bleiben können! «22 

Tags darauf herrscht große Nervosität im Stabe Simons.23 Über 100 Panzer der 
10. amerikanischen Panzerdivision hatten die Front bei Bad Mergentheim durchbro­
chen und waren innerhalb eines Tages auf der sog. Kaiserstraße nach Süden bis nach 
Crailsheim durchgefahren, wo sie ohne besondere Gegenwehr einrückten.24 Da die 

Amerikaner an Soldaten und Material weit überlegen sind, nur an Panzerfäusten kein 
Mangel herrscht, entschließt sich Simon, die Amerikaner in kleinen Kommandos ent­
lang der Vormarschstraße anzugreifen und den Nachschub des Gegners zu stören. Er 
bestellt Kreisleiter Höllfritsch auf seinen zurückverlegten Gefechtsstand auf Schloß 
Schillingsfürst und befiehlt diesem, noch in derselben Nacht Hitlerjungen aus einem 
Wehrertüchtigungslager als Panzerwarnstelle in die Nähe der Vormarschstraße nach 

Hausen am Bach abzuordnen. Von dort aus sollen die Hitlerjungen sowohl erkunden, 
wohin sich die amerikanischen Panzer weiter wenden würden, aber auch Panzerannä­
herungen bekämpfen.25 

Als am 7. April um vier Uhr morgens in Hausen etwa 25 Hitlerjungen mit ihrem 
Unteroffizier vom Anhänger eines Traktors springen und Quartier verlangen, wird 
der Hausener Bürgermeister unwillig. Er sieht die Waffen und will, daß die HJ wieder 
abrückt. Doch der Unteroffizier zeigt ihm einen schriftlichen Befehl, wonach der HJ 

21 Staatsarchiv Nürnberg (STAN) LG Ansbach, Pr.Nr. 3222, Vernehmungsniederschrift E.H. vom 
1 8 . 4. 1948 . 

22 Ebda., Pr.Nr. 3234, vgl. Urteil BGH vom 7. 12. 1956, S.  1 4 f. 
23 MFGA (s. A 18 ) ,  S. 27. 
24 Vgl. F. Blumenstock, Der Einmarsch der Amerikaner und Franzosen im nördlichen Württemberg 

im April 1945, Stuttgart 1957, bes. S. 47-54; die Arbeit von Blumenstock wertet für Nordwürt­
temberg auch die Gemeindeberichte (s. A 3) aus. In vielen Gemeinden Hinweise auf den amerikani­
schen Vorstoß. 

25 Vgl. STAN (s. A 2 1 ) .  
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Quartier zu gewähren sei.26 Kurz darauf schickt der Unteroffizier vier seiner Hitler­
jungen zu Fuß in Richtung Kaiserstraße. Als diese durch das Dorf Brettheim kom­
men, wo man sechs Kilometer von der Front entfernt jeden Moment die Amerikaner 
erwartet, kommt es dort zu einer größeren Ansammlung, in deren Verlauf den 

15 - 16jährigen Jungen ihre Waffen - vier Panzerfäuste, ein Gewehr und ein paar 
Handgranaten - abgenommen werden. Weinend laufen die Hitlerjungen zu ihrem Un­

teroffizier zurück. 27 

Nachdem Simon von dem Vorfall erfährt, telefoniert er sofort mit dem Kreisleiter 
und wirft diesem vor, daß es nicht die Sache des Kommandierenden Generals sei, für 
eine anständige Haltung der Zivilbevölkerung zu sorgen. Als Höllfritsch erwidert, 
daß Brettheim nicht zu seinem Kreis gehöre, beendet Simon das Gespräch28 und be­
auftragt den SS-Sturmbannführer Gottschalk: » In Brettheim ist eine Schweinerei pas­
siert. Fahren Sie sofort hin und klären Sie die Sache! «29 Gottschalk begibt sich mit 
einem Major der Wehrmacht nach Brettheim, wo er den Bürgermeister und den Orts­

gruppenleiter aufsucht. Als er von beiden erfährt, daß sie von der Entwaffnung erst 
nachträglich erfahren haben und die Täter nicht kennen, entschließt er sich, auf dem 
Rathaus ein Verhör durchzuführen. 30 Aus einem benachbarten Dorf, wo sich Teile 
eines Gebirgsjäger-Regiments befinden, läßt er sich 15 Soldaten für Absperrmaßnah­

men abstellen.3 1  

Als alle herbeigeholten Männer - darunter auch der an der Entwaffnung beteiligte 
Bauer Hanselmann - unter Gegenüberstellung mit den Hitlerjungen ergebnislos ver­
nommen waren, droht Gottschalk mit der Erschießung einzelner Einwohner und dem 

Niederbrennen des Dorfes. Mit Rücksicht auf das Dorf stellt sich Hanselmann freiwil­
lig und schildert den Vorfall, an dem auch der Gemeindediener Uhl beteiligt war. 
Zum Entsetzen der Anwesenden beruft Gottschalk sofort ein Standgericht. Er selbst 
übernimmt den Vorsitz, als ersten Beisitzer bestimmt er den ihn begleitenden Major, 
als zweiten Beisitzer den Ortsgruppenleiter Wolfmeyer. In der Verhandlung läßt sich 
Gottschalk weder durch Einlassungen des Bürgermeisters noch des Ortsgruppenlei­
ters, die sich für ihren Mitbewohner stark einsetzen, von seinem Vorhaben abbringen 
und diktiert dem Protokollführer ein Todesurteil gegen Hanselmann und den flüchti­
gen Uhl wegen Wehrkraftzersetzung. Als er das Urteil Wolfmeyer zur Unterschrift vor­
legt, weigert sich dieser. Auch der Bürgermeister Gackstatter, anstelle Wolfmeyers 
zum zweiten Beisitzer bestimmt, unterschreibt nicht. Gottschalk bricht nun spät 

26 STAN LG Ansbach Pr. Nr. 3246, Vernehmungsniederschrift G. K. vom 28.  7. 1949. 
27 Ebda., Pr.Nr. 3222, Vernehmungsniederschrift eh. B. vom 30. 10.  1948.  
28 Vgl. STAN (s. A 21 ) .  
29 Vgl. Urteil LG Nürnberg ( 1 171  Ks 10/57) vom 23 . 4 .  1958, S. 17. 
30 STAN LG Ansbach Pr.Nr. 3222, Vernehmungsniederschrift E. G. vom 10.  8 .  1948 . 
31 Ebda., Pr.Nr. 3246, Vernehmung A. R. vom 1 8 .  3. 1949. 
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nachts die Verhandlung ab, erklärt Hanselmann für verhaftet und fährt mit diesem 
nach Schillingsfürst zurück. 32 

Simon reagiert anderntags verärgert über Gottschalks eigenmächtiges Vorgehen. 
Dieser rechtfertigt sich jedoch damit, daß das ganze Dorf Brettheim in Aufruhr sei 
und seiner Meinung nach auch der Bürgermeister und der Ortsgruppenleiter ihre 
Hand im Spiele hätten, denn sie hätten die Täter gedeckt und wollten sie der Bestra­
fung entziehen.33 Hanselmann wird am 9. April auf Simons Veranlassung im Ge­
bäude der Rothenburger Kreisleitung erneut zum Tode verurteilt. Vorsitzender des 
Standgerichts war wiederum Gottschalk. Seine diesmal ausgesuchten Beisitzer, ein 
Major und ein Rothenburger Volkssturmmann, versuchen zwar behutsame Ein­
wände, willigen schließlich aber ein.34 

Vermutlich sollten die Urteile gegen die Volkssturmangehörigen Rößl er und Hansel­

mann der kriegsmüden Bevölkerung als Abschreckung dienen. Panzersperren, die der 
Volkssturm an den Ortseingängen zu errichten hatte, dürfte der Kommandierende Ge­

neral Simon als das angesehen haben, was sie in Wirklichkeit waren: militärisch nutz­
los.35 Allein, sie brachten ihm einen Zeitgewinn in seiner Taktik des hinhaltenden Wi­
derstands. Die Amerikaner gingen in der Regel kein unnötiges Risiko mehr ein. Tra­
fen sie auf Sperren, stoppten sie den Vormarsch und forderten Artillerieunterstützung 
oder Jagdflugzeuge an. 

So wies Simon einen weiteren Unteroffizier, der ebenfalls auf seine Veranlassung 
mit mehreren Hitlerjungen an der Kaiserstraße bei Blaufelden eingesetzt wurde, an, 
nicht mit der Bevölkerung in Kontakt zu treten, sein Korpschef habe ebenfalls schon 
Schwierigkeiten mit ihr gehabt.36 Eine Meldung des Generalmajor Ulich, Divisions­
kommandeur der im Raum Mergentheim eingesetzten 212.  Volksgrenadierdivision, 
dürfte vermutlich auch das Schicksal des Brettheimer Bürgermeisters sowie des Orts­
gruppenleiters mit in die Wege geleitet haben. Ulich meldete am 9. April 1945 an 
seine vorgesetzte Dienststelle, das XIII. SS-Armeekorps: »Die erdrückende feindliche 
Luftüberlegenheit und die feindliche Panzerwaffe, unterstützt durch starkes Artillerie­
feuer lähmen die Widerstandskraft und verursachen oft eine völlige Apathie der 
Truppe zum Kampfgeschehen. Durch die Haltung der Zivilbevölkerung im Gefechts­
gebiet wird die Truppe ungünstig beeinflußt. Die Siegeszuversicht der Truppe ist weit­
gehend verloren gegangen. «3? Simon nahm diese Meldung zur Kenntnis. Spätnachmit­

tags und am selben Tag wurden auf seine Veranlassung hin die Brettheimer Gackstat-

32 Ebda., Pr. Nr. 3222 und 3246 nach Zeugenaussagen mehrerer Brettheimer Bürger. 
33 STAN LG Ansbach Pr.Nr. 3243, Zeugenvernehmung M. Simon vom 12. 9. 1953;  F. Gottschalk 

vom 21 .  9. 1953. 
34 Vgl. Urteil LG Nürnberg (s. A 29), S.  23 f. 
35 Vgl. J. Brückner (s. A 7), S. 27ff. 
36 STAN (s. A 26), Angaben K. L. vom 1 .  8 .  1949. 
37 Zit. nach }. Brückner (s. A 7), S.  42. 

Die alte Stadt 4/93 

Kriegsende an der Heimatfront 361  

ter und Wolfmeyer verhaftet und tags darauf auf Schloß Schillingsfürst wie ihr Mit­
bürger Hanselmann wegen Wehrkraftzersetzung zum Tode verurteilt. Der bis zu sei­
ner Unterschriftsverweigerung linientreue Ortsgruppenleiter Wolfmeyer muß von 
dem Urteil vollkommen überrascht gewesen sein. In der Verhandlung hatte er noch 
nichts ahnend geschildert, daß sich die Dorfbewohner gegen seine Verteidigungsmaß­
nahmen stellten, und er sie nur widerwillig zwingen konnte, Schützenlöcher und Pan­
zersperren anzulegen. Der auf ein Todesurteil unter Druck gesetzte Vorsitzende Ma­
jor Otto hielt Wolfmeyer daraufhin entgegen, daß er diese Vorkommnisse hätte mel­
den müssen, so aber durch sein passives Verhalten die Dorfbewohner zu der Entwaff­
nung geradezu angeleitet habe. Die Möglichkeit, die Sache durch seine Unterschrift 

wieder zu bereinigen, habe er nicht genutzt.38 

Ein Gnadengesuch, das Major Otto dem Gerichtsherrn Simon überbrachte, lehnte 
dieser ab : »Das könnte den Herren so passen, 20 Jahre lang, wo es uns gut ging, ha­
ben sie >Heil Hitler! <  gerufen, und jetzt will man uns in den Rücken fallen. Aufhängen 
muß man die Kerle ! «39 Da Otto in dem Urteil die Vollstreckungsart offengelassen 
hatte, trug Simon das Wort »Erhängen« ein. Zwei Stunden später wurden die drei 
Brettheimer an den Friedhofslinden ihres Heimatortes erhängt. Wiederum zwei Stun­
den später wurden in den Ortschaften des gesamten Frontbereichs grell-rote » Be­

kanntmachungen« angeschlagen. Sie dürften sich vor allem an die damaligen politi­
schen Leiter vor Ort, die Ortsgruppenleiter und die Bürgermeister gerichtet haben, 
um diese zu Verteidigungsmaßnahmen zu zwingen. Im letzten Satz der von Simon un­
terzeichneten Bekanntmachung heißt es: »Das Deutsche Volk ist entschlossen, mit zu­
nehmender Schärfe solche feigen, selbstsüchtigen Verräter auszumerzen und wird 
nicht davor zurückschrecken, auch deren Familien aus der Gemeinschaft des in Ehren 
kämpfenden Deutschen Volkes zu streichen. «  40 

Die Toten von Brettheim durften vier Tage lang nicht abgenommen werden. Als 
eine Woche nach der Entwaffnung sich die amerikanischen Panzer näherten, antwor­
teten wenige noch für kurze Zeit im Dorf verbliebene Gebirgsjäger und SS mit Ge­
wehrfeuer. Vier angeforderte US-Jagdbomber zerstörten Dreiviertel der Ortschaft,41 

17  Menschen verloren ihr Leben.42 

In Brettheim hatte man schon während des amerikanischen Panzervorstoßes nach 
Crailsheim mit der Ankunft der Amerikaner gerechnet. Im Dorf lag keine Wehr-

38 Vgl. Urteil LG Nürnberg (s. A 29), S. 24 ff. 
39 Vgl. Urteil LG Ansbach (KS 1 u. 2/54) vom 19. 10. 1955, S. 29. 
40 Abgedruckt in H. Schultheiß, Zur Bedeutung lokaler Gedenkstätten. Das Beispiel Brettheim, in: 

Die alte Stadt 20 ( 1993) ,  S. 145 . 
41 Der Einsatzbericht der US-Luftwaffe auf Brettheim nennt neben dem genauen Datum und dem 

Wetter die Anzahl der Überflüge sowie Anzahl und Art der abgeworfenen Bomben; vgl. Air Force 
Historical Research Center, Maxwell, USA, abgedruckt in: H. Schultheiß (Red.) ,  Lesebuch zur Er­
innerungsstätte Die Männer von Brettheim, Villingen-Schwenningen 1993, S. 70. 

42 Zur Zerstörung des Dorfes vgl. Th. Pohle, Die zweite Heimsuchung, in : ebda., S. 59-75 . 
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macht, die Situation - bis auf das Erscheinen der vier Hitlerjungen - erschien günstig. 
Daß das amerikanische Vorhaben jedoch von Brettheim weg zielte, von Crailsheim 
aus nach Nordwesten auf das umkämpfte Heilbronn, konnten die Brettheimer kaum 
ahnen. So fand hier die von Simon rücksichtslos eingesetzte standrechtliche Justiz des 
untergehenden Nationalsozialismus eine ihrer Gelegenheiten.43 In vielen anderen 
Orten kamen ihr die Besetzer zuvor. 

Von drei bundesdeutschen Gerichten wurde Max Simon 1955, 195 8  und 1960 frei­
gesprochen. Rechtsbeugung konnte ihm aufgrund fehlender Beweise nicht mit letzter 
Sicherheit nachgewiesen werden. Die positivistische Nachkriegs-Justiz bescheinigte 

ihm, sich an zur Tatzeit geltendes NS-Recht gehalten zu haben. Alle Prozesse fanden 
unter großer Anteilnahme sowohl der Presse als auch der Öffentlichkeit statt. Viele 
Beobachter sahen diese Prozesse so, als würde in vielen Punkten über eigenes Verhal­
ten während der Endphase des Zweiten Weltkriegs stellvertretend mitverhandelt. Die 
Bestürzung über die Freisprüche war groß. Auch Otto Hahn meldete sich in einem Le­
serbrief an die »Welt« zu Wort, froh darüber, » daß die Mehrzahl der Einsender ein 
ähnliches Gefühl des Entsetzens empfand« ,  wie er vor, während und nach dem 
Prozeß.44 

43 Vgl. hierzu M. Messerschmidt I F. Wüllner, Die Wehrmacht justiz im Dienste des Nationalsozialis­
mus. Zerstörung einer Legende, Baden-Baden 1987. 

44 O. Hahn (s. A 2), S. 54. 
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Stadtsanierung im Nationalsozialismus 
Propaganda und Realität am Beispiel Hamburg 

1 .  Nationalsozialistische Ideologie und Propaganda zur Stadtgesundung - 2. Die Abwicklung des Pro­
gramms Altstadtsanierung und das ausgebliebene Stadtgesundungsgesetz - 3. Fallbeispiel: Die Sanie­
rung des Gängeviertels in Hamburg - 4. Elendsviertelsanierung: auch ein internationales Thema -
5. Zusammenfassung 

Stadterneuerung war bis 1933 bereits ein etabliertes kommunales Handlungsfeld, 
wenngleich den erkannten Problemen und Mißständen bis dahin nur selten Erneue­
rungsmaßnahmen gefolgt waren. Die Anlässe für die Durchführung von Sanierungs­
maßnahmen waren in der Regel eine Mischung aus hygienischen, wohnungsreforme­
rischen und/oder verkehrstechnischen Gründen. Neben den Fragen der gesetzlich un­
zureichend geregelten Enteignungsmöglichkeiten bildeten die Kosten und Probleme 
mit Ersatzwohnungen für viele Städte ein erhebliches Hindernis. 

Trotz dieser objektiven Schwierigkeiten wurden in der Weimarer Republik in einer 
Vielzahl von Städten Sanierungen als parzellenübergreifende kommunale Initiativen 
fortgeführt, wie in Berlin das Scheunenviertel, oder gar neu begonnen. Häufig wurde 
auch in den zwanziger Jahren mit der Sanierung eine Verkehrsverbesserung inten­
diert. Neben 20 weiteren Städten führten Breslau, Karlsruhe ( »Dörfle« ) ,  Kiel (Hol­
stenstraße - Ziegelteich) ,  Lübeck (Breite Straße - Königstraße) , 1 Köln, Münster und 
Stuttgart (Rote Straße) derartige Maßnahmen durch, während die Verbesserung der 
Wohnverhältnisse nur selten - wie z. B. in Kassel - den Anlaß für Sanierungen bil­
dete. Die Sozialstruktur von »typischen« Sanierungsgebieten wurde 1928 wie folgt 
beschrieben: » Die Sanierungsgebiete sind vielfach Sammelbecken von unruhigen Ele­
menten, Prostituierten und ihrem Anhang« .2 

1 .  Nationalsozialistische Ideologie und Propaganda zur Stadtgesundung 

Nach der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten kamen weitere Anlässe 

und Ziele zu den bisherigen Sanierungsgründen hinzu, und die verschiedenen Ziel-

1 Vgl. H. Bodenschatz, 120 Jahre Altstadterneuerung in Lübeck, in: Jb. Stadterneuerung (Hrsg.), Ar­
beitskreis Stadterneuerung an deutschsprachigen Hochschulen zus. mit dem ISR der TUB, Berlin 
1992, S. 37. 

2 Dr. Brandt, Die Verhältnisse in Deutschland und ihre gesetzliche Regelung im Hinblick auf die im 
Ausland gemachten Erfahrungen, in: Dt. Verein für Wohnungsreform (Hrsg.), Die 11. Hypothek 
und die Sanierung der Altviertel, Schriften Heft 6, Selbstverlag 1928, S. 49. 
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komplexe bekamen eine andere Gewichtung. Wohl kaum ein anderer Politikbereich 
konnte zügiger und besser für die vagen Ziele nationalsozialistischer Id,eologe instru­
mentalisiert werden als die Stadterneuerung, aus der nun biologistisch gefärbt »Stadt­
gesundung« wurde. Die Folge war zunächst ein großer propagandistischer Aufwand, 
der um das Thema entfacht wurde. Schon 1932 hatte der Lübecker Industrielle Hein­
rich Dräger in einem Buch der Reihe der »Nationalsozialistischen Bibliothek« die 
» Rechtfertigung für den Städteumbau« wie folgt zusammengefaßt: 

» In wirtschaftlicher Beziehung bringt die Auflockerung der Großstädte: 

1. Erhöhung des Real-Einkommens des Gesamtvolkes durch besseres und gesünderes 
Wohnen und die Möglichkeit, die Freizeit mehr als bisher zur gärtnerischen Betäti­
gung für den Eigenbedarf auszunutzen. 

2. Erhöhung der Krisenfestigkeit der Großstädte in bezug auf die Ernährung, das ist 
sowohl für Wirtschaftskrisen als auch wehrpolitisch von Bedeutung. 

In wehrpolitischer Beziehung bringt die Auflockerung der Großstädte des weiteren: 
3. Vermehrte Sicherheit gegen feindliche Angriffe aus der Luft durch Auflockerung 

der Bauweise. 

In innenpolitischer Beziehung bringt die Auflockerung der Großstädte: 
4. Beseitigung gefährlicher Brutstätten für Unzufriedenheit und offenen Aufruhr, 

denn wenn ich Menschen unter menschenunwürdigen Bedingungen zusammen­
pferche, darf ich mich nicht wundern, wenn dann Brutstätten für Kommunismus 
und Klassenkampf entstehen« .3 

Die Stadt war nach nationalsozialistischer Ideologie der »Sitz des Judentums«  und 
der » Ort des Marxismus« .  Chefideologe Gottfried Feder hatte daher 1934 als Ziel 
der Stadtsanierung formuliert, »die Brutstätten des Marxismus zu zerstören, indem 

wir die Altstadt sanieren und die Altbauquartiere und die Großstädte als solche auf­
lockern. «4 Propagandistisch hatten die Nationalsozialisten immer wieder auf das Ziel 
der » Zerschlagung der Großstädte« gesetzt.5 »Um der Zukunft des Volkes willen ist 
(der Führer) entschlossen, Volks schädigendes nicht länger schwächlich zu dulden, 
sondern unter Kontrolle zu nehmen und unschädlich zu machen. Das bedeutet eine 
grundsätzliche neue Einstellung auch zur Großstadtsanierung. Die soziale Gesun-

3 H. Dräger, Arbeitsbeschaffung durch produktive Kreditschöpfung. Ein Beitrag zur Frage der Wirt­
schafts belebung durch das sogenannte Federgeld, München 1932, S. 64. Dräger bezog sich bei sei­
nen Vorschlägen auf J. M. Keynes und vor allem auf Gottfried Feder. Zur Person und Wirkung 
Gottfried Feders vgl. D. Schubert, Gottfried Feder und sein Betrag zur Stadtplanungstheorie, in: 
Die alte Stadt 13 ( 1986), S. 192 ff. 

. 

4 G. Feder, Vortrag auf die Reichswohnungskonferenz in München 1934, S. 2; Staatsarchiv Ham­
burg (StAHH), 321-2 Baudeputation, B 156 .  

5 Vgl. D. Schubert, Großstadtfeindschaft und Stadtplanung. Neue Anmerkungen zu einer alten Dis­
kussion, in: Die alte Stadt 13 ( 1986), S. 22 ff. 
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dung ist für das Städteplanen in den Vordergrund getreten. «6 Entsprechend war bei 
der Propaganda von einem »gigantischen deutschen Siedlungswerk« ,  von einem » ein­
heitlich im gan�en Reich erfolgenden Großangriff auf die Altstadtviertel der Städte« ,  
von einem »gewaltigen Altstadtsanierungswerk« und einem » Generalangriff auf die 
Elendsviertel der Städte « die Rede.7 

Zwar gab es auch nach 1933 keine einheitliche Terminologie, aber die neutraleren 
Begriffe aus der wohnungsreformerischen Tradition wie Stadtsanierung und Stadter­
neuerung wurden durch griffigere Schlagworte wie »Elendsviertelsanierung«,  
»Schandfleckenbeseitigung« und » Gesundung« ersetzt. 8 Der Begriff der Gesundung 
beinhaltete den zentralen Ansatzpunkt und die neue Gewichtung der Gründe für Sa­
nierungsmaßnahmen. Über städtebauliche Maßnahmen sollte die » Gesundung des 
Volkskörpers« betrieben werden. Diesem Oberziel sollten sich die weiteren Ziele un­
terordnen. Die Ideologie der »Stadtgesundung« umfaßte dabei mehrere Ebenen: 

Großstadtfeindlichkeit, Dezentralisierung, Auflockerung, Entballung, Luftschutz 

Antizyklische Wirtschaftspolitik, Stärkung des Handwerks, Befriedung des Mittel-

standes 
Politische Disziplinierung, Wohnungsreform im rassenhygienischen Gewand, Zer-

schlagung von Widerstandspotentialen, » Gesundung« 
Wiederherstellung mittelalterlicher Stadtbilder mit hohem Identifikationswert für 

»nationale Größe« 
Aktivismus, »Handeln statt Reden« ,  propagandistische Wirkung 

Zur Umsetzung dieses vagen und teilweise widersprüchlichen ideologischen Gedan­
kenguts waren zur Lokalisierung von »Sanierungsverdachtsgebieten« von dem Sozio­
logen Andreas Walther neue » Methoden und Verfahren« entwickelt worden. Sie bezo­
gen sich auf Vorbilder der amerikanischen Soziologie, auf die Abgrenzung von »natu­
ral areas« und suchten soziologisch homogene Gebiete über kartographische Metho­
den abzugrenzen.9 Walthers Untersuchungen sind von großer Bedeutung, weil sie die 
nationalsozialistische Ideologie zum »theoretischen Kontext« erhoben, andererseits 
aber - diesem Überbau entkleidet - methodische Impulse für die Abgrenzung von Sa­
nierungsgebieten für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg geben sollten. Zwischen 
1934 und 1935 war an der Hamburger Universität von sechs bis zehn arbeitslosen 
Akademikern, von der Notgemeinschaft deutscher Wissenschaft finanziert, die »Not-

6 A. Walther, Neue Wege zur Großstadtsanierung, Stuttgart 1936, S. 3 .  

7 Vgl. V. Noack, Verheißung und Hoffnung i m  Kampf gegen das Wohnungselend, in: Deutsche Bau-
zeitung 1934, S. 800. 

8 Vgl. U. von Petz, Stadtsanierung im Dritten Reich, Dortmund
. 

1987, S. 6. 
9 Vgl. A. Walther, Soziologie und Sozialwissenschaften in Amenka, Karlsruhe 1927. 
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arbeit 5 1 «  durchgeführt worden. lO Acht »gemeinschädigende Regionen« in Ham­

burg waren dabei untersucht worden. Ziel der Arbeit war eine Art Sozialatlas der Ge­
meinschädlichkeit in Hamburg. »Wo die Punkte sich besonders stark häuften, han­
delt es sich um gemeinschädigende Kerngebiete, die ( . . .  ) unter sozialen Gesichtspunk­
ten vordringlich sanierungsbedürftig sind. « 1 1  

Ausgangspunkt der Untersuchung war die Auswertung der Wahlergebnisse. Ge­
biete mit hohen Anteilen an SPD- und KPD-Wählern waren für Walther potentielle 
» Gesundungsgebiete « und » gemeinschädliche Regionen«.  12 Aus seinen Fallstudien 

leitete Walther folgenden Zusammenhang von Wahlverhalten, Asozialität und Krimi­
nalität ab: » Im Gegensatz zu den großen geschlossenen Gebieten ordentlicher Arbei­
terschaft, die sozialdemokratisch wählten, hoben sich kommunistische Bezirke in der 
charakteristischen Art von Nestern heraus mit teilweise mehr als 60 v. H. kommunisti­

scher Stimmen. ( . . .  ) In erschreckendem Ausmaß aber fielen diese kommunistischen 
Hochburgen zusammen mit Herden der Asozialität und Kriminalität. « 13Gemeinschä­

digend definierte er als : »minderwertig, dissozial, asozial, antisozial « .  Walthers Arbei­
ten belegen, daß es wohl bis ca. 1935 in den alten Arbeiter- und Armenvierteln eine re­
lativ fest verankerte soziale Widerstandszone gegen den Nationalsozialismus gab, bei 
der politische Dissidenz und Delinquenz eng miteinander verbunden waren. In allen 
Berichten wurde immer wieder die besondere Unangepaßtheit der Jugendlichen und 
Frauen betont, regelmäßig finden sich Angaben über extrem niedrige Geburtsraten. 
So konnte und sollte diese Art »wissenschaftlicher« Untersuchungsmethoden zur Lo­
kalisierung und zur Zerstörung möglichen politischen Widerstandspotentials genutzt 
werden.14 

Mit dem sozialbiologistischen Vokabular und seiner Begrifflichkeit wurde ein »so­

zialwissenschaftlicher« Überbau für Sanierungsmaßnahmen geschaffen. Methoden der 
empirischen Sozialforschung wurden dabei zur Erfassung, Sortierung und Gruppierung 
der Bevölkerung genutzt. Sanierungsmaßnahmen sollten nun nicht mehr allein woh­
nungsreformerische und baulich-räumliche Maßnahmen verfolgen, sondern sollten mit 
sozial- und bevölkerungspolitischen Begleitmaßnahmen »abgesichert« werden. 

10 Vgl. Archivbestand » Notarbeit 5 1 «  der Dokumentationsstelle für NS-Politik, jetzt: Hamburger 
Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts. Die einzelnen Gebietsuntersuchungen sind teil­
weise nicht paginiert, teilweise handschriftlich. Auszüge und Pläne sind dokumentiert in : D. Schu­
bert, Gesundung der Städte-Stadtsanierung in Hamburg 1933 -1945, in: M. Bose / M. Holtmann / 
D. Machule / E. Pahl-Weber / D. Schubert, » . . .  ein neues Hamburg entsteht« .  Planen und Bauen 
von 1933 -1945, Hamburg 1986, S. 74 ff. 

11 A. Walther (s. A 6),  S. 15.  
12 Vgl. A. Walther, Soziale Sanierung in Großstädten, in: Reichsplanung 3/1937, S. 79. 
13 A. Walther (s. A 6),  S. 14. 
14 Vgl. K. H. Roth, Städtesanierung und » auszumerzende« Soziologie. Der Fall Andreas Walther und 

die »Notarbeit 51 « der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft 1934-1935 in Hamburg, in: 
C. K/ingemann (Hrsg. ) ,  Rassenmythos und Sozialwissenschaften in Deutschland, Opladen 1987, 
S. 370. 
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Die bis 1933 durchgeführten Sanierungsmaßnahmen hatten die betroffene Bevölke­
rung nur vor sich her geschoben. Diese Bevölkerungsgruppen sollten nun »erfaßt« 

und nicht mehr unbehelligt gelassen werden. Wenn sie »wissenschaftlich« eingrup­
piert werden könnten, würden sich für die Sanierungspolitik neue Möglichkeiten er­
öffnen: » In den gemeinschädigenden Regionen der Großstädte gibt es gehäuft hoff­
nungslose Fälle, die wie ein Geschwür am Volkskörper weiterwuchern, wenn sie 
nicht herausgesucht und am Weitergeben ihrer Krankheitskeime und Defekte verhin­

dert werden. Viele der früheren Bewohner eines Sanierungsgebietes zogen nun um in 
andere schlimme Quartiere, die den Verlassenen möglichst ähnlich waren. Andere tru­
gen Ansteckung in bisher gesunde Gebiete, so daß man selbst in baulich besten neuen 

Mietshäuserblocks, ja in fast ländlichen Randsiedlungen, Nester asozialer Menschen 
findet, die größtenteils aus den Sanierungsgebieten dort hinkamen. «  15 

Die Nationalsozialisten versuchten, die so charakterisierten Bevölkerungsgruppen 
zu lokalisieren. Noch vor Beginn von Abbrucharbeiten sollten sie »klassifiziert« wer­

den und somit nicht mehr entkommen können. Entsprechend sollte man: »Die trotz 
asozialer Umwelt Gesundgebliebenen, also gegen die großstädtische Verderbung in 
besonderem Maße Immunen, fördern zu erfolgreichem Fortkommen in der Stadt; die 
für Rand- und ländliche Siedlungen Geeigneten, die ebenfalls nicht fehlen, zum Ziel 

ihrer Wünsche führen; die nur Angesteckten in gesunde Lebenskreise verpflanzen; 
die nicht Besserungsfähigen unter Kontrolle nehmen; das Erbgut der biologisch hoff­
nungslos Defekten ausmerzen. « 16 

2. Die Abwicklung des Programms Altstadtsanierung und das ausgebliebene 

Stadtgesundungsgesetz 

Der politischen Propaganda, die nach 1933 um die Stadtsanierung und Stadtgesun­
dung entfacht wurde, stand zunächst real ein Programm im Rahmen der Arbeitsbe­

schaffung mit 1933 nur 5 Mio. RM und 1934 mit 15 Mio. RM gegenüber. i?  Zudem 
war das Programm interministeriell nur als » Pilotprojekt« ausgelegt, um weitere Er­
fahrungen sammeln zu können. Die Hoffnungen der Städte und der Planer wurden 
also zunächst enttäuscht. Durchgeführt und mit staatlichen Mitteln gefördert wurden 
lediglich Maßnahmen in Städten, die bereits vor 1933 vorbereitet waren. Insgesamt 
wurden bis 1939 aus 41 Städten Anträge gestellt. 18 In Fachzeitschriften publiziert 

15 A. Walther (s. A 6), S. 4. 
16 Ebda., S. 4. 
17 Vgl. F. Lüken-Isberner, Stadterneuerung im Nationalsozialismus. Ein Programm und seine Umset­

zung, in: Archiv für Kommunalwiss., 11/ 1989, S. 292 ff. 
18 VgL Deutsche Gesellschaft für Wohnungswesen, Altstadtsanierung mit Reichshilfe 1934-1938, 

Berlin-Charlottenburg, 1940, S. 9. F. Lüken-Isberner (s. A 17) gibt bis 1942 insgesamt 80 Städte an. 
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wurden dabei immer wieder die Maßnahmen in Hamburg, Altona, Frankfurt, Kas­
sel,19 Köln und Braunschweig.2o 

Voraussetzung für eine Ausweitung und Effektivierung der Stadterneuerungsvorha­
ben wäre eine neue Gesetzgebung gewesen, die vor allem Enteignungs- und Entschädi­
gungsfragen hätte einheitlich klären müssen. Aber so wenig wie in der Weimarer Re­

publik ein in Fachkreisen heftig diskutiertes »Reichsstädtebaugesetz« zustande kam, 
blieb es auch nach 1933  bei Erörterungen über ein »Stadtgesundungsgesetz « .  Vor al­
lem in der Fachöffentlichkeit gab es intensive Diskussionen und Vorschläge, die u. a. 

in einem technokratischen Gesetzesentwurf der deutschen Akademie für Städtebau 
und Landesplanung von 1935 für ein » Reichsgesetz über städtebauliche Gesundungs­

maßnahmen« mündeten?1 In Fachkreisen war die Notwendigkeit eines einheitlichen 
Gesetzes zur Sanierung unumstritten. Ernst Neufert schlug z. B. auf der Grundlage 

von englischen Erfahrungen » ein Reichsgesetz zur reibungslosen und schnellen 
Durchführung der Sanierungspläne und der damit verbundenen Entschuldungen, Ent­
eignungen und Besteuerung« vor. Ein Vorschlag, den die Redaktion der Zeitschrift 
»Baugilde« wie folgt kommentierte: »Wir sind uns im klaren darüber, daß diese Vor­
schläge starke Eingriffe in die bisherigen Eigentumsbegriffe bedeuten, glauben aber 
andererseits, daß derartige Maßnahmen nicht zu umgehen sind, wenn die Gesamtheit 
des Volkes nicht Schaden erleiden soll. «22 

1937 wurde schließlich das » Gesetz über die Neugestaltung deutscher Städte« ver­
abschiedet. Es ersetzte jedoch nicht wie gefordert das » Städtebaugesetz « ,  sondern 
war ein Sondergesetz für zunächst fünf ausgewählte »Führerstädte« . Gleichwohl 
aber tangierte es den Aspekt der Stadterneuerung: »Nicht in erster Linie für die 

Zwecke der Altstadtsanierung geschaffen ( . . .  ) können diese Bestimmungen aber auch 
für die Altstadtsanierung von Bedeutung werden. «23 Das Gesetz knüpfte in vielen Re­
gelungen an den Gesetzesentwurf der Akademie von 1935 an. Und obwohl mit dem 
Neugestaltungsgesetz eine gigantische Umkrempelung vorhandener Stadtstrukturen 
verbunden war, sollte es nicht ausschließlich von seinem ideologischen Begründungs­
zusammenhang und von seiner propagandistischen Dimension her beurteilt werden. 
Mit den nun möglichen Maßnahmen wurde in den überkommenen Altstadtzentren 
auch Raum für die expandierenden tertiären Nutzungen geschaffen. Nicht nur für 
Partei und Verwaltungsbauten, sondern auch für eine Vielzahl weiterer öffentlicher 

19 Vgl. V. Lasch, Stadterneuerung in Kassel, in: Th. Neuer-Miebach I ehr. Kopetzki (Hrsg.), Stadter­
neuerung als Teil großstädtischer Entwicklungspolitik in der Weimarer Republik und im National­
sozialismus, GHS Kassel 1988,  S. 873 ff. 

20 Vgl. U. von Petz, »Diese Wohnung spottet der ganzen Welt« - Altstadtsanierung in Braunschweig 
in nationalsozialistischer Zeit, in: Jb. Stadterneuerung (s. A l) ,  S. 71 ff. 

21 Vorschlag abgedruckt in: Städtebau 211935, S. 35 ff. 
22 E. Neufert, Die Sanierung von Elendsvierteln, in: Baugilde 1934, S. 10l .  
23 Vgl. Deutsche Ces. für Wohnungswesen ( s .  A 1 8),  S. 23. 
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und privater Bauten wurde Platz geschaffen und damit auch eine durchgreifende Mo­
dernisierung stadträumlicher Strukturen möglich.24 

Gleichzeitig wurden mit den Neugestaltungsvorhaben aber auch die bevölkerungs­
politischen Sanierungsziele verfolgt. Zur Führerstadtplanung im Hamburger Neuge­
staltungsbereich am Elbufer, in dem »zweifelhafte Elemente« ausgemacht wurden, 

heißt es z. B . :  »Wenn grundsätzlich im Fall dieser >Sanierung< erreicht werden soll, 
daß die früheren Einwohner sich nicht einfach >verkrümeln<, sondern planmäßig in 
Wohnungen, die günstig zu den Arbeitsstätten liegen, umgesiedelt werden, so muß 
viel methodischer vorgegangen werden. «25 

Warum nur relativ wenige größere Sanierungsprojekte während des Nationalsozia­

lismus in Angriff genommen wurden, bleibt noch zu hinterfragen. Möglicherweise eig­
neten sich die größeren Neubauprojekte und später die spektakulären Führerstadtpla­
nungen besser zur Selbstdarstellung. Zudem erschwerte ein nach wie vor unzureichen­
des Planungsinstrumentarium bei Beibehaltung des privaten Bodeneigentums die 

Durchführung von Sanierungen. In einer Untersuchung zur Altstadtsanierung mit 
Reichshilfe wurde angegeben, daß bis 1939 für alle Sanierungsmaßnahmen in 
Deutschland insgesamt Darlehen und Zuschüsse in Höhe von 13 756 142 RM zuge­
sagt waren.26 Demgegenüber betrugen die Gesamtkosten nur für die Neugestaltung 
Hamburgs nach Schätzungen 1,5 Milliarden RM.27 In Berlin sah der Etat des » Gene­
ralbauinspektors für die Reichshauptstadt Berlin« (GBI) , Albert Speer, 60 Mio. RM 
jährlich und zusätzlich 70 Mio. RM jährlich zum Zwecke von Grundstücksaufkäu­
fen für die Stadtverwaltung vor.28 Die Bedeutung der Sanierung war also gegenüber 
den Neugestaltungsmaßnahmen minimal, wenn auch bei diesen Mitteln »versteckte« 
Posten für Sanierungsmaßnahmen enthalten waren. 

3. Fallbeispiel: Die Sanierung des Gängeviertels in Hamburg 

Ein Beispiel für die veränderten Begründungszusammenhänge der Stadtgesundung 
nach 1933 bildet die Sanierung des Gängeviertels in Hamburg. Bereits nach der Cho­
lera-Epidemie 1892 war in Hamburg ein umfangreiches Sanierungsvorhaben geplant 

24 Vgl. zur Modernisierungsdiskussion den Sammelband M. Prinz I R. Zittelmann (Hrsg.), National­
sozialismus und Modernisierung, Darmstadt 1991 ;  bezogen auf Architektur C. Fehl, Die Moderne 
unterm Hakenkreuz. Ein Versuch, die Rolle funktionalistischer Architektur im Dritten Reich zu 
klären, in: R. Frank (Hrsg. ) ,  Faschistische Architekturen, Hamburg 1985, S. 8 8 -122. 

25 StARR 322-3, AKG A 325. 
26 Ebda. 
27 Vgl. D. Schubert, Führerstadtplanungen in Hamburg, in: M. Bose u. a. (s. A 10) .  
28 R. J. Reichhardtl W Schäche, Von Berlin nach Germania. Über die Zerstörungen der Reichshaupt­

stadt durch Albert Speers Neugestaltungsplanungen, Berlin 1984, S. 37. 
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und durchgeführt worden.29 Der damals wohl bekannteste deutsche Stadtplaner Jo­
sef Stübben stellte die Leistungen Hamburgs bis 1903 so heraus: »Am hervorragend­
sten und segensreichsten ist wohl die Sanierung des Neustadt-Süderteiles, wo umfang­
reiche, gesundheitlich schlechte Gebäudegruppen vom Staate aufgekauft und nieder­
gelegt werden, um alsdann das Gelände neu aufzuteilen und in besserer Weise zur Er­
richtung von Kleinwohnungen für die im Hafen beschäftigten Personen zu verwen­
den. Keine andere Stadt Deutschlands hat eine ähnliche Leistung auf dem Gebiete öf­
fentlicher Gesundheitspflege und Wohnungsfürsorge aufzuweisen. «30 Auch für das 

Gängeviertel wurde die Notwendigkeit einer Sanierung bereits nach der Choleraepi­
demie von 1892 festgestellt. Planerische Vorbereitungen und die Durchführung wur­
den aber wegen der Turbulenzen der Kriegs- und Inflationszeit sowie des großen Woh­
nungsmangels immer wieder hinausgeschoben. 

1927 hatte dann der Chef der Hamburger Ordnungspolizei Danner in einem länge­
ren Brief die Notwendigkeit der Sanierung auch aus ordnungspolitischer Sicht begrün­
det. In dem Schreiben hieß es: » In dem Gängeviertel hat im Laufe der letzten Jahre 
eine Anhäufung asozialer Elemente stattgefunden, die für die öffentliche Sicherheit 
eine große Gefahr bedeutet. ( . . .  ) In den engen, krummen und winkligen Gassen ist 
die Übersicht für die einzelne Polizeipatrouille derart beengt. ( . . .  ) Die außerordent­

lich starke Anhäufung kleiner Fenster nach der Breite und Höhe macht das Erkennen, 
woher Steine oder Unrat auf die Beamten geworfen oder geschossen worden ist, sehr 
schwierig. ( . . .  ) Noch ernster aber ist die Gefahr, die das Gängeviertel in seiner heuti­
gen Gestalt für die öffentliche Sicherheit bei planmäßig vorbereiteten Putschen bie­
tet. «31 

Zunehmend bedienten sich auch die Planer eines ordnungspolitischen Vokabulars, 

das nach der Machtergreifung weiter zugespitzt wurde und womit Städtebau und 
Stadtsanierung auch für die politischen Ziele instrumentalisiert werden konnten. In 
einem Geheimbericht der Baubehörde hieß es bereits 1929 zur Sanierung der Neu­
stadt (Gängeviertel) : Ein neuer Straßenzug »schlägt eine Bresche in das baulich und 
gesundheitlich äußerst gefährdete Gebiet der Neustadt, das mehr und mehr zu einer 

Domäne des lichtscheuen Gesindels wird. «32 

Insofern war es nur » folgerichtig« ,  daß nach der Machtübernahme der Nationalso­
zialisten Polizeisenator Richter am 5. Mai 1933  als Staatskommissar für die Sanierung 
des Viertels bestellt wurde, die Federführung damit also nicht bei der Baubehörde ver­
blieb. Zügig wurde über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 1933 mit dem Abbruch be-

29 Vgl. u. a. D. Schubert, Von der Katastrophe zur » Gesundung« .  Stadthygiene, Städtebau und Sanie­
rung nach der Cholera 1 892 in Hamburg, in: Th. Rapke (Hrsg. ) ,  Stadthygiene und Abwasserreini­
gung nach der Cholera-Epidemie, Herzberg 1993, S. 1 1  ff. 

30 J. Stübben, Das Wohnungswesen, in: Techn. Gemeindeblatt 111904, S. 2. 
31 StARR, 3 1 1-2, IV DV Finanzdeputation IB 3b XI A 1, Bd. 1 .  
32 Ebda. 

Die alte Stadt 4/93 

Stadtsanierung im Nationalsozialismus 371 

gonnen. Weitere Abbrucharbeiten erfolgten 1934. Propagandistisch wurde dagegen 

die seit über 30 Jahren vorbereite Sanierung nicht als »Schubladenprojekt« ,  sondern 
als Neuanfang der Stadtgesundungsmaßnahmen dargestellt: »Am Anfang war die Tat! 
Wir haben uns nicht lange mit theoretischen Vorarbeiten aufgehalten, wir haben ein­

fach abgebrochen! So lautete die entschiedene Antwort auf meine Frage nach Unterla­
gen, vorbereitenden Plänen und dergleichen mehr für die gewaltigen hamburgischen 

Arbeiten zur Umgestaltung des Gängeviertels. Es bekunden sich darin Entschlossen­
heit und Zielbewußtsein, wie sich allenthalben und allerorts heute im Deutschland des 
Dritten Reiches neue Ideen, Pläne und Programme bahn brechen. «33 

Als Hamburg sich 1934 um einen Zuschuß aus den erstmals zur Verfügung stehen­

den Haushaltsmitteln für Altstadtsanierung bewarb, wurde vor allem die vorgese­
hene fünfgeschossige Bauweise moniert. Zuständig für die Abwicklung des Pro­
gramms war Gottfried Feder, nun Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium. 
Hamburg hatte argumentiert, daß die neue vier- bis fünfgeschossige Bebauung schon 

eine niedrigere Bebauung als vorher darstellen würde und daß eine weitere Herabset­
zung der Geschoßzahl für die Bauherren wirtschaftlich nicht tragbar sei. »Demgegen­
über führten die Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums aus, daß Herr Staatsse­
kretär Feder grundsätzlich gegen die 5geschossige Bebauung sei ( . . .  ). Eine 5geschos­
sige Bauweise käme nur als Ausnahme in Frage, und zwar, wenn die ganzen Bauten al­
lein Geschäftszwecken dienen. «34 In einem Brief des Reichswirtschaftsministers vom 
August 1934 hieß es, daß man einig darüber sei, daß »die wirksame Auflockerung 
der Großstädte, neben anderen Maßnahmen, auch eine weitgehende Herabzonung in 
dem betreffenden Wohngebiet Hamburgs auf mindestens 4 Geschosse bedingt. ( . . .  ) 
Der Zulassung von 5 geschossigen Bauten stehen jedoch so schwerwiegende volksge­
sundheitliche und wohnungspolitische Bedenken entgegen, daß ich hier nicht zustim­
men kann. «35 

Weiterer Reichseinfluß wurde bezogen auf Bodenentschädigungsfragen geltend ge­
macht. In dem auch von Feder verfaßten NSDAP-Programm hieß es unter Paragraph 
17 : »Wir fordern eine unseren nationalen Bedürfnissen angepaßte Bodenreform, 
Schaffung eines Gesetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Boden für gemeinnüt­
zige Zwecke. Abschaffung des Bodenzinses und Verhinderung jeder Bodenspekula­
tion. «36 Hitler selbst hatte zu dieser Formulierung ausgeführt: »Da die NSDAP auf 
dem Boden des Privateigentums steht, ergibt sich von selbst, daß der Passus >Unent­
geltliche Enteignung< nur auf die Schaffung gesetzlicher Möglichkeiten Bezug hat; Bo­
den der auf unrechtmäßige Weise erworben wurde oder nicht nach den Gesichtspunk-

33 V. Noack, Umgestaltung des Gängeviertels in Hamburg, in: Bauen, Siedeln, Wohnen, 1934, S. 390. 
34 StARR, Baudeputation B 295 . 
35 Ebda. 
36 G. Feder, Das Programm der NSDAP und seine weltanschaulichen Grundlagen, München 1932, 

S. 20. 
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ten des Volkswohls verwaltet wird, wenn nötig, zu enteignen. Dies richtet sich demge­
mäß in erster Linie gegen die jüdischen Grundspekulationsgesellschaften. «37 Um nun 
Reichsmittel bei der Sanierung in Anspruch nehmen zu können, mußte 1933 das 
Hamburger Enteignungsgesetz dem Reichsgesetz angepaßt werden. Im » Dritten Ge­
setz zur Änderung des Enteignungsgesetzes « vom 17. August 193338 wurde »vollstän­

dige« durch die » angemessene« Entschädigung ersetzt und Fristen in Enteignungs­
sachen wurden um die Hälfte verkürzt.39 

Die Anpassungen an Reichsgesetze und -verfahren beinhalteten jedoch nur margi­
nale Änderungen. Ansonsten wurde nach den »bewährten« Hamburger Sanierungs­
prinzipien verfahren. Auch die Architektur bei der Neubebauung griff weitgehend 
auf »Bewährtes « zurück. Die neue Bebauung beschränkte sich auf eine schmale, Hin­
terflügel ausschließende Randbebauung der Blöcke. Alle Gebäude wurden in rotem 

Backstein mit roten Dachziegeln und weißen Fenstern erstellt. Die Straßenführung 
wurde mit platzartigen Erweiterungen und Straßenbrunnen gestaltet. Die Architektur 

mit Erkern, Fachwerk und Bauplastik wies auf regionale und holländische Bezüge hin. 
Die Frage nach dem Verbleib der sanierungsbetroffenen Bevölkerung ist kaum zu 

beantworten. Baudirektor Ranck schrieb : »Auf Umfrage wünschte niemand die Be­

reitstellung einer Ersatzwohnung. Das ist begreiflich von dem lichtscheuen Gesindel, 
das kein Verlangen nach Verhandlungen mit Behörden haben konnte. ( . . .  ) Wenn es 
tiefster Sinn dieser Gesundungsmaßnahmen ist, durch bessere Wohnungen auch die 
Menschen zu bessern, so bedarf es dazu ganz offenbar der Durchführung eines so um­

fassenden Planes mit dem Endziel der Ausmerzung aller gesundheitsschädlichen und 
unsozialen Wohnungen, daß man große Geduld haben muß. « 40 Es ist davon auszuge­

hen, daß sich die verdrängte Bevölkerung in gerade fertiggestellten Neubauquartieren 
(etwa Vierbergen, Horn) ansiedelte oder in den Innenstadtquartieren enger zusam­
menrücken mußte, zumal die »Neuversorgung mit Wohnungen ( . . .  ) den Bewohnern 
des Abbruchgebietes selbst überlassen blieb« .41 Im Gegensatz zu den vor 1933 durch­
geführten Sanierungsmaßnahmen in Hamburg, wo der Ersatzwohnungsbau immer 
»mitgeplant« wurde, machte man sich bei der Sanierung des Gängeviertels nach 
1933 trotz gegenteiliger Behauptungen über »Erfassung« und » Zerstreuung« keine 
Gedanken über den Verbleib der Bewohner. 

Auch das angeblich neue Ziel des Luftschutzes war keine Erfindung der Zeit nach 
1933, sondern wurde schon in den 20er Jahren und vor 1933 in der Fachliteratur dis-

37 Zit. n. ebda., S. 5 .  
38 Vgl. Hamb. Gesetzes- und Verordnungsblatt 1933, S.  323 . 
39 Vgl. H. Siemsen, Änderungen des Hamburgischen Enteignungsgesetzes, in: Zentralblatt der Bau­

verwaltung 8/1934, S. 9829. 
40 ehr. Ranck, Gesundung der Hamburger Innenstadt, in: Zentralblatt der Bauverwaltung 36/1935, 

S. 698 .  
41 V. Noack (s. A 33) .  
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kutiert.42 Ideologisch korrespondierten die propagierten Ziele der Großstadtauflocke­
rung und der Stadtsanierung mit den Zielen des Luftschutzes. Mit Stolz wurde in 
einem Artikel 1937 vermerkt, daß bei den Planungen zur Sanierung des Gängeviertels 

» in den Jahren 1933/34 die Forderungen des baulichen Luftschutzes vollständig be­
rücksichtigt wurden. ( . . .  ) Die durchgeführten baulichen Luftschutzmaßnahmen ha­
ben bei zahlreichen Besuchern und bei den Bewohnern der neuerbauten Häuser große 
Beachtung und Anerkennung gefunden. Aber auch die Bauherren konnten sich davon 
überzeugen, daß die Mehrkosten tragbar sind, so daß sie bei zukünftigen Bauten leich­
ter geneigt sein werden, ihre Häuser nach den modernen Gesichtspunkten der Landes­
verteidigung - d. h. des Luftschutzes - zu gestalten« .43 Faktisch war allerdings bei der 
Planung 1933 an keiner Stelle vom Luftschutz die Rede. Vielmehr scheinen Luft­
schutzräume etc. erst nachträglich vorgesehen worden zu sein. Die nach den Idealen 
des größtmöglichen Luftschutzes ungünstige Blockrandbebauung, die bei der Neube­
bauung vorgesehen und realisiert wurde, spricht außerdem dagegen, daß Luftschutz­
maßnahmen von vornherein berücksichtigt worden waren. 

Nach der Sanierung des Gängeviertels wurde die Sanierung weiterer Stadtteile, vor 
allem aus der Gründerzeit, vorbereitet. Neben den ehemals wohnungsreformerischen 
Intentionen rückten nun auch für die Stadtplaner stärker bevölkerungspolitische 
Ziele in den Vordergrund. Baudirektor Dr. Hellwig betonte 1937 in einer Bespre­
chung: »Eine Sanierung sei nicht dann geglückt, wenn statt der schlechten Wohnun­
gen gute gebaut seien, sondern sie sei erst geglückt, wenn das sanierte Gebiet wirklich 
gesund sei. Von gesund könne aber keine Rede sein, wenn in den neuen guten Woh­
nungen wieder die asozialen Elemente wohnten, deren Einfluß als zersetzend wirkt 
und die daher ausgeschaltet werden müssen. « 44 

Bezeichnenderweise galten die Hamburger Sanierungen in Deutschland als »vor­
bildliche Lösungen« ,  nicht nur während der Zeit des Nationalsozialismus, sondern 
auch noch in der Nachkriegszeit.45 Vielfach wurde es als Erfolg empfunden, durch ge­
meinsame Anstrengungen von Stadtplanung, Stadtsoziologie und politischen Maß­
nahmen sozialen Widerstandszonen und proletarischen Rückzugsgebieten zu Leibe 
gerückt zu sein und mit der angeblich problematischen Regellosigkeit und Unord­

nung aufgeräumt zu haben. Die »Verbesserung der Wohnverhältnisse« war demnach 
Instrument politischer Zielsetzungen. 

42 Vgl. F. Lüken-Isberner� Stadterneuerung unter Gesichtspunkten des städtebaulichen Luftschutzes, 
in: Th. Neuer-Miebach u. a. (s. A 19),  S. 375 ff. 

43 W Piegier, Baulicher Luftschutz beim Wiederaufbau eines alten Stadtteils in Hamburg, in: Bauwelt 
27/1937, S. 384.  

4 4  StAHH, Sozialbehörde I AF 44. 16. 
45 Vgl. etwa H. Speckter, Die Sanierung des Gängeviertels Neustadt, in: Hamburg und seine Bauten 

1929-1953, Hamburg 1953. 
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4. Elendsviertelsanierung auch ein internationales Thema 

Nicht nur in Deutschland, sondern auch international war das Thema der Elendsvier­
telsanierung schon seit der Jahrhundertwende auf vielen Kongressen erörtert worden. 

In �achzeits�hriften war auch im internationalen Zusammenhang über Sanierungs­
proJekte benchtet worden. Vor allem in England hatte man schon vor der J ahrhun­
dertwende Erfahrungen mit der Slumsanierung gesammelt und 1930 waren mit dem 
Housing A�t (Lex Greenwood) staatliche Zuschüsse zu kommunalen Sanierungsver­
f�hren bereIt�estel�t worden und in der Folge ein propagandistischer » Feldzug gegen 
dl� Slums« emg�leltet worden.46 Die Häufigkeit, mit der über englische Erfahrungen 
bel der Slumsamerung berichtet wurde, war sicher auf die längere Tradition und die 
��fahrungen in England zurückzuführen. 1927 wurde auf einer Tagung des Vereins 
fur Wohnungsreform über die englischen Erfahrungen wie folgt berichtet: » Das klassi­
s�he �an� für die Slums war und bleibt England. Es ist in drei Beziehungen als klas­
sIsch m dIesem traurigen Sinne zu bezeichnen. Erstens durch die Masse der Slums die 
d�.rt s��o�

. 
so la�ge existieren. Zweitens ist England das Land, wo verhältnism�ßig 

fruhzeltlg offenthche Maßnahmen zur Bekämpfung der Slums getroffen worden sind 
u�d wo die Be�ämpfung der Slums große Erfolge zeigt. Und drittens wegen seiner 
LIteratur auf dIesem Gebiete. « 47 

�ach 1933 wurde progandistisch ein ))deutlicher Unterschied« beim Umgang mit 
sozial- und bevölk�rungspolitischen Fragen der Sanierung zwischen England und 
Deutschland postulIert. So würde ein Blick auf die deutsche Sanierungspolitik mit 

))�nfängen einer erbbiologisch fundierten Gesetzgebung« zeigen, » um wieviel tiefer 
h��r d�s Proble� an seinen Wurzeln gefaßt wird. ( . . .  ) Angesichts dieser Fragen ent­
hullt. sIch der r�m quantitive, schematische, isolierte und in einem gewissen, uns alt­
modIsch erschemenden Sinne nur sozialpolitische Charakter der englischen Aktion. 

(
: 
. .  ) D

.
aß �it diesen kritischen Bemerkungen zugleich eine der großen Aufgaben um­

nss�� 1St, dI
.
� der Nationa!sozialismus in Deutschland auf dem Gebiete der Wohnungs­

polItIk zu losen berufen 1st, sei hier nur angedeutet; es kann kein Zweifel bestehen 

daß die Lösungen, die er suchen wird, sich entsprechend seinen gesamten Grundsät� 
zen von der engl��chen Scheinlösung eben durch das sichere Gefühl für die allgemei­
nen Zusammenhange und durch die Ablehnung der letzten Endes ausweglosen staatli­
chen Zuschußpolitik ganz prinzipiell von dem jetzigen englischen Versuch unterschei­
den werden. « 48 

Aber auch andere Länder wie Holland hatten entsprechende Gesetze zur Sanierung 

46 i:!1' A. Yelling, Slums and Redevelopment. Poliey and practice in England, 191 8 - 1945, London 

47 A. B!oc�
.
, Die Sanierung der Altstadtviertel. a) Die Verhältnisse in England und Amerika in: Dt. 

48 
Verem fur Woh�ungsreform e.v. (s. A 2), S. 32. 

' 
J. Bayer, Orgalllsche Städte-Sanierung, in: Der deutsche Volkswirt, 1934, 3. VJBd. S. 1504. 
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verabschiedet und praktische Durchführungserfahrungen gesammelt. Beim XIII . In­

ternationalen Wohnungs- und Städtebaukongreß 193 1 in Berlin wurde aus verschie­

denen Ländern über Erfahrungen der ))Beseitigung verwahrloster Wohnviertel« be­

richtet.49 Und anläßlich des XlV. Kongresses 1935 in London veröffentlichte der Ver­

band eine vergleichende Untersuchung zum Thema ))Elendsviertelsanierung«.so Die 

Publikation mit 2 Bänden (Texten und Plänen) gab dreisprachig (englisch, französich, 

deutsch) einen Überblick über die Stadterneuerung von 33 Städten in verschiedenen 

Ländern. Um eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu gewährleisten, wurde zuvor wie­

der ein Fragebogen erarbeitet. Im Vorwort hieß es: ))Die Beseitigung der Elendsviertel 

ist eines der Probleme, allerdings ein wichtiges, der Verbesserung des Wohnungswe­

sens überhaupt. ( . . .  ) Mehr als 30 Städte berichten über die Verbesserung ihrer Elends­

viertel. In der Verschiedenheit ihrer Maßnahmen, Hemmnisse und Erfolge spiegelt 

sich die Vielseitigkeit der Aufgabe, und zugleich ( . . .  ) die soziale Verpflichtung, mit 

den Elendsvierteln aufzuräumen. «  

I n  dieser Publikation war Deutschland mit Beiträgen über Berlin, Hamburg, Heidel­

berg, Frankfurt und Kassel am stärksten vertreten. Die starke publizistische Repräsen­

tanz korrespondiert dabei nicht mit dem realen Umfang der Stadterneuerungsmaß­

nahmen nach 1933 und spiegelt eher die propagandistische und ideologische Bedeu­

tung der » Gesundung« unter den Nationalsozialisten wider. Zudem hatten deutsche 

Repräsentanten durch hohes Engagement und wichtige Funktionen bei den interna­

tionalen Verbänden eine wichtige Position. Der Stuttgarter Oberbürgermeister Strö­

lin, der 1934 die » Stuttgarter Denkschrift« zur Altstadtsanierung mit verfaßt hatte, 

wurde 1938 zum Präsidenten des Internationalen Verbandes für Wohnungswesen 

und Städtebau gewählt. Im Juli 1944 verfaßte er für den Verband vor dem Hinter­

grund des apokalyptischen Endes der Großstadt noch eine Denkschrift im Hinblick 

auf die Probleme des Wiederaufbaus und zukünftiger Aufgaben der Stadterneue­

rung.S1 

5. Zusammenfassung 

Handelte es sich bei den Stadtsanierungsmaßnahmen nach 1933 um eine spezifisch 
nationalsozialistische Form der Stadtsanierung? Durchführungen erfolgten, wie dar­
gestellt, nach bereits )) bewährten« Verfahren, ohne wesentliche neue gesetzliche Rege­
lungen. Allerdings bekamen Teilaspekte der Stadtgesundung wie Luftschutz, Entbal-

49 International Federation for Housing and Town Planning (Ed. ), XIII. International Housing and 
Town Planning Congress, Part I, Papers, Berlin 193 1 .  

5 0  International Housing Association (Ed.), Slum Clearance, 2. Vols.,  Stuttgart 1935. 
51 K. Strölin, Probleme des Wohnungswesens, des Städtebaus und der Raumordnung im Hinblick auf 

den Wiederaufbau und die Planung neuer Stadtanlagen in der künftigen Friedenszeit, Stuttgart 
1944. 
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lung und »Auflösung von Problemgruppen « eine neue Gewichtung. Das Ordnungs­
denken der Planer konnte dabei problemlos für die Ziele der Nationalsozialisten 
instrumentalisiert werden. Geschickt, wie auch bei anderen Politikbereichen, gelang 
es den Nationalsozialisten, verschiedene heterogene Elemente zu einer scheinbar 
»neuen« Stadterneuerungspolitik zusammenzukitten. 

Im internationalen Vergleich hatte vor allem England eine erheblich längere Tradi­
tion und Erfahrung im Umgang mit und der Sanierung von Slums. Von den dort prak­
tizierten Verfahren konnte man in Deutschland profitieren, wenngleich die Begrün­
dungszusammenhänge nach 1933 anders gelegt wurden. Aber auch in anderen Län-" 
der wie Holland, der Schweiz und Skandinavien hatten sich die Planer und Woh­
nungsreformer ab Mitte der zwanziger Jahre verstärkt dem Thema der Sanierung zu­
gewandt. 

Die Stadtgesundung war also ein planerisch aufgestauter, aber vorbereiteter Be­
reich, der sofort nach 1933 umgesetzt werden konnte. Dabei wurden Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen mit einem »Sozialismus der Tat«,  der nicht über Probleme disku­
tierte, sondern sie anpackte und »löste« ,  publizistisch geschickt kombiniert. Mit der 
Stadterneuerung konnten die Nationalsozialisten überdies mehrere Ziele gleichzeitig 
erreichen: Politische Gegner wurden erfaßt und gegebenenfalls ausgeschaltet, mit » un­
gesunden Quartieren« konnte aufgeräumt und dazu noch mietpreisgünstige Wohnun­
gen für Arbeiter geschaffen werden. Kurz nach der Machtergreifung sollten dadurch 
noch Teile der Arbeiterschaft für den Nationalsozialismus gewonnen werden. Die Ter­
mini » Ordnen und Aufräumen« waren dabei durchaus doppelt, baulich und poli­
tisch, gemeint. 
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Isabell Sprenger 

» Erbarmungsloses Schweigen « 
Bevölkerung und Konzentrationslager in Groß-Rosen 

Wieviel die deutsche Öffentlichkeit von den Ver­
brechen des NS-Regimes im einzelnen wußte 
und überhaupt wissen konnte, beschäftigt uns 
bis heute.! Besonders der Kenntnisstand der Zi­
vilbevölkerung über Judenverfolgung und -ver­
nichtung wurde schon vielfach diskutiert und 
nimmt in der Forschung einen breiten Raum 
ein? 

Was aber drang aus den NS-Konzentrationsla­
gern an die Öffentlichkeit? In einer Umfrage zu 
diesem Thema wurden schon die gegensätzlich­
sten Angaben gemacht bis hin zur völligen Un­
kenntnis der Befragten über jegliche Lagerform. 3 

Daß aber damals so gut wie » jeder in Deutsch­
land« wußte, daß es Konzentrationslager gab, 

1 Vgl. u. a. J. Wollenberg (Hrsg.) ,  »Niemand war da­
bei und keiner hat's gewußt« .  Die deutsche Öffent­
lichkeit und die Judenverfolgung 1933- 1945, Mün­
chen 1989; V. Ulrich, »Wir haben nichts gewußt« .  
Ein deutsches Trauma, in: 1 999, 6 (1991) ,  H. 4, 
S. 1 1 -46; Deutsche Gesellschaft und Judenverfol­
gung, in: K. Kwiet / H. Eschwege, Selbstbehauptung 
und Widerstand. Deutsche Juden im Kampf um Exi­
stenz und Menschenwürde 1933 - 1 945, Hamburg 
1984, S. 34-49; W. Kempowski, Haben Sie davon 
gewußt? Deutsche Antworten, Hamburg 1979. 

2 Vgl. u. a. M. R. Marrus (Hrsg.), The Nazi Holo­
caust. Historical Articles on the Destruction of Euro­
pean Jews, Bd. 5/1, London 1989; I. Kershaw, Anti­
semitismus und Volksmeinung, in: Bayern in der 
NS-Zeit, Bd. 11, hrsg. von M. Broszat / E. Fröhlich, 
München 1979, S. 281 -348; D. Bankier, The Ger­
mans and the Holocaust: What did they know?, in: 
Yad Vashem Studies, 20 (1990), S. 69-98; W. La­
queur, Was niemand wissen wollte. Die Unterdrük­
kung der Nachrichten über Hitlers »Endlösung« ,  
Frankfurt/M. 1982; H. Wilhelm, Wie geheim war 
die » Endlösung« ?, in: Miscellanea. Festschrift für 
H. Krausnick zum 75. Geburtstag, Stuttgart 1980, 
S. 1 3 1 - 148. 

3 W. Kempowski (s. A l ) .  

ist demgegenüber wohl wahrscheinlicher.4 Aber 
beschränkte sich das Wissen der meisten Deut­
schen wirklich nur auf die bloße Existenz sol­
cher Lagereinrichtungen,s oder gab es nicht 
auch Verbindungslinien zur Außenwelt? War 
gar die umliegende Bevölkerung zu manchen 
Zeiten direkt oder indirekt involviert in die Ge­
schehnisse eines Lagers ? 

Begonnen hatte die Geschichte des Konzentra­
tionslager-Systems zunächst ganz öffentlich: 
Über die Einrichtung des KZ Dachau wie auch 
anderer Lager im Frühjahr 1933 wurde in den 
Zeitungen breit berichtet, und die ersten Häft­
linge mußten sogar »vorbei an zahlreichen Neu­
gierigen« ins Lager marschieren.6 Doch die Be­
richterstattung der inländischen Presse ebbte im 
Zuge der » Gleichschaltung« bald ab, Publikatio­
nen über staats polizeiliche Maßnahmen wurden 
streng überprüft und gegebenenfalls als » Greuel­
hetze« verboten? Im folgenden nahm sich beson­
ders die ausländische Presse und deutsche Exil­
publizistik der KZ-Problematik an. Spätestens 
seit Erlaß des neuen Pressegesetzes im Oktober 
1933 konnten in Deutschland nur noch illegale 
Zeitungen und Flugblätter Näheres über Vor-

4 So A. Rückerl in seinem Nachwort zu }. Walk, Das 
Sonderrecht für die Juden im NS-Staat. Eine Samm­
lung der gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien -
Inhalt und Bedeutung, Karlsruhe 198 1,  S. 409. 

5 So jedenfalls E. Kogon, Der SS-Staat. Das System 
der deutschen Konzentrationslager, München 
211989, S. 413. 

6 Artikel »Die ersten Gefangenen im Konzentrations­
lager« in den Münchener Neuesten Nachrichten, Ab­
druck in: Bayern in der NS-Zeit (s. A 2) ,  S. 356. 

7 Vgl. den Bestand » Überprüfung und Beanstandung 
von Veröffentlichungen in Zeitschriften « im Bundes­
archiv Koblenz (BAK) R 58 (RSHA) 248,  463 und 
877 sowie » Grundsätze für Presseveröffentlichun­
gen über staatspolizeiliche Maßnahmen« vom 20. 9. 
1935, in R 58/248. 
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gänge in den Konzentrationslagern berichten.8 
Im Ausland erschienen schon wenige Wochen 
nach Eröffnung der frühen KZ-Lager von entla­
senen Häftlingen erste Erlebnisberichte, deren 
Verbreitung in Deutschland aber verständlicher­
weise gering war, weil sie als »verbotene Druck­
schriften« galten.9 Zeitgleich mit der rückläufi­
gen Berichterstattung liefen erste Ermittlungen 
der Staatsanwaltschaften wegen Todesfällen 
und Erschießungen in den Lagern an, und Ge­
rüchte von Mißhandlungen und Selbstmorden 
drangen an die Außenwelt. 10 

Die unter den Augen der Öffentlichkeit mit 
freimütigen Erläuterungen von offizieller 
NS-Seite eingerichteten Konzentrationslagern er­
schienen so innerhalb weniger Monate als un­
heimliche Stätten, über deren Innenleben man 
nur Ahnungen hatte und mit vorgehaltener 
Hand sprach. Gerüchte entstanden und vergrö­
ßerten merklich die Atmosphäre von Angst und 
Abschreckung. Hinzu kam ein weiterer Faktor: 
Die ersten Einlieferungen, besonders von Kom­
munisten, aber auch von » Asozialen« ,  »Arbeits­
scheuen« und Homosexuellen, fanden noch mit 
einiger Zustimmung großer Bevölkerungsteile 
statt, die in diesen Personengruppen ebenfalls 
eine Gefahr für die Allgemeinheit erblicken woll­
ten. Als aber im Laufe der ersten Jahre der Nazi­
herrschaft immer häufiger auch » Personen in 
Haft genommen [wurden], die man kannte und 
an deren Integrität sich eigentlich nicht zweifeln 
ließ: der Nachbar, der an einer Anordnung der 
Partei Kritik geübt hatte; der Arbeitskollege, der 
einen politischen Witz erzählt hatte« ,  änderte 
sich die Lage. Immer weniger ließ sich die (Pro-

8 Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933, Reichsge­
setzblatt 1933, Teil I, Nr. 1 1 1 ,  ausgegeben zu Berlin 
am 7. 10. 1933. Der Reichsverband der deutschen 
Presse (RVDP) wurde schon vor Erlaß des Gesetzes 
unter NS-Kontrolle gebracht; vgl. O. J. HaIe, Presse 
in der Zwangsjacke 1933- 1945, Düsseldorf 1 965, 
S. 83 ff. ; K. Drobisch, Zeitgenössische Berichte über 
Nazikonzentrationslager 1 933- 1 939, in: Jahrbuch 
für Geschichte 26 ( 1982), S. 102-133.  

9 Vgl. Sammlung verbotener Druckschriften des Ge­
stapa, in: BAK R 58-463. 

10 W. Johe, Das deutsche Volk und das System der Kon­
zentrationslager, in: U. Büttner (Hrsg.), Das Un­
rechtssystem, Bd. 1, Hamburg 1986. 
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paganda-)Ansicht aufrechterhalten, in den Kon­
zentrationslagern seien nur Personen verwahrt, 
die der Gesellschaft schadeten, und » hinzu trat 
die Einsicht, daß man selbst auch nicht gegen 
dieses Schicksal gefeit sei. <, 1 1  

Die abschreckende und angsteinflößende Wir­
kung der Lager blieben SS und Gestapo nicht 
verborgen. Diese versuchten dem aber nicht, 
durch irgendwelche beruhigende Maßnahmen 
und Verlautbarungen entgegenzuwirken, son­
dern förderten die ungewisse Angst, die die Kon­
zentrationslager auslösten. So hieß es in einem 
internen Runderlaß des Reichssicherheitshaupt­
amtes vom 26. 10. 1939 über die sogenannte 
» Schutzhaftverhängung« :  » Um eine weiterge­
hende abschreckende Wirkung zu erzielen, ist 
zu beachten: Die Zeitdauer der Einweisung darf 
keinesfalls erwähnt werden. Nach außen ist die 
Einweisung in ein Konzentrationslager stets mit 
»bis auf weiteres« anzugeben. Keine Bedenken 
gegen Flüsterpropaganda (hinsichtlich langer La­
gerhaft) zum Zwecke der Erhöhung der ab­
schreckenden Wirkung. Die Verabreichung von 
Stockhieben kann angeordnet werden, auch hier 
keine Bedenken gegen Flüsterpropaganda . «  1 2  

Offenbar hatte man die staatstragende Wirkung 
dieses Abschreckungsmechanismus' erkannt. 
Nur ein Volk, das in ständiger Angst vor Ver­
schleppung in ein Lager mit allen ungewissen 
Folgen lebte, konnte auf Dauer von jeder Form 
der Meinungsäußerung und des Widerstandes 
abgehalten und für die (rüstungs-)politischen 
Ziele des nationalsozialistischen Staates einge­
setzt werden. Die Abschreckungsfunktion cha­
rakterisierte vor allem in der Phase bis zum Be­
ginn des Krieges die Beziehung von Bevölkerung 
und Konzentrationslager. 

Während jede Form der öffentlichen Äuße­
rung über Konzentrationslager schon im Laufe 
des Jahres 1933 unterbunden wurde und damit 
eine wesentliche Informationsmöglichkeit für 
die Bevölkerung fehlte, bestanden gleichwohl zu 
jeder Zeit und in vielfacher Hinsicht Berührungs­
punkte von Lagern zu ihrer näheren Umgebung. 

11  W. Johe (s. A 10),  S. 335. 
12 Zit. nach ]. Walk (s. A 4),  S. 174; hier fälschlicher­

weise auf 1936 datiert. 

Besonders auf dem Verwaltungs sektor gab es 
Überschneidungen, die den betroffenen Beam­
ten einen ausschnitthaften Einblick in gewisse 
Vorgänge im Lager gewährten. Bis lagereigene 
Standesämter eingerichtet wurden, hatten zu­
nächst die Gemeindeverwaltungen für das in ih­
rem Bezirk liegende Konzentrationslager die 
standesamtlichen Aufgaben zu übernehmen. 
Das bedeutete, daß alle Todesfälle in den Lagern 
von städtischen Standesbeamten beurkundet 
werden mußten und die Leichen in städtischen 
Friedhöfen eingeäschert wurden. 

Im Falle des in Niederschlesien gelegenen Kon­
zentrationslagers Groß-Rosen führte der zustän­
dige Standesbeamte des Ortes Groß-Rosen 
(heute » Rogoznica« )  über zwei Jahre hinweg, 
vom August 1940 bis zum Oktober 1942, die 
Eintragungen der Todesfälle des Lagers zusätz­
lich zu denen des Ortes, wobei er für diesen Zeit­
raum 1 890 Todesfälle des Lagers, aber nur 50 
des Dorfes Groß-Rosen zu beurkunden hatte. 
Aber nicht nur die enormen Todeszahlen muß­
ten stutzig machen (zum Teil waren täglich 30 
und mehr Todesfälle des Lagers zu beurkun­
den), auch die stereotyp angeführten Todesursa­
chen, wie » akute Herz- und Körperschwäche« 
oder » allgemeine Kreislaufschwäche« oder gar 
die zahlreichen Fälle von auf der Flucht erschos­
senen Häftlingen gaben Aufschluß über die Le­
bensverhältnisse im Lager.13 

Die meisten Kontakte von Konzentrationsla­
ger und Außenwelt kamen jedoch aufgrund wirt­
schaftlicher Verbindungen zustande. Das Kon­
zentrationslager Groß-Rosen etwa entstand 
(wie mehrere andere KZ-Lager) direkt neben ei­
nem bereits bestehenden Steinbruch betrieb, der 
von der SS-eigenen Firma » Deutsche Erd- und 
Steinwerke GmbH« gekauft wurde. Für mehr 
als 200 Arbeiter und Angestellte aus Groß-Ro­
sen und anderen umliegenden Dörfern und Städ­
ten wechselte damit lediglich der Arbeitgeber. 
Sie kamen auch weiterhin täglich zu ihrem Ar­
beitsplatz, während in unmittelbarer Nachbar­
schaft das Lager errichtet wurde. Bereits wenige 

13 Pmistwowe Muzeum Gross-Rosen DP-1852 bis 
DP- 1860, Sterbebücher des Gemeindestandesamtes 
Groß-Rosen aus den Jahren 1 940-1942. 
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Wochen nach der Übernahme des Steinbruch-Be­
triebes durch die SS wurden die ersten Lager­
Häftlinge zur Arbeit im Steinbruch abgestellt, 
wo sie den zivilen Arbeitern und Angestellten zu­
arbeiten mußten. Sie hatten vor allem die schwe­
ren Transportarbeiten auszuführen. 

Zu direktem Kontakt kam es auch mit den im 
Jahr 1941 erstmals im Betrieb anwesenden Stein­
metzlehrlingen. Sie wohnten während ihrer drei­
jährigen Lehrzeit in Lehrlingsheimen auf dem 
Steinbruchgelände direkt neben dem Konzentra­
tionslager und konnten Vorgänge im Lager von 
ihrer Seite aus beobachten. Auch die Lehrlinge 
hatten die Steine lediglich zu bearbeiten, das 
Wenden sowie das An- und Abtransportieren er­
ledigten die KZ-Häftlinge. Darüberhinaus wa­
ren Häftlinge auch für die Reinigung der Lehr­
lingsheime und die Zubereitung des Essens in 
der Kantine zuständig. All dies führte zur ständi­
gen engen Zusammenarbeit zwischen Lehrlin­
gen, Arbeitern und KZ-Häftlingen, und obwohl 
von offizieller Seite jede Kontaktaufnahme ver­
boten war, kam es dennoch immer wieder dazu. 
Die häufig unbarmherzige Behandlung und An­
treibung der Häftlinge durch ihre SS-Bewacher 
konnte nicht unbemerkt bleiben. Die Zusam­
menarbeit auf dem Arbeitsplatz war so eng, 
daß, um Verwechslungen vorzubeugen, Lehr­
linge und Angestellte farbige Armbinden trugen, 
damit sie von der SS-Postenkette sofort erkannt 
wurden und diese frei passieren konnten. Auf 
Häftlinge hingegen wurde beim Übertreten der 
Postenkette sofort geschossen. 14 

Aber nicht nur die im Granitbetrieb Groß-Ro­
sen Beschäftigten konnten bei ihrer täglichen Ar­
beit Näheres über das KZ Groß-Rosen erfahren. 
Der als vorbildhaft gerühmte Lehrlingsbetrieb 
wurde zudem immer wieder von Berufsberatern 
und ganzen Schulklassen aus der näheren Umge­
bung, aber auch aus Oberschlesien, besichtigt, 
um auf diese Weise neue Lehrlinge anzuwerben. 

14 Interview mit H. W Dobrowski, 1 1 . 12.  1992; BAK 
NS 3-1475, Briefwechsel verschiedener Behörden 
über die Lehrlingsausbildung in Groß-Rosen; BAK 
NS 3-1346, Monatsberichte des Amtes III A über 
die Lage der einzelnen dem Amt III A unterstellten 
Unternehmen; BAK NS 3-1347, Monatsberichte 
des Chefs des Amtes W I an den Chef des WVHA. 
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Auch die Eltern der bereits in Groß-Rosen ler­
nenden Steinrnetze wurden regelmäßig eingela­
den. Alle Besucher des Betriebes hatten in gewis­
sem Umfang die Möglichkeit, sich ein Bild vom 
Zustand und Arbeitsalltag der KZ-Häftlinge zu 
machen. 15 

Es ist sicher nicht übertrieben, das Konzentra­
tionslager in Groß-Rosen als einen wichtigen 
Wirtschaftsfaktor im Striegauer Bezirk zu be­
zeichnen. Abgesehen davon, daß der SS-Betrieb 
in nicht unwesentlichem Umfang als Arbeitge­
ber und Ausbilder fungierte, gab es einen regen 
Warenaustausch mit vielen Orten der Umge­
bung: einerseits verließen die Steinlieferungen 
(vor allem Grabsteine, Pflaster- und Bordsteine) 
das Lager, andererseits mußte dieses mit Lebens­
mitteln und Baumaterialien versorgt werden. 
Die Lieferungen kamen entweder direkt in das 
Lager, oder die Waren wurden von Häftlingsko­
lonnen am Bahnhof Groß-Rosen, für jedermann 
sichtbar, verladen und abtransportiert. Das Brot 
wurde in einer Bäckerei im Nachbarort gebak­
ken, wohin zeitweilig sogar zwei Häftlinge täg­
lich zur Arbeit gebracht wurden.16 

Die Möglichkeiten waren also vielfältig, zu­
mindest etwas über die Existenz und Größe des 
Konzentrationslagers zu erfahren. Manche, wie 
etwa der Standesbeamte oder die Arbeiter im 
Granitbetrieb Groß-Rosen, konnten, ja mußten 
beinahe näheren Einblick in das verbrecherische 
Treiben der SS im Lager gewinnen. Über ihre 
Eindrücke, ob dieses nun als unmenschlich oder 
verbrecherisch erkannt wurde oder nicht, traute 
man sich aber höchstens im Familienkreis zu 
sprechen. Die Konzentrationslager erschienen 
als Tabuthema, und eigene Sorgen im Krieg lenk­
ten vom Schicksal anderer ab. Nur wenige hat­
ten den Mut, die Inhaftierung Tausender von 
Menschen hinter Stacheldraht anzuprangern. 
Äußerungen, die eine Kritik an diesen immerhin 
staatlichen Einrichtungen nur erahnen ließen, 

15 BAK NS 3-1475, Briefwechsel verschiedener Behör­
den über die Lehrlingsausbildung in Groß-Rosen. 

16 Interview mit H. W. Dobrowski, 1 1 .  12. 1 992; er­
wähnt werden muß außerdem die Vielzahl von Ne­
benlagern des KZ, in denen Häftlinge in der Rü­
stungsindustrie ebenfalls zusammen mit zivilen Ar­
beitskräften zur Zwangsarbeit eingesetzt wurden. 
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konnten zu härtester Bestrafung führen. Solidari­
sierung mit » Staatsfeinden« war gefährlich. Bei­
spielsweise wurde gegen den ehemaligen evange­
lischen Pfarrer in Wohlau, Richard Hoppo, 
beim Sondergericht in Breslau 1944 ein Verfah­
ren wegen Kanzelrnißbrauchs eingeleitet, nur 
weil er während des Gottesdienstes folgenden 
Satz sprach: »Wir schließen in unsere besondere 
Fürbitte ein alle die, die in besonderen Nöten 
sind und unsere Brüder und Schwestern in den 
Gefängnissen und Konzentrationslagern. « 17 

Standen Orts bewohner mit einem Konzentra­
tionslager - wie für Groß-Rosen geschildert -, 
in Kontakt, lebten sie mit der berechtigten 
Angst, bei unbedachten Äußerungen selbst ein 
Opfer des NS-Terrors zu werden. Des weiteren 
dürften persönlich-wirtschaftliche Gründe, die 
Sorge um den Erhalt des Arbeits- bzw. Ausbil­
dungsplatzes oder Geschäftsbeziehungen mit 
der Lagerleitung dazu beigetragen haben, die 
Augen zu verschließen. Ein übriges versuchte 
die Propaganda zu suggerieren: »Sind am Ende 
nicht doch nur Verbrecher in den Konzentra­
tionslagern? « 

Für die Gefangenen in ihrer Not stellte sich 
die Haltung der Bevölkerung daher so dar, wie 
ein ehemaliger Groß-Rosener Häftling schildert: 
»Das Lager befand sich in unmittelbarer Nähe 
des Bahngleises, und eben jetzt fuhr mit ohrenbe­
täubendem Getöse ein Personenzug an uns vor­
bei. Neugierig schauten die Passagiere zu uns 
herüber, und auch wir wandten uns dem Zug 
zu, der für uns aus einer anderen Welt zu kom­
men schien. Welch ein Kontrast bildete dies 
friedliche, alltägliche Bild zu unserem Leben, 
das man an der Wurzel zerstört hatte und das 
sich in täglicher Qual hinschleppte. Aber wer 
nahm teil an unserem Elend, wer wollte es wirk­
lich sehen? Die ganze Welt war Zeuge unserer 
Tragödie, aber sie hatte nur Schweigen, erbar­
mungsloses Schweigen für uns .«  18 

17 Pmistwowe Muzeum Gross-Rosen 1 1411699/MF, 
Schreiben des Kommandeurs der Sipo Breslau vom 
22. 12. 1944. 

18 E. Bornstein, Die lange Nacht. Ein Bericht aus sie­
ben Lagern, Frankfurt/M. 1967, S. 109 (über sei­
nem Einmarsch nach Fünfteichen, einem Nebenla­
ger von Groß-Rosen) .  

Thomas Stöckle 

Die » Aktion T 4 «  In Grafeneck 

Im Oktober 1939 hatte Hitler ein formloses Er­
mächtigungsschreiben - zurückdatiert auf den 
1. September 1939 - unterzeichnet, nach dem 
Reichsleiter Philipp Bouhler, der Chef der Kanz­
lei des Führers und Dr. med. Brandt, sein Begleit­
arzt, beauftragt waren, » die Befugnisse nament­
lich zu bestimmender Ärzte so zu erweitern, daß 
nach menschlichem Ermessen unheilbar Kran­
ken bei kritischster Beurteilung ihres Krankheits­
zustandes der Gnadentod gewährt werden 
kann« . 1 

Dieses Schreiben Hitlers wurde zur Grund­
lage einer systematischen Ermordung von etwa 
70 000 geistig Behinderten und psychisch Kran­
ken. Mit der Durchführung beauftragt wurde in­
nerhalb der Kanzlei des Führers, einer außernor­
mativen und führerunmittelbaren Dienststelle, 
das Hauptamt II unter Viktor Brack. Protegiert 
wurde die Kanzlei des Führers, die am 17. No­
vember 1934 als eine Parteidienststelle gegrün­
det worden war, durch Himmler/Heydrich so­
wie Göring und Frick.2 Um die Kanzlei selbst 
nicht mit den Tötungen in Verbindung zu brin­
gen und aus Geheimhaltungsgründen, wurde 
das Hauptamt II ab April 1940 in der Tiergar­
tenstraße 4 in Berlin-Charlottenburg unterge­
bracht. Seit diesem Zeitpunkt wurden die Zen-

1 Zit. nach H. W. Schmuhl, Rassenhygiene, National­
sozialismus, Euthanasie. Von der Verhütung zur Ver­
nichtung » lebensunwerten Lebens« 1890- 1945, 
Göttingen 1987, S. 190. 

2 }. Noakes, Philipp Bouhler und die Kanzlei des Füh­
rers der NSDAP. Beispiel einer Sonderverwaltung im 
Dritten Reich, in: D. Rebentisch / K. Teppe (Hrsg.), 
Verwaltung contra Menschenführung im Staat Hit­
lers. Studien zum politisch-administrativen System, 
Göttingen 1 986, S. 208 -236; H. W. Schmuhl, P�i­
lipp Bouhler - Ein Vorreiter des Massenmordes, I�: 
R. Smelser / E. Syring / R. Zitelmann (Hrsg.), Die 
braune Elite Il. 21 weitere biographische Skizzen, 
Darmstadt 1993, S. 39-50. 

traldienststelle als »T4« , die Massentötungen 
als » Aktion T4« bezeichnet.3 

Die Patienten wurden anhand von Meldebo­
gen erfaßt, selektiert und dann direkt oder über 
Zwischenanstalten4 in eigens eingerichtete Tö­
tungsanstalten gebracht.5 Jede dieser Anstalten 
wurde mit einer Vergasungs anlage ausgerüstet. 
In ihr wurden die Patienten nach einer letzten 
oberflächlichen Untersuchung mit Kohlenmon­
oxidgas getötet. Für die Dauer der » Aktion T4« 
vom Januar 1940 bis August 1941 gab es sechs 
solcher Tötungsanstalten: 6 
1. Grafeneck bei Münsingen Uan. 1940 - Dez. 

1940) 
2. Brandenburg a. d. Havel (Febr. 1940 - Sept. 

1940) 
3 .  Sonnenstein in Pirna (April 1940 - Aug. 1941)  
4 .  Hartheim bei Linz (Mai 1940 - Aug. 1941) 
5.  Bernburg a. d. Saale (Sept. 1940 - Aug. 1 941)  
6. Hadamar bei Limburg Uan. 1941 - Aug. 

1941 )  
Im Zuge der Vorbereitungen der Aktion kam zu 
einer engen Zusammenarbeit zwischen der 

3 A. Götz (Hrsg.), Aktion T4 1 939- 1945. Die »Eu­
thanasie« -Zentrale in der Tiergartenstraße 4, Berlin 
21989; E. Klee, "Euthanasie« im NS-Staat. Die "Ver­
nichtung lebensunwerten Lebens«, Frankfurt/M. 
1989; H. Faulstich, Von der Irrenfürsorge zur » Eu­
thanasie« .  Geschichte der badischen Psychiatrie bis 
1945, Freiburg 1 993. 

4 In Württemberg war dies vor allem die staatliche 
Heilanstalt Zwiefalten, daneben wurden aber auch 
die anderen staatlichen württembergischen Anstal­
ten als Zwischenanstalten genutzt. 

5 H. Faulstich (s. A 3), S. 216f. 
6 Vgl. H. W. Schmuhl (s. A l), S. 196; B. Winter, Büro­

kratie des Massenmordes. Die Planung und Durch­
führung der NS-»Euthanasie«-Aktion 1 939- 1941, 
in: "Verlegt nach Hadamar« .  Die Geschichte einer 
NS->,Euthanasie«-Anstalt. Katalog zur Ausstellung, 
hrsg. vom Landeswohlfahrtsverband Essen, Kassel 
1991, S. 68 -78. 
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Kanzlei des Führers, respektive der T4, und der 
Unterabteilung IVb der Gesundheitsabteilung 
des Reichsinnenministeriums. Dem dortigen 
Sachbearbeiter für das Anstaltswesen, Ministeri­
aldirigent Dr. Herbert Linden, fiel die Aufgabe 
zu, in Württemberg den Standort der ersten Tö­
tungsanstalt festzulegen. Württemberg und da­
nach Brandenburg waren als erste regionale 
Standorte vorgesehen worden. 

Sucht man nach Gründen für den zeitlichen 
und geographischen Beginn der » Euthana­
sie«-Aktion, so scheint es einen engen Zusam­
menhang mit den Kriegs- bzw. Feldzugsplanun­
gen gegeben zu haben. Von der Wehrmacht 
wurde für den Fall der Mobilmachung und des 
Krieges eine gravierende Unterversorgung mit 
Lazarettraum beklagt. Durch die » Aktion T 4 «  
wurde dann auch die Umwandlung von Heil­
und Pflegeanstalten zu Reserve- und Wehr­
machtslazaretten betrieben. Allein in Württem­
berg wurden, wie der » Bericht über die Pla­
nungsfahrt Württemberg« vom 25. November 
1942 bilanziert, 4225 Betten aus Heil- und Pfle­
ge anstalten » anderen Zwecken zur Verfügung 
gestellt«? 

Noch im Oktober 1939 suchte Dr. Linden 
vom Reichsinnenministerium persönlich den Lei­
ter des württembergischen Gesundheitsdienstes 
im Innenministerium (Geschäftsteil X), Dr. Eu­
gen Stähle, auf.8 Lindens Erscheinen war Stähle 
von Reichsstatthalter Murr angekündigt wor­
den.9 Die Kriterien, die Linden für die Errich-

7 Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg H. 20, 463; 
vgl. W Petter, Zur nationalsozialistischen » Euthana­
sie« : Ansatz und Entgrenzung, in: W Michalka, Der 
Zweite Weltkrieg. Analysen - Grundzüge - For­
schungsbilanz, München 1989, S. 8 1 8 f. ;  W 
Wuttke, Medizin, Ärzte, Gesundheitspolitik, in: O. 
Borst, Das Dritte Reich in Baden und Württemberg, 
Stuttgart 1988, S. 2 3 1 ff. 

8 Staatsarchiv Sigmaringen (StASig) Wü 29/3, Nr. 
1755, Aktenbd. 12 :  Aussage Dr. E. Stähle, 6. Okto­
ber 1947. 

9 Vgl. ebda.; Murr war als Reichsverteidigungskom­
missar dem Württembergischen Innenminister über­
geordnet. Gleichzeitig war Stähle selbst leitender 
Medizinalbeamter beim Reichsverteidigungskom­
missar Württemberg. Alle Verlegungen nach Grafen­
eck im Jahre 1940 wurden von Stähle auf Anord­
nung des Reichsverteidigungskommissars befohlen. 
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tung eines geeigneten Tötungsortes vorbrachte, 
waren: 
1. eine kleine Anstalt mit etwa 40-50 Betten, 
2. eine abseitige Lage und 
3. eine für die Umgebung leicht absperrbare und 

zu bewachende Anstalt. 10 
Stähle will zuerst an eine staatliche Anstalt ge­
dacht haben, kam jedoch - nach eigenen Aussa­
gen im Grafeneck-Prozeß 1947, in dem er we­
gen Mordes angeklagt war - aufgrund der » Un­
klarheit über die Unterordnungsverhältnisse« 
und um eine >>Verquickung der staatlichen An­
stalten mit der Euthanasie« zu vermeiden, von 
diesem Plan abY Im weiteren Verlauf seiner 
Aussage rückte er persönliche Motive Lindens 
in den Vordergrund, welche dazu geführt hät­
ten, Württemberg als ersten regionalen Standort 
für eine Vernichtungsanstalt im Rahmen der 
»Aktion T4« auszuwählen: »Linden kam bei sei­
nem Besuch auf die demnächst durchzufüh­
rende Euthanasie zu sprechen und erklärte zu­
nächst, ich hätte nicht die geringste Verantwor­
tung zu tragen, es würde alles von Berlin ange­
ordnet und durchgeführt, ich müsse die Ausliefe­
rungsanordnung an die einzelnen Anstalten her­
ausgeben. [ . . .  ] In Württemberg ist deswegen zu­
nächst eine Euthanasieanstalt eingerichtet wor­
den, weil Dr. Linden, der soviel ich weiß, aus 
Pforzheim stammt, in Heidelberg Arzt war, sei­
nen Gau in den Vordergrund stellen wollte, in 
Baden aber wegen der Frontnähe keine Möglich­
keit zur Errichtung einer Anstalt war. Er griff 
deswegen zum benachbarten Württemberg, um 
so Baden auch als erstes Land einbeziehen zu 
können. « 12 

Stähle schlug das Schloß Grafeneck vor, das 
sich als » Krüppelheim« seit dem Jahr 1929 im 
Besitz der Samariterstiftung Stuttgart befand. 
Der Vertreter und Adjutant Stähles, Dr. Otto 
Mauthe, Sachbearbeiter für das Irrenwesen im 
Stuttgarter Innenministerium, hatte bereits am 
24. Mai 1939 zusammen mit Oberregierungsrat 

10 StASig Wü 29/3, Nr. 1755, Aktenbd. 12 ;  H. Faul­
stich (s. A 3) ,  S. 2 1 8  nennt noch als weiteres Krite­
rium die Aufstellungsmöglichkeit von Baracken. 

11 StASig Wü 29/3, Nr. 1755, Aktenbd. 12. 
U Ebda. 

Karl Mailänder, der gleichzeitig Leiter des Würt­
tembergischen Landesfürsorgeverbandes und 
Vorsitzender der Zentralleitung für Anstalts­
und Stiftungswesen war, Grafeneck bei Münsin­
gen auf der Schwäbischen Alb visitiert und einge­
hend begutachtet. 13 Seine Eindrücke hatte 
Mauthe in einem Bericht an den Württembergi­
sehen Innenminister vom 3 1 .  Mai 1939 » Be­
treff: Besichtigung des Krüppelheims der Samari­
terstiftung« niedergelegt. 14 Wohl aufgrund die­
ses Berichtes, der Stähle zweifellos vorgelegen 
hatte, fiel dessen Wahl auf Grafeneck, da es den 
vorgegebenen Anforderungen in nahezu idealer 
Weise entsprach. 

Das Samariterstift Grafeneck lag abgeschie­
den auf einer langgestreckten Anhöhe der 
Schwäbischen Alb, ungefähr 6 km von der Ort­
schaft Münsingen entfernt. Abseits der Straße 
nach Reutlingen gelegen, diente es einst als 
Jagd- und Sommerschloß der Herzöge von Würt­
temberg. Die endgültige Entscheidung für Gra­
feneck fiel, nachdem eine Delegation, der neben 
Stähle und Linden auch Viktor Brack, der Chef 
des Hauptamtes II der Kanzlei des Führers, und 
als Stellvertreter Philipp Bouhlers, beide mit der 
Durchführung der »Euthanasie«-Aktion beauf­
tragt, zwischen dem 6. und dem 8. Oktober 
1939 die Anstalt einer nochmaligen Besichti­
gung unterzogen hatten.15 Am 12. Oktober 
wurde dann die sofortige Beschlagnahmung 
durch einen Erlaß des Württembergischen Innen­
ministeriums aufgrund des Reichsleistungsgeset­
zes vom 1 .  September 1939 » für Zwecke des 
Reiches« angeordnet. Damit verbunden war die 
Auflage an die Samariterstiftung und an ihren 
Vorsitzenden, den Stuttgarter Stadtpfarrer Nat­
hanael Fischer, die Anstalt bis zum 14. Oktober 

13 Kreis MÜllsingen, heute Kreis Reutlingen. 
14 Akten des Württembergischen Innenministeriums, 

Abt. Gesundheitswesen, X 3675; vgl. W C. Schnei­
der, Die Chronik der Stadt Stuttgart 1939- 1945 
und die » Ausscheidung Minderwertiger« , in: Demo­
kratie und Arbeitergeschichte, Jahrbuch 4/5 ( 1985),  
hrsg. von der Franz Mehring Gesellschaft Stuttgart, 
S. 277. 

15 Vgl. E. Klee (s. A 3), S. 90. Die Delegation hatte ne­
ben Schloß Grafeneck auch noch das Schloß Ehren­
fels im Gr. Lautertal und die Heilanstalt Zwiefalten 
besucht. 

Die »Aktion T4« in Grafeneck 3 8 3  

1939 z u  räumen.16 Die 1 10 Pfleglinge wurden 
in das oberschwäbische Kloster Reute bei Bad 
Waldsee verlegt. Drei Monate später war Gra­
feneck zur ersten Tötungsanstalt geworden -
eine Anlage, die »zum Vorbild für alle späteren 
Vernichtungsanstalten « wurdeY Im nun begin­
nenden offiziellen Schriftwechsel wurde Grafen­
eck als Reichs-, bzw. Landespflegeanstalt be­
zeichnet. 

Der erste ärztliche Leiter, Dr. Horst Schu­
mann, bei dem zunächst die Gesamtverantwor­
tung für die reibungslose Durchführung des 
Massenmordes lag, leitete persönlich den ersten 
Transport von 25 männlichen Patienten nach 
Grafeneck. Dieser Transport verließ die Anstalt 
Eglfing-Haar bei München am 1 8 .  Januar 
1940.18 Die erste württembergische Anstalt aus 
der Patienten nach Grafeneck »verlegt« wur­
den, war die staatliche Heilanstalt Weinsberg. 
Dies geschah ebenfalls noch im Januar 1940.19 
Im Wochenbericht der Anstalt vom 29. Januar 
1940 an das Württembergischen Innenministe­
rium heißt es über den Abtransport vom 26. Ja­
nuar lapidar: » Außerdem wurden 48 Pat. (w.) 
von der Gemeinnützigen Krankentransport 
G.m.b.H. abgeholt. « Insgesamt fielen der »Ak­
tion T4« in Grafeneck zwischen Januar und De­
zember 1940 über 10500 Anstaltspatienten 
hauptsächlich aus Württemberg und Baden, 
aber auch aus bayerischen Anstalten, zum Op­
fer.20 Die Statistik allein für Württemberg / Ho­
henzollern weist über 20 Orte auf, in denen Ein­
richtungen und Anstalten in die »Aktion T 4«  
einbezogen wurden, d.h., aus denen Anstaltspa­
tienten nach Grafeneck gebracht und dort er­
mordet wurden.21 Im einzelnen waren dies, auf­
gelistet nach Anstaltskategorien: 

16 Brief des Württembergischen Innenministers, X 
4147 (s. A 14), vom 12. Oktober 1939 an den Land­
rat von Münsingen. 

17 Vgl. H. W Schmuhl (s. A l), S. 195. 
18 Vgl. B. Richarz, Heilen, Pflegen, Töten. Zur Alltags­

geschichte einer Heil- und Pflegeanstalt bis zum 
Ende des Nationalsozialismus, Göttingen 1987, S. 
145 f. 

19 Hauptstaatsarchiv Stuttgart E 151 ,  K II, Bü. 520. 
20 StASig Wü 29/3, Nr. 1756, Aktenbd. 23. 
21 Ebda. 
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1. Staatliche Heil- und Pflegeanstalten: 
Schussenried (3 17  Patienten) ,  Sigmaringen 
(71) ,  Weinsberg (422) ,  Weissenau (558) ,  Win­
nenden (356), Zwiefalten (352) 

2. Privatheilanstalten: 
Kennenburg / Esslingen (7), Christophsbad / 
Göppingen ( 144), Rottenmünster ( 178) 

3 .  Landesfürsorgeanstalten: 
Markgröningen ( 120), Rabenhof / Ellwangen 
(30), Rappertshofen / Reutlingen (72),  Ried­
hof / Ulm (55) 

4. Konfessionelle Anstalten: 
a) Evangelische Innere Mission: 

Mariaberg / Reutlingen (60), Pfingstwei­
de / Tettnang (24) ,  G.-Weisser-Haus / 
Schwäbisch Hall (87), Stetten / Remstal 
(324) 

b) Katholische Caritas: 
Heggbach / Biberach R. ( 173) ,  Ingerkingen 
(72),  Liebenau (463) ,  Rosenharz / Ravens­
burg 26) 

Aus diesen württembergischen Anstalten wur­
den über 3900 Anstaltspatienten, die aus unzäh­
ligen Orten Süddeutschlands stammten, in Gra­
feneck getötet. Die Erlasse, die die Verlegungen 
nach Grafeneck zunächst ankündigten und 
dann anordneten, gingen aus dem Stuttgarter In­
nenministerium, unterzeichnet von Dr. Stähle, 
direkt an die staatlichen und privaten Anstalten. 
Als Zuträger für das Innenministerium fungier­
ten der Württembergische Landesfürsorgever­
band und die Zentralleitung für das Anstalts­
und Stiftungswesen in Stuttgart, denen die Lan­
desfürsorgeanstalten und die konfessionellen 
Anstalten unterstanden. Geleitet wurden beide 
Organisationen, sowohl der Landeswohlfahrts­
verband, als eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, dessen Mitglieder die Stadt- und Land­
kreise waren, als auch die Zentralleitung, die im 
Auftrag des Innenministers die Aufsicht über die 
Anstalten der freien Wohlfahrtspflege ausübte, 
von Regierungsdirektor Karl Mailänder. 22 

Zwölf Monate nach Beginn der »Euthana­
sie«-Aktion in Württemberg wurde Grafeneck 
noch vor Jahresende 1940 vermutlich auf die In-

22 Staatsarchiv Ludwigsburg E 191 ,  Bü 686 und Bü. 
6896. 
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tervention Himmlers hin, stillgelegt. Ursächlich 
hierfür war der nachhaltige Unwillen weiter 
Teile der Bevölkerung sowie der Protest aus 
kirchlichen Kreisen.23 Zur Entscheidung, Gra­
feneck zu schließen und das TötungspersQnal 
ins hessische Hadamar zu transferieren, hat si­
cher auch die weitgehende Erschöpfung des Gra­
fenecker Einzugsgebietes und damit das Errei­
chen eines von vorneherein festgelegten »Plan­
solls« beigetragen. Die Gesamt-» Aktion T4« 
wurde erst acht Monate später, im August 
194 1 ,  auf mündlichen Befehl Hitlers hin einge­
stellt. 

23 Vgl. Brief Himmlers an Viktor Brack v. 19. 12. 
1940, zit. nach E. Klee (s. A 3), S. 291 .  

Roland Müller 

» Lokalgeschichte In Deutschland 
eine Mühe, die sich lohnt« ?  
Überblicksdarstellungen zur NS-Zeit 

DETLEV DRESSLER / HANS GALEN / CHRISTOPH 

SPIEKER, Greven 1 91 8- 1 950. Republik, 
NS-Diktatur und ihre Folgen, 2 Bde., Stadt 
Greven: 1 991, 850 S., DM 79,-. 

HANS-HEINRICH EBELING / HANs-REINHARD 

FRICKE, Duderstadt 1 929- 1 949. Untersu­
chungen zur Stadtgeschichte des Dritten 
Reichs. Vom Ende der Weimarer Republik bis 
zur Gründung der Bundesrepublik Deutsch­
land (Beiträge zur Geschichte der Stadt Du­
derstadt, Bd. 2), Duderstadt: Mecke 1 992, 
536 S., DM 29,80. 

RITA A. HERRMANN / GERHARD NUNNER 

(Hrsg.), Der Nationalsozialismus in Bam­
berg. Textsammlung mit Beiträgen von den 
Mitgliedern der Geschichtswerkstatt Impuls 
e. V. in Kooperation mit Regenbogen, Bam­
berg: Bayer. Stiftungsverein für Leben und 
Umwelt e. V. 1 992, 52 S. 

HARTMUT LOHMANN, »Hier war doch alles 
nicht so schlimm«. Der Landkreis Stade in 
der Zeit des Nationalsozialismus (Beiträge 
des Landkreises Stade zu regionalen Themen, 
8), Stade: 1 991, 485 S., DM 28,50. 

BJöRN MENSING / FRIEDRICH PRINZ, Irrlicht im 
leuchtenden München? Der Nationalsozialis­
mus in der »Hauptstadt der Bewegung«, Re­
gens burg: Pustet 1 991, 205 S., DM 29,80. 

BERND SALZMANN / WILFRIED VOIGT, »Keiner 
will es gewesen sein«.  Dörnigheim im Natio­
nalsozialismus. Maintal: Magistrat der Stadt 
1 991,  Abb., 2 1 1  S., DM 39,-. 

W ALTER STRUVE, Aufstieg und Herrschaft des 
Nationalsozialismus in einer industriellen 
Kleinstadt. Osterode am Harz 1 9 1 8 - 1 945, 
Essen: Klartext 1 992, 500 S., DM 44,-. 

Nachdem sich Lokal- und Regionalgeschichte 
im vergangenen Jahrzehnt einen festen Platz ge­
rade bei der Erforschung der NS-Zeit gesichert 
zu haben schien, erheben sich zunehmend kriti­
sche Stimmen. So meint etwa Klaus Mlynek, 
selbst Autor von Lokalstudien, daß » nach der 
grundlegenden Arbeit von Matzerath ( . . .  ) grö­
ßere Überraschungen kaum noch zu erwarten« 
und Zweifel am Wert solcher Unternehmungen 
angebracht sind.1 Nun ist zwar die wegweisende 
Monographie Matzeraths, der die kommunale 
Selbstverwaltung aus Sicht der Makroebene ana­
lysiert, kein Beispiel, das gegen Lokalstudien 
ausgespielt werden kann, dennoch drückt Mly­
nek ein Unbehagen aus, das zahlreiche unbefrie­
digende Arbeiten aus Anlaß der Gedenkjahre im 
vorausgegangenen Jahrzehnt, vor allem aber die 
kritischen Äußerungen der Sozialhistoriker be­
fördert haben. Auch auf dem Buchmarkt hat 
NS-(Lokal-)Geschichte derzeit, aus welchen 
Gründen immer, keine Konjunktur. 

Um so mehr verwundert, daß die Zahl der ein­
schlägigen Veröffentlichungen nicht ab-, son­
dern zunimmt. Produktion und Rezeption ste­
hen in einem Mißverhältnis. Allenthalben er­
scheinen mehr oder minder umfangreiche Lokal­
studien zur NS-Geschichte. Aber während in 
den sechziger und siebziger Jahren gegen zum 
Teil erhebliche Widerstände überwiegend Pio-

1 K. Mlynek, Rezension R. Müller, Stuttgart zur Zeit 
des Nationalsozialismus, in: Archivar 43 ( 1990), Sp. 
289; vgl. H. Matzerath, Nationalsozialismus und 
kommunale Selbstverwaltung, Stuttgart 1970. 
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nierarbeit geleistet wurde, treten heute kommu­
nale Gebietskörperschaften selbst als Herausge­
ber oder in Person von Stadthistorikern als Auto­
ren auf: Ortsgeschichte als »Ergebnis einer poli­
tischen Willensbildung« von oben.2 Auch die 
hier zu betrachtenden Studien über Dörnigheim 
und Duderstadt, über Greven und den Land­
kreis Stade sind Manifeste dieser politischen Wil­
lensäußerung. Grundsätzlich ist dieses Engage­
ment zu begrüßen. Dennoch ist an ein Wort von 
Eberhard Jäckel anläßlich Stuttgarter Querelen 
zu erinnern: » Die Stadtverwaltung mag die 
Stadtgeschichte fördern und unterstützen. 
Schreiben müssen sie die Bürger«.3 

Allen Bekenntnissen zum Trotz ist die Erfor­
schung der lokalen und regionalen NS-Ge­
schichte alles andere als eine Selbstverständlich­
keit und weit entfernt von einer wohl verstande­
nen Historisierung im Sinne Martin Brozats. 
Entsprechende Aufwendungen und Aktivitäten 
werden nach wie vor von besonderen Rechtferti­
gungen begleitet. So versichern Landrat wie 
Oberstadtdirektor im Geleitwort der » Ge­
schichte des Landkreises Stade in der NS-Zeit«,  
die Herausgeber hätten » keinerlei inhaltliche 
Zensur« ausgeübt. Bedarf es tatsächlich dieses 
Bekenntnisses? Versteht sich dies nicht von 
selbst? Hat man derlei in einer Spital- oder Häu­
sergeschichte jemals gelesen? Doch sollten die 
Werke hier nicht an Klappentexten und Vorwor­
ten gemessen werden, zumal sie dort in der Re­
gel nicht die Auffassungen der Autoren wieder­
geben. Angesichts der inhaltlichen und methodi­
schen Unterschiede der vorliegenden Lokal- und 
Regionalstudien ist vielmehr zu fragen: Werden 
die Autoren ihren eigenen Ansprüchen gerecht, 
was tragen die verschiedenen Ansätze zur Lo­
kal- und Regionalgeschichtsschreibung allge­
mein bei? 

Wo ist derzeit der Platz einer Überblicksdar­
stellung, insbesondere über die NS-Zeit? Johann 

2 So eine Formulierung von K.-]. Siegfried, Aurich im 
Nationalsozialismus. Überlegungen zur Erfor­
schung lokaler NS-Herrschaft, in: Niedersächs. Jb. 
für Landesgesch. 63 (1991),  S. 343. 

3 E. Jäckel, Nähe und Ferne der Hitler-Zeit. Gedr. 
Vortrag zur Eröffnung der Ausstellungsreihe » Stutt­
gart im Dritten Reich« am 13.  8. 1982. 
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Paul hat 1992 in dieser Zeitschrift von einem 
» wichtigen Baustein zur Rekonstruktion der 
NS-Zeit in einer Gemeinde« und einer Basis für 
regionale und sektorale Spezialuntersuchungen 
gesprochen.4 In der Tat besitzt eine Überblicks­
darsteIlung - der Terminus » Gesamt« führt in 
die Irre - mehrere Funktionen: Sie soll (nach 
dem Willen kommunaler Herausgeber womög­
lich ausschließlich) Chronik, Nachschlagewerk 
und Gedenkbuch sein, während für Autoren, 
die sich wissenschaftlichen Fragestellungen ver­
pflichtet fühlen, die Rekonstruktion nur ein 
erster Schritt ist. Wer es allen recht machen will, 
läuft Gefahr, Fragestellungen aus den Augen zu 
verlieren und eine bloße Kompilation abzulie­
fern.5 

Lokalgeschichte und Spezialstudie schließen 
sich nicht aus. Im Gegenteil konstituiert die Un­
tersuchung der Beziehungen und Wechselwir­
kungen zwischen dem lokal Besonderen und 
dem Typischen der allgemeinen Entwicklung 
erst eine adäquate Lokal- und Regionalge­
schichte. Ein Problem, das Ruck in einer Kritik 
an Schnabels These von der württembergischen 
Sonderentwicklung angesprochen hat, darf aber 
nicht übersehen werden: Versteht man das Typi­
sche als feste Größe, so setzt dies » eine uniforme 
>Normalität< im Reichsmaßstab voraus, die es 
weder gegeben hat noch geben konnte. Denn ge­
rade die aus der polykratischen Herrschafts­
struktur des >Dritten Reiches< resultierende Viel­
gestaltigkeit war das konstitutive, dynamische 
Element der nationalsozialistischen Herrschafts­
praxis«.6  Zur Untersuchung der Wechselwir­
kung von Lokalem und Allgemeinem gehört die 
Frage nach Prozessen der Entscheidungsfindun­
gen und ihrer Durchführung: Auf welcher 
Ebene werden Entscheidungen getroffen? Durch 

4 ]. Paul, Wie überall im Reich war auch in . . . ? Ein 
Vergleich stadtgeschichtlicher Darstellungen zur 
NS-Zeit, in: Die alte Stadt 19 (1992), S. 84. 

5 Zurecht weist Paul darauf hin, daß die Lokalge­
schichtsschreibung zum » Packesel« der NS-For­
schung zu werden droht. Er mahnt deshalb eine Be­
schränkung » auf das Mögliche« an; vgl. ebda. 

6 M. Ruck, Der deutsche Südwesten in den Jahren 
1933 bis 1945. Lokal- und Regionalstudien zur na­
tionalsozialistischen Herrschaft, in: Das Parlament 
Nr. 16-17 v. 14./21 .  3. 1989. 
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welche Machtträger? Wer sorgt in welchem Kon­
text für die Umsetzung? Darüber hinaus sind die 
spezifischen Milieubedingungen zu eruieren und 
ihr Einfluß auf Handeln, Verhalten und Wahr­
nehmen. Daß schließlich ein solcher Ansatz den 
Vergleich mit anderen Orten und Regionen vor­
aussetzt, muß nicht eigens betont werden. Zum 
Verhältnis von Lokalem und Überörtlichem, 
von Rekonstruktion und Spezialstudie hat Wal­
ter Struve paradigmatisch formuliert: » Im Unter­
schied zu einigen anderen Historikern vertritt 
der Verfasser die Meinung, daß die Lokalge­
schichte um ihrer selbst willen geschrieben zu 
werden verdient und nicht einfach zur Klärung 
von Problemen in anderen Zusammenhängen. 
Lokalgeschichte kann jedoch nur dann wissen­
schaftlich bedeutsam und wirksam sein, wenn 
sie mit Forschungsarbeiten über andere Gemein­
den wie auch über nationale Zusammenhänge 
in einem Verhältnis gegenseitiger Anregung 
steht« (Struve, S. 22) .  

Der Versuch, sämtliche lokalgeschichtlichen 
Beiträge, auch die zufällig auf den Schreibtisch 
des Rezensenten gelangten Bände allein an wis­
senschaftlichen Postulaten zu messen, ist müßig. 
Manche Autoren verweigern sich einem solchen 
Anspruch, wollen nicht »wissenschaftlich be­
deutsam und wirksam« sein. Der Historiker 
wird solch » unkoordinierte« Bestrebungen kriti­
sieren. So auch Struve: » Der größte Mangel der 
neuen Lokalgeschichte rührt daher, daß die Lo­
kalgeschichte nicht auf allgemeine Fragestellun­
gen zur historischen Interpretation und zur Ge­
schichte des nationalsozialistischen Deutsch­
lands im besonderen bezogen wird. Die meisten 
Lokalhistoriker entwickeln ihre Forschungsar­
beiten nicht als Beitrag zur laufenden wissen­
schaftlichen Debatte über Grundsatzfragen« . 
Auch kann die lokale Rekonstruktion nicht auf 
Fragestellungen und methodische Anforderun­
gen verzichten. Immerhin kommen der lokalen 
Spurensuche durchaus Verdienste zu. Während 
die traditionelle Heimat- und Landesgeschichte 
thematisch im Getto des Alten Reiches und me­
thodisch im Positivismus verharrte, bildete die 
lokal- und regionalhistorische Spurensuche in 
den 60er und 70er Jahren den Ausgangspunkt 
für weiterführende Studien. 

Die Zeit der Spurensuche ist nicht vorbei. 
Dies zeigt die von Rita Herrmann mitherausge­
gebene Broschüre einer Bamberger Geschichts­
werkstatt. Sie stellt mit Bezug auf Lindquists be­
rühmtes Motto » Grabe, wo du stehst« Alltag 
und Erfahrungen der kleinen Leute in den Mit­
telpunkt. Diesem Thema sind besonders drei In­
terviews gewidmet, deren Auswahl nicht begrün­
det wird und die nicht lebensgeschichtlich ange­
legt sind. Stattdessen wird nach Fakten und Per­
sonen gefragt. Im ersten Teil sammeln die Auto­
ren Daten und Dokumente zur Machtergrei­
fung, Stimmungsbilder zu den Arbeitsverhältnis­
sen sowie der Lage der Zwangsarbeiter. Die ein­
zelnen Abschnitte können nicht eigentlich als 
Beiträge zu einer Bamberger Alltagsgeschichte 
der NS-Zeit apostrophiert werden. Es bleibt bei 
einer unzureichenden Aneinanderreihung ver­
schiedener Quellen; das Verhältnis von lokalen 
Fakten und Entwicklungen zu der allgemeinen 
Geschichte bleibt ebenso unverbindlich wie die 
Gestaltung der Interviews ( »Wie war das damals 
mit den Lehrern?«  oder: »War das mit den Kon­
zentrationslagern eigentlich bekannt?« ) .  Daß 
heute noch der Spurensuche von Geschichts­
werkstätten im lokalen Diskurs eine wichtige 
Funktion, nicht zuletzt bei der Historisierung lo­
kaler Mythen zukommen kann, ist unbestritten; 
vielfältige Widerstände belegen dies. Die vorlie­
gende Broschüre indes wird diese Wirkung 
kaum entfalten können? 

Im Unterschied zur Bamberger Geschichts­
werkstatt konnte die Stadt Maintal eine großzü­
gig aufgemachte Geschichte des »roten Dörnig­
heim« in der Zeit des Nationalsozialismus her­
ausgegeben; Form und Stil sind durchaus ver­
kaufsfördernd. Die Autoren Bernd Salzmann 
und Wilfried Voigt, deren jeweilige Anteile nicht 
bezeichnet sind, können und wollen ihre journa­
listische Herkunft nicht verbergen. Sie verzich-

7 Die Geschichtswerkstatt hat ihre Broschüre auf Re­
cycling-Papier publiziert. Den Autoren steht es frei, 
das Ergebnis ihrer Forschungen dem baldigen Ver­
fall preiszugeben. Doch sollten Historiker erkennen, 
daß durch die Verwendung von kurzfristig haltba­
ren, nicht archivfähigen Trägermedien (Recycling­
Papier, Bänder, Disketten) derzeit ein gigantischer 
Quellenverlust droht. 
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ten auf Belege und nennen lediglich summarisch 
die benutzten Archive und Sammlungen. In ih­
rer flotten Sprache unterlaufen ihnen mehrfach 
unzureichende, teils bedenkliche Formulierun­
gen. Nur ein Beispiel: Die deutsche Wachmann­
schaft des Arbeitskommandos achtete »peinlich 
genau darauf, daß keiner der Ausländer nach 
Feierabend aus der Sammelunterkunft aus­
büxte« ( 186) .  Inhaltlich orientieren sich die Au­
toren an Einzelschicksalen, die die »alltägliche 
Geschichte unserer Gemeinde« (Vorwort) in vie­
len Facetten erfassen. Die ausführlich zitierten 
Dokumente und gut recherchierten Einzelfälle 
erhellen insbesondere die Ausschaltung der poli­
tischen Gegner sowie die Aktionen des politi­
schen Widerstands, Karriereverläufe von Natio­
nalsozialisten, die Vertreibung und Auslöschung 
der bei den jüdischen Familien sowie die Unter­
drückung und Ausbeutung der Zwangsarbeiter 
in der örtlichen Wäscherei, deren Erfolgsge­
schichte in der Nachkriegszeit nicht fehlt. Lo­
kale und allgemeine Entwicklung hingegen wer­
den nicht in Beziehung gesetzt, weiterführende 
Fragestellungen und Verbindungslinien zur Re­
gion und zur NS-Geschichte nicht gezogen. So­
weit auf überörtliche Entwicklungen marginal 
eingegangen wird, werden Fehler bzw. ein über­
holter Forschungsstand deutlich. Mehrfach ist 
von der Ermordung jüdischer Dörnigheimer in 
» Konzentrationslagern« (statt in Vernichtungsla­
gern) die Rede (S. 161  ff. ) ;  die Aktion T4 begann 
nicht Anfang 1941 ,  dauerte nicht nur bis Au­
gust 1941 und wurde auch nicht in erster Linie 
wegen des Protests der bei den großen christli­
chen Kirchen eingestellt (S. 1 8 1 )  u. a. m. Die Ge­
schichte dieser 2500 Einwohner zählenden Ge­
meinde bei Hanau ist durchaus ein Exempel für 
eine erzählende Lokalgeschichte nach dem 
Motto »Hier war es wie überall« ,  wobei das an­
geblich Typische durch örtliche Beispiele veran­
schaulicht wird. Eine Konsequenz dieses Ansat­
zes ist die Vermittlung eines stark monokra­
tisch-totalitären Bildes vom NS-Regime. 

Die Geschichte Dörnigheims trägt den Unterti­
tel »Keiner will es gewesen sein« .  Ganz ähnlich 
der Titel des Bandes über den Landkreis Stade 
in der NS-Zeit: » Hier war doch alles nicht so 
schlimm« ,  was durch die Studie widerlegt wer-
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den soll. Autor Hartmut Lohmann formuliert je­
doch einen weitergehenden Anspruch, indem er 
einleitend auf die speziellen Motivationen zur 
Untersuchung des Gegenstandes verweist: Die 
überdurchschnittlichen Wahlergebnisse für die 
NSDAP vor 1933 - damit verbindet sich die 
Frage nach der sozialen Basis und den Gründen 
für den Aufstieg der Nationalsozialisten, die so­
zio-ökonomisch und mental sehr unterschied­
lich strukturierten Verhältnisse in den drei Alt­
kreisen (Stade, Kehdingen, Jork) der 1932 ge­
schaffenen Gebietskörperschaft - sie bieten gün­
stige Möglichkeiten des regionalen Vergleichs. 
Die Untersuchung des Handlungsspielraums der 
Menschen zwischen »konkreter Hilfeleistung 
für Verfolgte bis zur Denunziation« (S. 7) reicht 
in aktuelle Fragen der NS-Historiographie, ins­
besondere der Sozialgeschichte der Verfolgung. 8 

Lohmann behandelt die klassischen Themen 
einer Über blicks darstellung zur NS-Zeit: die 
Auflösung der Weimarer Republik, die gleichge­
schaltete Gesellschaft, die Kirche zwischen An­
passung und Widerstand, das Schicksal der Ju­
den sowie die Lebensverhältnisse im Krieg. Ein 
umfangreicher Anhang enthält 145 Kurzbiogra­
phien (vier ausführliche Biographien bilden ei­
nen Exkurs) ,  Statistiken zur demographischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung, die Wahler­
gebnisse 1928- 1932 sowie einen ausführlichen 
Apparat. Insbesondere die Kurzbiographien ver­
leihen der Arbeit den Rang eines regionalen 
Nachschlagewerkes. Auch das Kapitel über das 
Schicksal der Juden bildet gleichsam ein kurzge­
faßtes Gedenkbuch mit Kurzbiographien der 
Opfer. 

Die Gründe für den Aufstieg der NSDAP sieht 
Lohmann überwiegend in der allgemeinen Ent­
wicklung. Er weist aber auch auf die desolate 
wirtschaftliche Lage der Landwirte hin, deren 
konservative Standorganisation (Landbund) di­
rekt beeinflußt war durch die schleswig-holstein­
sche Landvolkbewegung. Daß den Machtha­
bern nach 1933 an einem »möglichst reibungslo­
sen Funktionieren« (des Systems) gelegen war, 
entspricht einem verbreiteten Befund. Hingegen 

8 Vgl. R. Gellately, The Gestapo an German Soeiety. 
Enforeing Raeial Poliey 1933-1 945, Oxford 1990. 
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widerspricht die Feststellung, daß die Ortsgrup­
penleiter, » im dörflichen Alltag eingebunden« 
(S. 135 f.) nicht selbstherrlich agierten, der 
These von den »kleinen Hitlern« ;  leider fehlen 
Belege. Die Formierung der Gesellschaft und der 
Wirtschaft wird nahezu ausschließlich auf die 
Gleichschaltung von Organisationen bezogen. 
Der braune Alltag erscheint typisch, nicht regio­
nal spezifisch, ausgenommen die Geschichte der 
Kirche zwischen Anpassung und Widerstand. 
Das Thema Verfolgung und Widerstand erfährt 
durch instruktive Einzelfälle eine angemessene 
Darstellung. Entstanden ist eine dichte, gut les­
bare Studie, die ihrem didaktischen Anspruch 
vollauf gerecht wird (wenngleich die moralisie­
renden Töne eher stören). Lohmann verleiht der 
allgemeinen Entwicklung, die ihm bestens ver­
traut ist, sowie den lokalen Protagonisten deutli­
che Konturen. So gelangt er implizit - wie der 
Untertitel nahelegt - zum Ergebnis, daß in Stade 
die Geschichte » so schlimm« war: wie überall. 
Allerdings kommen dabei die regionalen Beson­
derheiten wie auch der Vergleich zwischen den 
drei Altkreisen etwas zu kurz. Die Hervorhe­
bung der allgemeinen Geschichte birgt generell 
die Gefahr, im Interesse einer geschlossenen 
Überblicksdarstellung Fakten der allgemeinen 
Geschichte zu substituieren.9 

Während Lohmann lediglich durch seine 
Kurzbiographien die Zäsur 1945 überschreitet, 
reicht das Werk von Detlev Dreßler u.a. über 
Greven von 1918  bis 1950. Ausgangspunkt der 
zweibändigen, fast 900seitigen Arbeit ist die Re­
konstruktion der Ereignisse in der münsterlän­
der Amtsgemeinde: »Nahezu alles, was hier er­
forscht wurde, war bislang unbekannt« (I, S. 
13) .  Um es vorwegzunehmen: Der Drang zu 
chronikalischer Vollständigkeit wirkt sich insge­
samt nicht positiv aus; weniger wäre mehr gewe­
sen. Durch Verzicht auf ausführliche Abhandlun­
gen zur allgemeinen Geschichte samt Gesetzen 
und Verordnungen hätte die Darstellung ge­
strafft werden können. So bleibt die Arbeit trotz 
günstiger Quellenlage und immensen Fleißes 
von wenigen Abschnitten (v. a. zur Kirchenlage) 

9 Vgl. Kritik J. Siegfried an der Studie über Aurieh 
(s. A 2) ,  S. 353.  

eigentümlich spröde. Positiv ist zu vermerken, 
daß die Autoren sowohl in einem umfangrei­
chen Anhang als auch im Text eine Fülle von em­
pirischem Material aufbereiten und sich um 
Quantifizierung bemühen, eine gute und not­
wendige Voraussetzung für den Vergleich. 

Der Herausgeber nennt im Vorwort »den Na­
tionalsozialismus« eine Ersatzreligion und Heils­
lehre, vergleichbar mit Wiedertäufern und »gläu­
bige(n) Marxisten, Leninisten« . Doch das katho­
lische Münsterland blieb bis auf »Opportuni­
sten, Mitläufer und solche in nicht unbeträchtli­
cher Zahl ( . . .  ), die unter dem Zwang der Anpas­
sung standen« , immun (I, S. 14) .  Dagegen steht 
jedoch die Erkenntnis, daß die Verfolgung bzw. 
Mißhandlung von politisch Andersdenkenden 
und von rassisch Mißliebigen »auch in Greven 
gewütet« hat, »und zwar in einem Maß, wie 
man es vor Beginn der Forschungen nicht 
ahnte« . Die Untersuchung selbst widerlegt Pau­
schalurteile und Polemiken (v. a. Schlußwort) . 
Mit solcher Relativierung und Aufrechnung be­
trügt man sich um die Einsichten, die gerade der­
lei Unternehmungen erbringen. 

Ausführlich beschäftigen sich die drei Auto­
ren mit der Entwicklung Grevens seit dem 
19. Jahrhundert. Das katholische Milieu verlor 
durch die gesellschaftlichen Veränderungen -
Mobilität, Modernisierung von Textilindustrie 
und Infrastruktur - seine unangefochtene Domi­
nanz, und in der Krise zeigten sich die Grenzen 
der Integrationsfähigkeit, wobei die unterschied­
liche Sozialstruktur in den Dörfern des Amts ver­
schiedene Entwicklungen zeitigte. Die SPD, de­
ren Protagonisten im 19. Jh. von außen gekom­
men waren, waren nicht katholisch, und die 
KPD blieb Splitterpartei. Vor 1933 spielte die 
NSDAP keine Rolle, war aber andererseits ne­
ben der KPD die aktivste politische Gruppie­
rung. Die »Machteroberung« (I, S. 167) gelang 
nur durch die äußeren Umstände. 

Zentrales, für Greven spezifisches Thema ist 
das Verhältnis von Kirche und NS-Herrschaft 
»zwischen den Polen Mitarbeit und Wider­
stand« (I, S. 3 19),  wobei eine Differenzierung 
von (örtlicher) Amtskirche und Mitgliedern in­
teressant gewesen wäre. Die Autoren gelangen 
zu der Auffassung, daß das Kirchenvolk » seinen 
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Gemeinden treu« blieb und die Nationalsoziali­
sten die » Grundstrukturen der Grevener Gesell­
schaft« nicht zu ändern vermochten (I, S. 361 ) .  
Andererseits war die Kirche auf den eigenen 
Raum beschränkt, wie anschaulich an einem Be­
such Kardinals von Galen, dessen Haltung diffe­
renziert wird, demonstriert werden kann. Auch 
die Einführung der Konfessionsschule und die 
Errichtung von NSV-Kindergärten verlief nach 
dem üblichen Muster von vergeblichem Protest 
und autoritärer Durchsetzung. Die Darstellung 
von Widerstand, Verfolgung und Vernichtung 
ist durch ausführliche allgemeine Ausführungen 
belastet. Trotz offenbar guter Quellenlage und 
trotz der bedrückenden Einzelfälle von Verfol­
gungs- und Vernichtungsmaßnahmen gegenüber 
politisch Andersdenkenden sowie gegenüber 
Fremdarbeitern wurden die Chancen einer So­
zialgeschichte von Verfolgung und Widerstand 
zu wenig genutzt. Allzu umfangreich werden 
»Luftschutz und Luftangriffe« (II, S. 49- 1 06) 
behandelt, ebenso die militärischen Ereignisse 
seit Ende 1 944. Die Darstellung der Besetzung 
am 3 1 .  März 1945 gerät in die Nähe einer Chro­
nik. 

Die lokale Besonderheit in den Nachkriegsjah­
ren bildete das bis 1950 bestehende DP-Lager 
mit bis zu 10 000 Personen, für die seit April 
1945 rund 500 Häuser geräumt wurden. Dieses 
Lager zeitigte unter den verschiedenen Gruppen 
wie auch im Nebeneinander mit den Grevenern 
eine Fülle von Problemen, die aber offenbar 
nicht zu Legitimationsproblemen führten. Die 
Nationalsozialisten konnten, so das Fazit, die 
Lebenswelt nur überdecken, aber »die alten, ge­
wachsenen sozialen, kulturellen, religiösen und 
wirtschaftlichen Grundstrukturen nicht überfor­
men« (II, S. 253) .  Interessant wäre, ob und in­
wieweit nach 1945 diese »Überdeckung« ver­
schwand und die alten Verhältnisse restituiert 
wurden oder ob die Veränderungen blieben oder 
gar neue Lebensformen entstanden. Der Heraus­
geber läßt dies mit einer vagen Formulierung of­
fen: »Der Bann war gebrochen, der über den 
Deutschen gelegen hatte<< !  (ebda.) .  

Walter Struve, Geschichtsprofessor in New 
York, legt unter dem Titel » Aufstieg und Herr­
schaft des Nationalsozialismus in einer in du-
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striellen Kleinstadt« die Geschichte von Oste­
rode im Harz 1918  bis 1945 vor. Struve bietet 
eine spannende Lokalgeschichte: Er rekonstru­
iert die Ereignisse und Verläufe vor Ort, die er in 
regionale und nationale Zusammenhänge und 
Vergleiche sowie laufende Forschungsdebatten 
einordnet. Ihm gelingt trotz der Einbeziehung 
von Forschungsfragen eine gut lesbare Darstel­
lung, wenngleich die Übersetzung Schwächen 
aufweist. Struve argumentiert von einem deut­
lich neomarxistischen Standpunkt aus. Zwar 
warnt er selbst gelegentlich vor allzu raschen 
Schlußfolgerungen. Während aber häufig genug 
die Vernachlässigung der Lokalgeschichte zu be­
mängeln ist, überinterpretiert Struve wiederholt 
seine lokalen Quellen mit Blick auf die ein­
leitend genannten Erkenntnisinteressen: die 
» Macht des zentralisierenden bürokratischen 
Staates« ,  die Rolle des nationalen Bürgertums 
und die Alltagsgeschichte. Wie reagieren die 
Menschen auf Veränderungen in einer Ära ra­
scher politischer und wirtschaftlicher Transfor­
mation? (S. 17) .  

Struve betont die Bedeutung der Polarisierung 
zwischen dem Bürgertum und der gleich starken 
» Arbeiterklasse« für den Aufstieg der NSDAP 
in der Industriestadt, die u. a. durch den ungün­
stigen Eisenbahnverlauf in eine strukturelle 
Krise geraten war: » Die Gesellschaft polarisierte 
sich entlang der Klassengrenzen« (S. 125 ) .  Im­
merhin schloß sich schon 193 1 eine Reihe hono­
riger Bürger, Fabrikanten und ein Senator (De­
zernent) der Stadtverwaltung der NSDAP an, de­
ren Personal Struve eingehend analysiert. Ende 
1932 sieht Struve Osterode » in einer Pattsitua­
tion. Die Veränderung mußte von außerhalb 
kommen« (5. 162ff. ) .  Intensiv setzt sich der Au­
tor mit dem Thema Widerstand, Opposition 
und Verdrängung auseinander. Ausschaltung 
und Akzeptanz der Bürger begründet er wohl 
allzu platt: » Der Schlüssel zur Unterstützung 
der neuen Regierungsrnaßnahmen durch das 
Bürgertum war ( . . .  ) der generelle Angriff auf die 
organisierte Arbeiterklasse« (5. 179 f. ) .  Struve 
wendet sich gegen den » unglücklichen Termi­
nus« Resistenz (5. 202). Statt dessen spricht er 
im Rekurs auf Mason von Opposition als einem 
spontanen, nicht grundsätzlich gegen das Re-
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gime gerichteten Handeln. Er betont entgegen 
dem aktuellen Forschungsstand den totalitären 
Charakter, bewertet im Unterschied etwa zur 
Broszat-Schule die abwartende Haltung der So­
zialdemokraten distanziert und lehnt die Frage 
nach einer möglichen Anpassung im Arbeitermi­
lieu angesichts der brutalen Zerschlagung der 
Arbeiterbewegung 1933/34 von vornherein 
ab.10 Der » stark proletarische Charakter der 
Osteroder Zeugen Jehovas« (5. 249) läßt Struve 
hinterfragen, » ob Widerstand und Verfolgung 
der Zeugen Jehovas in Beziehung zum Wider­
stand der Arbeiterklasse gegen die Nationalso­
zialisten und zur Zerschlagung autonomer Ar­
beiterorganisationen durch das Dritte Reich 
stand« (S. 242) .  Bei zwölf Personen in der Be­
rufs liste läßt freilich auch der Vergleich nur be­
grenzte Schlüsse zu; umfangreiche Prozentbe­
rechnungen sind sicher übertrieben.ll 

Es gab laut Struve weder einen Generations­
konflikt noch einen wirklichen Elitenwechsel; 
» die Absetzung des örtlichen Bürgertums als 
ganze Gruppe« stand nicht zur Diskussion 
(5. 296) .  Er betont demgegenüber das Behar­
rungsvermögen der Vereine und des kirchlichen 
Milieus. Auch die Gleichschaltung innerhalb 
der NSDAP seit 1933 führte eher zu einer Anpas­
sung als einer Umwälzung der Elitenverhält­
nisse. Die Kritik am polykratischen Ansatz, der 
zu sehr Rivalität statt Verquickung von Staat 
und Partei betone, widerlegt er durch die Dar­
stellung der vielfältigen strukturellen Konflikte 
zwischen den jeweiligen Exponenten. 

Osterode entwickelte sich durch neue bzw. er­
weiterte Rüstungsbetriebe und Zulieferer mit 
teils direkter Unterstützung des Luftfahrtmini­
steriums zu einem Teil der Waffenschmiede im 
Harz. Im Krieg erlangten die Unternehmer er­
heblichen Einfluß auf die örtlichen Behörden. 
Ein Rüstungsbetrieb entwickelte sich von einem 

10 Zum Forschungsstand im Zusammenhang der Mo­
dernisierungsdebatte N. Frei, Wie modern war der 
Nationalsozialismus?, in: GuG 19 (1993), S. 38 lf. 

11  Struve vergleicht v. a. mit der Studie von G. Hetzer, 
Ernste Bibelforscher in Augsburg, in: Bayern in der 
NS-Zeit, Bd. IV, München 198 1,  S. 621-643, der 
immerhin die Berufszugehörigkeit von 45 Personen 
ermittelte. 

» Umschlagplatz für Fremdarbeiter« (5. 433)  zu 
einem Außenlager von Buchenwald. Im Zusam­
menhang der unterirdischen V2-Produktion im 
Lager Dora bei Nordhausen entstanden weitere 
Lager, in denen sowohl Sklavenarbeiter aus KZs 
als auch dienstverpflichtete sog. Mischlinge 
Zwangsarbeit leisteten. Die Gewinner waren die 
Unternehmer, denen der Staat noch den Repres­
sionsapparat finanzierte: » Deutschland hat den 
Zweiten Weltkrieg verloren. Man kann aller­
dings schwerlich behaupten, daß die deutsche In­
dustrie auch verloren habe« (S. 477). 

Struve bilanziert, in der Geschichte Osterodes 
spiegele sich ein » Großteil der deutschen Erfah­
rungen mit dem Nationalsozialismus« (5. 5 12) 
- vor allem in bezug auf » die Klassendynamik 
und die Auseinandersetzung zwischen Arbeiter­
turn und lokalem Bürgertum« (5 14) und hin­
sichtlich der zentralen Lenkung der wesentli­
chen lokalen und regionalen Entscheidungspro­
zesse. Entsprechend gelangt er zu dem Ergebnis, 
daß das » weitverbreitete Bild der allgegenwärti­
gen Unterdrückung und Manipulation der Be­
völkerung unter einem totalitären Regime« 
nicht falsch oder verzerrt ist (5. 522). Hier liegt 
für ihn auch die zentrale Fragestellung bei der 
Erforschung der NS-Geschichte: » Unterdrük­
kung und Verfolgung waren für die politische 
und gesellschaftliche Ordnung des nationalsozia­
listischen Deutschland von umfassender Bedeu­
tung« (5. 524).  Hingegen hält er die » bereits ab­
klingende Debatte über das Verhältnis der Natio­
nalsozialisten zur Modernisierung« (5. 527) für 
irrelevant, da es keine Veränderungen im wirt­
schaftlichen Entwicklungsprozeß gab und der 
nationalen Bourgeoisie das » Dritte Reich « als 
>>Vorbereitung für ihre nach dem Zweiten Welt­
krieg unter dem Schlagwort >soziale Marktwirt­
schaft< eingenommene Vormachtstellung dien­
te« (S. 529) .  

Duderstadt, das Zentrum des Eichsfelds, im 
übrigen 1944 unter einer gemeinsamen NSDAP­
Kreisleitung mit Osterode, hat unter Leitung des 
Stadtarchivs ein ehrgeiziges Forschungs- und 
Veröffentlichungsprogramm annonciert. Eine 
Frucht der bisherigen Bemühungen ist der 
zweite Band der Beiträge zur Geschichte der 
Stadt Duderstadt, der den Jahren 1929 bis 1949 
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gewidmet ist. Er trägt den programmatischen 
Untertitel » Untersuchungen zur Stadtgeschichte 
im Zeitalter des Dritten Reiches« ,  das Ziel 
reicht also über Spurensuche und Rekonstruk­
tion hinaus. Untersucht werden sollen »Wahlver­
halten und Politik, die politisch-administrativen 
Zielvorstellungen und Methoden und die wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen « zwischen 
den Jahren 1929 und 1949. Insoweit war es nur 
konsequent, die Publikation als Sammelband 
und als Überblicksdarstellung zu konzipieren. 
Neben den beiden Hauptautoren, Hans-Hein­
rich Ebeling und Hans-Reinhard Fricke haben 
weitere Autoren fünf Beiträge beigesteuert. Als 
Folge des Ansatzes findet der Leser - abgesehen 
von Struves Monographie - mehr als in den an­
deren Publikationen, teils explizit, teils implizit, 
eine Auseinandersetzung mit der Forschung so­
wie eine Durchbrechung der Chronologie zugun­
sten systematischer Längsschnitte. Für eine klas­
sische Gesamtdarstellung fehlen vor allem The­
men Herrschaft und Gesellschaft bzw. Wider­
stand und Verfolgung. Die lokale » Alltagsge­
schichte« ist ebenfalls weitgehend ausgeblendet. 
Die Autoren sind sich bewußt, » wie wenig von 
der Realität und Komplexität des alltäglichen 
Lebens seinen Niederschlag in den Akten fin­
det« (S. 1 1 ) .  

Die Zäsuren 1933 und 1945 versuchen die 
Autoren aufzubrechen, etwa in den Abschnitten 
über » Duderstadt als Kreisstadt 1929- 1 949 « , 
die » wirtschaftlichen Probleme von Stadt und 
Kreis Duderstadt« sowie in den gelungenen Spe­
zialstudien über die Wanderarbeiter des Eich­
felds und die Geschichte der jüdischen Ge­
meinde seit dem 19.  Jahrhundert. Im Rahmen ei­
nes Sammelbandes sind solche Schwerpunkte 
durchaus vertretbar, zumal sie in kompetenter 
Weise behandelt werden. Die Darstellung der jü­
dischen Gemeinde erhält durch seinen biographi­
schen Teil den Charakter eines Gedenkbuchs. 
Ansonsten wird der übergreifende Ansatz analy­
tisch nur angedeutet, einmal abgesehen von den 
Wahlen, die die Kontinuität der Lager der Wei­
marer Zeit erweisen. Den Wahlen bis 1933 wird 
unverhältnismäßig viel Platz eingeräumt (S. 
37-93), da sie nur bedingt mit den sozialen Ver­
hältnissen in Beziehung gesetzt werden; auf den 
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Abschnitt über »pseudoplebiszitäre Akklama­
tionsakte« (S. 149 ff.) könnte völlig verzichtet 
werden. 

Durch die bewußte Orientierung auf Politik 
und Verwaltung können die lokalen Milieus 
keine Konturen gewinnen. Dennoch erfährt das 
Verhältnis von Kirche und Staat im traditionell 
katholischen Eichsfeld in seiner Vielschichtig­
keit eine angemessene Darstellung. Die Ge­
schichte der NSDAP bzw. ihre Funktion als 
Machtträger seit 1933 ist allerdings nicht mehr 
als eine knappe Organisationsgeschichte. Der 
abschließende Abschnitt über die » Jahre des 
Wiederaufbaus« nähert sich hingegen einem 
knappen Verwaltungsbericht. Auf eine Analyse 
wird verzichtet, allzu kurz werden einige lokale 
Daten in die allgemeine Entwicklung eingereiht. 

Bildet der Band über Duderstadt gleichsam ei­
nen Übergang zwischen Überblicksdarstellung 
und Sammelband, so ist abschließend ein reiner 
Sammelband über München, die sog. Haupt­
stadt der Bewegung, vorzustellen. Wenngleich 
die Nationalsozialisten hier einen Monat später 
als in Berlin die Macht übernahmen, so lag in 
München doch die Wurzel der NSDAP. Hier 
startete Hitler seine Karriere, war 1924 der Völ­
kische Block stärkste Partei. So gehen die mei­
sten der teils überarbeiteten Vorträge einer öf­
fentlichen Veranstaltungsreihe der Frage nach: 
» War das Münchner Milieu der ideale Nährbo­
den für den Nationalsozialismus?«  (S .  8 ) .  Der 
zeitliche Schwerpunkt liegt auf den Jahren nach 
dem Ersten Weltkrieg. Ziel der Vorträge war 
nicht die Präsentation neuer Forschungsergeb­
nisse, sondern die Vermittlung abgerundeter For­
schungen durch ausgewiesene Historiker. 

Auf ihren früheren Arbeiten fußend beschäfti­
gen sich Karl-Ludwig Ay mit den politischen 
Rahmenbedingungen für den Aufstieg Hitlers 
im Spannungsfeld » von der Räterepublik zur 
Ordnungszelle Bayern« und Hellmuth Auer­
bach mit Hitlers Verhältnis zum nationalen Bür­
gertum der Stadt. Im Unterschied hierzu enthält 
der Beitrag von Prinz über »Münchens kulturel­
les Milieu in den zwanziger Jahren« wenig Sub­
stanz, aber ärgerliche Formulierungen. Ein Bei­
spiel: »Je mehr wir uns jedoch zeitlich der Wen­
demarke des Jahres 1933 nähern und damit den 
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durch die Weltwirtschaftskrise mitverursachten 
politischen Katarakten, die unser ( ! )  Volk auf 
die Schlachtbänke des Zweiten Weltkrieges und 
in die hochindustrialisierten Mordhöllen der 
Konzentrationslager schwemmte ( ! ) «  (S. 45 ) .  
Wolfgang Müller-Funks Blick auf »Münchens 
Gesellschaft nach dem Ersten Weltkrieg im Spie­
gel der Literatur« erbringt geistreiche Bemerkun­
gen über Lion Feuchtwanger, Joseph Roth, Tho­
mas Mann und Ödon von Horvath. Allzu viel je­
doch ist Abwehr, Rechtfertigung. Dazu paßt, 
daß in Roths Roman »Das Spinnennetz« die 
rechtsradikalen Milizionäre in der Stadt nicht 
aus München selbst stammen (S. 5 1 ) .  Die Analo­
gie: Es war » eine fremde Schauspieler-Gruppe, 
die 1923 das Staatsruder zu ergreifen getrachtet 
hatte« (S. 62) . 

Mit der Zeit nach dem Putsch und dem Natio­
nalsozialismus an der Macht beschäftigen sich 
drei Beiträge. Mensing bringt in seinem Aufsatz 
über Münchens Protestantismus eine Fülle von 
Belegen für antidemokratisches, antisemitisches 
und völkisches Denken in der Münchner Pfarrer­
schaft vor 1 933.  Gewohnt provokant, jedoch 
mit (zu) wenig empirischer Fundierung, behan­
delt Georg Denzier nicht so sehr »Münchens Ka­
tholizismus und den Nationalsozialismus« als 
die Haltung der Amtskirche an der Spitze der 
Erzdiözese. Hartrnut Mehringer konzentriert sei­
nen Beitrag über die Münchner Arbeiterbewe­
gung auf die Sozialdemokratie. Er analysiert in 
der Tradition des Bayern-Projekts die » Überle­
bensformen der Arbeiterbewegung« .  Jene, die 
die » kleinen Formen gesellschaftlicher Resi­
stenz« lebten, apostrophiert er als die » eigentli­
chen Siegelbewahrer« sozialdemokratischen Be­
wußtseins (S. 175) .  Den Band beschließt ein Bei­
trag von Wolfram Selig, der die » Entjudung« 
der Wirtschaft in München in Phasen des »Feld­
zugs« gegen die wirtschaftliche Existenz der Ju­
den einordnet. Seine Bemerkung: >>Volkswirt­
schaftlich schließlich wertlos geworden, mußten 
die Juden den Transport in die Vernichtung an­
treten« (S. 202) führt in aktuelle Debatten um 
die Ursachen des Judenmords. 

Die vorgestellten Bände haben gleichsam den 
Markt der Möglichkeiten aktueller Lokalge­
schichtsschreibung vom Sammelband über die 

wissenschaftliche Monographien bis zur Werk­
statt-Broschüre abgebildet. In der Mehrzahl 
sind trotz aller Unterschiede und trotz aller not­
wendigen Kritik eindrucksvolle Studien entstan­
den, die den inzwischen auch in der Breite er­
reichten Stand der Lokal- und Regionalge­
schichtsschreibung dokumentieren und die das 
Wissen um Ursachen, Funktionieren und Folgen 
der NS-Herrschaft erweitern. » Überraschun­
gen« sind in der Tat ausgeblieben; wer hätte sie 
erwartet? Die Aufgaben, die Chancen und Ge­
fahren sind oft genug beschrieben worden. Daß 
die Produktions bedingungen zumal in einer Zeit 
knapper Kassen eher schwieriger werden, soll­
ten Rezensenten auch nicht aus den Augen ver­
lieren. Vor uns liegen die Mühen der Ebene. 
Dazu gehört sicher mehr als bisher der Versuch, 
soweit möglich und sinnvoll, zu quantifizieren, 
und lokale Daten zu sichern, um die Basis für so­
lide Vergleiche zu schaffen. Und trotz der berech­
tigen Rücksicht auf die didaktische Relevanz 10-
kalgeschichtlicher Untersuchungen, die bei allen 
Publikationen zum Ausdruck kam, darf die 
flotte Formulierung nicht die empirische Sorg­
falt überspielen. 12 

Die Frage nach Überblicksdarstellung oder 
Fallstudie scheint sekundär. Denn auch erstere 
muß entsprechend den Möglichkeiten der Quel­
len und insbesondere im Hinblick auf die loka­
len bzw. regionalen Besonderheiten Schwer­
punkte setzen, soll es »nicht bei einer unbefriedi­
genden Kompilation« bleiben.13 Die Skepsis ge­
genüber einer Überblicksdarstellung ist dann be­
rechtigt, wenn sie » lokalisierende Isolierung« be­
treibt, 14 wenn sie als scheinbar neutrale chroni­
kalische Rekonstruktion entweder die lokalen 
Mythen affirmiert oder aber in bloßer Deduk-

12 Dies ist eine berechtigte Kritik an der hervorragen­
den Studie von P. Hüttenberger, Die Industrie- und 
Verwaltungsstadt Düsseldorf. Geschichte von den 
Anfängen bis ins 20. Jahrhundert, Düsseldorf 1989;  
siehe dazu die Rez. von Friedrich Lenger, Probleme 
und Chancen einer stadtgeschichtlichen Synthese, 
in: HZ 254 ( 1992), S. 97-1 14. 

13 J. Paul (s. A 5), S. 84. 
14 P. Steinbach, Aspekte der Widerstandsforschung im 

wissenschaftsgeschichtlichen und landeshistori­
schen Kontext, in: Niedersächs. Jb. für Landes­
gesch. 62 ( 1990), S. 20. 
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tion eine angeblich typische, allgemeine Ent­
wicklung widerspiegelt. Im übrigen dürfte Wil­
fried Loth zuzustimmen sein: » Fortschritte in 
der Erfassung der Wirklichkeit des Dritten Rei­
ches werden sich auf absehbare Zeit nur über re­
gionale und sektorale Feldstudien erzielen las­
sen, die die Vorteile dichter Quellenüberliefe­
rung und relativer Überschaubarkeit nutzen, 
ohne übergreifende Fragestellungen und theore­
tische Verdichtungen aus den Augen zu verlie­
ren« . 15 

Weiterzuführen vermag die Antwort auf eine 
Frage, die Steinbach unlängst in bezug auf die 
Widerstandsforschung aufgeworfen hat und der 
angesichts der wachsenden Zweifel am Wert 10-
kalgeschichtlicher Untersuchungen besondere 
Relevanz zukommt. Gibt es, so fragt er, eine ope­
rationalisier bare Vorstellung von » Regionalspe-

15 W. Loth, Rezension von K.-M. Mallmann / G. Paul, 
Herrschaft und Alltag. Ein Industrierevier im Drit­
ten Reich, Bonn 1991, in: GuG 19 ( 1993),  
S. 268-275. 
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zifik«,  eine Kombination von an einen Ort oder 
eine Region gebundenen Faktoren, die » schließ­
lich entscheidend die kollektiven Wahrneh­
mungs- und Handlungsmöglichkeiten einer 
räumlich definierten Gruppe beeinflußt« ?16 

Zwei Voraussetzungen sind zu bedenken: Zum 
einen sollte eine lokal- und regionalgeschichtli­
che Untersuchung verdeutlichen, » für welches 
Milieu, für welche landesgeschichtliche Tradi­
tion, für welche Machtkonstellation, für welche 
Aspekte der Organisations- oder Parteienge­
schichte« der Untersuchungsgegenstand steht, 
zum anderen ist eine Reflexion über Provenienz, 
Funktion und Deutungsweise der Quellen unab­
dingbar. Gerade letzteres kommt in vielen Stu­
dien zu kurz. 17 Hier liegt für die Forschung, 
nicht allein für die Orts- und Landesgeschichte 
der NS-Zeit, ein weites Feld. 

16 P. Steinbach (s. A 14), S. 19.  
17 Bereits 1972 schrieb der heutige Präsident des Bun­

desarchivs in einer Kritik an die Adresse von Histori­
kern (und Archivaren) :  » Die Kenntnis über den In­
formationsreichtum archivalischer Quellen ist ge­
rade für das 19. und 20. Jahrhundert unter Vertre­
tern der Zeitgeschichte und der Sozialwissenschaf­
ten gelegentlich erstaunlich unterentwickelt«, in: 
F. P. Kahlenberg, Deutsche Archivare in West und 
Ost. Zur Entwicklung des staatlichen Archivwesens 
seit 1945, Düsseldorf 1972, S. 8. Man könnte wohl 
ergänzen: mitunter nicht nur der Informationsreich­
tum, sondern auch die kritische Quellenkunde. 

Gerhard F. Volkmer 

» Plötzlich waren sie alle weg« 
Literatur zum Schicksal der Juden in den nationalsozialistischen Städten 

HUBERT BRIEDEN, Juden in Neustadt a./Rbge. 
Diskriminierung, Verfolgung und Vernich­
tung einer Minderheit, Hannover: Internatio­
nalismus-Verlag 1 992. Abb., 1 89 S., DM 20,-. 

DINA VAN FAAssEN / JÜRGEN HARTMANN, 

» • . •  dennoch Menschen von Gott erschaf­
fen«. Die jüdische Minderheit in Lippe von 
den Anfängen bis zur Vernichtung, Bielefeld: 
Verlag für Regionalgeschichte 1 991, Abb., 
136  S., DM 24,80. 

EWALD GROTHE U. A., Verfolgt - vergast - ver­
gessen. Zur Geschichte der Juden in den Ort­
schaften der Stadt Marienmünster, Bielefeld: 
Verlag für Regionalgeschichte 21 990, Abb., 
60 S. (vergriffen). 

ULRIKE MINOR / PETER RUF, Juden in Ludwigs­
hafen (Veröff des Stadtarchivs; 15), Ludwigs­
hafen: Stadtarchiv 1 992, Abb., 1 89 S., DM 
12,-. 

DIETER OBST, »Reichskristallnacht«. Ursachen 
und Verlauf des antisemitischen Pogroms 
vom November 1 938  (phil. Diss. Univ. Bo­
chum), Frankfurt a. M.: Peter Lang 1 991, 
3 71 S. ,  DM 97,-. 

ORTRUD SEIDEL, Mut zur Erinnerung. Ge­
schichte der Gmünder Juden. Eine persön­
liche Spurensuche, hrsg. vom Stadtarchiv 
Schwäbisch Gmünd, Schwäbisch Gmünd: 
Einhorn 1 991, Abb., 207 S., DM 1 9,80. 

MANFRED SCHRÖTER, Plötzlich waren sie alle 
weg. Die Juden der » Gauhauptstadt Krems« 
und ihre Mitbürger, Wien: Picus 21 992, Abb., 
291 S., ÖS 298,-. 

URSULA W AMSER / WILFRIED WEINKE, Ehemals 
in Hamburg zu Hause: Jüdisches Leben am 
Grindei, Hamburg VSA 1 991, Abb., 247 S., 
DM 36,-. 

Die drei deutschsprachigen Nachfolgestaaten 
» Großdeutschlands« sind auf unterschiedliche 
Weise mit der Erfahrung des NS-Regimes umge­
gangen. Während die Österreicher dazu tendier­
ten, sich als Opfer zu betrachten, verstand sich 
die DDR als besseren, weil konsequent »antifa­
schistischen« Teil Nachkriegsdeutschlands. Die 
BRD, oft genug von der DDR als Hort des Na­
zismus denunziert, hat in Wissenschaft, Politik, 
Justiz und Öffentlichkeit immer wieder Phasen 
intensiver Beschäftigung mit dem Nationalsozia­
lismus durchgemacht, wie dies mit vergleichba­
rer Gründlichkeit in den beiden anderen Staaten 
nicht geschehen ist. Prozesse gegen NS-Täter, 
die sog. Wiedergutmachung, wissenschaftliche 
Diskussionen und eine unübersehbare Menge 
von Publikationen zeugen bei aller berechtigten 
Kritik und vielfältigen Widerständen zum Trotz 
von jahrzehntelangem Bemühen um eine Vergan­
genheit, die nicht vergehen will. Das Los der jü­
dischen Minderheit bildete einen Brennpunkt 
dieser Bemühungen. 

Die Verfolgung dieser Minorität erreichte mit 
dem Novemberpogrom 1938 eine neue Quali­
tät. Die Studie von D. Obst benutzt als Haupt­
quelle den größten Teil der noch vorhandenen 
einschlägigen Nachkriegsprozeßakten aus dem 
Gebiet der alten BRD. Maßgebend für Auflö­
sung und Verlauf des Pogroms waren letztlich 
die Entscheidungs- und Herrschaftsstrukturen 
des NS-Regimes. Die Mobilisierung der Tatbetei­
ligten erfolgte in vier Phasen. Das Ausmaß der 
Destruktivität hing in hohem Grade von den An-
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führern der Zerstörungstrupps ab. Die Täter ka­
men fast ausschließlich aus der NS-Bewegung 
und waren ihr ganz überwiegend erst nach dem 
Machtantritt Hitlers beigetreten. Es handelte 
sich um normale, sonst ehrenhafte Bürger, kei­
neswegs um Außenseiter. Als Motive wirkten 
gruppendynamische Prozesse, affektgeladener 
Aktionismus, zerstörerischer Nihilismus. Antise­
mitismus war weder in der NS-Führungsgruppe 
noch bei den Tätern verantwortlich für die Ge­
schehnisse. Soweit sehr verkürzt die Ergebnisse 
der Untersuchung. Das Verdienst der Arbeit 
liegt in der umfangreichen, sehr detailgenauen, 
vielfältige lokale Besonderheiten einbeziehen­
den ausführlichen Beschreibung der ein bis zwei 
Pogromtage. Einige Befunde allerdings müssen 
mit einem Fragezeichen versehen werden. So ist 
nicht gewiß, ob die Verteilung der untersuchten 
Orte relativ ausgewogen und damit die Über­
tragbarkeit der Ergebnisse auf das gesamte Ge­
biet der alten BRD gewährleistet ist, da die ent­
scheidende Vergleichsgröße, nämlich die Vertei­
lung der Orte mit jüdischer Bevölkerung bzw. 
Gemeinde (im November 193 8 )  nicht herange­
zogen wurde. Die gewählten Bezugsgrößen Flä­
che und Bevölkerung sind eher unerheblich. Die 
sehr pauschalen Aussagen zur Motivation der 
Täter hätten durch Hinzuziehung von Erkennt­
nissen aus den Verhaltenswissenschaften vertieft 
werden können. Zum Stellenwert des Antisemi­
tismus bei Auslösung und Verlauf des Pogroms 
werden unterschiedliche Aussagen gemacht. Ei­
nerseits habe Goebbels antisemitische Ausschrei­
tungen ins Auge gefaßt, andererseits habe der 
Antisemitismus keine maßgebliche Rolle ge­
spielt. Einer so weitgehenden Marginalisierung 
des Antisemitismus - möglicherweise wurde der 
Vf. von der in den Strafverfahren überwiegen­
den Tätersicht beeinflußt - ist nicht ohne weite­
res zuzustimmen, wie etwa am Beispiel der Lip­
per Juden deutlich wird. 

Zur Wanderausstellung über die Geschichte 
der jüdischen Minderheit im Lipper Land vom 
ersten Auftreten der Juden bis zur letzten Aus­
treibung erschien ein Katalog und Arbeitsbuch. 
Die der Chronologie folgende Darstellung ist in 
kleine Abschnitte unterteilt, denen jeweils Doku­
mente beigegeben sind. Der zeitliche Schwer-
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punkt liegt auf den letzten Jahrzehnten der jüdi­
schen Gemeinden. Schon früh gibt es Belege für 
heftige, anfangs meist religiös begründete antijü­
dische Proteste. Latente Judenfeindschaft und 
Antisemitismus waren weit verbreitet und wur­
den von Institutionen, z. B. der Regierung, die 
noch 1 848 eine völlige Gleichstellung der Juden 
mit den Christen für nicht gerechtfertigt hielt, 
wachgehalten. Im Kaiserreich gegründete Grup­
pen, die ausdrücklich Antisemitismus propagier­
ten, erhielten nach dem Ersten Weltkrieg großen 
Zulauf. Es kam zu Beleidigungen, Diffamierun­
gen, Synagogenschändungen, Morddrohungen. 
Justiz und Regierung bagatellisierten. Mit dem 
Machtantritt Hitlers setzte gezielter Terror ein, 
vielfach wurde den staatlichen Anordnungen 
vorgegriffen. Anders als im nahen Marienmün­
ster (vgl. unten) war man bei dieser Publikation 
auf der Höhe der Zeit und bereicherte die staatli­
che Judenpolitik um eigene Beiträge (z. B. Orts­
judensatzungen) .  Wie ein roter Faden durchzie­
hen antisemitische Manifestationen Darstellung 
und Dokumentation. Als im Dezember 1941 die 
ersten Deportationen stattfanden, gab es bereits 
Gerüchte über Massenerschießungen im Osten. 
Die knappe, präzise, vorzüglich lesbare Arbeit 
endet mit einem Gedenkverzeichnis der Opfer 
der nationalsozialistischen Judenverfolgung aus 
Lippe. Die Nachbereitung der jüdischen Ge­
schichte in Staat und Gesellschaft der BRD wird 
nicht angesprochen. 

Um 1930 lebten etwa 40 Prozent der rund 
20 000 Mitglieder der jüdischen Gemeinde Ham­
burgs am Grindei, einem erst im letzten Viertel 
des 19.  Jahrhunderts erschlossenen Wohngebiet. 
Lag der Anteil der Juden an der Hamburger Be­
völkerung insgesamt unter zwei Prozent, so be­
trug er hier bis zu 15 Prozent. Dieses » offene 
Ghetto« war bereits Gegenstand einer Ausstel­
lung. Nun liegt ein Band mit Aufsätzen vor, der 
verschiedene Aspekte des jüdischen Lebens dort 
vorstellt. Ausführlich werden die religiösen, kul­
turellen und sozialen Einrichtungen der Ge­
meinde, die den Diskriminierten und Verfolgten 
wenigstens eine Zeitlang einen gewissen An­
schein von Geborgenheit vermitteln konnten, in 
ihren Entwicklungen bis zur Zerstörung be­
schrieben. Insbesondere das erfolgreiche Schul-

wesen, aber auch der rührige Kulturbund - Ein­
richtungen, deren finanzielle Belastungen nur 
ein große Gemeinde tragen konnte - demon­
strierten den Selbstbehauptungswillen, ebenso 
die Wiederinstandsetzung einer Synagoge nach 
dem Pogrom 1938 (der einzigen im Reich) und 
der Bau einer Mikwe 1943, im Untergang der 
Gemeinde. In den Aufsätzen wird deutlich, wie 
unter dem Druck von außen die Intensität des jü­
dischen Lebens in der Gemeinde zunächst zu­
nimmt, daß aber spätestens seit 1938 infolge der 
Abwanderungsverluste allmähliche Auflösungs­
erscheinungen unverkennbar werden. Ein um­
fangreicher Abschnitt schildert den Widerstand 
von » Menschen jüdischer Herkunft« .  Die in das 
Los der Gemeinde eingebetteten individuellen 
Schicksale bekannter und unbekannter einzel­
ner sowie Erinnerungen von Überlebenden be­
leuchten die Entwicklung bis zum Ende in exem­
plarischer Weise. Bedauerlich ist das Fehlen ei­
nes Beitrages über die osteuropäischen Juden, 
war doch Hamburg eine der Zwischenstationen 
der Ost juden auf ihrer Migration aus dem osteu­
ropäischen Schtetl in die Neue Welt. 

1932 wohnten in zwei Teilorten des heutigen 
Marienmünster etwa zwanzig Juden. Das 
Schicksal dieser kleinen Gemeinde haben junge 
Historiker vom Arbeitskreis Stadtgeschichte Ma­
rienmünster der Vergessenheit entrissen. Zu­
nächst werden die historischen » Rahmenbedin­
gungen jüdischen Lebens« in den bei den letzten 
Jahrhunderten skizziert. Diese Stellung bricht 
mit der Bildung einzelner Synagogengemeinden 
um 1855 ab. Bis zum Beginn des » Dritten Rei­
ches« klafft eine Lücke. Ausführlicher wird über 
das Schicksal der Marienmünsterer Juden in der 
nationalsozialistischen Zeit berichtet. Bei ihren 
Recherchen stießen die Autoren » immer wieder 
auf betretenes Schweigen« . Sie mußten sich vor­
werfen lassen, noch lebende Personen an den 
Pranger stellen und Unfrieden stiften zu wollen. 
Daher beruht die Darstellung der NS-Zeit auf 
Akten, kaum auf Befragung von Zeitzeugen. 
Die nicht jüdische örtliche Bevölkerung tritt we­
nig in Erscheinung, man erfährt nichts über ihre 
soziale und ökonomische Lage, nichts über ihre 
politische Orientierung. Zeugnisse ihres alltägli­
chen Antisemitismus fehlen ebenso wie Hin-
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weise auf Hilfsbereitschaft gegenüber den Ver­
folgten. Die Akten zeigen die lokalen Behörden, 
Amts'bürgermeister und Gendarmerie, als aus­
führende Organe ohne eigene Initiative bei der 
Behandlung der jüdischen Einwohner. Mag der 
Ortsgruppenleiter noch von sich aus entschie­
den haben, daß die Zuwanderung jüdischer Fa­
milien »nicht erwünscht ist« ,  den Novemberpo­
grom setzten auswärtige SA-Männer aus dem 
nahen Höxter in Gang. Der Anhang enthält 
Kurzbiographien aller während der NS-Zeit in 
Marienmünster ansässigen Juden, gibt Informa­
tionen über die Ghettos und Konzentrationsla­
ger, in die Juden aus Marienmünster deportiert 
wurden, und dokumentiert die letzten noch 
nicht beseitigten Zeugnisse jüdischen Lebens in 
der Stadt. 

Nicht eine Geschichte der jüdischen Ge­
meinde Neustadts wollte H. Brieden geben, son­
dern unter Einbeziehung der Vorgeschichte 
» konkret und im einzelnen« aufzeigen, » mit wel­
chen Methoden eine diskriminierte Minderheit 
vernichtet werden konnte« . In seiner umfangrei­
chen Einführung werden grundlegende Daten 
zu Bevölkerungsentwicklung, Religionszugehö­
rigkeit, Erwerbstätigkeit und Berufsstruktur, 
zum Teil in übersichtlichen Tabellen geliefert; 
ausführlich werden die Ergebnisse der Reichs­
tags- und Bürgervorsteherwahlen in der Weima­
rer Republik und die Haltung der Parteien ge­
genüber den Juden diskutiert. Das von Zeitzeu­
gen behauptete » ziemlich positive« Verhältnis 
zwischen Christen und Juden wird durch die 
Wahlerfolge der explizit antisemitischen Par­
teien relativiert. Stadt und Kreis Neustadt wur­
den bereits 1932 NSDAP-Hochburg. Für die 
NS-Zeit wird bis in kleinste Details die Erzeu­
gung einer haßerfüllten, Angst erregenden Atmo­
sphäre eindrucksvoll beschrieben und durch 
Wiedergabe zahlreicher Dokumente, die fast 
alle lokalen Bezug aufweisen, belegt. Der » Er­
folg« des Terrors war durchschlagend: Schon 
Ende 1939 lebte nur noch eine Jüdin (in sog. 
» Mischehe« )  in dem Städtchen. Diese Entwick­
lung wird auf die aktive Teilnahme örtlicher Par­
tei- und Verwaltungsorgane an der Diskriminie­
rung und Verfolgung der jüdischen Minderheit 
zurückgeführt. In der sehr dichten Darstellung 
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dieser Vorgänge liegt die Stärke des Buches. 
Während die Beschreibung des jüdischen Ge­
meindelebens in den Hintergrund tritt, werden 
die Einzelschicksale aller Juden, die zwischen 
1933 und 1939 in Neustadt lebten, dokumen­
tiert. Im abschließenden Kapitel werden Pro­
bleme bei der Restitution enteigneten Vermö­
gens, bei der Entschädigung und sog. Wiedergut­
machung nach dem Zweiten Weltkrieg behan­
delt. Der auch nach 1945 virulente Antisemitis­
mus, der sich u. a. in Verwüstungen des Juden­
friedhofes, des letzten Überrestes jüdischen Ge­
meindelebens, äußert, wird thematisiert. Schließ­
lich setzt sich der Autor mit der von der Stadt ge­
förderten Geschichtsschreibung auseinander: 
Weder in der offiziellen Stadtchronik, noch in 
Ortsteilchroniken finden sich Hinweise, daß in 
Neustadt im 20. Jahrhundert Juden gelebt ha­
ben. Da überrascht es nicht, daß die Stadt eine 
Unterstützung der hier angezeigten Arbeit ab­
lehnte. 

Ludwigshafen, dessen jüdische Gemeinde sich 
parallel zur aufstrebenden jungen Stadt entwik­
kelte, scheint eine Sonderstellung hinsichtlich 
der Beziehungen zwischen Christen und Juden 
in Deutschland einzunehmen. Folgt man den 
Vf., so herrschte hier ein Klima »pragmatischer 
Toleranz«,  Antisemitismus sei anders als im Um­
land vor 1933 zumindest nicht in Erscheinung 
getreten. Gründung und Entwicklung der jüdi­
schen Gemeinde sowie der soziale und wirt­
schaftliche Aufstieg der Juden werden mit Blick 
auf die gesamte Stadtentwicklung ansprechend 
beschrieben. Erwähnenswert ist ein kleiner Ab­
schnitt über die Ost juden, deren Anteil an der jü­
dischen Gemeinde die Vf. für 193 1 auf über 50 
Prozent schätzen. Eine Sonderstellung nahm die 
Stadt auch ab 1933 ein: Gauleiter Bürckel terro­
risierte die Juden der Pfalz mit radikalen Maß­
nahmen, die der Politik im Reich weit voraus 
waren: Gesetzwidrige Entlassungen, Boykotte, 
Enteignungen, Geschäftsschließungen, Vertrei­
bungen, Schikanen, Verbote, Ausweisungen wur­
den am 22. 10.  1940 abgeschlossen durch die 
Deportation der verbliebenen Pfälzer Juden 
nach Gurs. Zu dem Zeitpunkt war die Stärke 
der jüdischen Gemeinde bereits auf ein Sechstel 
geschrumpft; von den Deportierten überlebte 
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etwa ein Viertel. Heute erinnern nurmehr Ge­
denktafeln an die ehemalige jüdische Gemeinde. 

»Mut zur Erinnerung« nennt O. Seidel ihre en­
gagierte persönliche Suche auf den Spuren der 
Gmünder Juden. Die Arbeit versteht sich als 
Fortsetzung einer früheren Darstellung über die 
Gmünder Juden. Das erste Viertel des Buches -
im wesentlichen Lesefrüchte zur Geschichte uhd 
Entwicklung der Judenfeindschaft - kann man 
getrost überschlagen. Hingegen ist die Beschrei­
bung der Einzelschicksale der jüdischen Fami­
lien aus Gmünd sehr lesenswert. Überraschend 
umfangreich waren die kulturellen, sozialen und 
vor allem die wirtschaftlichen Aktivitäten der 
kleinen jüdischen Minderheit. Die Vf. verfolgt 
diese Entwicklung bis zum Abbruch durch Ver­
folgung, Deportation und Mord bzw. durch 
Zwangsemigration und neuen Aufbau im Aus­
land. Am Ende der Darstellung stehen Überle­
gungen zur sog. Wiedergutmachung. 

In der ehemaligen DDR gehörte die Untersu­
chung des jüdischen Schicksals in der NS-Zeit 
nicht zu den erwünschten Themen. Da die Mehr­
heit der Juden dem Besitzbürgertum angehörte, 
paßte ihre ' Verfolgung durch das NS-Regime 
nicht in die an den Klassenkampf gebundene 
Faschismustheorie der Kommunisten. Als das 
Tabu in den letzten DDR-Jahren allmählich auf­
geweicht wurde, waren viele wichtige Zeitzeu­
gen bereits verstorben. Ungeachtet dieser widri­
gen Umstände legte M. Schröter eine lesens­
werte Untersuchung über die Nordhäuser Juden 
vor, in der die Verfolgungsmaßnahmen und das 
Bemühen, ihnen durch Flucht unter z. T. drama­
tischen Umständen, wie z. B. auf den Schiffen 
»St. Louis« und » Patria« ,  zu entkommen, im 
Zentrum stehen. Das jüdische Gemeindeleben 
wird nur am Rande berührt. Nicht so knapp hät­
ten die Bemerkungen über die Haltung der so­
wjetischen Besatzungsmacht gegenüber den 
NS-Tätern und den wenigen zurückgekehrten 
Überlebenden ausfallen dürfen. Die Wiedergabe 
von Dokumenten und Zeitzeugenaussagen ver­
leihen dem Buch Authentizität, zusammenfas­
sende Tabellen fördern die Übersichtlichkeit. 
Der Anhang bringt einige exemplarische Einzel­
schicksale, ein Verzeichnis der jüdischen Ein­
wohner Nordhausens seit 1933 sowie Anmer-

kungen zu Defiziten der Ortsgeschichtsschrei­
bung hinsichtlich der jüdischen Minderheit. 

In Österreich entwickelte sich die Judenpoli­
tik zwischen »Anschluß« und Novemberpo­
grom viel rascher als im »Altreich« . Für Krems 
ließ die Quellenlage eine Darstellung des Neben­
einanderwirkens und Ineinandergreifens von 
Straßenterror und bürokratischen Maßnahmen 
nicht zu. Streibel fußt in seiner Untersuchung 
hauptsächlich auf Interviews von Zeitzeugen 
und auf privaten Quellen überlebender Verfolg­
ter. So entstand ein für Österreich bisher selte­
nes Dokument der Erinnerung und der Arbeit 
an der Erinnerung. Einen Schwerpunkt der Dar­
stellung bildet die Zusammenstellung der Schick­
sale der um 1938 in Krems und Umgebung an­
sässigen jüdischen Familien, ihre Terrorisierung, 
Enteignung und Vertreibung und ihre Flucht ins 
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Ausland oder die Deportation in den Tod. Die 
Spurensuche des Vf. selbst wird thematisiert 
und daran der schwierige Umgang mit diesem 
Kapitel aus der jüngsten Geschichte in einigen 
kleinen Abschnitten äußerst gelungen beschrie­
ben. Etwa die Recherche auf den Spuren der 
Kremser Juden in Wien: eine absurd-komische 
Farce; der verhalten kommentierte Spaziergang 
mit zwei Kremser Juden durch die Stadt ihrer 
Kindheit, sechzig Jahre nach der Flucht; »ohne 
Kommentar� abgedruckte Auszüge aus Inter­
views mit nicht jüdischen Zeitzeugen (keiner 
war dabei, niemand hat's gesehen) .  Etwa einem 
Drittel der Kremser Juden gelang die Flucht 
nach Palästina. Das Tagebuch einer solchen un­
glaublich abenteuerlichen, ein Jahr dauernden 
Flucht wird in Gänze wiedergegeben und durch 
Beiträge einer Mitarbeiterin erläutert. 
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in der Bilanz der Wohnungstotalschäden und 
Folgen des Luftkrieges unter bevölkerungs­
geographischem Aspekt (Duisburger Geogra­
phische Arbeiten 8), Dortmund: Dortmunder 
Vertrieb für Bau- und Planungsliteratur 
1 991, zahlr. Abb., 3 75 S., DM 39,80. 

MARTIN RÜTHER (Bearb.), Köln, 3 1 .  Mai 1 942: 
Der 1 000-Bomber-Angriff, hrsg. vom NS-Do­
kumentationszentrum der Stadt Köln (Kölner 
Schriften zu Geschichte und Kultur, Bd. 1 8), 
Köln: Janus 1 992, Abb., 240 S. 

MATTHIAS NEUTZNER (Hrsg.), Lebenszeichen. 
Dresden im Luftkrieg. Dokumentation der 
Ausstellung vom August 1 989 - April 1 990, 
Dresden: M. Sandstein Verlagsgesellschaft 
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Code Yellowfin. Eine Analyse der Luftan­
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Weltkrieg. Ein internationaler Vergleich, Es­
sen: Klartext 1 991,  Abb., 332 S., DM 42,-. 

»Warum? «  und »Wieso wir?« ,  das waren die ver­
zweifelten Fragen, die durch die betroffene Zivil­
bevölkerung im Schrecken der Luftangriffe der 
Kriegsjahre wieder und wieder gestellt wurden. 
Wie konnte das Erlebte überhaupt bewältigt 
werden, wie veränderte es die Moral und das 
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Verhältnis der Menschen zu Staat und Partei, 
wie entwickelte sich der Alltag in den Städten, 
der vor allem in der letzten Kriegsphase ange­
sichts der ständigen Bedrohung aus der Luft 
mehr und mehr zu einem Kampf ums Überleben 
wurde? Ein halbes Jahrhundert Abstand zu den 
in einer Vielzahl von Einzeldarstellungen bereits 
dokumentierten verheerenden Bombenschäden 
und Zerstörungen des Zweiten Weltkriegs war 
für einige der am meisten betroffenen Städte so­
wie Wissenschaftler unterschiedlicher Diszipli­
nen Anlaß, das Geschehen dieser Zeit - zum Teil 
mit eigenen Ausstellungen - erneut zu dokumen­
tieren und zu bearbeiten. 

Die stufenweise Eskalation des Luftkriegs ist 
bekannt, wenn auch bis heute nicht wirklich be­
greif- und faßbar: Anfänglich wenig erfolgrei­
chen » Präzisionsangriffen « auf einzelne Ziele 
folgte - auch als Reaktion auf die deutschen 
Luftangriffe auf Rotterdam, Coventry, London, 
Warschau und den Angriff auf die Sowjetunion 
- ab 1941/42 im Rahmen des » strategischen 
Luftkriegs« und » dehousing«-Konzepts der Bri­
ten bzw. der Alliierten die gezielte Wendung zur 
Flächenbombardierung, zum » area bombing«, 
für das zunächst gerade die brandanfälligsten 
und am dichtesten bebauten Großstädte und Alt­
stadtquartiere ausgewählt wurden. Das » moral 
bombing« des immer perfekter geführten Brand­
kriegs mit seinen entsetzlichen Feuerstürmen 
richtete sich dabei explizit gegen die Zivilbevöl­
kerung und insbesondere die Industriearbeiter­
schaft. Mit dem Erreichen der Luftherrschaft ab 
1943/44 und der Möglichkeit zu Tagangriffen er­
reichte das Städtebombardement weitere, bis da­
hin unvorstellbare Steigerungen, die keine deut­
sche Stadt mehr verschonten. In Zahlen ausge­
drückt verloren in Deutschland etwa 410 000 
Zivilpersonen ihr Leben durch den Luftkrieg, 
2,5 Mio. Wohnungen wurden total zerstört, 4 

Mio. unterschiedlich schwer beschädigt (Hohn, 
S. 5 1 ff.) .  

Paradoxerweise (naiverweise? )  glaubte insbe­
sondere die britische Luftwaffenführung unbeirr­
bar daran, gerade durch massivste Schläge ge­
gen die Zivilbevölkerung und ihre Moral eine ra­
sche und damit viele Menschenleben rettende 
Kriegsentscheidung herbeiführen zu können 
(Moessner-Heckner, S. 17) .  Doch, darüber sind 
sich die meisten Historiker einig, die Bombardie­
rungen haben keine kriegsentscheidende Bedeu­
tung gehabt: » Der Krieg wurde auf dem Land 
und nicht in der Luft entschieden« (Jäckel, 
S. 323) .  Weder gelang es, die Industrie- und Rü­
stungsproduktion, die vielfach unter Tage oder 
auf dem Land weitergeführt wurde, entschei­
dend zu beeinträchtigen, noch, so die bisher 
herrschende Meinung, die Moral der Bevölke­
rung nachhaltig zu untergraben. Gerade in die­
sem Punkt legt allerdings ein Teil der genannten 
Untersuchungen vorsichtigere Schlußfolgerun­
gen nahe. Offenbar markierte das Grauen des 
Bombenkriegs, der Verlust von Angehörigen, 
das Erleben von Hilflosigkeit und Ohnmacht 
auch der staatlichen und Partei-Dienststellen 
doch für viele Menschen einen Wendepunkt zur 
Resignation, Passivität und Mutlosigkeit, der 
auch durch die Haß- und Vergeltungsparolen ge­
gen England und die NS-Durchhalteappelle 
( » Unsere Mauern brachen, unsere Herzen 
nicht« u. ä.) nicht mehr übertüncht werden 
konnten. 

Die mit einem außerordentlich materialrei­
chen Tabellen-, Karten- und Anmerkungsteil ver­
sehene, am Fachbereich Geographie der Gesamt­
hochschule Duisburg eingereichte Dissertation 
von Uta Hohn richtet sich vor allem auf die flä­
chendeckende, zeitlich und regional differenzie­
rende quantitative Erfassung der Luftkriegsschä­
den. Damit liegt erstmals eine Arbeit vor, die die 
Kriegsschäden in den westdeutschen Städten un­
tereinander, aber auch - ein besonderes Ver­
dienst der Arbeit - mit den ostdeutschen Städ­
ten wenigstens innerhalb bestimmbarer Gren­
zen vergleichbar macht. Uta Hohn weist ein­
drucksvoll nach, daß der bisher in der Literatur 
geübte Umgang mit zum Teil gänzlich unver­
gleichbaren Daten zu höchst irreführenden Aus-
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sagen über Kriegsschäden, als Folge davon aber 
auch über die Wiederaufbauleistungen geführt 
hat. Die Ursachen für die divergierenden Zahlen­
angaben in diesem ganz besonders »verworre­
nen Gebiet der Statistik« (S. 42) liegen in defini­
torischen Problemen, unterschiedlichen Erhe­
bungsmethoden, Erhebungszeitpunkten, Scha­
densklassenbreiten u. ä., sind aber auch in dem 
Versuch von Städten zu jener Zeit zu sehen, » hö­
here Zuteilungen an Baumaterial, jedoch gerin­
gere Flüchtlings- und Vertriebenenzuweisungen 
zu erhalten« (S. 44) . Dem Versuch der detaillier­
ten Schadenserfassung geht eine ausführliche, in 
Phasen gegliederte Beschreibung des Verlaufs 
des Luftkriegs und der Wirkung der Bomben 
und Feuerstürme voraus. Das Schwergewicht 
liegt jedoch auf der methodisch peniblen, regio­
nal differenzierten Darstellung des Zahlenmate­
rials, wodurch die Arbeit - was die verglei­
chende quantitative Betrachtung der Luftkriegs­
folgen angeht - vor allem den Charakter eines 
Übersichts- und Nachschlagewerks annimmt. 

Im Unterschied zu diesem mehr vergleichen­
den, quantitativ-bilanzierenden Ansatz stehen 
drei Arbeiten (zu Köln, Dresden und Pforz­
heim), die jeweils von der Zerstörung und dem 
Schrecken eines einzigen Luftangriffs ausgehen, 
sich aber dennoch hinsichtlich ihrer Darstellung 
(Ziele und Planungen aus Sicht der Alliierten, 
Schutzmaßnahmen und Verteidigung, Chronik 
des Angriffs, Zerstörungen, Aufräumungsarbei­
ten und Evakuierungen, Folgen für den Wieder­
aufbau) und den benutzten Quellen (Zeitzeu­
gen, Archivmaterial, Dokumente etc.) sehr stark 
voneinander unterscheiden. 

Das vom NS-Dokumentationszentrum der 
Stadt Köln herausgegebene Buch zum sog. 
» 1000-Bomber-Angriff« auf Köln am 3 1 .  Mai 
1942 entstand im Zusammenhang einer Ausstel­
lung zu seinem 50. Jahrestag. Der Angriff gilt als 
ein Markstein in der Eskalation des Luftkriegs. 
Mit diesem » ersten Groß-Luftangriff der Kriegs­
geschichte« (S. 9), den dabei ausgelösten 2500 
Großbränden, den 13000 total vernichteten 
Wohnungen und den mindestens 500 Toten und 
5000 Verletzten (S. 63) galt die Effektivität der­
art massierter Bombenangriffe für die Alliierten 
als erwiesen. Der Angriff sollte bewußt so mas-
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siert sein, daß es den Feuerwehren unmöglich 
sei, die Brände zu löschen. Der britische Kom­
mandeur Arthur Harris ( »Bomber-Harris« )  ver­
sprach sich von diesem » spektakulären Angriff« 
eine enorme » moralische Auswirkung in 
Deutschland. ( . . .  ) Das Unternehmen wird außer­
dem bewirken, daß der >Boche< einen Vorge­
schmack von dem bekommt, was auf ihn noch 
zukommt« (S. 30) .  Die Arbeit gliedert sich in 
zwei Teile. Den ersten Teil bilden zwei wissen­
schaftliche Aufsätze, die sich mit den Zielen und 
Planungen aus britischer Sicht beschäftigen 
(Gebhard Aders) und den Verlauf des Angriffs 
in Köln (Martin Rüther) untersuchen. Obwohl 
Aders erklärtermaßen » antibritische Tenden­
zen« vermeiden will, zeigt seine Auswertung der 
offiziellen britischen Darstellungen des Luft­
kriegs, der Kriegstagebücher und vor allem der 
Akten im Londoner Public Record Office (Air) 
die ganze Tragweite und unmenschliche (Irr-)Ra­
tionalität des » moral bombing« sehr eindring­
lich. Der Aufsatz von Rüther schildert auf der 
Basis deutscher Aktenbestände detailliert die 
Folgen des Angriffs und die Organisation der 
Schadensbekämpfung. Ein Hauptziel der Evaku­
ierungen, der Aufräumungsarbeiten, der Versor­
gung mit Obdach und Nahrung und der -
» nicht kleinlichen« - Entschädigungen war die 
Mobilisierung des » Durchhaltewillens« der Be­
völkerung. Es ist ein Verdienst der Arbeit, eine 
» Hilfe« zu erwähnen, die nur zu häufig verges­
sen wird: »In immer stärkerem Maße wurden 
Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene und schließ­
lich KZ-Häftlinge eingesetzt, um die Schäden 
nach Bombenangriffen zu beheben und die ge­
fährliche Arbeit der Blindgängerbeseitigung 
durchzuführen« (S. 99). Der zweite Teil ist eine 
Sammlung unterschiedlicher zeitgenössischer 
Quellen wie Schulchroniken, der Abschlußbe­
richt des Kölner Gauleiters Grohe, die aufschluß­
reichen Berichte des in Köln residierenden 
Schweizer Konsuls etc. Mit einer Ausnahme 
wurde bewußt auf Zeitzeugenberichte aus rück­
schauender heutiger Sicht verzichtet, da man an­
nimmt, daß bei den meisten Zeitzeugen » die 
konkret damit zusammenhängenden Erinnerun­
gen von späteren, Kriegserlebnissen überlagert 
worden sind« (S. 1 13 ) .  Was die wünschenswerte 
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Einordnung des Angriffs vom 3 1 .  Mai 1942 in 
den größeren Zusammenhang der gesamten 
Kriegsereignisse in Köln betrifft, so verweist Rüt­
her selbst in seinem Vorwort auf die Notwendig­
keit einer » Gesamtdarstellung Kölns im Zwei­
ten Weltkrieg« (S. 7) .  So sieht er auch noch wei­
teren Forschungsbedarf, um die von ihm nur vor­
sichtig angedeutete » Hypothese« ,  daß die Wucht 
des Angriffs bei vielen Kölnern eine Zäsur mar­
kierte und einen » tiefen und langanhaltenden 
Schock« (S. 105) auslöste, weiter zu erhärten. 

Wie kaum ein anderer Fall ist das Leiden der 
Stadt Dresden in den Angriffen vom 13 .  bis 15 .  
Februar 1945 zum Symbol für das Grauen des 
Luftkriegs in der letzten Kriegsphase geworden. 
Die Angriffe des britischen Bomber Command 
und die folgenden Angriffe der 8. US-Luftflotte 
hatten die totale Zerstörung des Dresdner Stadt­
zentrums und großer Teile der Vororte zur 
Folge. Im Feuersturm starben mindestens 35000 
Menschen. Seit 1985 trägt eine Gruppe von 
Dresdnern systematisch Erlebnisberichte, Origi­
naldokumente, Fotografien und Gegenstände 
wie Luftschutzmaterialien, Brandbomben etc. 
zusammen. Die seit 1989 in Dresden und ande­
ren Orten gezeigte Ausstellung » Lebenszeichen 
- Dresden im Luftkrieg 1944/45 « markiert 
ebenso wie die in der kleinen - und inzwischen 
vergriffenen - Dokumentation der Ausstellung 
wiedergegebenen Materialien nur ein Zwischen­
ergebnis. Geplant ist eine spätere Aufarbeitung 
des viel umfangreicheren Materials » zu einer 
umfassenden Darstellung der Ereignisse in Dres­
den in den letzten Monaten des Zweiten Welt­
krieges aus der Sicht der von Krieg und Zerstö­
rung Betroffenen« (S. 95) .  Während schon über 
die Nachkriegsordnung in Europa verhandelt 
wurde, hofften die westlichen Militärs, den Zu­
sammenbruch durch erneute schwerste Luftan­
griffe zu beschleunigen » und gleichzeitig dem un­
geliebten Verbündeten Sowjetunion die eigene 
militärische Stärke demonstrieren zu können« 
(S. 5 ) .  Die Materialien der Dokumentation, die 
Augenzeugenberichte, Tonbandprotokolle, Brie­
fe etc., ergeben - obwohl noch weitgehend un­
kommentiert - allerdings auch bereits jetzt ein 
erschütterndes Bild des Schreckens dieser Tage 
im Erleben der Betroffenen. 

Ebenfalls eine schreckliche Episode in dieser 
letzten Kriegsphase, die Zerstörung Pforzheims 
im Bombenangriff vom 23 . Februar 1945, hat 
die amerikanische Historikerin Moessner-Heck­
ner minutiös rekonstruiert und analysiert. Die 
ungemein gründlich in allen relevanten amerika­
nischen, englischen und deutschen Archiven re­
cherchierte Analyse ist über den Fall Pforzheims 
hinaus von grundsätzlichem Interesse und be­
leuchtet exemplarisch die gesamte Problematik 
der Aufstellung von Ziellisten und der Debatten 
und Kontroversen um Präzisions- oder Flächen­
angriffe auf Seiten der Alliierten in der letzten 
Kriegsphase. Warum wurde Pforzheim noch in 
den letzten Kriegstagen in Schutt und Asche ge­
legt, warum starben über 1 7 000 Menschen in 
der Aktion » Yellowfin« ,  dem Tarnnamen für 
den Angriff? Am Ende kommt Frau Moessner­
Heckner zu dem Ergebnis, daß es keine strategi­
schen Gründe gab, daß Pforzheim letztlich 
» grundlos starb. Es wurde zerstört, weil es noch 
nicht zerstört war. Es fiel einer Unlogik zum Op­
fer, die in Kriegszeiten oft mit Notwendigkeit 
verwechselt wird« (S. 1 1 ) .  Pforzheim kam nicht 
wegen kriegswichtiger Industrieanlagen auf die 
Ziellisten. Allein wegen seiner Eisenbahnver­
kehrsanlagen war es auf der Liste der sog. » Füll­
ziele« gelandet. Vor allem aber hatte es noch 
eine unzerstörte, besonders eng bebaute und 
brand anfällige Innenstadt und wurde deshalb, 
als im Zuge einer - trotz erheblicher Bedenken 
auch unter den Alliierten - von Churchill voran­
getriebenen Reaktivierung der Flächenangriffsof­
fensive im Februar 1945 nach geeigneten Zielen 
gesucht wurde, auf die »aktive Liste« gesetzt 
und am 23. Februar zerstört. Es ging allein noch 
um das Brechen des noch verbliebenen » Durch­
haltewillens« der Zivilbevölkerung, auch um 
die Demonstration von Stärke unter den Alliier­
ten und auch um Rivalitäten zwischen den ver­
schiedenen Teilen der Streitkräfte, die jeweils 
den Hauptanteil an der Kapitulation Deutsch­
lands für sich beanspruchten. Im Unterschied zu 
den sog. Präzisionsangriffen besonders gegen 
Hydrierwerke, Ölraffinerien und das Verkehrs­
netz, denen durchaus kriegsverkürzende Wir­
kung zukam, bewertet Moessner-Heckner in ih­
rer gründlich abwägenden Arbeit derartige Flä-
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chenangriffe, die mit der Einäscherung deut­
scher Städte während der letzten Kriegsphase en­
deten, im Endeffekt als » reinen Overkill« ,  als 
»Plan für Terror und Tod« und » sinnlosen Zer­
störungswahn« (S. 154 f. ) .  

Nicht allein die Betroffenheit durch den Luft­
krieg, sondern grundsätzlich alle Arten von Be­
troffenheit der Städte durch den Krieg themati­
siert der von Marlene P. Hiller / Eberhard Jäckel 
und Jürgen Rohwer herausgegebene Sammel­
band mit dem anspruchsvollen Titel » Städte im 
Zweiten Weltkrieg. Ein internationaler Ver­
gleich« .  Der Band enthält die Referate und Dis­
kussionsbeiträge eines wissenschaftlichen Kon­
gresses, der 1989 in Stuttgart stattfand. Veran­
stalter waren die Bibliothek für Zeitgeschichte 
in Stuttgart und das Historische Institut der Uni­
versität Stuttgart gemeinsam mit dem Komitee 
der Bundesrepublik Deutschland in der Interna­
tionalen Gesellschaft für die Geschichte des 
Zweiten Weltkriegs. Ausgangspunkt war, wie 
die Herausgeber in ihrem kurzen Vorwort erklä­
ren, die Ausstellung »Stuttgart im Zweiten Welt­
krieg« ,  die 1989 und 1990 gezeigt wurde. Inso­
fern überrascht, daß sich in dem Band kein Be­
richt über Stuttgart findet. Tagungsthema war 
international vergleichende Stadtgeschichte im 
Zweiten Weltkrieg - ein bis dahin in der For­
schung noch nicht behandeltes Thema. Tatsäch­
lich vereint der Band nach einem einleitenden 
Aufsatz von T. Szarota, der mögliche Themen­
kreise der Forschung zum Alltag in den besetz­
ten Städten Europas entwickelt, eine Vielzahl 
von Aufsätzen zu Städten rund um den Globus, 
die jeweils verschiedenen, allerdings nicht näher 
explizierten oder begründeten »Stadttypen« zu­
geordnet wurden. » Umkämpfte Städte« :  Shang­
hai (Chr. Henriot), Warschau (K. Dunin-Waso­
wicz), Leningrad (V. M. Kovalcuk) ;  » Neutrale 
Städte« :  Stockholm (L. Nilsson), Istanbul (c. Be­
har) ; »Industriestädte« :  Turin (St. Musso), De­
troit (D. Nelson), Yokohama (R. Narita) ;  »Etap­
penstädte« :  Halifax O. White) ,  Kairo (M. 
AI-Husseini), Kalkutta (S. Bhattacharya); »Be­
setzte Städte« :  Kopenhagen (E. Kjeldboek), Ver­
viers O. Wynants) ,  Lyon (G. Garrier) ;  »Städte 
im Luftkrieg« :  Coventry (T. Mason), Hamburg 
(0. Büttner), Dresden (R. Förster).  
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Die unterschiedlichen Beiträge zeigen insge­
samt das ganze Spektrum des durch den Krieg 
verursachten Leidens, das von den Städten, die 
dem Ziel systematischer Vernichtung und Auslö­
schung ausgesetzt waren (War schau und Lenin­
grad) über die vorrangige Betroffenheit durch 
Luftkrieg (Coventry, Hamburg, Dresden, Yoko­
hama) und Hunger (neben Leningrad v. a.  Kal­
kutta, auch Shanghai), durch Rassenspannun­
gen und soziale Unruhen (Detroit, Halifax) und 
die Verstrickungen der (Wirtschafts-)Kollabora­
tion (Verviers, Lyon) bis hin zu Städten reicht, 
die gemessen an anderen, relativ » gut« überleb­
ten (Istanbul, Stockholm, Kopenhagen) . Die Bei­
träge breiten zwar eine Fülle von Informationen 
aus, unterscheiden sich aber in Fragestellung, 
Methode, benutzten Quellen und Zielsetzung so 
stark, daß systematische Vergleichbarkeiten 
kaum gegeben sind und in dem Band auch nicht 
mehr - etwa in einer zusammenfassenden Ein­
führung der Herausgeber - zum Thema ge­
macht wurden. Es bleibt unklar, warum man an 
dem Untertitel festgehalten hat, obwohl das 
darin angekündigte, wohl auch ursprünglich be­
absichtigte, komparative Vorgehen fallengelas­
sen wurde. Auch in dem am Ende wiedergegebe­
nen kurzen Protokoll der Schlußdiskussion der 
Tagung wird die Möglichkeit von Städteverglei­
chen im Weltmaßstab von mehreren Seiten eher 
skeptisch beurteilt oder doch nur mit Blick auf 
jeweils sehr stark divergierende Bezugspunkte 
für möglich gehalten. So wurden nebeneinander 
als mögliche Gegenstände vergleichender For­
schung genannt: Das Leiden und der Hunger in 
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den Städten, die Veränderung der Funktion der 
Städte, der mit dem Krieg möglicherweise ver­
knüpfte Emanzipationsprozeß der Frauen, die 
Ausweitung des tertiären Sektors, die Moderni­
sierungswirkung des Krieges, die Folgen des 
Luftkrieges u. a. 

Kontrovers diskutiert (von Jäckel mit Verweis 
auf die bisherige gegenläufige Bewertung der 
Bombardierungen durch die Forschung) wurde 
eigentlich nur die - zugespitzter als in den oben 
besprochenen Arbeiten - am Fall Hamburgs 
von Ursula Büttner vorgetragene These zur de­
moralisierenden Wirkung der Luftangriffe. Da­
nach hätten die grauenhaften Folgen des » Unter­
nehmens Gomorrha«, der alliierten Bombenan­
griffe auf Hamburg vom 25 . 7. - 3. 8. 1943 mit 
34 000 Toten, 125 000 Verletzten und 255 000 
zerstörten Wohnungen einen Wendepunkt im Er­
leben und der Stimmung der Bevölkerung bedeu­
tet. Nach der Hamburg-Katastrophe sei das 
durch jahrelange Propaganda erzeugte » Gefühl 
der Sicherheit« überall im Reich » urplötzlich zu­
sammengebrochen« (S. 286) .  Durch alle Be­
richte unterschiedlicher Herkunft ziehe sich von 
da an die Befürchtung, » daß die Kriegsnieder­
lage unabwendbar sei« (S. 287) .  Insofern sei 
» die Bedeutung solcher verheerender Großan­
griffe höher einzuschätzen, als es im allgemeinen 
geschieht« (S. 296) .  Insgesamt liegt trotz der me­
thodischen Probleme ein lesenswerter Band vor, 
der zusammen mit den zahlreichen Abbildungen 
und Fotos einen informativen Beitrag zur inter­
nationalen Stadtgeschichte der Kriegszeit liefert. 

Stefan Goch 

Stadtgeschichte aus dem Katalog? 
Begleitbände lokaler NS-Ausstellungen 

BENIGNA SCHÖNHAGEN (Hrsg.), Nationalsozia­
lismus in Tübingen. vorbei und vergessen. Ka­
talog der Ausstellung, Tübingen: Stadt Tübin­
gen, Kulturamt 1 992, zahlr. Abb., 438 S. 

MARLENE P. HILLER (Hrsg.), Stuttgart im Zwei­
ten Weltkrieg, Katalog der Ausstellung vom 
1 .  September 1 989 bis 22. Juli 1 990 (Ausstel­
lungsreihe: Stuttgart im Dritten Reich), Ger­
lingen: Bleicher 1 989, zahlr. Abb., 558 S. 

VON WEIMAR BIS BONN. ESSLINGEN 1919 BIS 
1949, Begleitband zur Ausstellung im Alten 
Rathaus und an elf Stellen in der Stadt vom 
15. Mai bis 1 8. August 1 991, hrsg. von der 
Stadt Esslingen, Sigmaringen: Thorbecke 
1 991, zahlr. Abb., Tab., Karten, Grafiken, 
530 S. 

GÜNTHER HÖGL (Hrsg.), Widerstand und Ver­
folgung in Dortmund 1 933 bis 1 945: Katalog 
zur ständigen Ausstellung des Stadtarchivs 
Dortmund in der Mahn- und Gedenkstätte 
Steinwache, Dortmund: Wittmaak 1 992, 
zahlr. Abb., 480 S. 

Seit den 1980er Jahren, als es viele » runde« Jah­
restage von Ereignissen der NS-Zeit gab, wur­
den in zahlreichen Städten Ausstellungen zur lo­
kalen Geschichte während des » Dritten Rei­
ches« gezeigt. Neben den mittlerweile recht ver­
breiteten Veröffentlichungen »Die Stadt XY im 
Nationalsozialismus« ,  »Widerstand und Verfol­
gung in XY« oder » Die Juden in XY« geben 
Ausstellungskataloge, kommentierte Dokumen­
tationen oder Begleitbücher, die anläßlich sol­
cher Ausstellungen publiziert werden, wesentli­
che Ergebnisse der stadtgeschichtlichen For­
schungen zum Nationalsozialismus wieder. 

An vier neueren Katalogen zu Themen der 
Stadtgeschichte im » Dritten Reich« sollen hier 
exemplarisch Leistungen, aber auch Probleme 
solcher Veröffentlichungen deutlich gemacht 
werden. Diese recht willkürliche Auswahl um­
faßt zwei Mittelstädte und eine Großstadt aus 
Baden-Württemberg sowie eine weitere Groß­
stadt aus dem Ruhrgebiet. Während in der Uni­
versitätsstadt Tübingen ein (klein)bürgerliches 
Klima herrschte, dominierten in Esslingen ge­
werblich-industrielle Strukturen. Recht unter­
schiedliche industrielle Strukturen wiesen die 
beiden Großstädte auf. Dortmund war eine 
Montanstadt mit großbetrieblich geprägter Ar­
beiterschaft, während in Stuttgart eine eher bo­
denständige, qualifizierte Arbeiterschaft in der 
weiterverarbeitenden Industrie beschäftigt war. 

Wie der Titel - » vorbei und vergessen « - an­
deutet, geht der Katalog zur Tübinger Ausstel­
lung von den Erinnerungen an die NS-Zeit aus. 
Anhand zahlreicher Zitate wird zunächst belegt, 
daß im Gedächtnis der » normale Alltag«, die 
Ausblendung der nationalsozialistischen Verbre­
chen, die vermeintliche Janusköpfigkeit des Na­
tionalsozialismus, die Manipulierung durch Pro­
paganda, die Aufrechnung von Schuld und die 
geringe Bedeutung der Erinnerung an das 
» Dritte Reich« für die Gegenwart nebeneinan­
derstehen. Schwerpunkt der in dem Band ver­
sammelten Aufsätze ist so dann der aspekthafte 
Versuch, diese Gleichzeitigkeit von Normalität 
und Verbrechen zu verstehen. Entsprechend kon­
zentriert sich der Blick vieler Beiträge auf Ge­
meinschaftserlebnisse, die Inszenierung national­
sozialistischer Politik und das scheinbar harm­
lose Mitmachen vieler. 

Die Esslinger Aufsatzsammlung - ohne eine 
integrierende Einleitung, die auch nicht durch 
allgemeinere Überlegungen zu politischen Tradi­
tionen in Deutschland im ersten Artikel ersetzt 
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wird - bietet zur Entwicklung Esslingens zwi­
schen 1919 und 1949 die wesentlichen Fragestel­
lungen der Stadtgeschichtsforschung über die­
sen Zeitraum. Von der Darstellung der Revolu­
tion 1918119, über die Wahlentwicklung, die 
Herausbildung der örtlichen NSDAP bis zur Re­
organisation des politischen Lebens nach der Be­
freiung vom Nationalsozialismus reichen die 
Darstellungen, die gewissermaßen der überge­
ordneten, oft gestellten Frage nach Kontinuitä­
ten und Brüchen folgen. Diese Forschungsper­
spektive wird noch besser deutlich an Längs­
schnittuntersuchungen über die städtebauliche 
Entwicklung, die Lehrerbildung in Esslingen, 
die Frauenarbeits- und die Mütterschule, die 
Volkshochschule, das »Dritte Reich« im Über­
blick und die Nachkriegszeit. Die akribische 
Darstellung wichtiger stadtgeschichtlicher 
Schlüsselereignisse rundet den Band ab. 

Ein weniger beleuchtetes Thema greift der Ka­
talog » Stuttgart im Zweiten Weltkrieg« auf. Die­
ser Teil einer ambitionierten Ausstellungsreihe 
(seit 1982) behandelt die Kriegszeit als eine spe­
zifische Phase der NS-Zeit, in der sich die Verbre­
chen ins Unfaßliche steigerten. Im Angriffskrieg, 
dem daraus hervorgehenden »totalen Krieg« 
und der Steigerung des Weltanschauungskrieges 
im Inneren und in den besetzten Gebieten er­
reichte der Nationalsozialismus gewissermaßen 
seine Vollendung bzw. seinen Höhepunkt. Dies 
zu zeigen, im Gegensatz zu den immer noch ver­
breiteten Vorurteilen über den Krieg, und das 
Verschwinden der Grenzen zwischen nationalso­
zialistischen Verbrechen und Krieg zu verdeutli­
chen, ist Anliegen des Stuttgarter Buches. In 
zahlreichen Beiträgen unter Oberbegriffen wie 
» Ausgrenzung und Rassekrieg«, » NS-Justiz und 
Widerstand«,  » Innere Front« und » Stuttgarter 
im Krieg« wird der besondere Charakter der 
Kriegsphase eindrucksvoll sichtbar. 

Der Dortmunder Katalog ist die inzwischen 
dritte Auflage eines Begleitbuches zu der gleich­
namigen Ausstellung. Anläßlich der Unterbrin­
gung der seit 198 1 bestehenden Dauerausstel­
lung in dem ehemaligen Gestapo-Gefängnis 
Steinwache, der » Hölle Westdeutschlands«,  wur­
den Ausstellung und Katalog wesentlich erwei­
tert und überarbeitet. Nunmehr liegt eine stadt-
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geschichtliche Untersuchung vor, welche die 
wichtigsten Aspekte von Widerstand und Verfol­
gung in ihrer lokalen Konkretisierung darstellt. 
Die spezifische Fragestellung wird mit der Dar­
stellung der Dortmunder Ereignisse in der 
Endphase der Weimarer Republik und der 
» Machtergreifung« eingeleitet und untersucht 
dann verschiedene Gruppen, Formen und Rich­
tungen des politischen Widerstandes, die Resi­
stenz aus christlicher Verantwortung, die rassisti­
schen Maßnahmen wie Zwangssterilisierungen 
und Euthanasie, die Verfolgung und Ermordung 
der Dortmunder Juden und die Vernichtungspo­
litik gegenüber Sinti und Roma. In faszinieren­
der Dichte ist die exemplarische Darstellung 
und auch Dokumentation von entsprechenden 
Lebensläufen Dortmunder Bürger gelungen. 

Kommt in den Begleitbänden zu lokalen Aus­
stellungen zur NS-Zeit gewissermaßen schon 
ein Teil der Varianz der stadtgeschichtlichen Zu­
gänge zum Thema Nationalsozialismus zum 
Ausdruck, so stehen die Veröffentlichungen an­
sonsten vor ähnlichen Problemen, die von den 
hier genannten Beispielen zum Teil unterschied­
lich angegangen werden. Das Tübinger Beispiel 
stellt als »Begleitbuch« eine Mischform zwi­
schen Aufsatzsammlung und Ausstellungsdoku­
mentation dar. Während die zahlreichen kurzen 
Aufsätze in teilweise außergewöhnlicher Quali­
tät wie bei vielen Aufsatzsammlungen letztlich 
doch recht unverbunden nebeneinanderstehen, 
ist die Beschreibung der Ausstellungsobjekte au­
ßerordentlich eindrucksvoll. Ausführlich wird je­
des der Objekte und Dokumente in den histori­
schen Kontext eingebettet. Die sorgfältig ausge­
suchten Objekte sind allesamt abgebildet und 
verzeichnet. Der treffliche Band über Esslingen 
ist nach eigenem Anspruch »wichtige Ergän­
zung« der gleichnamigen Ausstellung, stellt aber 
eine selbständige Aufsatzsammlung dar, in de­
ren Anhang sich ein Verzeichnis der Ausstel­
lungsobjekte mit kurzen, aber ausreichenden Be­
schreibungen findet. Allerdings entstammen die 
Ausstellungsstücke stärker dem »Alltag« , als 
dies die Artikel widerspiegeln. Der Stuttgarter 
Band versteht sich als Begleitbuch. Abgesehen 
von einigen Fotos - » Blicke in die Ausstellung« 
- und einer kurzen Vorstellung des Ausstellungs-

konzeptes wird auf die Ausstellung selbst nicht 
weiter eingegangen. Der Dortmunder » Kata­
log« steht selbständig neben der Ausstellung, 
die mit denselben Forschungsergebnissen und 
Dokumenten arbeitet. Ein Katalog kann so als 
andere Präsentationsform die Themen der Aus­
stellung vertiefend darstellen. Mit den zahlrei­
chen kommentierten Abbildungen und kurzen 
einordnenden Texten stellt das Dortmunder Bei­
spiel quasi eine » Ausstellung in Buchform« dar. 

Mit dem bezeichnenden Untertitel steht das 
Tübinger Buch auch für den moralischen An­
spruch, den NS-Ausstellungen und dazugehö­
rige Kataloge verfolgen. Er verdeckt hier - an­
ders als bei manchen anderen Produkten - nur 
selten die Widersprüchlichkeit des NS-Systems, 
das subtile Zusammenwirken von antidemokra­
tischer Gesinnung, Anpassung und Terror. Aller­
dings erscheinen die Nationalsozialisten als äu­
ßerst ziel bewußt - immer schimmert schon die 
grausame letzte Konsequenz bei den ersten Maß­
nahmen der Nationalsozialisten, ihrer Wegberei­
ter und Helfer durch, wobei Tübingen durchgän­
gig als lokale Konkretisierung übergreifender 
Prozesse und Entscheidungen erscheint. Die (Ei­
gen)Dynamik des NS-Systems wird so nicht 
recht deutlich. Möglicherweise folgt dies aus der 
Gliederung, die das » Dritte Reich« selbst zeit­
lich nicht in unterschiedliche Phasen einteilt. Im 
Textteil fehlt leider oft die Datierung von Fotos 
und Dokumenten. Esslingens Veröffentlichung 
ist eher auf eine objektivierende, wertfreie Dar­
stellung orientiert. In ihr wird auch am wenig­
sten die » Perspektive des kleinen Mannes« sicht­
bar. Die Darstellung ist an der kommunalen Poli­
tik und ihren Trägern interessiert. Recht subtil 
geht der Stuttgarter Band vor: Die Beiträge sind 
um eine objektivierende und eher distanzierte 
Darstellung von Fakten, Ereignissen und Ent­
wicklungen bemüht. Dabei werden allerdings 
Originalzitate, verräterische Begriffe der NS­
Zeit und Ausschnitte aus Gesprächen mit Zeit­
zeugen und Betroffenen verwendet, die im 
Druckbild hervorgehoben sind. Ohne Moralisie­
rungen gelingt es so, das Nachdenken des Lesers 
zu fördern. Einen wieder anderen Weg beschrei­
tet der Dortmunder Katalog. Während die Dar­
stellung davon geprägt ist, den jeweiligen Wider-
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standskämpfern unterschiedlichster Couleur 
und den verschiedenen Opfern, die als konkrete 
Menschen mit Gesicht, Namen und Lebensge­
schichte vorgestellt werden, gerecht zu werden 
und ihre »von den Nationalsozialisten geschän­
dete Menschenwürde wiederherzustellen« , rich­
tet der Herausgeber in der Vorbemerkung nicht 
nur Appelle an die Öffentlichkeit, sondern for­
dert ganz konkrete Maßnahmen für eine ge­
rechte Entschädigung aller Opfer des nationalso­
zialistischen Unrechtsstaates sowie die Erinne­
rung an die » vergessenen« Opfer. 

Alle hier vorgestellten Bände bemühen sich 
um eine populäre Sprache, was auch weitge­
hend gelungen ist. Dem wissenschaftlich Interes­
sierten werden jedoch die Quellenhinweise für 
eigenes Weiterarbeiten teilweise dürftig erschei­
nen. Der Stuttgarter Band mit seiner eher kom­
primierten und konzentrierten Darstellung so­
wie seinem guten Anmerkungsapparat dürfte 
die größten Leseanforderungen stellen. Die Auf­
sätze über Esslingen und Tübingen zeichnen 
sich durch gute Lesbarkeit aus, ohne dadurch an 
Inhalt zu verlieren. Einen recht interessanten 
Aufbau hat der Dortmunder Katalog, der dann 
auch den Namen »Katalog« rechtfertigt: In 40 
Kapiteln werden verschiedene Widerstands­
und Opfergruppen behandelt, wobei jeweils 
nach einer kurzen einordnenden und zusammen­
fassenden Einleitung eine ausführliche Text­
und Bilddokumentation mit 865 Abbildungen 
folgt. Je nach Art der Dokumente und ihrer je­
weiligen Aussagekraft finden sich Bildunter­
schriften, mehr oder weniger lange Erläuterun­
gen und Biographien von abgebildeten Persön­
lichkeiten; Als Begleitband einer stadtgeschichtli­
chen Ausstellung scheint dies eine Lösung, die 
zum » Schmökern« einlädt und damit ihrem 
Zweck, der Ausstellungsergänzung, dient. Ge­
rade bei Begleitbänden zu stadtgeschichtlichen 
Ausstellungen ist immer eine Gratwanderung 
zwischen wissenschaftlicher Exaktheit und po­
pulärer Darstellung zu vollführen. Ohne jeweils 
den Anspruch auf eine vollständige Abhandlung 
des Themas zu erheben, was ja gerade Ausstel­
lungen kaum können, sind alle hier vorgestell­
ten Dokumentationen außerordentlich dicklei­
big und stellen damit doch erhebliche Anforde-
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rungen an den Leser bzw. an die wohl vorrangig 
angesprochenen Bürger. Auch der Tübinger und 
der Stuttgarter Band laden durch gelungene 
Kombination von Text und Bild zu einem selekti­
ven, teilweisen Lesen ein. Die durchschnittlich 
20seitigen Aufsätze über Esslingen verlangen et­
was mehr Durchhaltevermögen. 

In allen Veröffentlichungen finden sich The­
men, die in der historischen Forschung selten be­
handelt werden und erst in den letzten Jahren 
durch lokale Forschung »entdeckt« wurden, die 
aber den Nationalsozialismus, seinen verbreche­
rischen Charakter, den alltäglichen Schrecken 
und den »normalen Terror« charakterisieren. 
Neben der Untersuchung von Verfolgung und 
Ermordung der jüdischen Bürger, die besonders 
eindrucksvoll auch anhand akribisch erarbeite­
ter Biographien dargestellt wird, werden insbe­
sondere auch die » vergessenen Opfer« genannt 
und deren Schicksal dargestellt. Es finden sich 
so sorgfältig recherchierte Beiträge zur Zwangs­
sterilisation (Tübingen, Esslingen, Dortmund), 
zur NS-Justiz (Dortmund, Stuttgart), zur Eutha­
nasie (Dortmund, Stuttgart), zur Vernichtungs­
politik gegenüber Sinti und Roma (Dortmund, 
Tübingen, Stuttgart) ,  zu Zwangsarbeitern (Tü­
bingen, Esslingen, Stuttgart) und zur Wehr­
macht im Dienste des Nationalsozialismus 
(Dortmund, Stuttgart) .  Vermehrt werden auch 
spezifische kommunale Politikfelder wie stadt­
planerische Initiativen bzw. Bau- und Architek­
turpolitik (Esslingen, Tübingen, Stuttgart), städ­
tisches Kulturleben (Tübingen, Esslingen) und 
die lokalen Maßnahmen zur Erhaltung von Mas­
senloyalität analysiert. 

Gemeinsam ist den hier genannten Katalogen 
- wie wohl insgesamt auch den entsprechenden 
Ausstellungen -, daß besonders Biographien als 
didaktisches Mittel eingesetzt werden, da der 
Ausstellungsbesucher wie Leser hierbei auf eige­
nes Wissen und eigene Lebenserfahrungen zu­
rückgreifen kann, was Identifikation mit den hi­
storisch Handelnden und Leidenden ermöglicht. 
Individuelle, aber repräsentative Biographien 
entsprechen zudem einer Charakteristik natio­
nalsozialistischer Herrschaft: Durch die Zer­
schlagung der nicht-nationalsozialistischen Or­
ganisationsformen, den Terror, die Zerstörung 
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von Solidarität und die Verfolgung unangepaß­
ten Verhaltens wurde eine Vereinzelung des Indi­
viduums erzeugt. Der Tübinger Katalog enthält 
mehrere hervorragende biographische Beiträge. 
Ebenso finden sich im Stuttgarter Band verschie­
dene, meist recht knappe Biographien, überwie­
gend zu Spitzenvertretern des » Dritten Rei­
ches« .  Über einen ausführlichen biographischen 
Anhang verfügt der Esslinger Band. Die Dort­
munder Untersuchung zum Widerstand in der 
Ruhrgebietsstadt muß notwendigerweise ihre 
» Fälle« am Schicksal der Betroffenen schildern. 

Während die Beiträge über Esslingen die je­
weilige lokale Geschichte als Beispiel oder Illu­
strierung reichsweiter Entwicklungen und 
Trends darstellen oder lokale Besonderheiten 
hervorheben und ähnliches Vorgehen auch im 
Tübinger Beispiel festzustellen ist, ist insbeson­
dere die Dortmunder Untersuchung vorrangig 
lokal orientiert. Hier geht es zuerst um die indivi­
duelle Stadtgeschichte und weniger um deren 
Einbettung in eine überregionale Geschichte. Im 
Stuttgarter Sammelband gehen die zahlreichen 
Beiträge unterschiedlich vor. Die Feststellungen 
über die lokale Konkretisierung überregionaler 
Entwicklungen und die Spezifik lokaler Initiati­
ven sind wichtige, eigenständige Resultate der 
stadtgeschichtlichen Untersuchungen. Sie liefern 
die Grundlagen für vergleichende Fragestellun­
gen, die die Region, das Land und die reichs­
weite Entwicklung einbeziehen. Die hier vorge­
stellten Veröffentlichungen belegen, wie schon 
angedeutet, daß Stadtgeschichtsforschung neue 
Fragestellungen entwickeln oder auch bisherige 
Forschungsergebnisse korrigieren kann. 

Die Veröffentlichungen über die württember­
gischen Städte nutzen das in den letzten Jahren 
beliebte Mittel des lebensgeschichtlichen Inter­
views bzw. dessen Verwendung als Quelle zum 
Thema subjektiver Lebenserfahrungen. Den 
Dortmunder Forschungsergebnissen und den 
Abbildungen liegen offensichtlich zahlreiche Ge­
spräche zugrunde, ohne daß ausdrücklich mit In­
terviews gearbeitet würde. Beim Esslinger Band 
wäre eine Kommentierung der abgedruckten Er­
innerungen von Betroffenen bzw. lokalen Hono­
ratioren wünschenswert gewesen. 

Wie leider bei vielen vergleichbaren Ausstel-

lungsdokumentationen fehlen besonders im 
Falle Tübingen die Nennung wichtiger Sozial­
strukturdaten, Informationen über die wirt­
schaftliche Situation und sogar Wahldaten. Der 
Begleitband der Esslinger Ausstellung liefert 
diese Grundlagen in zwei Beiträgen für die 
Endphase der Weimarer Republik in konzen­
trierter Form. Auch der Dortmunder Katalog 
bringt diese Informationen, während sie im 
Stuttgarter Fall nur verstreut zu finden sind. Das 
Fehlen oder die sehr knappe Darstellung von 
Strukturdaten ist symptomatisch, denn stadtge­
schichtliche Untersuchungen vernachlässigen ge­
rade diese für eine Strukturgeschichte unerläßli­
chen Daten leider allzu oft. Um mit Hilfe verglei­
chender Fragestellungen Stadtgeschichte, Sozial­
geschichte und Strukturgeschichte miteinander 
zu verkoppeln, bedarf es gerade hier größerer 
Anstrengungen. Das Gegenstück zur Vernachläs­
sigung der strukturellen Dimension ist eine deut­
lich ereignisgeschichtliche Orientierung, die oft 
mit der biographischen Perspektive in Verbin­
dung steht. Geschichte und besonders Stadtge­
schichte, die sich auch an eine lokale Öffentlich­
keit wendet, bedarf gerade dieser ereignisge­
schichtlichen Konkretisierung. Allerdings ist es 
dann immer wieder schwierig, die bereits ange­
sprochene Einbindung in überregionale Zusam­
menhänge sinnvoll zu vermitteln. 

Mit Hilfe der Biographien lösen Ausstellun­
gen und ihre Begleitbände - stärker als die wis­
senschaftliche Literatur - die oft allzu starren 
Epochengrenzen von 1933 und 1945 auf. Die 
Verfolgung von Biographien zwingt zur Betrach­
tung längerer Zeiträume über die Brüche der po­
litischen Geschichte hinweg. Gerade in der Stadt­
geschichte erscheint es den Verfassern wohl not­
wendig, auch die Vor- bzw. die Nachgeschichte 
lokaler Ereignisse darzulegen. Daß damit durch­
aus ein Erkenntnisgewinn verknüpft ist, zeigt 
sich prägnant beispielsweise an der Kontinuität 
der Verwaltungselite. Dagegen wird die Konti­
nuität der politischen Elite durch den National­
sozialismus unterbrochen, man beginnt 1945 
personell und programmatisch da, wo 1933 auf­
gehört wurde. Der Stuttgarter Band macht auch 
die Folgen des Krieges nach dessen Ende deut­
lich. Noch selten ist ein betriebsgeschichtlicher 
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Zugang bzw. die Einbeziehung der Arbeits­
sphäre in die stadtgeschichtlichen Untersuchun­
gen, zumal Wohnbereich bzw. Quartierbildung 
oft mit dem Arbeitsplatz verbunden waren und 
möglicherweise sich gerade am Arbeitsplatz Ele­
mente von Kontinuität finden lassen, die im Ge­
gensatz zur bruchhafter verlaufenden Politikge­
schichte stehen. Der Aufsatz über die Maschi­
nenfabrik Esslingen ist höchstens ein Anfang. 

Bei der Beschreibung der verbrecherischen 
Maßnahmen im Nationalsozialismus bleibt es 
immer noch zu sehr bei einer Reproduktion der 
reichsweiten Geschichte. Die lokale Zustim­
mung, der lokale vorauseilende Gehorsam und 
die Tatsache, daß diese Taten jeweils vor Ort 
von vielen konkreten Menschen vorbereitet, 
durchgeführt und gesehen wurden, kommt zu 
kurz. Zwar gibt es immer wieder mehr oder we­
niger moralisierende Bemerkungen und Vermu­
tungen über den Wissensstand der Bevölkerung 
über die Verbrechen, doch die Täter werden im­
mer noch selten sichtbar. Werden Täterbiogra­
phien vorgestellt, dann sind es die der großen, 
nicht die der vielen kleinen. Es waren nicht die 
wenigen, die menschlich handelten, widerstan­
den oder von den Nationalsozialisten (zu Recht 
oder zu Unrecht) als ihre Gegner verfolgt wur­
den, charakteristisch für den Nationalsozialis­
mus, sondern die vielen, die wegsahen, nichts 
wissen wollten, sich gaffend beteiligten oder in 
vielfältigsten Formen mithalfen. Besonders der 
Stuttgarter Band zeigt, daß diese Tatsache auch 
objektivierend belegt werden kann. 

Die Betrachtung der vier insgesamt sehr infor­
mativen und mit hohem Aufwand erarbeiteten 
Begleitbücher zu stadtgeschichtlichen Ausstel­
lungen dokumentiert, daß es bei der Erfor­
schung des » Dritten Reiches« noch eine ganze 
Reihe nicht ausreichend aufgearbeiteter Frage­
stellungen gibt. Und gerade weil das so ist, erfül­
len die stadtgeschichtlichen Untersuchungen 
eine wichtige Aufgabe. Nicht nur zu der hier an­
gesprochenen Epoche sind die Möglichkeiten 
der stadtgeschichtlichen Forschungsperspekti­
ven noch keineswegs » ausgereizt« .  
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Besprechungen 

ELMAR GASTEN, Aachen in der Zeit der 
nationalsozialistischen Herrschaft 1 933 
bis 1 944 (Europäische Hochschulschrif­
ten Reihe 3, Bd. 541), Frankfurt a. M. : 
Lang 1 993, 3 79 S., DM 89,-. 

Aachen ist die Stadt in Deutschland, in der die 
nationalsozialistische Diktatur am frühesten zu­
sammenbrach. Mit dem Einmarsch amerikani­
scher Truppen begann am 21 .  Oktober 1944 in 
der westlichsten Stadt Deutschlands die Nach­
kriegszeit. In der vorliegenden Studie, die 1990 
als Dissertation an der Universität Köln ange­
nommen wurde, beschreibt Gasten neben den 
Anfängen der NSDAp, einzelnen Aspekten ihrer 
Herrschaft und der Mitgliederstruktur der 
Aachener NSDAP die wirtschaftliche Entwick­
lung und das Verhältnis von Partei und Staat zu 
den beiden christlichen Kirchen. 

An dieser Gliederung wirkt freilich mißver­
ständlich, daß das dritte Hauptkapitel die Über­
schrift » Zehn [ ! ]  Jahre nationalsozialistischer 
Herrschaft in Aachen« trägt. Sollte das NS-Re­
gime in Aachen vielleicht schon Anfang 1943 un­
tergegangen sein? Dies war nicht der Fall. Viel­
mehr beruht der anfängliche Fehlschluß darauf, 
daß Gasten die Zeitspanne der nationalsozialisti­
schen Herrschaft unverständlicherweise mit der 
Niederschlagung des angeblichen Röhm-Put­
sches am 30. Juni 1934 beginnen läßt. Bis dahin 
habe sich das NS-System in einer Konsolidie­
rungsphase befunden. Mit Blick auf die lokalen 
Verhältnisse kann jedoch von einer solch langen 
Stabilisierungszeit nicht gesprochen werden, 
denn mit der Selbstauflösung der Parteien, dem 
Revirement in den Behörden und der Gleich­
schaltungswelle war die Herrschaft der NSDAP 
im Laufe des Jahres 1933 auf städtischer Ebene 
unangefochten. Im Stadtrat hatten die National­
sozialisten von Anfang an leichtes Spiel, weil 

sich das Zentrum als stärkste Fraktion » fast be­
dingungslos dem neuen Kurs unterwarf« (S. 64) 
und schon in der ersten Ratssitzung geschlossen 
der Verleihung des Ehrenbürgerrechts an Hitler 
zustimmte, während die Stadtverordneten der 
SPD dagegen stimmten. Nicht verständlich ist, 
weshalb Gasten in diesem Zusammenhang den 
von ihm benutzten Begriff Anbiederung in An­
führungszeichen setzt. Wenn er in diesem Verhal­
ten keine Anbiederung sieht, hätte er einen ande­
ren Begriff verwenden müssen. Gasten zeichnet 
den neuen nationalsozialistischen Oberbürger­
meister J ansen, wenngleich alter Kämpfer seit 
1928 und Kriegsparteirichter, als Gefangenen 
der Partei, dem vielfach » die Hände gebunden« 
gewesen seien (S. 67) . So behauptet Gasten, daß 
der Aachener Oberbürgermeister » bei wichtigen 
Anlässen Reden zu halten hatte, die aus der Fe­
der des Gauleiters stammten« (ebda). Einziger 
Beleg für seine Annahme ist eine Aussage des an­
geklagten Oberbürgermeisters während des 
nach Kriegsende durchgeführten Synagogen­
brandprozesses. Diese mit Vorsicht zu behan­
delnde Quelle wird nicht kritisch erörtert. Lei­
der wird der Leser nicht in die Lage versetzt, 
sich ein eigenes Urteil über den Oberbürgermei­
ster bilden zu können, weil die Schilderung sei­
ner Amtsführung nur schemenhaft ist. 

Es sei dahingestellt, ob es sinnvoll ist, der Ana­
lyse einer parteistatistischen Erhebung von 
1939 ein eigenes Hauptkapitel mit einem Um­
fang von immerhin 58 Seiten zu widmen. Die Be­
funde bestätigen jedenfalls zu einem beträchtli­
chen Teil längst Bekanntes, so z. B., daß Beamte, 
Angestellte und Selbständige in der Partei mehr 
oder weniger überrepräsentiert waren. Wäh­
rend Gasten hier mehr als ausführlich schreibt 
und dabei auch Allgemeinplätze wie: » Die Arbei­
terschaft war kein monolithischer Block, der ge­
schlossen abstimmte« (S. 199) und die NSDAP 
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sei keine reine Mittelstandsbewegung gewesen, 
wiedergibt, blendet er andererseits den sicher­
lich auch für Aachen nicht unwichtigen Themen­
bereich Verfolgung und Widerstand der Arbei­
terbewegung weitgehend aus. Er begründet 
seine Entscheidung mit zwei Argumenten: Er­
stens habe sich die lokale Geschichtsschreibung 
»zum Teil in einem solchen Maße [auf den Be­
reich Widerstand und Verfolgung] reduziert, 
daß hier wohl von einem Irrweg gesprochen wer­
den« könne (S. 14).  Gasten übersieht hierbei an­
scheinend, daß sich das Forschungsinteresse auf 
örtlicher Ebene seit den achtziger Jahren erheb­
lich erweitert hat und das Thema Widerstand 
und Verfolgung entheroisiert und sozusagen auf 
sein Normalmaß zurückgefahren wurde. Wenn 
Gasten den Arbeiterwiderstand seinerseits na­
hezu völlig ausklammert, läßt er das Pendel ge­
nau in die entgegengesetzte Richtung ausschla­
gen. Als zweiten Grund für seine Entscheidung 
führt er an, die verfolgten Widerstandskämpfer 
hätten relativ leicht ins benachbarte Ausland flie­
hen und von dort aus ihre Untergrundarbeit or­
ganisieren können. Deshalb sollten die Wider­
standsaktivitäten seiner Meinung nach besser in 
größerem Zusammenhang dargestellt werden. 
Gerade wegen der exponierten Lage der Stadt 
wäre es für den Leser interessant gewesen zu er­
fahren, ob und in welchem Umfang Aachen Um­
schlagplatz für illegale Aktionen war und mit 
welchen Mitteln die Gestapo auf diese Situation 
reagierte. 

Durch die Ausklammerung des Arbeiterwider­
standes und die gleichzeitige ausführliche Dar­
stellung der katholischen Regimegegnerschaft 
entsteht der Eindruck einer gewissen Schieflage. 
Mit demselben Argument, daß es besser sei, die 
Geschichte des Arbeiterwiderstandes in der ge­
samten Grenzregion zu untersuchen, hätte Ga­
sten sich auch dafür entscheiden können, das 
Verhalten der katholischen Kirche nicht in sei­
ner stadtgeschichtlichen Untersuchung zu behan­
deln, sondern einer Studie auf der Ebene des Bis­
tums Aachen vorzubehalten. Dies hat er aus gu­
ten Gründen nicht getan, weil ansonsten ein 
wichtiger Aspekt der NS-Zeit auf lokaler Ebene 
ausgelassen worden wäre. Aber ebensowenig 
kann eine stadtgeschichtliche Arbeit über den 
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Nationalsozialismus die Geschichte des örtli­
chen Arbeiterwiderstands unberücksichtigt las­
sen, zumal Aachen eine Industriestadt war, in 
der 1933 55 Prozent der Erwerbstätigen Arbei­
ter waren und die beiden Linksparteien bei der 
Reichstagswahl im November 1932 zusammen 
30,8 Prozent der Stimmen erhalten haben. 

Ohne Zweifel hatten die Nationalsozialisten 
in der Stadt Aachen, deren Bevölkerung zu etwa 
90 Prozent katholisch war, beträchtliche Schwie­
rigkeiten, das Vertrauen großer Teile der Bevöl­
kerung zu gewinnen. Vielfach trafen sie auf 
keine sicht- und greifbaren Gegner, sondern fan­
den nur Unzufriedenheit und Desinteresse am 
NS-Staat vor. Offen zu Tage trat diese Gesin­
nungsopposition nur in seltenen Fällen, so z. B. 
während der Aachener Heiligtumsfahrt im 
Jahre 1937. »Der massenhafte Zustrom der 
Gläubigen« war, wie Gasten zu Recht betont, 
eine »öffentliche Demonstration der Treue zur 
Kirche« ,  und sie richtete sich gleichzeitig gegen 
das NS-Regime (S. 3 10). Ob allerdings den Pre­
digten auf der Aachener Heiligtumsfahrt wirk­
lich nur, wie Gasten meint, der »Funke im Pul­
verfaß« gefehlt habe, » um die Widerstandsbe­
reitschaft in offene Rebellion umschlagen zu las­
sen« (S. 3 1 1 ) ,  erscheint schwer vorstellbar. 
Solch eine Empörung hätte kaum dem Wesen 
der katholischen Resistenz entsprochen, die 
sich, wie Klaus Schönhoven für Bayern festge­
stellt hat, durchweg als » atmosphärische Re­
gimefeindschaft« (Versammlungs- und Spenden­
müdigkeit, Desinteresse an Veranstaltungen, 
Nörgeleien u. ä.) » unterhalb der Schwelle des or­
ganisierten Gegenhandelns « äußerte. 

Eine zweite wichtige Ursache für den eher un­
terdurchschnittlichen Enthusiasmus der Aache­
ner Bevölkerung sieht Gasten mit Recht in der 
schleppenden wirtschaftlichen Entwicklung in 
dieser Grenzregion nach 1933. So wurde etwa 
der Aachener Kohlenbergbau gegenüber dem 
Ruhrbergbau durch Festlegung von Förderquo­
ten benachteiligt. Von (Rüstungs-)Aufträgen 
staatlicher Stellen war Aachen so gut wie ausge­
klammert, weil es bis 1936 zur entmilitarisier­
ten Zone und danach zum gefährdeten Grenzge­
biet gehörte. Auf dem Arbeitsmarkt wirkte sich 
diese Entwicklung lange Zeit durch höhere Ar-

beitslosigkeit und Abwanderung von Arbeits­
kräften in andere Industriegebiete aus. Erst der 
volkswirtschaftlich unsinnige Westwall bau in 
den Jahren 1938/39 brachte annähernd die Voll­
beschäftigung. Auch bei der Beschreibung der 
Wirtschaftslage hätten, so ist kritisch anzumer­
ken, sicherlich Verknüpfungspunkte zum 
Thema Arbeiterwiderstand bestanden. 

Insgesamt läßt sich feststellen, daß Gastens 
Arbeit einige wichtige Bausteine für die weitere 
Erforschung der NS-Zeit in Aachen liefert. 

Rösrath Johann Paul 

NORBERT SAHRHAGE, Bünde zwischen 
»Machtergreifung« und Entnazifizie­
rung. Geschichte einer westfälischen 
Kleinstadt von 1 929 bis 1 953, Bielefeld: 
Verlag für Regionalgeschichte 1 991 ,  1 00 
Abb., 366 S., DM 3 8,-. 

» Da ist nicht Jazz, da ist nicht Schimmy und 
Rumba. Da wird deutsche Musik gepflegt, da 
werden deutsche Lieder gesungen, da werden 
deutsche Volkstänze getanzt. «  Mit dieser Presse­
mitteilung ermunterten die Bünder Nationalso­
zialisten im April 1932 Interessenten zum Be­
such des » Deutschen Abends« (S. 74) . Ihre 
deutschtümelnde Propaganda fiel in der prote­
stantisch-konservativen Kleinstadt Bünde in Ost­
westfalen auf fruchtbaren Boden. 

In einer sorgfältig recherchierten Studie analy­
siert Sahrhage die Bedingungen für die . Entfal­
tung des Nationalsozialismus in Bünde und den 
umliegenden Gemeinden; er geht dann auf wich­
tige Felder der Entwicklung von 1933 bis 1945 
ein und erörtert schließlich die vom Forschungs­
interesse her besonders reizvolle Frage des Um­
gangs mit dem Nationalsozialismus in den Nach­
kriegsjahren. Allerdings stören die zeitlichen Un­
stimmigkeiten zwischen Ober- und Untertitel. 
Trotz beachtlicher Erfolge in der Auflösungs­
phase der Weimarer Republik (die NSDAP er­
hielt in Bünde schon bei der Reichstagswahl am 
14. 9. 1930 37,3% der Stimmen) übernahmen 
die Nationalsozialisten auch im Bünder Rathaus 
erst 1933 die Macht. Die Entnazifizierung, end-
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gültig zwar erst durch ein Landesgesetz vom 
5. 2. 1952 abgewickelt, erregte Anfang der fünf­
ziger Jahre nicht mehr die Gemüter in der Stadt, 
zumal die örtlichen Entnazifizierungsausschüsse 
schon im Frühjahr 1948 ihre Tätigkeit einge­
stellt hatten. 

Die Zigarrenstadt Bünde, die in den » golde­
nen zwanziger Jahren« unter einer instabilen 
Konjunktur mit einem beträchtlichen Grund­
stock an Arbeitslosen litt, wurde in der Weltwirt­
schaftskrise ein besonderes Opfer der Brüning­
schen Notverordnungspolitik. Eine im Dezem­
ber 1930 verordnete Erhöhung der Banderolen­
steuer und Einfuhrzölle auf Rohtabak vergrö­
ßerte die Misere der Zigarrenfabriken. Politi­
sche Nutznießer der sich zuspitzenden wirt­
schaftlichen und politischen Krise waren eindeu­
tig die Nationalsozialisten. Ihnen strömten vor 
allem viele bisherige Nichtwähler und Sympathi­
santen bürgerlicher Parteien zu. Wenngleich in 
Ansätzen eine Bewegung mit Volksparteicharak­
ter, stellte das nationalgesinnte Bünder Bürger­
tum die » Hauptrekrutierungsbasis der NSDAP« 
dar (S. 92) .  

Nach der Kommunalwahl vom 12. 3 .  1933 
besaßen die Nationalsozialisten im Bünder 
Stadtrat die absolute Mehrheit. Indes verlief der 
Umbau der Verwaltung nicht ganz zu ihrer Zu­
friedenheit, denn der bisherige, von lokalen Par­
teifunktionären als » politisches Schaukelpferd« 
(Zitat, S. 124) verspottete Bürgermeister Dr. Ri­
chard Moes konnte mit Rückendeckung höhe­
rer staatlicher und ParteisteIlen seinen Posten be­
haupten und durch Nachgiebigkeit insbeson­
dere in der Personalpolitik begrenzte Handlungs­
spielräume in der Kommunalverwaltung bewah­
ren. Ein Zerwürfnis mit dem Landrat und seine 
frühere Zugehörigkeit zu den Freimaurern sorg­
ten dafür, daß seine Amtszeit 1937 nicht verlän­
gert wurde. Eingehend schildert Sahrhage so­
wohl die Entwicklung von NS-Organisationen 
als auch den Konflikt zwischen Bekennender 
Kirche und Deutschen Christen und die Diskri­
minierung und Verfolgung der Juden in Bünde. 
Knapper handelt er den Alltag der Bevölkerung 
in der NS-Zeit, Formen der Resistenz und die 
Lage der Fremdarbeiter und Kriegsgefangenen 
ab. 
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Im Abschnitt über die Nachkriegszeit, die sich 
im Spannungsfeld von »Neubeginn « und » Kon­
tinuität« bewegte, wendet sich der Verfasser ne­
ben dem Neuaufbau der kommunalen Selbstver­
waltung, der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der mühsamen Integration von Flüchtlingen 
und Vertriebenen vor allem der Entnazifizie­
rung, Wiedergutmachung und dem Anfang der 
fünfziger Jahre in Heimatfesten zum Ausdruck 
kommenden historisch-politischen Bewußtsein 
zu. Die von den Amerikanern und Briten mit 
viel gutem Willen in Gang gesetzte Entnazifizie­
rung scheiterte nicht nur am Schematismus des 
Verfahrens, sondern auch an der in großen Tei­
len der Bevölkerung fehlenden Bereitschaft, sich 
kritisch mit der eigenen Rolle in der NS-Zeit zu 
befassen. Ebenso deuten Entscheidungen, wie 
die der Bünder SPD vom 28. 6. 1947, » daß man 
in Zukunft alle solche ehemaligen Mitglieder 
der NSDAP in die Partei aufnehmen wolle, die 
sich anständig und loyal benommen hätten und 
keine Verbrecher seien« (Zitat, S. 257), auf eine 
wachsende Schlußstrichmentalität vor Ort hin. 
In dieses Bild paßt schließlich, daß der von 1937 
bis 1945 amtierende Bürgermeister, ein »alter 
Kämpfer« , bei der Eröffnung der Elfhundert jahr­
feier im Juni 1953 als Redner auftreten durfte 
und bis auf einen Gewerkschaftssekretär kein 
Verantwortlicher in Bünde daran Anstoß nahm. 

Sahrhages sachkundige und ausgezeichnet zu­
sammengefaßte Darstellung ist ein Baustein, der 
zur Auffüllung der immer noch beträchtlichen 
Wissenslücke über den Nationalsozialismus in 
Kleinstädten beiträgt. 

Rösrath Johann Paul 

REINHILD KApPES, . . .  und in Singen gab 
es keine Juden? Eine Dokumentation, 
hrsg. vom Kulturamt der Stadt Singen, 
Sigmaringen: Thorbecke 1 991,  1 1 2 S., 
50 Abb., DM 20,-. 

Jacob Kahn, ein »Halbjude« , stellte sich, gerade 
erst aus dem KZ zurückgekehrt, für den politi­
schen Wiederaufbau nach dem Zusammen­
bruch des »Dritten Reiches« zur Verfügung und 
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übernahm sogar das Amt des stellvertretenden 
Bürgermeisters. Als er 1948 starb, erinnerte kei­
ner der ehrenden Nachrufe an die Diskriminie­
rungen, die Kahn hatte erleiden müssen, von ei­
ner Verfolgung der Juden war nicht die Rede. 
1963 antwortete das Singener Bürgermeister­
amt auf Fragen der Landesarchivdirektion nach 
dem Schicksal der Juden im »Dritten Reich « ,  
darüber sei nichts bekannt. Dies sind typische 
Beispiel für den Umgang mit der Vergangenheit, 
für die Verdrängung dessen, was in der Zeit des 
Nationalsozialismus geschah. Lange Jahre 
schien es so, als habe es in Singen keine Juden ge­
geben und als hätten Singener Bürger nichts mit 
den Verbrechen gegen die Juden zu tun. 

Reinhild Kappes, Stadtarchivarin in Singen, 
hat anläßlich des 50. Jahrestages der Pogrom­
nacht vom 9./10. November 1938 diese Mauer 
des Schweigens durchbrochen und legt nun hier 
ihre in detektivischer Kleinarbeit zusammenge­
tragenen Forschungsergebnisse in erweiterter 
Form vor. Das älteste Schriftstück, das sich er­
halten hat und von Juden in Singen spricht, 
stammt aus dem Jahre 1670. Allerdings wuchs 
von da an der jüdische Bevölkerungsanteil kei­
neswegs kontinuierlich an. Zwischen 1694 und 
1 807 lebten vermutlich überhaupt keine Juden 
in der Stadt. Erst seit dem Ende des 19.  Jahrhun­
derts stieg dann die Zahl jüdischer Einwohner 
ständig an. In den zwanziger Jahren richteten sie 
sich sogar einen eigenen Betsaal ein. 

Antisemitische Tendenzen waren schon vor 
1933 spürbar und verstärkten sich dann. Die 
Hetze richtete sich vor allem gegen die jüdischen 
Inhaber wichtiger Geschäfte. Deutlich kamen ju­
denfeindliche Einstellungen in mehreren Fast­
nachts umzügen zum Ausdruck, die in makabrer 
Weise das Schicksal der Juden vorwegnahmen. 
Die »Reichskristallnacht« blieb in Singen ohne 
Folgen, weil es bereits nur noch Geschäfte in 
» arischem« Besitz gab. Detailreich und anschau­
lich berichtet Reinhild Kappes über die Ge­
schichte der Geschäftshäuser, die von Juden ge­
gründet und geleitet worden waren, über die Art 
und Weise ihres Verkaufs sowie über den weite­
ren Lebensweg der früheren Inhaber und derjeni­
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ihre 
Stelle verloren hatten, weil sie Juden waren. Als 

am 22. Oktober 1940 der Transport von Juden, 
die nach Gurs in den Pyrenäen - und später viel­
fach weiter nach Auschwitz - deportiert werden 
sollten, in Singen haltmachte, kamen zwar keine 
Juden aus der Stadt dazu - es wohnten hier 
keine mehr -, aber unter denen, die in einer 
Turnhalle zusammengepfercht wurden, befan­
den sich mehrere ehemalige Einwohner. Unter 
den Nachstellungen und Demütigungen der Na­
zis hatten schließlich auch die »Halbjuden« zu 
leiden. Eindringlich zeichnet Frau Kappes dar­
über hinaus nach, wie für viele flüchtende Juden 
Singen zur Zwischenstation wurde: für einen er­
folgreichen Übertritt in die Schweiz oder für Ver­
haftung und Tod. Wer ihnen half - etwa Pfarrer 
von Singen und Wieehs -, mußte dafür schwer 
büßen. 

Das Buch ist ein Zeugnis der Erinnerung, ein 
Zeichen gegen Vergessen-Wollen und Verdrän­
gen, das über Singen hinaus Beachtung verdient. 

Basel Heiko Haumann 

WOLFGANG SCHÄCHE, Architektur und 
Städtebau in Berlin zwischen 1 933 und 
1 945. Planen und Bauen unter der 
Ägide der Stadtverwaltung (Die Bau­
werke und Kunstdenkmäler von Berlin), 
Berlin: Gebrüder Mann Verlag 1 992, 
655 Seiten, Abb., Pläne, DM 1 90,-. 

Mit dieser Publikation wird eine flächendek­
kende und möglichst lückenlose bau- und pla­
nungsgeschichtliche Darstellung und Analyse 
der Berliner Entwicklung im Nationalsozialis­
mus angestrebt. Zunächst wird dabei die Rolle 
von Architektur und Städtebau im Nationalso­
zialismus am Beispiel Berlins ausgeführt, es folgt 
ein Katalogteil mit der Untersuchung und Doku­
mentation von räumlichen Planungs bereichen 
und schließlich die Dokumentation von Einzel­
objekten, ohne Bindungen an einen übergeord­
neten Planungsbereich, wie Wehrmachtsbauten, 
Industriebauten, Büro-Verwaltungs- und Bank­
gebäude sowie Wohnsiedlungen und Wohnungs­
bauten. Der Katalogteil umfaßt mehr als hun­
dert Einzelbeispiele, die mit Plänen, Fotos und ei-
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nem Textteil beschrieben werden. I m  umfangrei­
chen Anhang werden schließlich noch relevante 
Dokumente vorgestellt. Die Arbeit basiert auf ei­
ner breiten Basis von Primärquellen, einer Litera­
turauswertung, der Erschließung von Privatar­
chiven sowie der Befragung von Zeitzeugen. 

Es geht dabei um den Anteil des Planens und 
Bauens zwischen 1933 und 1945, für den die 
Berliner Stadtverwaltung zuständig war. Die Ar­
beiten und Planungen des Generalbauinspektors 
für die Reichshauptstadt Berlin (GBI), Albert 
Speer, sind nicht Bestandteil der Untersuchung. 
So verdienstvoll es einerseits auch ist, sich von 
den ideologischen und propagandistischen 
Aspekten der Hauptstadtplanungen in Berlin, 
wie sie mit den Speers ehen Planungen impliziert 
waren, (endlich) zu lösen, so bleibt der Versuch 
der Ausklammerung dieser Planungen dennoch 
problematisch. Die Planungen des GBI haben 
lange und einseitig die Rezeption des Planungs­
und Baugeschehens im Nationalsozialismus 
nicht nur bezogen auf Berlin beeinflußt, so daß 
häufig Planen und Bauen im Nationalsozialis­
mus mit den Speer'schen Planungen und Bauten 
gleichgesetzt wurden. Speer hatte ab 1936 einen 
zunehmend wachsenden Einfluß auf das Archi­
tektur- und Planungsgeschehen, der sich von di­
rekten Eingriffen bei Wettbewerben über subti­
lere Formen der Beeinflussung und Steuerung 
von Publikationen bis hin zu Interventionen 
über Hitler erstreckte. Mit der 1942 vollzoge­
nen Ernennung Speers zum Reichsminister für 
Rüstung und Kriegsproduktion verschmolzen 
Architektur und Stadtplanung personell vol­
lends mit den nationalsozialistischen Kriegszie­
len. »Die Architektur hatte zu diesem Zeit­
punkte ihre Schuldigkeit getan. Sie fand im 
Krieg ihre Fortsetzung« (S. 8 1 ) .  Nicht nur in Ber­
lin, auch in anderen Städten hatten sich beson­
ders Architekten und Ingenieure als gute Mana­
ger profiliert. 

Nicht nur die provozierenden Thesen des post­
modernen Architekten Leon Krier, auch die Wie­
derveröffentlichung der (architektonischen) Ar­
beiten Albert Speers belebten eine Diskussion, 
die auf der ästhetischen Oberfläche verblieb und 
»nur« architektonische Qualitäten themati­
sierte. Ohne zwischen den unterschiedlichen 
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Bauaufgaben (Wohnungsbau, Industriebau, Mo­
numentalbauten etc.) und damit verbundenen 
Architektursprachen zu differenzieren, haben 
bisher auch viele Bauhistoriker nach dem natio­
nalsozialistischen Architekturstil gefahndet und 
dabei Ideologie und Propaganda für Realität ge­
halten. In diesem Band werden nicht derartige 
Vorurteile wiederholt, sondern aufgrund von 
Quellen- und Aktenstudium wird versucht, die 
vollständige damalige Realität der geplanten 
und gebauten Architektur zu dokumentieren. 
Die Darstellung des Forschungsstandes zur na­
tionalsozialistischen Architektur und Stadtpla­
nung ist dabei allerdings berlinlastig. Andere lo­
kale Forschungsergebnisse sind nur bruchstück­
haft eingearbeitet. Vor allem bleibt die interna­
tionale Ebene vollkommen ausgeblendet, aber 
gerade hier hätte ein Vergleich faschistischer Ar­
chitekturen eine bessere Einordnung und Relati­
vierung der Berliner Bau- und Planungstätigkeit 
ermöglicht. 

Die Arbeit bildet einen wertvollen Beitrag zur 
bisherigen Tabuisierung auch der Planungs- und 
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Baugeschichte des Nationalsozialismus in Ber­
lin. Nach der Phase »Bewältigung durch Ver­
schweigen« und dem folgenden Abschnitt der 
» Bewältigung durch Verdrängung« bildet die Ar­
beit nun einen Beitrag zur » Bewältigung durch 
Aufarbeitung« .  Schäche analysiert dabei aller­
dings nicht mehr die Frage von Zäsuren und Brü­
chen, sondern geht explizit von Kontinuität als 
Untersuchungsvoraussetzung aus. Für eine, die 
lokalen Besonderheiten reflektierende, auf Quel­
lenstudium gestützte und die verschiedenen 
Bau- und Planungsaufgaben berücksichtigende 
Zusammenfassung von Forschungsergebnissen 
zur nationalsozialistischen Architektur und zum 
Städtebau ist mit dieser Arbeit ein weiterer Mei­
lenstein gelegt. Mit der breiten Inventarisierung, 
dem Personenregister und Ortsregister bildet 
der Band eine nicht verzichtbare Quelle, zu der 
man sich bald ergänzend die Untersuchung der 
Speerschen Planungen wünschen würde. 

Kassel Dirk Schubert 

iirgit Knorr und 
�ie Wehling IHng I 

Baden­
Württemb ergis ehe 

Biographien 
F ...... I 

iII cIe,tsdIea 
Sielwesten 

Birgit Knorr/Rosemarie Wehling (Hrsg . )  

Frauen im deutschen 
Südwesten 
1 993.  309 Seiten mit 3 1  Abb .  Leinen 
DM 39, 80jöS 3 1 1 ,-jsFr 41 ,-
ISBN 3-1 7-01 2089-1 
Schriften zur politischen Landeskunde 
Baden-Württembergs;  Band 20 

Diese regionalgeschichtl ich ausgerichtete 
Biographiensammlung dokumentiert Le­
ben und Werk von ü ber 30 Frauen aus dem 
Südwesten Deutschlands, "die sich in den 
beiden letzten Jahrhunderten in verschie­
denen Tätigkeits- und Lebensbereichen 
einen Namen gemacht haben" .  Die sach­
kundig verfaßten Kurzbiographien geben 
einen Einbl ick in den Ende des 1 8 .  Jahrhun­
derts beginnenden Prozeß der Frauen­
emanzipation .  E in  lesenswerter Band über 
Frauen von geste rn, geschrieben für 
Frauen von heute . 

Uwe Jens Wandel (Bearb . )  

Lebens- und Leidensweg des 
M. Johann Gerhard Ramsler 
Specials zu Freudenstadt 
Die Lebenserinnerungen eines württem­
berg ischen Landpfarrers ( 1 635 - 1 703) 
1 993.  1 29 Seiten mit 10 Abb .  und 
genealogischer Tafel .  Leinen 
DM 32,-jöS 2 50,-jsFr 33 ,20 
ISBN 3-1 7-0 1 2 566-4 
Lebendige Vergangenheit; Band 1 5  

Der Verfasser schildert e ine Jugend voll 
Not und Gefahren,  berichtet über evange­
l ische Klosterschulen, das Studium am 
Tübinger Stift und die Arbeit, Mühsal und 
Erlebnisse als Vikar, Pfarrer und Dekan .  Er 
erzählt von wunderlichen Mitmenschen ,  
seltsamen Naturereignissen u n d  mancher­
lei Abenteuern - Alltags- und Kultur­
geschichte aus erster Hand.  
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